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Vorwort 


Das vorliegende Lehrbuch ist für die 
sozialistische Berufsausbildung der 
Lehrlinge und der Werktätigen im 
Grundberuf Finanzkaufmann, Speziali- 
sierungsrichtung Geld und Kredit, und 
für die Weiterbildung der Werktätigen 
bestimmt. 

Aufbauend auf dem Teil 1 des Lehr- 
buches Finanzkaufmann, in dem die 
Grundlagen des sozialistischen Finanz- 
wesens der DDR dargelegt werden, soll 
der Teil 3 gründliche spezielle Kennt- 
nisse über das sozialistische Geld- und 
Kreditwesen der DDR vermitteln. Es 
- soll insbesondere die wichtige Rolle des 
Geldumlaufs und des sozialistischen 
Kredits\bei der planmäßigen Gestaltung 
des gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozesses darlegen und zeigen, wie mit 
Hilfe des Geldumlaufs und des soziali- 
stischen Kredits die erfolgreiche Durch- 
führung der Hauptaufgabe in ihrer Ein- 
heit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
gefördert wird. 

Das Lehrbuch soll den Mitarbeitern in 
den Geld- und Kreditinstituten helfen, 
ihre politische Verantwortung zu erken- 
nen und Geld und Kredit im Rahmen 
der Leitung, Planung und ökonomischen 
Stimulierung der Volkswirtschaft wirk- 
sam für die Sicherung eines hohen An- 
stiegs ihrer Leistungskraft zu nutzen. 
Um eine einheitliche, aktuelle berufs- 
theoretische Ausbildung auf hohem Ni- 
veau zu sichern, werden durch die Be- 
rufsfachkommission beim Ministerium 


der Finanzen pädagogisch-methodische 
Empfehlungen zur Arbeit mit dem Lehr- 
buch herausgegeben. 

Bei der Ausarbeitung dieses ersten Lehr- 
buches für die Spezialisierungsrichtung 
Geld und Kredit wurden die Verfasser 
durch zahlreiche Anregungen und Hin- 
weise von Wissenschaftlern und erfah- 
renen Praktikern unterstützt. Wir dan- 
ken allen, die zur Entwicklung des Bu- 
ches beigetragen haben, für ihre wert- 
volle Hilfe. 

Insbesondere sind wir der Zentrale der 
Staatsbank der DDR und dem Finanz- 
ökonomischen Forschungsinstitut beim 
Ministerium der Finanzen für die tat- 
kräftige Förderung unseres Vorhabens 
zu Dank verpflichtet. 

Wir bitten alle Benutzer, dem Verlag 
ihre Erfahrungen und Hinweise zur Ver- 
vollkommnung der nächsten Auflage zu 
übermitteln. 


Autorenkollektiv und Verlag 
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Kredit und Geldumlauf 
im Sozialismus 


1.1. 

Stellung des Kredits 

im volkswirtschaftlichen 
Reproduktionsprozeß 


1.1.1. 

Notwendigkeit und Wesen 
des Kredits im sozialistischen 
Reproduktionsprozeß 


Das Programm der SED enthält die 
grundlegende Feststellung, daß die be- 
wußte Ausnutzung der Ware-Geld-Be- 
ziehungen bei der weiteren Vervoll- 
kommnung der Leitung, Planung und 
ökonomischen Stimulierung in der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft 
eine große Rolle spielt. Damit ist ver- 
bunden, daß auch die richtige Ausnut- 
zung des Geld- und Kreditwesens für 
die effektive Produktion und die ratio- 
nelle Verteilung und Verwendung des 
gesellschaftlichen Produkts und des Na- 
tionaleinkommens sehr bedeutsam ist.! 
“ Die Kreditbeziehungen sind objektiver 
Bestandteil der sozialistischen Repro- 
duktion. Sie bringen gesellschaftliche 
Beziehungen zum Ausdruck, deren We- 
sen durch den Charakter der sozialisti- 
schen Produktionsverhältnisse bestimmt 
wird. Auf der Grundlage der sozialisti- 
schen Eigentumsverhältnisse und des 
staatlichen Monopols über das Bank- 
wesen nutzt der sozialistische Staat die 
Kreditbeziehungen bewußt zur Verwirk- 


. 


lichung der Interessen der Arbeiter- 
klasse und der mit ihr verbündeten 
werktätigen Klassen und Schichten. Die 
Kreditpolitik ist somit untrennbarer Be- 
standteil der Wirtschafts- und Sozial- 
politik der Partei der Arbeiterklasse und 
des sozialistischen Staates. 

Die Geld- und Kreditinstitute, die die 
Kreditpolitik im Auftrag von Partei und 
Regierung durchführen, leiten, planen 
und organisieren die Kreditbeziehungen 
mit dem Ziel, einen aktiven Beitrag zur 
Stärkung der Leistungskraft der Volks- 
wirtschaft auf der Grundlage höchster 
Effektivität und zur Erhöhung des Le- 
bensniveaus des. Volkes zu leisten. 
Der sozialistische Kredit ist eine wich- 
tige Form der planmäßigen Bildung und 
Verwendung finanzieller Fonds. 

Die allgemeinen Bedingungen für die 
Existenz der gesellschaftlichen Kredit- 
fonds im Sozialismus sind die Waren- 
produktion und Warenzirkulation, der 
damit verbundene Doppelcharakter der 
Ware als Gebrauchswert und Wert und 
die daraus resultierende Geldzirkula- 
tion. 

Wenn Warenproduktion existiert, wer- 
den die erzeugten Produkte als Waren 
ausgetauscht, wobei der Austausch 
durch das Geld vermittelt wird. In der 
sozialistischen Gesellschaft erfolgt die 
Bildung der zum Erwerb der materiellen 


1 Programm der SED. Dietz Verlag, Berlin 1976, 
5,36: 
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Produkte erforderlichen Geldeinkom- 
men und Geldfonds planmäßig. Den ge- 
bildeten Geldeinkommen und Geldfonds 
stehen planmäßig erzeugte materielle 
Fonds (z. B. Waren für die Bevölkerung, 
Investitionsgüter für die Wirtschaft, Ex- 
portgüter) gegenüber. Doch die Geldein- 
kommen und Geldfonds werden oft 
nicht zum Zeitpunkt ihrer Bildung 
gegen materielle Fonds realisiert, so daß 
sich in den Bereichen der Volkswirt- 
schaft und bei den Eigentümern zeit- 
weilig freie Geldfonds bilden. Die Bil- 
dung der Geldfonds und ihre Verwen- 
dung treten in vielen Fällen nicht zum 
gleichen Zeitpunkt ein. So wird z.B. der 
Arbeitslohn nicht täglich gezahlt, und 
der Betrieb sammelt die dafür benötig- 
ten Mittel an. Die finanziellen Aufwen- 
dungen für Material, Rohstoffe, Energie 
usw. fallen entsprechend dem Produk- 
tionsablauf an, aber im allgemeinen zu 


. anderen Terminen, als die Bezahlung 


der abgesetzten Erzeugnisse erfolgt. Für 
die Durchführung von Rationalisie- 
rungsmaßnahmen werden finanzielle 
Mittel in Form von Bankguthaben akku- 
muliert. 


In den Kombinaten und Betrieben er- 
folgt die Akkumulation von Geldfonds 
vor allem 


- im Zusammenhang mit der Bildung 
finanzieller Fonds für die erweiterte 
Reproduktion und die materielle Sti- 
mulierung sowie 

— zur Bildung finanzieller Reserven für 
einen künftigen Geldbedarf für un- 
terschiedliche Zwecke. 


In der volkseigenen Wirtschaft tritt 
diese Akkumulation von Geldfonds 
überwiegend kurzfristig auf, da die Mit- 
tel auch bei größerem Finanzbedarf, 
z. B. für umfangreiche Investitionen, 
nicht langfristig auf Bankkonten an- 
gesammelt, sondern jährlich planmäßig 
so zur Verfügung gestellt werden, wie 
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sie auf Grund der materiellen Pläne zur 
Finanzierung benötigt werden. 

Auch beim Staatshaushalt erfolgt die 
Bildung solcher Guthaben. Für den so- 
zialistischen Staatshaushalt ist charakte- 
ristisch, daß er ausgeglichen ist und daß 
jährlich ein Überschuß erwirtschaftet 
wird. Die Geldfonds des Staatshaushalts 
spiegeln darüber hinaus die Kassen- 
bestäinde und Haushaltsreserven der 
staatlichen Organe und Einrichtungen 
wider. 

Geldfonds werden auch durch die Be- 
völkerung angesammelt, denn die Bil- 
dung und Verwendung der Geldeinkom- 
men fällt in der Regel zeitlich ausein- 
ander. Dieser Prozeß der Ansammlung 
von Geldfonds bei der Bevölkerung 
wird vor allem durch das bewußte Spa- 
ren beeinflußt. 

Alle diese Beispiele zeigen, daß sich in 
den verschiedenen Bereichen zeitweilig 
freie Geldfonds bilden. Die Eigentümer 
verzichten vorübergehend auf die mate- 
rielle Realisierung von Waren. Aus die- 
sem Grunde können und müssen im 
volkswirtschaftlichen Reproduktions- 
prozeß planmäßig andere Verfügungs- 
möglichkeiten über diese materiellen 
Fonds geschaffen werden. Diese objek- 
tive Notwendigkeit ergibt sich aus den 
ökonomischen Gesetzen des Sozialismus, 
vor allem aus zwei Faktoren: 


- der Sicherung der Kontinuität des 
planmäßigen Reproduktionsprozes- 
ses sowie N 

- der Erschließung und dem Einsatz 
aller vorhandenen Fonds für eine 
hocheffektive planmäßige Reproduk- 
tion. 


Auf dieser Grundlage bildet sich ein ge- 
samtgesellschaftlicher Kreditfonds her- 
aus „als gesellschaftliches Verhältnis 
zwischen den zeitweilig nicht realisier- 
ten Geldeinkünften, die sich als Geld- 
fonds niederschlagen, und der Notwen- 


.digkeit, die von diesen repräsentierten 
“ materiellen Fonds planmäßig in der so- 
zialistischen Reproduktion umzuvertei- 
len und einzusetzen.“” Dieser Kredit- 
fonds wird von den sozialistischen Ban- 
ken entsprechend den Festlegungen des 
Planes dorthin gelenkt, wo seine Nut- 
zung aus volkswirtschaftlicher Sicht er- 
forderlich ist. 
Durch die zeitweilige Übertragung von 
Ansprüchen auf materielle Produkte 
bzw. Leistungen dient der Kredit dazu, 
die Steigerung der gesellschaftlichen 
Produktion und ihrer Effektivität sowie 
die Proportionalität und Kontinuität des 
volkswirtschaftlichen Reproduktions- 
prozesses aktiv zu fördern und die plan- 
mäfige Verbesserung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus der Be- 
völkerung zu unterstützen. 
Die Bildung ınd Verwendung des ge- 
samtgesellschaftlichen Kreditfonds ent- 
sprechend den gesellschaftlichen Erfor- 
dernissen verlangt, daß der sozialistische 
Kredit 


- in den Händen des Staates konzen- 
triert ist, 

— als direkter Bankkredit eingesetzt 
wird, 

- als fester Bestandteil der Leitung, 
Planung und ökonomischen Stimulie- 
rung durch den sozialistischen Staat 
ausgenutzt wird. 


Im Zusammenhang mit der Bewegung 
der Geldfonds übt der sozialistische 
Kredit objektiv verschiedene Funktio- 
nen aus. Sie stehen in untrennbarem Zu- 
sammenhang mit den Funktionen des 
Geldes und den Funktionen der Finan- 
zen des sozialistischen Staates. 

Der Kredit vermittelt im Prozeß der 
Kreditgeldzirkulation die planmäßige 
Bildung und Auflösung von Geldfonds 
(Emissionsfunktion). 

Dabei ist insbesondere auf die Einhal- 
tung der Erfordernisse eines stabilen 


Geldumlaufs als einer wichtigen Seite 
der planmäfigen proportionalen Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft und der 
auf soziale Sicherheit gerichteten Poli- 
tik des Staates Einfluß zu nehmen. Un- 
mittelbar mit diesem Prozeß ist die plan- 
mäßige Umverteilung von Ansprüchen 
auf die Realisierung von Nationalein- 
kommen bzw. gesellschaftlichem Ge- 
samtprodukt und damit die Verteilung 
materieller Fonds durch den Kredit ver- 
bunden. 

Für die Verteilung über den Kredit ist 
charakteristisch, daß 


— mit der Kreditausreichung Geld in 
Umläuf gesetzt wird; 
die Ausreichung des Kredits und da- 
mit die Emission des Geldes wird 
unmittelbar an die Produktion und 
Zirkulation von materiellen Produk- 
ten und Leistungen gebunden; 


- die Gewährung von Krediten be- 
fristet erfolgt und in der Regel mit 
der Zahlung von Zinsen verbunden 
ist; 

- mit der Ausreichung von Krediten 
kein Eigentumswechsel an den Geld- 
fonds eintritt; die Kredite müssen‘ 
von den Kreditnehmern planmäßig 
erwirtschaftet und zurückgezahlt 
werden. 


Die Stimulierungsfunktion des Kredits 
wird im Rahmen der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung ausgenutzt. Die Be- 
dingungen der Ausreichung, Tilgung 
und Verzinsung des Kredits werden so 
gestaltet, daß sie das Interesse der Be- 
triebskollektive an hohen Leistungen bei 
der Erfüllung und zielgerichteten Über- 
erfüllung der staatlichen Pläne und an 
der Beseitigung der Ursachen von Plan- 
widrigkeiten fördern. 


2 Ehlert, Hunstock, Tannert: Geldzirkulation und 
Kredit in der sozialistischen Planwirtschaft. Ver- 
lag Die Wirtschaft, Berlin 1977, S. 62. 
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Die Kreditkontrolle erstreckt sich auf 
die Vorbereitung, Durchführung und 
Abrechnung des Planes und beruht auf 
den sozialistischen Prinzipien der staat- 
lichen Kontrolle. Über diese Kontrolle 
ist aktiv auf die ständige Verbesserung 
des Verhältnisses von Aufwand und Er- 
gebnis, auf die Durchsetzung des Prin- 
zips sozialistischer Sparsamkeit und auf 
die Erschließung und Nutzung aller Re- 
serven für die allseitige Erfüllung der 
Pläne Einfluß zu nehmen. 


1.1.2. 
Planmäßige Nutzung des Kredits 
durch den sozialistischen Staat 


Entscheidende Grundsätze der bewußten 
Ausnutzung des Kredits in der Leitung, 
Planung und ökonomischen Stimulie- 
rung werden durch die sozialistischen 
Kreditprinzipien charakterisiert. Sie ste- 
hen in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Wesen des Kredits und mit 
den Grundprinzipien der Leitung und 
Planung der sozialistischen Volkswirt- 
schaft. 


Zu ihnen gehören: 


—- Das Prinzip der Einheit von Kredit- 
gewährung und Plan 
Dieses Prinzip bringt zum Ausdruck, 
daß die Kreditprozesse nur auf der 
Grundlage und in Übereinstimmung mit 
dem Plan zu realisieren sind, Die Pla- 
nung und Bilanzierung der Geldfonds 
und Kredite sind Bestandteile der staat- 
lichen Planung. 
Die Einheit von Kreditgewährung und 
Plan schließt die Zweckgebundenheit 
der Kredite für die Finanzierung der 
Aufgaben des Planes ein. Im Plan und 
in den Rechtsvorschriften der Banken 
werden die Kreditzwecke eindeutig be- 
stimmt. Danach werden die Kredite un- 
terteilt in 
Grundmittelkredite an die Wirtschaft, 
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Umlaufmittelkredite an die Wirtschaft, 
Kredite an das Wohnungswesen sowie 
für den Bau staatlicher Einrichtungen, 
Kredite an die Bevölkerung. 


- Das Prinzip der Einheit von Kredit 
und Bewegung der materiellen Pro- 
dukte 

Dieses Prinzip beruht auf dem Grund- 

satz der Einheit von materiellen und 

finanziellen Prozessen. Der Umfang der 

Kreditgewährung ist streng an die Pro- 

duktion, Distribution und Zirkulation 

les materiellen Produkts gebunden. 

Über den Kredit dürfen nur soviel Geld- 

fonds gebildet werden, wie für die 

planmäßige Vermittlung dieser Prozesse 
notwendig sind. Die materielle Deckung 
des Kredits schließt ein. daß die über 
den Kredit gebildeten Geldfonds ma- 
terielle Realisierungsbedingungen ent- 
sprechend den Anforderungen des Pla- 
nes haben. Aus diesem Grunde erfolgt 
die Kreditgewährung objektgebunden. 


.” Das Prinzip der Erwirtschaftung, 


Rückzahlung und Verzinsung des in 

Anspruch genommenen Kredits 
Dieses Prinzip bewirkt insbesondere 
die enge Verbindung des Kredits mit 
der wirtschaftlichen Rechnungsführung. 
Über entsprechende Bedingungen der 
Erwirtschaftung, Rückzahlung und Ver- 
zinsung ist in Übereinstimmung mit 
dem Plan auf eine hohe Effektivität Ein- 
fluß zu nehmen. 
Die sozialistischen Kreditprinzipien 
schlagen sich in der Leitung und Pla- 
nung der Kreditprozesse, in Rechtsnor- 
men und Organisationsmaßnahmen, in 
den Kreditarten, in der Ausgestaltung 
der Kreditverträge und in der Zusam- 
menarbeit der Kreditinstitute mit Betrie- 
ben, wirtschaftsleitenden Organen sowie 
mit der Bevölkerung nieder. 
Die Möglichkeit, Effektivität und Pro- 
portionalität des Reproduktionsprozes- 
ses der Volkswirtschaft, ihrer einzelnen 


Bereiche und Zweige sowie der Kombi- 
'nate und Betriebe durch den Kredit zu 
beeinflussen, nutzt der sozialistische 
Staat bei der Planausarbeitung, der 
Plandurchführung und bei der Abrech- 
nung und Analyse der Planerfüllung. 
Deshalb erarbeiten die Banken auf der 
Grundlage der staatlichen Aufgaben und 
der Erkenntnisse aus der Finanzierung 
und Kontrolle der Kombinate und Be- 
tricbe Stellungnahmen zu den Planent- 
würfen der Kombinate, Betriebe, wirt- 
schaftsleitenden Organe und Ministe- 
rien. Es geht dabei darum, materielle 
und finanzielle Reserven aufzudecken 
und ihre Nutzung für die ständige Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität und 
die Planerfüllung zu fördern. Die Geld- 
und Kreditinstitute unterbreiten Vor- 
schläge zur Erreichung und gezielten 
Überbietung der staatlichen Aufgaben. 
Sie müssen Stellung nehmen zur ge- 
planten Aufnahme von Grund- und 
Umlaufmittelkrediten der Kombinate, 
Betriebe, wirtschaftsleitenden Organe 
und Ministerien, und insbesondere müs- 
sen sie konkrete verbindliche Bedingun- 
gen für die Kreditgewährung festlegen, 
un. dadurch auf die weitere Qualifizie- 
rung der Fläne Einfluß zu nehmen. 


Der sozialistische Kredit ist jedoch 
nicht nttr Instrument, sondern zugleich 
euch Gegenstand der Leitung und Pia- 
nung. Die Bildung der Geldfonds und 
der Einsatz der Kredite, ihr Volumen, 
ihre Struktur, der Verwendungszweck 
usw. werden, ausgehend von der Ziel- 
stellung des Volkswirtschaftsplanes und 
in Wechselwirkung mit ihm, in der Bi- 
lanz des Kreditsystems geplant. 


Die Planung und Bilanzierung der Geld- 
fonds und Kredite und die Kreditgewäh- 
rung werden so durchgeführt, daß sie 
in Übereinstimmung mit der materiellen 
Planung dazu beitragen, Leistungs- 
nd Effektivitätsanforderungen heraus- 
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zuarbeiten und zu begründen, das be- 
wußte Handeln der Werktätigen auf die 
Erzielung hoher Leistungen für die Ge- 
sellschaft zu lenken, das sozialistische 
Sparsamkeitsprinzip konsequent zu ver- 
wirklichen und eine exakte Kontrolle 
über die Erfüllung der Pläne und die 
Einhaltung der Finanzdisziplin zu ge- 
währleisten. 


1.1.3. 
Bedeutung und Wirkung 
des Zinses 


In Sozialismus ist der Bankzins ein 
planmäßig staatlich festgelegtes Entgelt 
für die Inanspruchnahme von Kredit 
bzw. für die Anlage von Geldfonds bei 
den Geld- und Kreditinstituten. Seine 
ökonomische Quelle ist das Reineinkom- 
men. Der Kreditzins wird ausgenutzt, 
um über die Kreditgewährung den 
effektiven Einsatz der Fonds entspre- 
chend den Zielen des Plans zu stimulic- 
ren und die Effektivitätsentwicklung zu 
kontrollieren. 

Der Kreditzins wird in der Wirtschafts- 
praxis der DDR als Kostenbestandteil 
behandelt, und er wird im Rahmen dei 
wirtschaftlichen Rechnungsführung der 
Kombinate und Betriebe wirksam. Er 
muß planmäßig durch die Kreditnehmer 
erwirtschaftet werden. . 
Der Kreditzins wird differenziert ange- 
wendet. Die Zinssätze werden 'vom so- 
zialistischen Staat so festgelegt, daß der 
Zins die Durchsetzung der Wirtschaits- 
und Sozialpolitik unterstützt. 

Für alle Zweige der Volkswirtschaft 
ist unabhängig vom Kreditzweck ein 
Grundzinssatz als einheitlicher Zinssatz 
für die Inanspruchnahme von planmäßi- 
gen Bankkrediten durch die Betriebe 
festgelegt. 

Der Grundzinssatz ist ein staatliches 
Normativ, das der Planung der Zinsauf- 
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wendungen für planmäßige Kredite in 
der Finanzplanung der Kombinate und 
Betriebe der Preiskalkulation zugrunde 
zu legen ist. Er beträgt gegenwärtig 
5 Prozent jährlich.? 

Der Kreditzins ist direkt mit der Ge- 
währung der Kredite verbunden und so 
gestaltet, daß er die Kombinate und Be- 
triebe anregt, mit dem Einsatz der Kre- 
dite einen hohen betrieblichen und 
volkswirtschaftlichen Nutzen zu erzie- 
len. Zur Erhöhung der ökonomischen 
Wirkung des Kreditzinses werden Zins- 
abschläge, Zinszuschläge und Sanktions- 
zinsen sowie Verzugszinssätze für be- 
stimmte Investitionskredite angewendet. 


Durch die Gewährung von Zinsabschlä- 
gen vom Grundzinssatz verringern sich 
in den Kombinaten und Betrieben die 
Aufwendungen für Zinsen. 


Zinsabschläge können bis zu einem 
Jahreszinssatz von 1,8 Prozent vorge- 
nommen werden, wenn die kreditier- 
ten Maßnahmen zu einem hohen volks- 
wirtschaftlichen Nutzen führen. Das be- 
trifft vor allem Kredite für Zwecke der 
sozialistischen Rationalisierung, für die 
Unterstützung der Neuererbewegung, 
aber auch für die zusätzliche Produk- 
tion von Exporterzeugnissen und Kon- 
sumgütern sowie für die Eigenherstel- 
lung von Rationalisierungsmitteln. Zins- 
abschläge werden auch für solche Kre- 
dite gewährt, mit denen die Kombinate 
und Betriebe besondere Aufgaben finan- 
zieren, die im volkswirtschaftlichen In- 
teresse liegen. 


Zinszuschläge zum Grundzinssatz sind 
von den Kombinaten und Betrieben für 
außerplanmäßige Kredite zu zahlen, die 
zur zeitweiligen Finanzierung von Plan- 
widrigkeiten aufgenommen werden 
müssen. Sie können differenziert bis 
zu einem Gesamtzinssatz von 8 Prozent 
jährlich festgelegt werden. Dabei sind 
die volkswirtschaftlichen Auswirkungen 
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der Verletzung der Plandisziplin und 
die im Betrieb zu erreichende ökono- 
mische Wirkung zu berücksichtigen. 
Zinszuschläge dürfen weder geplant 
noch in den Preisen kalkuliert werden. 
Sie übersteigen also die geplanten Ko- 
sten der Kombinate und Betriebe und 
üben einen ökonomischen Zwang aus, 
die Planwidrigkeiten so schnell wie 
möglich zu beseitigen. 


Eine gleiche volkswirtschaftliche Wir- 
kung wie die Zinszuschläge haben die 
Sanktionszinsen. Sie sind von den Kom- 
binaten und Betrieben zu zahlen, wenn 
in den Kreditverträgen vereinbarte Be- 
dingungen für die Erfüllung der Plan- 
ziele nicht eingehalten werden. Dadurch 
sollen die Kombinate und Betriebe ver- 
anlaßt werden, unverzüglich die Ur- 
sachen für eingetretene Rückstände 
festzustellen und Maßnahmen zur Siche- 
rung der Planerfüllung zu ergreifen. 
Sanktionszinsen können unter Berück- 
sichtigung der volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen bis zu einem Gesamt- 
zinssatz von 10 Prozent jährlich diffe- 
renziert angewendet werden. 


Eine zusätzliche Stimulierung der Be- 
triebskollektive zur schnellen Überwin- 
dung der Planwidrigkeiten wird dadurch 
erreicht, daß Zinszuschläge und Sank- 
tionszinsen bei Beseitigung der ihnen 
zugrunde liegenden Ursachen von den 
Banken teilweise oder ganz erstattet 
werden können. 


Gegenüber den Bürgern wird der Kre- 
ditzins im Rahmen der Sozialpolitik von 
Partei und Regierung differenziert ge- 
nutzt. Das wird im Abschnitt 5.3. näher 
erläutert. 


Für eine Reihe von Geldfonds zahlen 
die Geld- und Kreditinstitute an deren 
Eigentümer Guthabenzinsen, z. B. an 


3 Vgl. Übersicht über die Kreditzinssätze in der 
DDR. In: Das sozialistische Finanzwesen der 
DDR. Verlag Die Wirtschaft, Berlin 1978, S. 128. 


sozialistische Genossenschaften und an 
die Bevölkerung. Geldfonds der Wirt- 
schaft werden — außer bei Guthaben 
aus dem Prämienfonds und dem Kultur- 
und Sozialfonds — nicht verzinst. 


1.2. 

Vermittlung des sozialistischen 
Reproduktionsprozesses 

durch den Geldumlauf 


Der Kredit ist untrennbar mit der Bil- 
dung und Verwendung von Geldfonds, 
mit dem umlaufenden Geld, verbunden. 
Der Geldumlauf ist die durch die Be- 
dingungen der Reproduktion von Wa- 
ren und des Zahlungsverkehrs be- 
stimmte Bewegungsform des Geldes. 
Grundlage und Ausgangspunkt des 
Geldumlaufs sind die Warenproduktion 
und -zirkulation. Nur die planmäßige 
Produktion materieller Fonds führt zu 
planmäßigen Geldbewegungen, nur be- 
darfsgerecht bereitgestellte Warenfonds 
führen zur Zirkulation des Geldes und 
damit zur Realisierung der Waren. Aus 
diesem Grunde muß in der Leitung und 
Planung die Bindung des Geldumlaufs 
an die Produktion und Zirkulation von 
Waren gesichert werden. Die in Umlauf 
zu gebenden Geld- und Kreditfonds sind 
in ihrer Gesamtheit eng mit der Ent- 
wicklung der materiellen Fonds zu ver- 
binden. 

Der Geldumlauf umfaßt sowohl Geldbe- 
wegungen, die direkt mit der Waren- 
zirkulation verbunden sind, als auch re- 
lativ verselbständigte Geldbewegungen, 
z. B. Zahlung von Löhnen, Prämien, 
Renten, Nettogewinnabführungen, Bei- 
trägen zur Sozialversicherung oder Ein- 
zahlungen auf Sparkonten. Auch die 
relativ verselbständigten Geldbewegun- 
gen dienen dazu, die Realisierung des 
gesellschaftlichen Produktes zu sichern, 
d. h. die Geldmittel dorthin zu bringen, 


wo sie entsprechend der materiellen 
Zielstellung des Planes erforderlich 
sind. Die relative Verselbständigung 
von Geldbewegungen muß so beherrscht 
werden, daß stets Übereinstimmung von 
materiellen und finanziellen Prozessen 
besteht. 

Die planmäßige Gestaltung des Geld- 
umlaufs erfordert die bewußte Ausnut- 
zung der Funktionen des Geldes auf 
der Grundlage der objektiven ökonomi- 
schen Gesetze des Sozialismus. 

Als Zirkulationsmittel tritt das Geld vor 
allem als Bargeld in Erscheinung. Geld- 
und Warenzirkulation fallen dabei zeit- 
lich unmittelbar zusammen. 

Als Zahlungsmittel tritt es vor allem in 
Form von bargeldlosen Zahlungen auf. 
Soweit es sich dabei um die Vermitt- 
lung von Warenbewegungen handelt, 
fallen Waren- und Geldbewegungen zeit- 
lich auseinander. Das Geld realisiert im 
Zusammenhang mit den Zirkulations- 
und Zahlungsvorgängen den Preis. Da- 
mit wird das Geld in seiner Grundfunk- 
tion als Maß der Werte und Maßstab 
der Preise wirksam. 

Der Geldumlauf wird auch in starkem 
Maße durch die Funktion des Geldes als 
Akkumulationsmittel beeinflußt, weil 
die Geldbewegung bei der Geldakkumu- 
lation durch das zeitliche Auseinander- 
fallen von Geldeinnahmen und Geldaus- 
gaben zeitweilig unterbrochen wird. Der 
Geldumlauf ist ein objektiver Bestand- 
teil des sozialistischen Reproduktions- 
prozesses und ein aktives Instrument 
der Leitung und Planung der Volkswirt- 
schaft durch den sozialistischen Staat. 
Er ist eng mit den ökonomischen Ge- 
setzen des Sozialismus verbunden, ins- 
besondere mit dem ökonomischen 
Grundgesetz des Sozialismus, dem Ge- 
setz der planmäßigen proportionalen 
Entwicklung der Volkswirtschaft, dem 
Gesetz der sozialistischen Akkumula- 
tion, dem Gesetz des stetigen Wachs- 
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Deirieb kauft Material, beim Lieferbeirieb Bevölkerung Handel Der Stoafshaus- 
dieferbetrieb bildef Sich ein zahlf u.a. kauft im Einzel- zahlt u.a. half zahlt u.a. für 
Geldfonds. Löhne und handel. Ware bestimmie Soziale Leistungen. 
Gehälter. fallf aus der Abführun- 

Zirkulation her- gen an den 

aus. Es entsteht _ Staatshaus- 

ein Geldfonds halt. 

beim Einzelhandel, 

Abb. 1.1. Bargeldbestände, alle Bestände auf den 


Symbolhafte Darstellung 
des Geldumlaufs* 


tums der Arbeitsproduktivität und mit 
dem Gesetz der Verteilung nach der 
Arbeitsleistung. 

Von besonderer Bedeutung für die plan- 
mäßige Sicherung eines ökonomisch be- 
gründeten Geldumlaufs sind die eng mit 
dem Wertgesetz verbundenen speziellen 
Gesetze des Geldumlaufs. Hierbei ist 
insbesondere das von Karl Marx formu- 
lierte Gesetz über die für den Umlauf 
notwendige Menge an Zirkulations- und 
Zahlungsmitteln zu nennen. 

Es lautet: 

Für die Waren- 

zirkulation not- Preissumme der Waren 


wendige Geld- ” Umschlagszahldes Geldes 
menge 


Diese, Formel zeigt lediglich Grund- 
zusammenhänge. In der Planungspraxis 
ist eine Vielzahl von ökonomischen und 
politischen Faktoren zu beachten, die 
den Geldumlauf beeinflussen, 

Die Planung und Bilanzierung des Geld- 
umlaufs erfolgt mit Hilfe der Bilanz des 
Kreditsystems.. Der gesamte Geld- 
bestand, der für die Vermittlung des 
Geldumlaufs eingesetzt ist, wird in die- 
ser Bilanz erfaßt. Dazu gehören alle 
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Bankkonten und die Mittel, die sich im 
Verrechnungsverkehr befinden. Die 
Vielgestaltigkeit der mit der Planung 
des Geldumlaufs zu erfassenden Bezie- 
hungen erfordert die Ausnutzung wei- 
terer Instrumente. Das sind besonders 
die Bilanzen der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (Bilanz des gesell- 
schaftlichen Gesamtprodukts und des 
Nationaleinkommens, Bilanz der Geld- 
einnahmen und Geldausgaben der Be- 
völkerung, Finanzbilanz des Staates 
u. a.) und der Plan des Geldumlaufs bei 
der Bevölkerung. 


Der Geldumlauf wird in allen Erschei- 
nungsformen einheitlich durch die Mark 
der DDR als Währungseinheit voll- 
zogen. 
Der einheitliche Geldumlauf vollzieht 
sich in zwei Sphären 


- als Bargeldumlauf und 
- ‚als Giral- oder Buchgeldumlauf. 


Der Bargeldumlauf umfaßt vor allem 
die Geldbeziehungen der Bevölkerung. 
Er erfolgt in Münzen und Banknoten. 
In zunehmendem Maße erfolgen viele 
Zahlungen der Bevölkerung bargeldlos, 
z. B. durch Schecks, Überweisungen und 
Abbuchungsaufträge. 


4 Das sozialistische Finanzwesen der DDR. Verlag 
Die Wirtschaft, Berlin 1978, S. 116. 


Der Giral- oder Buchgeldumlauf erfaßt 
vor allem die Geldbeziehungen zwi- 
schen den Staatsorganen, Kombinaten, 
. Betrieben, Organisationen und Einrich- 
tungen. Er erfolgt über den bargeld- 
losen Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehr und schließt das gesamte Konten- 
system der Banken ein. 

Beide Sphären des einheitlichen Geld- 
umlaufs gehen ständig ineinander über. 
So vollzieht sich der größte Teil der 
Geldbewegungen zwischen der Bevölke? 
rung und dem Einzelhandel in Bargeld- 
form. Die Geldeinnahmen des Handels 
werden bei der Bank eingezahlt und 
schlagen sich als Buchgeldbestand auf 
den Bankkonten der Handelsbetriebe 
nieder. Sie können durch den Handel 
bargeldlos für Wareneinkäufe ein- 
gesetzt, aber auch für Lohn- oder Ge- 
haltszahlungen in Bargeldform verwen- 
det werden. 

Die Zirkulations- und Zahlungsvor- 
gänge, die beim Geldumlauf erfolgen, 
werden im Rahmen des Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs durch Rechts- 
normen und Verfahren geregelt. Der 
Zahlungs-- und Verrechnungsverkehr 
umfaßt sowohl die Organisation des 
Barzahlungsverkehrs als auch die Orga- 
nisation der bargeldlosen Zahlungen. 
Ein wesentlicher Vorzug der sozialisti- 
schen Wirtschaft ist die Einheitlichkeit 
des Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehrs. Sie beruht auf der Einheit des 
Bankwesens und der ihr zugrunde lie- 
genden gemeinsamen politischen und 
ökonomischen Basis. Die Einheitlichkeit 
des Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehrs kommt zum Ausdruck in einem 
einheitlichen Verrechnungsnetz sämt- 
licher Banken und des Postscheckdien- 
stes, in der Anwendung einheitlicher 
Verrechnungsverfahren und entspre- 
chender einheitlicher Sicherungsmittel 
sowie in der Ausnutzung einheitlicher 
Zahlungsdokumente. 


Das einheitliche Verrechnungssystem 


— ist ein Bindeglied zwischen den Be- 
trieben, nimmt auf die planmäßige 
Gestaltung des Zirkulationsprozes- 
ses Einfluß und führt zu einer 
schnellen Realisierung und Kon- 
trolle der Warenbeziehungen; 


- ist so gestaltet, daß durch die An- 
wendung differenzierter Verrech- 
nungsverfahren und Zahlungsbedin- 
gungen eine weitgehende Überein- 
stimmung mit den materiellen Pro- 
zessen erreicht wird; 


- gewährleistet, daf die Betriebe ihre 
Rechte und Pflichten bei der Ab- 
wicklung ihrer Geschäftsbeziehun- 
gen und bei der eigenverantwort- 
lichen Disposition über ihre finan- 
ziellen Fonds im Rahmen des Planes 
sowie der Prüfung der Ware oder 
Leistung voll wahrnehmen können. 


1.3. 

Aufgaben und Verantwortung 
der Banken und Sparkassen 

der DDR bei der Verwirklichung 
der staatlichen Geld- und Kredit- 
politik 


1.3.1. 
Gemeinsame Aufgaben und 
Verantwortung 
aller Geld- und Kreditinstitute 

L] 
Die Banken und Sparkassen der Deut- 
schen Demokratischen Republik haben 
wichtige Aufgaben bei der Leitung, Pla- 
nung und ökonomischen Stimulierung 
der Volkswirtschaft zur Lösung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik zu erfüllen. 
Sie verwirklichen ihre Aufgaben in 
Durchführung der Beschlüsse der Partei 
der Arbeiterklasse auf der Grundlage 
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a 


a 


der Verfassung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik, der Gesetze und ande- 
ren Rechtsvorschriften. 


Zu den Banken und Sparkassen der 
DDR gehören: 


— die Staatsbank der DDR, 

— die Bank für Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft der DDR, 

- die Deutsche Außenhandelsbank 
AG, 
die Handelsbank AG, 

— die Sparkassen und 

- die _Genossenschaftskassen für 
Handwerk und Gewerbe. 


Sie üben mit ihrer gesamten Tätigkeit 
einen aktiven.Einfluß darauf aus, daß 
die für die weitere Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft in 
der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik planmäßig notwendigen Geldfonds 
mit hoher Effektivität erwirtschaftet und 
verwendet werden. Sie wirken vor allem 
durch die finanzielle Planung, durch ihre 
finanzanalytische Arbeit und durch eine 
wirksame Finanzkontrolle aktiv darauf 
ein, die Leistungen und die Effektivität 
auf allen Gebieten der Volkswirtschaft 
zu vergrößern und überall ein ständig 
besseres Verhältnis von Aufwand und 
Ergebnis zu erreichen. 


Zwischen den Kreditinstituten sind die 
Aufgaben exakt abgegrenzt. Die Ab- 
grenzung der Aufgaben verlangt, daß 
die Kreditinstitute eng zusammenarbei- 
ten, um die vielfältigen Erkenntnisse 
und Erfahrungen aus der Arbeit, ins- 
besondere aus Finanzanalysen und Fi- 
nanzkontrollen, so auswerten zu kön- 
nen, daß daraus der größtmögliche Nut- 
zen für die sozialistische Gesellschaft 
und ihre Bürger erreicht wird. 

Der Aufbau, die Leitung und die Ar- 
beitsweise der Banken und Sparkassen 
sind durch die Prinzipien des demokra- 
tischen Zentralismus gekennzeichnet. 
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1.3.2. 
Aufgaben und Verantwortung 
der Staatsbank der DDR 


Die Staatsbank® der DDR ist das zen- 
trale Organ des Ministerrates zur Ver- 
wirklichung der von der Partei der Ar- 
beiterklasse und der Regierung be- 
schlossenen Geld- und Kreditpolitik in 
ihrer Gesamtheit. 


Der Präsident der Staatsbank ist Mit- 
glied des Ministerrates der DDR. 


Die Staatsbank ist die Emissionsbank 
der DDR und das Kredit- und Verrech- 


nungszentrum der Volkswirtschaft. 


Sie sichert die einheitliche Leitung, Pla- 
nung, Durchführung und Kontrolle der 
Geld- und Kreditpolitik mit hoher Effek- 
tivität im volkswirtschaftlichen Maf- 
stab, sie arbeitet dabei eng mit den an- 
deren Geld- und Kreditinstituten zu- 
sammen. Durch die Wahrnehmung 
ihrer Funktionen nimmt die Staatsbank 
aktiv Einfluß auf das kontinuierliche 
Wachstum der Volkswirtschaft, die In- 
tensivierung der gesellschaftlichen Pro- 
duktion, die ständige Erhöhung der Ef- 
fektivität sowie auf die Sicherung der 
Stabilität der Währung. 


Zur Durchführung der staatlichen Geld- 
und Kreditpolitik erarbeitet die Staats- 


bank die Grundsätze auf den Gebieten 


des Geldumlaufs, des Kredits, des Zin- 
ses, des Zahlungsverkehrs und der Ent- 
gennahme von Einlagen, insbesondere 
von Spareinlagen. Die Staatsbank regelt 
die Grundsätze der Planung, der Rech- 
nungsführung und der Statistik für die 
Geld- und Kreditinstitute. 


Auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Partei der Arbeiterklasse und der ihrer 
Verwirklichung dienenden staatlichen 


5 Vgl. Gesetz über die Staatsbank der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 19. Dezember 1974 
(GBl. I Nr. 62 S. 580 ff.). 


‚Planung hat die Staatsbank die Aufgabe, 
- den Geldumlauf zu organisieren, 
freie Geldmittel der Volkswirtschaft 
und der Bevölkerung zu konzentrie- 
ren, 

kurz- und langfristige Kredite zu ge- 
währen, 


zur Durchsetzung des staatlichen 
Valutamonopols beizutragen, 

den Zahlungs- und Verrechnungsver- 
kehr zu organisieren und den Reise- 
zahlungsverkehr durchzuführen und 
die staatliche Kontrolle durch die 
Mark gemeinsam mit anderen Fi- 
nanz- und Bankorganen auszuüben. 
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; Der Staatsbank obliegt die Finanzie- 
rung, die Kontenführung und die Kon- 
! trolle der Kombinate, Betriebe und wirt- 
! schaftsleitenden Organe der Industrie, 
! des Bauwesens, des Binnenhandels, des 
{ Verkehrswesens, des Post- und Fern-) 
imeldewesens und weiterer Wirtschafts 
ıbereiche. _ 
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Die Staatsbank nimmt zeitweilig freie 
-\,Geldmittel der anderen Kreditinstitute 
/ als Einlagen an und gewährt den ande- 
" ren Banken Refinanzierungskredite. Sie 

hat im Rahmen der vom Ministerrat be- 

stätigten Höhe des Bargeldumlaufs das 
alleinige Recht der, Ausgabe von Geld- 
zeichen (Banknoten und Münzen 
einschl. Sonder- und Gedenkmünzen) 
der Währung der DDR, die das gesetz- 
liche Zahlungsmittel in der DDR sind. 


Sie erarbeitet in Übereinstimmung mit 
der durch das. Ministerium der Finan- 
zen auszuarbeitenden Finanzbilanz des 
Staates die Bilanz des Kreditsystems 
der DDR. Die Staatsbank trägt zur 
Übereinstimmung von materieller und 
finanzieller Planung bei und sichert den 
Einsatz der Kreditfonds mit einem ho- 
hen Nutzen entsprechend den Erforder- 
nissen der Wirtschafts- und Sozialpoli- 


tik. Ausgehend von ihren Erkenntnissen 
aus der Finanzierung und der Kontrolle 


‚erarbeitet die Staatsbank Stellungnah- 
"men zu den Planentwürfen der Kombi- 


nate, der Betriebe und ganzer Bereiche 
der Volkswirtschaft mit dem Ziel, ma- 
terielle und finanzielle Reserven für die 
Erhöhung der Leistungen und der Effek- 
tivität zu erschließen. Sie berät ihre Vor- 
schläge mit den Werktätigen und ver- 
tritt ihren Standpunkt in Planverteidi- 
gungen. 

Die Staatsbank gewährt entsprechend 


‚den Zielen der staatlichen Pläne auf der 


Grundlage von Verträgen Kredite zur 
Finanzierung des Reproduktionsprozes- 
ses, insbesondere für Grund- und Um- 
laufmittel. Sie fördert mit der Finanzie- 
rung und Kontrolle die Initiativen der 
Werktätigen bei der Planerfüllung. Die 
Staatsbank informiert Partei und Regie- 
rung über wichtige Fragen der wirt- 
schaftlichen Entwicklung. 

Die Staatsbank wirkt an der Ausarbei- 


_] ‚tung, .der Durchführung, der Abrech- 


‘nung und der Kontrolle der Zahlungs- 


bilanz der DDR mit. Sie leistet einen 
wichtigen Beitrag zur weiteren Vertie- 
fung und Vervollkommnung der Zusam- 
menarbeit und Entwicklung der sozia: 
listischen ökonomischen Integration der 
Mitgliedsländer des Rates. für Gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe, 

Der Präsident der Staatsbank setzt im 
Rahmen der vom Ministerrat getroffe- 
nen Entscheidungen die Umrechungs- 


‚sätze fremder Währungen zur Währung 


der DDR fest und veröffentlicht sie. 
Auf der Grundlage der vom Minister 
der Finanzen erlassenen Bestimmungen 


erfüllt die Staatsbank Aufgaben auf dem. 


Gebiet der Haushaltsdurchführung. Sie 


ist das Kassenvollzugsorgan des Staats- ! 
haushaltes. Die Einzahlungen für den | 


Staatshaushalt und die Ausgaben aus; 
dem Staatshaushalt werden über Kon- i 


ten bei der Staatsbank geleistet. 
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Die Staatsbank ist für die einheitliche 
Gestaltung und die schnelle, sichere und 
rationelle Durchführung des Zahlungs- 
und Verrechnungsverkehrs verantwort- 


lich. 


1.3.3. 

Aufgaben und Verantwortung 

der Bank für Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft der DDR 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft® ist das zentrale 
Organ des Ministerrates für die Ver- 
wirklichung der von der Partei der Ar- 
beiterklasse und der Regierung be- 
schlossenen Geld- und Kreditpolitik im 
Bereich der Land-, Forst- und Nahrungs- 
güterwirtschaft. Sie trägt durch ihre Tä- 
tigkeit zur weiteren Vertiefung des 
Bündnisses der Arbeiterklasse mit der 
Klasse der Genossenschaftsbauern bei. 
Die Bank fördert mit Kredit und Zins 
planmäßig die weitere Intensivierung 
und den schrittweisen Übergang zu in- 
dustriemäßigen Produktionsmethoden in 
der Landwirtschaft. 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft unterstützt die 
weitere planmäßige Entwicklung der 
LPG und ihrer kooperativen Einrichtun- 
gen, indem sie ihnen bei der Ausarbei- 
tung der Planvorschläge Hilfe vor allem 
in der Richtung leistet, Reserven zur 
Erhöhung der Effektivität der eingesetz- 
ten Fonds aufzudecken und für den Plan 
wirksam zu machen. 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft fördert durch die 
planmäßige Ausnutzung von Kredit und 
Zins die weitere Annäherung der Ar- 
beits-- und Lebensbedingungen der 
Klasse der Genossenschaftsbauern an 
die der Arbeiterklasse sowie die weitere 
Überwindung der wesentlichen Unter- 


24 


schiede zwischen Stadt und Land. Die 
Bank für Landwirtschaft und Nahrungs- 
güterwirtschaft konzentriert sich kaupt- 
sächlich 


- auf die Kreditgewährung für Investi- 
tionen und für Umlaufmittelbestände 
der volkseigenen und genossen- 
schaftlichen landwirtschaftlichen Be- 
triebe, der Betriebe der Forstwirt- 
schaft und der Nahrungsgüterwirt- 
schaft, 


- auf die Entgegennahme zeitweilig 
freier Geldmittel der Land- und Nah- 
rungsgüterwirtschaft sowie der auf 
dem Lande lebenden Bürger. 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft nimmt Aufgaben 
als Kassenvollzugsorgan des Staatshaus- 
haltes wahr, insbesondere soweit es den 
Bereich des Ministeriums für Land-, 
Forst- und Nahrungsgüterwirtschalt be- 
trifft. 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft übt gegenüber den 
VdgB-BHG und den entsprechenden Ge- 
meinschaftseinrichtungen der Landwirt- 
schaft die Aufsicht über die Bank- 
geschäfte aus. 


Bei der Bank besteht das Revisionsorgan 
für die sozialistischen Produktionsgenos- 
senschaften der Landwirtschaft. 


Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft wird vom Fräsi- 
denten geleitet. Der Präsident ist gegen- 
über dem Ministerrat für die gesamte 
Tätigkeit der Bank verantwortlich. Die 
Bank für Landwirtschaft und Nahrungs- 
güterwirtschaft ist gegliedert in die Zen- 
trale und in Bezirks- und Kreisfilialen. 


6 Vgl. Statut der Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft der DDR - Beschluß des 
Ministerrates vom 23. Oktober 1975 (GBl. I Nr. 42 
S. 692 ff.). ö 


1.3.4. 

Aufgaben und Verantwortung 
der Deutschen Außenhandels- 
bank-AG MRA 


Die Deutsche Außenhandelsbank? ist 
als zentralgeleitetes Kreditinstitut für die 
Planung, Durchführung und Kontrolle 


finanzieller Beziehungen mit dem Aus- 


land verantwortlich. 

Die Deutsche Außenhandelsbank finan- 
ziert die Außenhandelsunternehmen und 
die Außenhandelsoperationen anderer 
Betriebe und Organisationen der DDR 
und führt den kommerziellen und den 
nichtkommerziellen Zahlungs- und Ver- 
rechnungsverkehr und sonstige Bank- 
operationen mit Partnern außerhalb der 
DDR durch. j 

Sie übt auf diesen Gebieten zugleich 
eine beratende Tätigkeit, besonders 
gegenüber den Außenhandelsunterneh- 
men, aus. 

Die DABA ist verantwortlich für die 
operative Verwaltung der Valutafonds. 
Sie führt die internationalen Geld- 
geschäfte zielgerichtet zum Nutzen der 
Volkswirtschaft der DDR durch. Die 
Deutsche Außenhandelsbank ist die be- 
vollmächtigte Bank der DDR im Ver- 
kehr mit der Internationalen Bank für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
mit der Internationalen Investitions- 
bank. Die Deutsche Außenhandelsbank 
stellt die Kreditpläne für die Kredit- 
beziehungen zu diesen beiden Banken 
auf und kontrolliert deren Durchfüh- 
rung. Die DABA wirkt bei der Aufstel- 
lung der Valutapläne der DDR und bei 
der Kontrolle ihrer Durchführung mit. 
Sie unterhält Korrespondenz- und Kon- 
tobeziehungen zu ausländischen Banken, 
schließt Bankenabkommen und Banken- 
vereinbarungen ab und fördert die inter- 
nationalen Wirtschaftsbeziehungen. 

Zu den Aufgaben der DABA gehört 
auch die ständige Beobachtung, Analyse 


und Auswertung von Entwicklungsten- 
denzen auf den internationalen Geld- 
und Kapitalmärkten. 


Die DABA wird vom Präsidenten gelei- 
tet. Sie hat den Status einer Aktien- 
gesellschaft und unterhält Filialen inner- 
halb der DDR sowie Vertretungen bzw. 
Repräsentanzen im Ausland. . 


1.3.5. 
Aufgaben und Verantwortung 
der Sparkassen 


Die Sparkassen® der Deutschen Demo- 
kratischen Republik sind staatliche Kre- 
ditinstitute für die Durchführung aller 


Geldangelegenheiten der Bevölkerung. ' 


Sie sind Einrichtungen der Räte der 
Kreise bzw. der Räte kreisfreier Städte. 


Die Sparkassen eröffnen auf Antrag der 
Bürger Spargiro- und Girokonten und 
nehmen verzinsliche Spareinlagen ent- 
gegen. Sie haben die sichere Anlage und 
Verwaltung der Sparguthaben zu ge- 
währleisten und zahlen Zinsen nach den 
geltenden Rechtsvorschriften. Die Spar- 
kassen wickeln den Zahlungsverkehr 
für die Bürger ab und erfüllen auch 
auf diese Weise Dienstleistungsfunktio- 
nen gegenüber der Bevölkerung. 


Die Sparkassen sind in: ihrem Territo- 
rium für‘die Planung und die Abrech- 
nung der Spareinlagenentwicklung ver- 
antwortlich. 


Im Rahmen des Kreditplanes und der 
geltenden Rechtsvorschriften gewähren 
die Sparkassen Kredite an die Bürger, 
z. B. als Kredite für junge Eheleute, als 
Teilzahlungskredite sowie als Kredite 


7 Die Arbeit der DABA vollzieht sich auf der Grund- 
lage der „Satzung der Deutschen Außenhandels- 
bank“ vom 18. Mai 1966. 

8 Vgl. Statut der Sparkassen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik -. Beschluß des Ministerrates 
vom 23. Oktober 1976 (GBl. I Nr. 43 S. 703). 
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für die anteilige Finanzierung des Baus 
von Eigenheimen. 

Zugleich haben die Sparkassen Auf- 
gaben auf dem Gebiet der Finanzierung 
und Finanzkontrolle gegenüber den 
VEB Kommunale Wohnungsverwaltüng 
bzw. VEB Gebäudewirtschaft und den 
sozialistischen Wohnungsbaugenossen- 
schaften wahrzunehmen. 

Im Zusammenhang mit der Finanzierung 
des Wohnungsbaus nehmen sie darauf 
Einfluß, daß der Bau von Eigenheimen 
und die Maßnahmen für die Erhaltung 
und die Modernisierung von Wohnun- 
gen mit einem hohen Nutzeffekt geplant 
und durchgeführt werden. 

Zur Verbesserung der Dienstleistungen 
für die Bevölkerung erweitern die Spar- 
kassen ständig den Kontakt zu den Bür- 
gern und sichern bei der Durchführung 
der Geldgeschäfte eine qualifizierte Be- 
ratung und eine fachkundige Bedienung. 
Der Präsident der Staatsbank regelt in 
Rechtsvorschriften und durch Weisun- 
gen, wie die Sparkassen die ihnen It. 
Statut übertragenen Aufgaben auszufüh- 
ren haben. 

Die Bezirksstellen der Sparkassen, die 
den Räten der Bezirke unterstellt sind, 
unterstützen die Räte der Kreise bzw. 
die Räte der kreisfreien Städte und den 
Präsidenten der Staatsbank bei der An- 
leitung und Kontrolle der Sparkassen. 


1.3.6. 

Aufgaben und Verantwortung 
der Genossenschaftskassen 
für Handwerk und Gewerbe 


Die Genossenschaftskassen für Hand- 
werk und Gewerbe? sind genossen- 
schaftliche Geldinstitute. Sie nehmen 
Einlagen entgegen und reichen im Rah- 
men des Kreditplanes Kredite auf der 
Grundlage entsprechender Kreditver- 
träge aus. Sie unterstützen damit aktiv 
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insbesondere das Handwerk bei der Lö- 
sung der mit dem Volkswirtschaftsplan 
gestellten Aufgaben zur Verbesserung 
der Versorgung der Bevölkerung mit 
Dienstleistungen und Reparaturen so- 
wie zur Erhöhung der Qualität der Er- 
zeugnisse und Leistungen der Handwer- 
ker und sonstigen Gewerbetreibenden. 
Ausgehend von der Aufgabenstellung 
der Versorgungs- und Bauwirtschaft des 
Territoriums und von den Erkenntnis- 
sen aus der eigenen Finanzierungs- und 
Kontrolltätigkeit, nehmen die Genos- 
senschaftskassen Einfluß auf einen ho- 
hen Nutzen bei der Aufstellung der 
Pläne der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks. Auf der Grundlage von 
Analysen unterbreiten sie Vorschläge 
zum effektiven Einsatz der materiellen 
und finanziellen Fonds der Handwerks- 
betriebe,, insbesondere der sozialisti- 
schen Genossenschaften. Die Genossen- 
schaftskassen nehmen entsprechend den 
geltenden Rechtsvorschriften Spareinla- 
gen von ihren Kunden entgegen. Die 
Genossenschaftskassen für Handwerk 
und Gewerbe werden durch die zustän- 
dige Volksvertretung und deren Rat be- 
aufsichtigt. Der Direktor der Genossen- 
schaftskasse für -Handwerk und Ge- 
werbe ist der Volksvertretung und 
ihrem Rat gegenüber rechenschafts- 
pflichtig. Alle Genossenschaftskassen 
sind Mitglieder des Verbandes der Ge- 
nossenschaftskassen für Handwerk und 
Gewerbe der DDR. Der Verband hat 
seinen Sitz in Berlin, der Hauptstadt der 
DDR. Er leitet die Genossenschaftskas- 
sen an und kontrolliert ihre Tätigkeit. 
Der Verband ist das gesetzliche Prü- 
fungsorgan für alle Genossenschaftskas- 
sen. 


9 Vgl. Anordnung über die Bestätigung des Muster- 
statuts der Genossenschaftskassen für Handwerk 
und Gewerbe sowie des Statuts des Verbandes der 
Genossenschaftskassen für Handwerk und Gewerbe 
der DDR vom 16. Januar 1974 (GBl. I Nr. 6 $. 63). 


Aufgaben 


| 


1. Wiederholen Sie, was Sie im 
Unterrichtstach Politische Ökonomie 
über Geld und Kredit gelernt haben! 
2. Informieren Sie sich in Ihrer 
Dienststelle anhand der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Aufgaben 
Ihres Kreditinstitutes! 

3. Erläutern Sie die Funktionen des 
Kredites anhand von Beispielen! 

4. Erklären Sie die Wirkung des 
Zinses anhand von praktischen 
Beispielen! 
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2 


Aufgaben der Geld- 
und Kreditinstitute 
bei der Durchführung 
des Zahlungsverkehrs 


2.1. 
Formen des Zahlungsverkehrs 


Auf einer bestimmten Stufe der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte. entstand 
das Geld, weil der vorher übliche di- 
rekte Austausch von Waren nicht mehr 
den sich ständig erweiternden Aus- 
tauschbedürfnissen gerecht wurde. Das 
Geld ist als allgemeines Tauschmittel 
gegen jede andere Ware tauschbar. Es 
vermittelt den Austausch der Waren, 
die Warenzirkulation. Es übt dabei ins- 
besondere die Funktion als Zirkulations- 
mittel aus. 

Die historisch älteste und einfachste 
Form der Bezahlung von Waren und 
Dienstleistungen mit Geld ist die Über- 
gabe einer entsprechenden Summe von 
Bargeld, der Barzahlungsverkehr. 


Barer Zahlungsverkehr ist die direkte 
Übergabe von Bargeld zwischen den 
Zahlungspartnern. 


Der Barzahlungsverkehr wird vorwie- 
gend angewendet bei 


- Zahlungen der Bürger beim Erwerb 
von Waren oder bei der Inanspruch- 
nahme von Dienstleistungen, 

— Lohn-, Gehalts-, Renten- und Stipen- 
dienzahlungen an Bürger, 

-— Zahlungen zwischen Betrieben und 
Einrichtungen für Warenlieferungen 
und Leistungen, wenn es sich um 
kleine Beträge handelt, 
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- Erwerb oder Veräußerung von aus- 
ländischen Zahlungsmitteln durch 
Bürger. 


Die Austauschbeziehungen wurden im 
Laufe der Zeit so umfangreich, daß zu 
ihrer. Vermittlung außer dem Barzah- 
lungsverkehr der bargeldlose Zahlungs- 
verkehr notwendig wurde. Seine Bedeu- 
tung nimmt ständig zu. 


Bargeldloser Zahlungsverkehr vollzieht 
sich durch Abbuchung des Zahlungsbe- 
trags vom Konto des Zahlungsptlichti- 
gen und entsprechende Gutschrift auf 
dem Konto des Zahlungsempfängers. 


Der bargeldlose Zahlungsverkehr wird 
angewendet 


- bei Zahlungen zwischen den Betrie- 
ben und Einrichtungen für Waren- 
lieferungen und Leistungen, 

- bei der finanziellen Realisierung des 
Exports und Imports, 

- zum großen Teil auch durch die Bür- 
ger beim Kauf von Waren und nach 
Inanspruchnahme von Dienstleistun- 
gen oder bei Zahlungen an Bürger. 


Für Zahlungen zwischen den Betrieben 
und Einrichtungen legt die Zahlungs- 
verkehrs-Verordnung! die Anwendung 
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs ver- 
bindlich fest. Auch immer mehr Bürger 


1 Verordnung über die Regelung des Zahlungsver- 
kehrs - Zahlungsverkehrs- -Verordnung - vom 
12. Mai 1969 (GBl. II Nr. 40 S. 261 ff). 


nutzen die Vorzüge des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs und gehen dazu über, 
Lohn und Gehalt auf Konten zu emp- 
fangen und bei größeren Warenkäufen 
oder bei regelmäßig wiederkehrenden 
Zahlungsverpflichtungen, z. B. Mieten, 
bargeldlos zu zahlen. 

Der Durchführung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs dienen verschiedene 
Verrechnungsverfahren; es muß die für 
den jeweiligen Zahlungsvorgang und für 
die beteiligten Partner zweckmäßigste 
Form gewählt werden. 

Der bare und der bargeldlose Zahlungs- 
verkehr bilden zusammen den einheit- 
lichen Zahlungsverkehr, 

Ein gut funktionierender Zahlungsver- 
kehr ist eine wichtige Voraussetzung für 
einen geordneten Geldumlauf in der 
Volkswirtschaft und damit für den plan- 
mäßigen Ablauf des gesamten gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses, 


2.2. 
Abwicklung 
des baren Zahlungsverkehrs 


2.2.1. 
Verantwortung 
der Geld- und Kreditinstitute 


Das Bargeld vollzieht einen ständigen 
Kreislauf; seine Anfangs- und End- 
punkte sind die Kreditinstitute. 

Bei der Durchführung des baren Zah- 
lungsverkehrs nehmen die Geld- und 
Kreditinstitute eine wichtige Dienstlei- 
stungsaufgabe für die Wirtschaft, die 
Organe und Einrichtungen sowie für die 
Bevölkerung wahr. Die Geld- und Kre- 
ditinstitute müssen dafür sorgen, daß 
die für die Zahlungen benötigten Geld- 


mittel rechtzeitig und in entsprechender 


_Stückelung und Qualität bereitgestellt 


„werden und daß für die zurückfließen- 


den Bargelder Möglichkeiten vorhanden 
sind, die eine rechtzeitige Einzahlung 
von Bargeld gestatten und seine sichere 
Aufbewahrung gewährleisten. 

Die Geld- und Kreditinstitute sind ver- 
antwortlich 


- für die Gewährleistung der ständi- 
gen Zahlungsbereitschaft, 

- für die ordnungsgemäße, schnelle 
und sichere Durchführung der Ein- 
und Auszahlungen, 

- für die Aussonderung von nicht 
mehr umlauffähigen oder beschädig- 
ten Noten und Münzen, 

- für das Feststellen und Einbehalten 
von Falschgeld. 


Die Staatsbank der DDR als Emissions- 
bank ist außerdem für die Ausgabe von 
Geldzeichen verantwortlich. Sie erarbei- 
tet die Grundsätze für den Zahlungsver- 
kehr, Im Auftrag des Ministerrates kon- 
trolliert sie die Durchsetzung der gesetz- 
lichen Bestimmungen auf dem Gebiet 
des Geldumlaufs, 


2.2.2. 
Durchführung des Kassenverkehrs 


2.2.2.1. 
Organisatorische Voraussetzungen 
und Sicherheit 


Entsprechend den allgemeinen Ge- 

schäftsbedingungen der Banken werden 

bare Zahlungen in den Kassenräumen 

der Banken abgewickelt. 

Die Schalter in den Kassenräumen müs- 

sen so gekennzeichnet sein, daß sich der 

Kunde. schnell orientieren kann. 

Je nach den örtlichen Bedingungen und 

unter Berücksichtigung des Geschäfts- 

anfalls können folgende Kassen ein- 

gerichtet werden: 

- Einzahlungs- oder Auszahlungskas- 
sen 
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Befriebe und 
andere 
£inrichtungen 


Hleinausgaben 


der Betriebe und 
Einrichlungen 


Lohn- und Gehalfs- 
. Zahlung SOWIE 
Renten 


Bevölkerung 


Abb. 2.1. 
Die hauptsächlichen Bargeldströme? 


Das sind Kassen, die entweder nur Ein- 
zahlungen oder nur Auszahlungen vor- 
nehmen. Der Vorteil dieser Kassen be- 
steht darin, daß sich der Kassierer auf 
eine Tätigkeit spezialisieren kann. Nach- 
teilig wirkt, daß an bestimmten Tagen, 
wie Lohnzahlungstagen, Stauungen an 
einer Kasse bei gleichzeitiger Nichtaus- 
lastung anderer Kassen auftreten kön- 
nen. 


— Mischkassen 

Diese Kassen nehmen Einzahlungen 
entgegen und zahlen Geld aus. Vorteil- 
haft ist dabei, daß der Kassierer die 
vereinnahmten Gelder sofort wieder zur 
Auszahlung verwenden kann. Außerdem 
werden die Kassen gleichmäßiger aus- 
gelastet, und der Kundenstau wird ver- 
mindert. 

— Hilfskassen 

Sie werden nur an besonderen Stich- 
tagen eingerichtet und nehmen kleinere 
Einzahlungen entgegen. Dadurch wer- 
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Sfaatsbank 


Einzelhandel 


Sparkasse, 
VEB Welfspiel- 
betrieb, 

Staatl, Versicherung 


Dienstleistungs- 
einrichlungen 


den die ständigen Kassen entlastet und 
die Wartezeiten der Kunden verkürzt. 


Für die Arbeit in Bankräumen, in denen 
der Verkehr mit Geld und Geldeswerten 
durchgeführt wird, sind die festgelegten 
Sicherheitsbestimmungen gewissenhaft 
zu beachten. 

Zusätzlich zu den vorgeschriebenen ver- 
bindlichen Sicherheitsbestimmungen er- 
fordert der Umgang mit Bargeld eine 
Reihe weiterer Sicherheitsmaßnahmen, 
damit Verluste an Bargeld vermieden 
werden. Grundsätzlich gilt: 


Jeder Kassierer, Zählmeister und Geld- 
bearbeiter ist für die ihm übergebenen 
Geldbestände verantwortlich. 


2.2.2.2, 
Formen der Ein- und Auszahlungen 


Die Ein- und Auszahlung von Bar- 
geld muß rationell und sicher ablaufen. 


2 Vgl. Blei, A.: Leitfaden zur Finanzierung der 
volkseigenen Industrie, Verlag Die Wirtschaft, 
Berlin 1978, S. 37. 


Das erfordert eine enge Zusammen- 
arbeit mit den Betrieben und Einrich- 
tungen, z. B. bei Erlösabführungen des 
Handels und bei der Festlegung der 
Zahlungstermine. Größere Auszahlungs- 
beträge sind mindestens am Tag vor der 
Auszahlung bei der Bank anzumelden. 


Folgende Formen der Einzahlung sind 
üblich: 


—- Offene Einzahlungen 


Bei offenen Einzahlungen legt der 
Kunde den Einzahlungsbetrag vor. Der 
Betrag wird sofort in Gegenwart des 
Kunden durch den Kassierer geprüft. 


— Einzahlungen unter Vorbehalt der 
Richtigkeit 


Bei Einzahlungen unter Vorbehalt der 
Richtigkeit wird das Geld vom Einzah- 
ler in verschlossenen Behältnissen ver- 
„packt eingezahlt. Die Klausel „unter 
Vorbehalt der Richtigkeit“ sichert der 
Bank zu, beim Zählen festgestellte Geld- 
_ differenzen innerhalb einer festgelegten 
Frist gegenüber dem Einzahler geltend 
zu machen. 


Diese Art der Einzahlungen muß zwi- 
schen Einzahler und Bank vereinbart 
sein. So werden die Verkaufserlöse des 
Handels und die Bargeldabführungen 
anderer Kreditinstitute und der Deut- 
schen Post „unter Vorbehalt der Rich- 
tigkeit” bei der Staatsbank eingezahlt. 
Einzahlungen unter Vorbehalt der Rich- 
tigkeit sind möglich 

® über den Nachttresor oder die 

Schlieffachanlage 
® über den Kassenschalter durch Über- 


gabe eines verschlossenen Behältnis- 
ses. 


Die Bank prüft in jedem Falle die Un- 
versehrtheit und den nn des Be- 
hältnisses. 


Folgende Formen der Auszahlung sind 
üblich: 


— offene Auszahlungen 


Die offene Auszahlung von Bargeld er- 
folgt bei Vorlage eines Auszahlungs- 
beleges oder eines Barschecks. Nach 
Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des Be- 
legs oder Schecks stellt der Kassierer 
das Geld in einer bestimmten Stücke- 
lung zusammen und zählt es dem Kun- 
den vor. Unstimmigkeiten werden nur 
anerkannt, wenn der Zahlungsempfän- 
ger das Geld im Beisein des Kassierers 
oder einer Zählaufsicht nachgezählt hat. 


- Auszahlungen unter Vorbehalt der 
Richtigkeit 


Grundlage für die „Auszahlung unter 
Vorbehalt der Richtigkeit” ist eine Ver- 
einbarung zwischen der Bank und dem 
Betrieb oder der Einrichtung. Die Zah- 
lungsmittel können offen oder in ver- 
schlossenen Behältnissen übergeben 
werden. 


Bei der offenen Übergabe werden die 
Gelder nach überschläglicher Vorzäh- 
lung des Kassierers durch die Mitarbei- 
ter des Betriebes übernommen, die in 
der Vereinbarung dafür vorgesehen sind. 
Die Abholer müssen das Geld in Gegen- 
wart des Kassierers unter Zweifach-Ver- 
schluß nehmen. 


Bei der Übergabe des Geldes in ver- 
schlossenen Behältnissen müssen die Be- 
hältnisse von der Bank verschlossen und 
verplombt sein. Die Übergabe darf nur 
an die in der Vereinbarung dafür be- 
stimmten Mitarbeiter vorgenommen 
werden. Die Übergabe erfolgt in den 
Räumen der Bank. 


In den Banken sind Geldbearbeiter tä- 
tig, die die Echtheit und Umlauffähig- 
keit der Banknoten überprüfen und das 


Geld zu genormten Päckchen formie- 


ren. 
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Aufgaben 


1. Nennen Sie Beispiele für die 
Anwendung des baren Zahlungsver- 
kehrs, und schätzen Sie dessen Vor- 
und Nachteile ein! 


2. Wie erfolgt die tägliche Kassen- 
aufnahme und -abstimmung in Ihrem 
Kreditinstitut? 


3. Erläutern Sie die Bedeutung von 
Vereinbarungen zwischen Kredit- 
Instituten und bestimmten Betrieben 
über die Entgegennahme von Ein- 
zahlungen und Auszahlungen unter 
Vorbehalt der Richtigkeit! 


4. Prüten Sie, ob es in Ihrem Aus- 
bildungsbetrieb Vereinbarungen über 
Ein- oder Auszahlungen unter Vor- 
behalt der Richtigkeit gibt! 


2:3 
Abwicklung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs im Inland 


2.3.1. 

Verantwortung der Kreditinstitute 
bei der Abwicklung 

des bargeldlosen Zahlungsverkehrs 
im Inland 


Das ständig steigende Produktions- und 
Handelsvolumen in der Volkswirtschaft 
der DDR und die planmäßig steigenden 
Geldeinnahmen der Bevölkerung haben 
zur Folge, daß die Anzahl der Zahlungs- 
vorgänge sich stetig vergrößert und 
immer mehr Zahlungsverpflichtungen 
bargeldlos ausgeführt werden. Der Zah- 
lungs- und Verrechnungsverkehr ist zu- 
gleich eine wichtige Informationsquelle 
für die Leitung, Planung und Kontrolle 
der Volkswirtschaft. Deshalb müssen 
ständig höhere Anforderungen an die 
Qualität der Durchführung der bargeld- 
losen Zahlungen gestellt werden. 
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Die Kreditinstitute müssen den bargeld- 
losen Zahlungsverkehr rationell, schnell 
und sicher abwickeln. Dabei ergeben 
sich folgende wichtige Aufgaben für die 
Kreditinstitute: 


1. Sie müssen eine rationelle, politisch 
und fachlich qualifizierte und zügige 
Kundenbedienung gewährleisten. Ihr 
Dienstleistungsangebot und die Ar- 
beitskultur sind ständig zu verbes- 
sern. 


2. Sie müssen sichern, daß alle Zahlun- 
gen der Betriebe und der Bevölke- 
rung termingemäß, schnell und rich- 
tig ausgeführt und die Kontoinhaber 
über die Ausführung ihrer Zahlungs- 
aufträge und Zahlungseingänge kurz- 
fristig und ausreichend informiert 
werden. 


3. Sie müssen für die Wachsamkeit und 
innere Ordnung sorgen. Die Unan- 
tastbarkeit und Sicherheit der Be- 
stände und Guthaben ist zu gewähr- 
leisten. Alle Zahlungsvorgänge sind 
deshalb exakt zu erfassen und auf- 
zubereiten, alle Umsätze und Be- 
stände auszuweisen und abzustim- 
men. Dabei ist das Prinzip der feh-, 
lerfreien Arbeit durchzusetzen. 
Sollte es trotz‘ sorgfältiger Arbeit 
Reklamationen geben, sind sie 
schnell zu klären. 


Die ständig steigenden qualitativen und 
quantitativen Anforderungen an den 
bargeldlosen Zahlungsverkehr erfordern 
die bestmögliche Nutzung der modernen 
Datenverarbeitungstechnik. 
Um einen reibungslosen Arbeitsablauf 
zwischen den Partnern zu gewährleisten 
und die leistungsstarken EDVA rationell 
zu nutzen, müssen bestimmte Voraus- 
setzungen in beiden Einrichtungen er- 
füllt werden. Dazu gehören: 
- spezifische Qualifizierung der Mit- 
arbeiter in den Arbeitsbereichen der 


Areditinsiituf 


Belege 


VEB Dafenverarbeifung der 
finanz- und Bankorgane 


Vororganisafion 


Nachorganisafion 


Auswertungsunterlagen 


EDV-mäßige Erfassung und 


Verarbeitung 
DEST DVST 


DEST  Datenerfassungsstelle 
OVST  Datenverorbeitungsstation 


Abb. 2.2. 

Vereinfachte Darstellung 

der Zusammenarbeit zwischen dem 
Kreditinstitut und dem 

VEB Datenverarbeitung 

der Finanz- und Bankorgane 


Organisation und des Zahlungsver- 
kehrs der Kreditinstitute, 


- für die Arbeit der Bank universell 
einsetzbare EDV-Projekte zur Ratio- 
nalisierung des Verrechnungsver- 
kehrs (z. B. Kontokorrentprojekt), 


— einwandfrei funktionierende Trans- 
portorganisation zwischen Kredit- 
institut, Datenerfassungsstelle und 
Datenverarbeitungsstation des VEB 
Datenverarbeitung der Finanz- und 
Bankorgane, 


— leicht zu bedienende und variabel 
einsetzbare Datenerfassungsgeräte 
-und eine entsprechende Wartungs- 
organisation, 


- Gewinnung von Betrieben und In- 
stitutionen für den Austausch ma- 
schinenlesbarer Datenträger bzw. 
Nutzung des Umsatzstammbandes 
zur Verringerung des Datenerfas- 
sungsaufwandes. 


3 Finanzkaufmann 3 


Aufgabe 


Informieren Sie sich über die ver- 

l iraglichen Beziehungen zwischen 
Ihrem Kreditinstitut und der Daten- 
erfassungs- und -verarbeitungsstation 
des VEB Datenverarbeitung der 
Finanz- und Bankorgane! 


2.3.2. 

Organisatorische Grundiagen 

des bargeldiosen Zahlungsverkehrs 
unter EDV-Bedingungen 


2.3.2.1. 
Begründung des Kontoverhältnisses 


Rechtliche Grundlagen für die Begrün- 
dung eines Kontoverhältnisses 


Zur Kontoeröffnung wird ein Kontover- 
trag zwischen dem Kreditinstitut und 
dem zukünftigen Kontoinhaber ab- 
geschlossen. Die gesetzlichen Grund- 
lagen hierfür sind das Vertragsgesetz’ 
und das Zivilgesetzbuch‘. Durch den 
Abschluß eines Kontovertrages wird das 
Kontoverhältnis begründet. 


er 
3 Gesetz über das Vertragssystem in der sozia- 
listischen Wirtschaft (Vertragsgesetz) vom 25. Fe- 
bruar 1965 (GBl. I Nr. 7 S.10 $ 77). 
4 Zivilgesetzbuch der DDR vom 19. Juni 1975 
{GBl. I Nr. 27 S. 465 88 234-236). 
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Die Kreditinstitute sind entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung zur Führung fol- 
gender Konten verpflichtet: 


- Konten der Wirtschaft, 

— Konten des Staatshaushaltes, 

- Sparkonten für Bürger in Form von 
Spargirokonten und Sparkonten mit 
Sparbuch, 

—- Konten, über die Geldbeziehungen 
von Bürgern (z. B. Handwerksmei- 
stern) und Betrieben, die im Rahmen 
wirtschaftlicher und sonstiger Tätig- 
keit abgewickelt werden (Betriebs- 

. konten), 

- Konten, die auf Grund spezieller 
Rechtsvorschriften zur Abwicklung 
und Kontrolle besonderer Zahlungs- 
vorgänge eröffnet werden (z. B. De- 
visenausländerkonten). 


Der Kontovertrag ist die Grundlage für 
den Abschluß von Kreditverträgen und 
anderen Verträgen, die sich aus den 
Geschäftsbeziehungen zwischen Kredit- 
institut und Kontoinhaber ergeben. 


Auf Grund des Kontoverhältnisses ha-' 


ben Kreditinstitut und Kontoinhaber 
u.a. folgende Pflichten: 


Das Kreditinstitut hat 


- den Zahlungs- und Verrechnungs- 
verkehr im Rahmen des Guthabens 
des Kontoinhabers oder eines ihm 
gewährten Kredits ordnungsgemäß 
auszuführen, 

- das Guthaben in der festgesetzten 
Höhe zu verzinsen und 

- den Kontoinhaber über alle Buchun- 
gen, die auf seinem Konto vorge- 
nommen werden, zu unterrichten. 


Der Kontoinhaber hat 


- die vertraglich festgelegten Gebüh- 
ren und Zinsen zu bezahlen und 

- die vom Kreditinstitut für den Kon- 
toverkehr vorgesehenen allgemeinen 
Geschäftsbedingungen einzuhalten 


"34 


(z. B. Beachtung des Prinzips der 
Vordruckstrenge). 


Jeder Kontoinhaber kann in Höhe sei- 
nes Guthabens Forderungen gegenüber 
dem Kreditinstitut geltend machen. 


Das Kreditinstitut darf dritten Personen 
oder Dienststellen gegenüber keine An- 
gaben über die bei ihm geführten Kon- 
ten oder über die getätigten Geschäfte 
machen, es sei denn, daß es durch Ge- 
setz oder andere Rechtsvorschriften da- 
zu verpflichtet ist (z. B. Staatsanwalt- 
schaft, Arbeiter-und-Bauern-Inspek- 
tion, Steuerbehörden). Unabhängig da- 
von besteht für alle Mitarbeiter der Kre- 
ditinstitute die Schweigepflicht, und 
zwar nicht nur während der Dauer des 
Arbeitsrechtsverhältnisses, sondern auch 
danach. Wenn das Kreditinstitut die im 
Kontovertrag übernommenen Verpflich- 
tungen schuldhaft verletzt und dadurch 
dem Kontoinhaber ein Vermögensscha- 
den zugefügt wird, besteht Schaden- 
ersatzpflicht. Grundlage dafür sind die 
allgemeinen Geschäftsbedingungen des 
jeweiligen Kreditinstitutes. 


Bei grober Fahrlässigkeit und Nicht- 
beachtung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen sind auch die Mitarbeiter der Kre- 
ditinstitute materiell zur Verantwortung 
zu ziehen. Ihre arbeitsrechtliche mate- 
rielle Verantwortlichkeit ergibt sich aus 
ihrer betrieblichen Funktion. Sie ist im 
Arbeitsgesetzbuch? und in der Verord- 
nung über die Pflichten, die Rechte und 
die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter 
in den Staatsorganen® geregelt. 


Das gilt sinngemäß auch für Kontover- 
träge, die mit Postscheckämtern ab- 
geschlossen werden. Bei Eilaufträgen 
und telegrafischen Aufträgen ist die 


5 Arbeitsgesetzbuch der DDR, SS 260-266. Verlag 
Tribüne/Staatsverlag, Berlin 1977. 

6 Verordnung über die Pflichten, die Rechte und 
die Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in den 
Staatsorganen vom 19. Februar 1969 (GBl. IE 
Nr. 26 5, 163). 


Deutsche Post für Schäden verantwort- 
lich, die dadurch entstanden sind, daß 
solche Aufträge durch das Postscheck- 
amt nicht innerhalb von 24 Stunden aus- 
geführt wurden (ohne arbeitsfreie 
Tage). Ist die Deutsche Post materiell 
verantwortlich, so hat sie dem Ersatzbe- 
rechtigten den nachgewiesenen Schaden, 
jedoch nicht mehr als 50,- Mark für 
jeden Auftrag, zu erstatten. 


Aufgaben 
1. Informieren Sie sich über den 

| Kreis der Kontoinhaber, die bei 
Ihrem Kreditinstitut Konten führen! 
2. Welche Pflichten ergeben sich für 
die Beteiligten aus dem Abschluß 
eines Kontovertrages? 
3. Wann und bis zu welcher Höhe 
ist der Mitarbeiter eines Kredit- 
instituts materiell zur Verantwortung 
zu ziehen? 


Zustandekommen des Kontovertrages 


Soll ein Kontovertrag abgeschlossen 
werden, so ist vom Kreditinstitut zuerst 
zu prüfen, ob es zur Führung des Kon- 
tos berechtigt ist. Der Antragsteller hat 
dem Kreditinstitut die Rechtsfähigkeit 
und ggf. das Vertretungsrecht nachzu- 
weisen. Dabei ist vom Kreditinstitut die 
Legitimation zu kontrollieren. 


Aufgabe 
Informieren Sie sich in Ihrem 
Kreditinstitut über Art, Inhalt und 
Form der vorliegenden Konto- 
verträgel 


Beim Abschluß des Kontovertrages sind 
gleichzeitig die Zeichnungsberechtigten 


festzulegen. Werden mehrere Personen . 


zu Kontoverfügungen bevollmächtigt, 
ist vom Vollmachtgeber zu bestimmen, 
ob es sich um ein Einzelzeichnungsrecht 


oder um eine Gemeinsamzeichnung der 
Berechtigten handelt. Die Namen und 
die eigenhändige Unterschrift der be- 
vollmächtigten Personen sind dem Kre- 
ditinstitut auf der dafür vorgesehenen 
Unterschriftskarte zu übergeben. 


Aufgabe 


Welche rechtlichen Folgen hat die 
Festlegung der Vollmachten (Einzel- 
vollmacht und gemeinschaftliche 
Vollmacht)? 


Bei der Kontoeröffnung wird außerdem 


festgelegt, wem die Kontoauszüge, 
Avise (Nachrichten, Anzeigen) und 
Empfängerbelege zugestellt werden 


oder ob sie abgeholt werden. Bei Ab- 
holung am Schalter gilt der Postabholer- 
ausweis als Legitimation. In vielen Fäl- 
len wird zur Übermittlung der Konto- 
auszüge usw. die Einrichtung eines 
Schließfaches beim Kreditinstitut verein- 
bart. Die Kontonummer wird entspre- 
chend dem einheitlichen Kontonummern- 
system bestimmt. 

Die Angaben des Kontovertrages wer- 
den in der Datenerfassungsstelle auf 
Lochbänder übernommen. Von dort ge- 
langen sie auf das Kontenmagnetband 
in der elektronischen Datenverarbei- 
tungsstation. Hier werden sie in der Rei- 
henfolge der Kontonummern gespei- 
chert. 


Aufgabe 
Warum kann der allgemeine Text 
] über Rechte, Ptlichten und Verant- 
wortlichkeiten im Kontovertrag 
relativ kurz gefaßt sein? 


Kontoinhaber und Kontoverfügungen 


Kontoinhaber kann jeder sein, der 
rechtstähig ist. Ein Konto eröffnen, also 
einen Kontovertrag abschließen, kann 
nur derjenige, der auch handlungsfähig 
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ist. Handlungstähig sind Bürger, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Für Ju- 
gendliche im Alter von 16 bis 18 Jahren 
gelten Ausnahmebestimmungen. 


Inhaber eines Kontos und damit Ver- 
tragspartner eines Kreditinstitutes kön- 
nen sein: 


1. Volkseigene Kombinate, Betriebe 
und Vereinigungen Volkseigener Be- 
triebe 


Sie sind Rechtsträger der von ihnen ver- 
walteten Teile des Volkseigentums. Dar- 
aus ergibt sich, daß sie über die Gut- 
haben auf ihren Bankkonten verfügen 
können. Volkseigene Produktions-, Han- 
dels- und Außenhandelsbetriebe sowie 
Dienstleistungsbetriebe müssen im Re- 
gister der volkseigenen Wirtschaft, das 
beim Staatlichen Vertragsgericht ge- 
führt wird, eingetragen sein. Bei der 
Kontoeröffnung ist dem Kreditinstitut 
zur Legitimation ein Registerauszug vor- 
zulegen. Daraus sind die Personen er- 
sichtlich, die auf Grund ihrer Funktion 
gesetzliche Vertreter des Betriebes sind. 
Sie müssen sich gegenüber dem Kredit- 
institut durch Vorlage des Personalaus- 
weises legitimieren. 

Eine besondere rechtliche Stellung 
nimmt der Hauptbuchhalter ein. Er hat 
die Kontrolle darüber auszuüben, daß 
bei Verfügungen über Zahlungsmittel 
das durch Rechtsvorschriften geregelte 
Verfügungsrecht eingehalten wird. Ver- 
fügungen, die mit einer Verletzung der 
Staats- und Finanzdisziplin und des Prin- 
zips der sozialistischen Sparsamkeit ver- 
bunden sein könnten, dürfen nicht wirk- 
sam werden. Deshalb muß der Haupt- 
buchhalter oder einer seiner Vertreter 
mit unterzeichnen, 


2. Haushaltsorganisationen 


Zur Begründung des Kontoverhältnisses 
gelten für sie im Prinzip die gleichen 
Grundsätze wie für Kombinate, Be- 
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triebe und VVB, Besonderheiten ergeben 

sich bezüglich des zu verwendenden 

Vordruckes und der Unterzeichnung 

der Kontoverträge. 

Kontoverfügungen können erfolgen 

-im Rahmen des vorhandenen Gut- 
habens oder 

—- bei debitorischer Inanspruchnahme 
bis zur Höhe des festgelegten Limits 
(Saldo zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben gemäß Quartalskassenplan). 


3. Sozialistische Genossenschaften 


Hierzu gehören sozialistische Produk- 
tionsgenossenschaften, Konsumgenos- 
senschaften, selbständige konsumge- 
nossenschaftliche Produktionsbetriebe, 
Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
und andere, die in das Genossenschafts- 
register eingetragen sind. Sie führen den 
Vertretungsnachweis durch Vorlage des‘ 
Registerauszuges. Zeichnungsberech- 
tigt sind die durch den Vorstand einge- 
setzten Personen. 


4. Private Betriebe, die den Industrie- 
und Handelskammern angehören, 
Einkaufs- und Liefergenossenschaf- 
ten des Handwerks und Handwerks- 
betriebe, die der Handwerkskammer 
angehören 

Sie sind in eines der verschiedenen Re- 

gister eingetragen und führen den Ver- 

tretungsnachweis durch Vorlage des 
entsprechenden Registerauszuges, 


3. Demokratische Parteien und Mas- 
senorganisationen 


Ihre Vertretungsverhältnisse richten sich 
nach ihren Satzungen oder Statuten. Der 
Nachweis wird in der Regel durch Be- 
scheinigungen der übergeordneten Stelle 
geführt. 


6. Bürger 


Alle handlungsfähigen Bürger sind zur 
Führung von Konten berechtigt. Sie le- 
gitimieren sich durch ihren Personal- 
ausweis. Als Kontoinhaber können sie 


weitere Personen zu Kontoverfügungen 
bevollmächtigen. Minderjährige, die das 
16. Lebensjahr vollendet haben, können 
Kontoverträge abschließen. Das Kredit- 
institut benachrichtigt die gesetzlichen 
Vertreter. Hierzu gehören z. B. Konto- 
verträge für Spargirokonten. 

Die erteilten Kontovollmachten gelten 
über den Tod hinaus. Die Kontoinhaber 
können die von ihnen erteilten Voll- 
machten widerrufen. Der Widerruf hat 
schriftlich zu erfolgen. Er wird nach sei- 
nem Eingang beim Kreditinstitut wirk- 
sam. Das Kreditinstitut haftet nicht für 
Verfügungen, die von nicht mehr Be- 
rechtigten noch nach Eingang des Wi- 
derrufs, z. B. mittels Scheck, getroffen 
worden sind. 

Beim Tod eines Bürgers, der Inhaber 
eines Kontos ist, geht das Verfügungs- 
recht über das Konto an den oder die 
Erben über. Alle Kontoinhaber sind be- 
rechtigt, im Rahmen der vertraglichen 
Vereinbarungen jederzeit über ihr 
Konto zu verfügen. Es gibt keine Rang- 
folge der Kontoverfügungen. 

Durch das Kreditinstitut kann ohne 
Auftrag des Kontoinhabers eine Ab- 
buchung vom Konto nur dann vorge- 
nommen werden, wenn es sich um ge- 
setzlich sanktionierte Maßnahmen han- 
delt, z. B. um eine Stornobuchung, die 
der Berichtigung eines vom Kredit- 
institut begangenen Fehlers dient. 


Aufgabe 


Klären Sie in Ihrem Kreditinstitut, 
| in welchen Fällen ohne oder gegen 
den Willen des Kontoinhabers 
Abbuchungen von seinem Konto 
vorgenommen werden dürfen! 


Wechsel der am Kontovertrag beteilig- 
ten Partner und Kontenlöschung 


Bei den Partnern des Kontovertrages 
können organisatorische und personelle 


Veränderungen auftreten, die einen 
Wechsel der am Kontovertrag beteilig- 
ten Partner oder eine Kontolöschung zur 
Folge haben. Diese Veränderungen sind 
dem jeweiligen Partner in schriftlicher 
oder mündlicher Form mitzuteilen. 
Veränderungen, die durch das Kredit- 
institut eingeleitet werden, sind relativ 
selten. Sie treten z. B. dann ein, wenn 
die Zuständigkeit für die Führung des 
Kontos auf ein anderes Kreditinstitut 
übergeht. 


.Häufiger wird dagegen der Wechsel des 


Kontoverhältnisses durch den Konto- 
inhaber eingeleitet. Das ist z. B. der 
Fall, wenn ein VEB mit anderen VEB zu 
einem Kombinat zusammengelegt wird 
und die Befugnisse auf den Rechtsnach- 
folger übergehen. 

Bei Bürgern wird das Kontoverhältnis 
durch Kündigung aufgelöst oder wenn 
durch den Tod des Kontoinhabers die 
Erbfolge eintritt. Hierbei ist zwischen 
der testamentarischen und der gesetz- 
lichen Erbfolge zu unterscheiden. 

Die testamentarische Erbfolge tritt ein, 
wenn ein gültiges Testament vorliegt. 
Das Testament kann in verschiedener 
Weise gemacht worden sein. Wenn der 
Erblasser seinen letzten Willen einem 
Notar schriftlich oder mündlich mit- 
geteilt hat und das Staatliche Notariat 
das Testament in Verwahrung genom- 
men hat, liegt ein notarielles Testament 
vor. Ein Testament wird auch aner- 
kannt, wenn es eigenhändig vom Erb- 
lasser handschriftlich ‚geschrieben und 
unterschrieben worden ist. Eine weitere 
gültige Form ist das Nottestament, d. h. 
wenn der letzte Wille des Erblassers von 
einer anderen Person niedergeschrieben 
wird. Die Niederschrift muß Ort, Datum 
und nähere Umstände, die den Erblasser 
an der Errichtung eines anderen Testa- 
ments gehindert haben, und die Unter- 
schriften von zwei Zeugen enthalten. 
Das Nottestament ist unverzüglich an 
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das Staatliche Notariat zu übergeben. 
Die gesetzliche Erbfolge tritt ein, wenn 
kein Testament vorliegt. In diesem Fall 
erben die Verwandten des Erblassers 
entsprechend der Erbfolgeordnung 
(55 364 bis 369 des Zivilgesetzbuches). 
Sowohl bei der testamentarischen als 
auch bei der gesetzlichen Erbfolge sind 
die Erben berechtigt, die Erbschaft 
innerhalb einer Frist von 2 Monaten 
auszuschlagen. Für Erben mit Wohnsitz 
außerhalb der DDR beträgt die Frist 
6 Monate. Eine Erbschaft kann nicht 
unter einer Bedingung oder einer Zeit- 
bestimmung angenommen oder ausge- 
schlagen werden. . 

Sobald dem Kreditinstitut der Tod des 
Kontoinhabers bekannt wird, muß es 
vor Zulassung weiterer Verfügungen die 
erbrechtliche Situation feststellen. Zu 
diesem Zweck sind beim Staatlichen No- 
tariat Informationen einzuholen, und es 
ist die Vorlage eines Erbscheines zu ver- 
langen. 

Sind mehrere Erben vorhanden, so steht 
ihnen die Erbschaft gemeinschaftlich zu, 
Sie bilden eine Erbengemeinschaft. Bis 
zur Aufhebung der Erbengemeinschaft 
dürfen sie über die Erbschaft und die 
einzelnen Nachlaßgegenstäinde und 
Werte - also auch über das Nachlaß- 
konto — nur gemeinschaftlich verfügen. 
Verpflichtungen aus der Verwaltung des 
Nachlasses können die Erben nur ge- 
meinsam eingehen. Es ist Sache der Er- 
ben, die Ausstellung eines Erbscheines 
entweder auf der Grundlage des Testa- 
ments oder auf der Grundlage der ge- 
setzlichen Erbfolge beim zuständigen 
Staatlichen Notariat zu beantragen 
(ZGB 8 413). Der Erbschein, der bei 
mehreren darin aufgeführten Miterben 
als „Gemeinschaftlicher Erbschein“ be- 
zeichnet wird, legitimiert die darin Ge- 
nannten als Erben. 

Ein Erbschein genießt öffentlichen 
Glauben, das heißt, das Kreditinstitut 
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kann auf seiner Grundlage von der Ver- 
fügungsbefugnis der Erben ausgehen; es 
ist geschützt, selbst wenn später die 
Unrichtigkeit der dokumentierten Erb- 
folge festgestellt werden sollte, Auf die 
Vorlage eines Erbscheines wird verzich- 
tet, wenn ein notarielles Testament mit 
Eröffnungsverhandlung oder  Eröff- 
nungsvermerk vorgelegt wird und das 
Kreditinstitut dadurch die Erbfolge als 
nachgewiesen erachtet. 

Die Kontolöschung, also die Kündigung 
des Kontovertrages, ist durch Bürger 
jederzeit möglich. Für alle anderen 
Kontoinhaber gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen. Die Kündigung des 
Kontovertrages kann auch vom Kredit- 
institut ausgehen, wenn z. B. eine neue 
Aufgabenabgrenzung zwischen den Kre- 
ditinstituten festgelegt wird. Die Kündi- 
gung bedarf der Schriftform. Durch das 
Kreditinstitut sind die erforderlichen 
Zinsabrechnungen vorzunehmen. Es ist 
zu prüfen, ob noch Zahlungsaufträge zu 
erwarten sind. Gegebenenfalls ist eine 
Übergangsperiode zu vereinbaren. 

Mit Hilfe eines entsprechenden Stamm- 
datenträgers ist die Änderung oder Lö- 
schung der Angaben im Kontenmagnet- 
band zu veranlassen, 


Aufgabe 


Informieren Sie sich in Ihrem 
Kreditinstitut über die Aufgaben 
bei der Löschung von Konten! 


2.3.2.2. : 
Anwendung von Systematiken 


Da sämtliche Zahlungsvorgänge bei den 
Kreditinstituten über elektronische 
Datenverarbeitungsanlagen abgerechnet 
werden, ist die Verschlüsselung aller 
Angaben in numerische Zeichen erfor- 
derlich. Deshalb wurden im Bereich dor 
Finanz- und Bankorgane einheitliche 


Nummernsysteme entwickelt. An die 
Nummernsysteme werden folgende An- 
forderungen gestellt: 


- sie müssen eindeutig sein, z. B. dür- 
fen sich Kontonummern nicht wie- 
derholen; 

- sie müssen für die Speicherung auf 
Lochbändern, Magnetbändern oder 
Magnetplatten sortierfähig sein; 

- sie müssen erweiterungsfähig sein; 
das ist im Hinblick auf die Konto- 
nummer von besonderer Bedeutung, 
weil ständig neue Kontoverträge ab- 
geschlossen werden; 

- sie müssen beständig sein; die Ein- 
führung neuer Nummernsysteme 
oder die Änderung bereits existie- 
render könnte die Fehlerquote be- 
sonders im Verrechnungsverkehr er- 
höhen. 


Es ist entscheidend für eine ordnungs- 
gemäße Abwicklung der Arbeit, daß je- 
der Mitarbeiter den Zweck und den In- 
halt der einzelnen Nummernsysteme 
kennt, die in seinem Kreditinstitut ver- 
wendet werden. Er muß auch wissen, 
wie sich Fehler auswirken. 


1. Systematik der Kontonummer 


Die EDV-gerechte, einheitlich für alle 
Kreditinstitute der DDR geltende Kon- 
tonummernsystematik ist eine Voraus- 
setzung für die einheitliche organisato- 
rische Lösung der Aufgaben des Zah- 
lungsverkehrs und der Rechnungsfüh- 
rung und Statistik. 
Jede Kontonummer existiert nur einmal 
in der gesamten Republik. ‚Die Konto- 
nummer*hat maximal 12 Stellen, die in 
sich systematisiert sind. Sie wird in fol- 
gender Form geschrieben: 

XXXX — XX — XXXXXX 
z.B. 4162 — 43 — 105470 


Die Stellen dienen der numerischen 
Kennzeichnung folgender Daten: 


1. bis 3. Stelle: Territorium 

Das jeweilige Territorium — das ist der 
Kreis, in dem das Kreditinstitut seinen 
Sitz hat - wird durch eine dreistellige 
Zahl gekennzeichnet. Für einen Kreis 
sind bis zu vier Dreisteller vorgesehen. 


4. Stelle: Kreditinstitut 

Dabei werden die Ziffern in folgender 
Weise verwandt: 

1 Staatsbank der DDR 

2 Sparkasse 


3 Bank für Landwirtschaft und Nah-. 


Pungsgüterwirtschaft der DDR 
4 Genossenschaftskasse für Handwerk 


und Gewerbe: 
Deutsche Außenhandelsbank AG 


5 
.6 Staatsbank der DDR — Zentrale — 
v4 


Reichsbahnsparkasse 
8 BHG 
9 Postscheckamt 
Die 1. bis 4. Stelle der Kontonummer 
wird insgesamt als Vorsatzziffer be- 
zeichnet. 


5. Stelle: Kontenart 


1 Kontokorrentkonten mit Unterkonten 

2 Konten des Staatshaushaltes 

3 Kontokorrentkonten ohne 
konten 

4 Spargirokonten (werden bei der 

Staatsbank nicht geführt) und Devi- 

senausländerkonten (nur bei der 

Staatsbank) 

nicht vergeben 

Buchsparkonten 

Konsumtionskreditkonten 

Darlehenskonten 

bankinterne Konten (Hauptbuch- 

konten und Hauptbuchunterkonten) 


6. Stelle: Prüfziffer 

Sie ermöglicht die maschinelle bzw. 
EDV-mäßige Prüfung der Konto- 
nummer. Dadurch werden Schreib- und 
Erfassungsfehler erkannt. Die Prüf- 
ziffer wird nach einem besonderen ma- 
thematischen Verfahren errechnet. 


von 0 


39 


Unter-. 


7. bis 12. Stelle: Kundennummer 
Beispiel für eine Kontonummer: 
4162 — 43 — 105470 


A 


| Kreis Gotha 
| N] Kreis Goth: 
I | 


Sparkasse 


En a Spargirokonto 


= — Prüfziffer 


—Kundennuminer 
2. Systematik des Zahlungsgrundes 

Als Empfänger einer Zahlung benötigen 
die Kontoinhaber Informationen dar- 
über, wofür diese Zahlung bestimmt ist, 
z. B. „Rechnung Nr. 3443 vom 22. 1. 
1979* oder „Miete für Monat Novem- 
ber“. Da unter den Bedingungen des 
Einsatzes von EDVA die vom Auftrag- 
geber ausgestellten Zahlungsaufträge im 
Prinzip nicht an den Empfänger weiter- 
gegeben werden und die Geräte der Da- 
tenerfassungsstation nur numerische Da- 
ten erfassen, ‘ist eine numerische Ver- 
schlüsselung (Codierung) des Zahlungs- 
grundes erforderlich. 

Durch die Codierung des Zahlungs- 
grundes wird eine Information der 
Kontoinhaber über den Grund der Zah- 
lung gesichert. Gleichzeitig wird durch 
die Nutzung der Informationen aus den 
Zahlungsvorgängen eine Umsatzanalyse 
für alle Umsätze auf den Konten der 
Kreditinstitute ermöglicht, z.B. kann 
die Gesamtsumme der in der Volkswirt- 
schaft in einem bestimmten Zeitraum be- 
zahlten Warenlieferungen und Leistun- 
gen ermittelt werden. 

Der codierte Zahlungsgrund wird durch 
maximal 16 Stellen dargestellt, Sie sind 
in einen konstanten Teil (3 Ziffern, bei 
Anwendung des Korrekturzeichens 
4 Ziffern) und einen variablen Teil 
(maximal 12 Ziffern) gegliedert. Der co- 
dierte Zahlungsgrund ist in der folgen- 
den Schreibweise anzugeben: 

(KIXXX — XXXX  XXXX ÄXXX 
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Der konstante Teil des codierten Zah- 
lungsgrundes charakterisiert in der 2. 
bis 4. Stelle die ökonomische Zweck- 
bestimmung der Zahlung. Dieser Teil 
ist gemäß der Schlüsselsystematik? ver- 
bindlich vorgeschrieben. In der Schlüs- 
selsystematik ist die ökonomische 
Zweckbestimmung der Zahlung nach 
folgenden Gesichtspunkten gegliedert: 


1. Zahlungen für Warenlieferungen und 
Leistungen (ohne Zahlungen an oder 
durch die Bevölkerung) 
z.B. 
100 Zahlungen für Warenlieferun- 
gen und Leistungen (außer 
für Investitionen) 


2. Zahlungen auf Grund sonsliger be- 
trieblicher Beziehungen (ohne Zahlun- 
gen an ‘oder durch die Bevölkerung) 
z.B. 
211 ‚Versicherungen (Versiche- 
rungsbeiträge und -leistungen) 


3. Zahlungen an die Bevölkerung/Zah- 
lungen von der Bevölkerung 
2.B. 
300 Nettolöhne und Nettolehr- 
lingsentgelte im materiellen 
Bereich 
340 Bezahlung von Waren im Ein- 
zelhandel durch die Bevölke- 
rung (bargeldlos) bzw. Ein- 
zahlung der Barerlöse des 
Einzelhandels, der Betriebs- 
gaststätten usw. bei den Kre- 
ditinstituten 


4. Zahlungen aus der Bildung betrieb- 
licher Fonds 
z.B. & 
400 Zuführung von Amortisatio- 
nen zum Sonderbankkonto 
Investitionsfonds 


7 Richtlinie zur Anwendung des codierten Zah- 
lungsgrundes und Schlüsselsystematik Zahlungs- 
grund - gültig ab 1.1.1976 — Staatsbank der 
DDR, Berlin 1975, 


5. Zahlungen zwischen Betrieben, wirt- 
schaftsleitenden Organen und Staats- 
haushalt 


z.B. 
501 Nettogewinnabführung 


6. Zahlungen auf Grund von Kredit- 
ausreichungen 
2.B. 
600 Ausreichung verzinslicher 
Grundmittelkredite zugunsten 
des Sonderbankkontos In- 


vestitionsfonds bzw. Aus- 
reichung von Ralionalisie- 
rungskrediten 


7. Zahlungen auf Grund von Kredit- 
tilgungen 
z.B. 
700 Tilgung verzinslicher Grund- 
mittelkredite... 


8. Sonstige Zahlungen 


z.B. 

850 Zinsen für Kredite, Zinsen 
für Guthaben, Zinserstattun- 
gen, Kreditprovisionen und 
andere Gebühren, Abschluß- 
spesen (Postengebühren, Aus- 
lagen u..a.). 


Soll eine Zahlung vollständig oder teil- 
weise rückgängig gemacht werden, z.B. 
bei einer doppelten Bezahlung, wird in 
der 1.Stelle das Korrekturzeichen 1 
eingetragen. Damit wird der Soll- bzw. 
Habenumsatz der Ursprungsbuchung 
korrigiert und eine Doppelerfassung in 
der Umsatzanalyse vermieden. 


Der variable Teil des codierten Zah- 
lungsgrundes ist entsprechend den Er- 
fordernissen des Zahlungsempfängers 
anzuwenden. Das Kreditinstitut orien- 
tiert dabei auf sinnvolle, aussagefähige 
und möglichst kurze Angaben, die ım 
Interesse einer ordnungsgemäßen Da- 
tenerfassung nach jeweils 4 Ziffern 
durch Leerstellen aufzulockern sind. 


Beispiel zur Codierung des Zahlungs- 
grundes: 


Entweder 109 — 3443 2911 
(Bezugnahme auf Rechnungsnummer 
und Rechnungsdatum) 

oder 100 — 3443 1512 
(Bezugnahme auf Rechnungsnummer 
und Fälligkeitsdatum) 


Die Betriebe sind gesetzlich zur Angabe 
des codierten Zahlungsgrundes ver- 
pflichtet.” Für die Aufgabe des "odier- 
ten Zahlungsgrundes auf den Zahlungs- 
dokumenten sind verantwortlich: 


der Zahlungspflichtige 
beim Überweisungs- und Dauerauf- 
tragsverfahren, 
beim Scheckverfahren (Verrechnungs- 
scheck). 


der Zahlungsempfänger 
beim - Abbuchungsverfahren, 
beim Haushaltsvollstreckungsverfah- 
ren, 
beim Akkreditivverfahren. 


Zahlungen der Bürger sind, falis der 
konstante Teil nicht angegeben ist, vom 
Kreditinstitut zu codieren. 


3. Nummernsystematik der Auftragsart 
Zur Steuerung und Sicherung der 
Reihenfolge aller im Programmablauf 
auszuführenden Aufträge der Kredit- 
institute bzw. deren Kontoinhaber sind 
zweistellige Nummern zur Angabe der 
Auftragsart erforderlich. Damit ist ge- 
währleistet, daß vor der Bearbeitung in 
den EDVA eine Trennung zwischen den 
verschiedenartigen Informationssätzen 
sowie zwischen Stammdaten und Um- 
satzdaten vorgenommen werden kann. 
Stammdaten sind solche Informationen, 
die im allgemeinen über einen längeren 


8 Anordnung über die Nutzung der elektronischen 
Datenverarbeitung im Zahlungsverkehr - Codic- 
rung dee Zahlungsgrundes - vom 12, Mai 1970 
(GBl. II Nr. 43 $. 312). 
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„anderen ‚Belastungen einen realen Kon- 
'tostand vorfindet. | 


Bei der Aufbereitung des Beleggutes 


2 für die Datenerfassung werden jeweils 
= 125 Auhtungeuulisäge, einer Auftragsart 


| ‚Belastung des Auftraggebers 


Gutschrift beim Auftraggeber ra 


Zweitbuchung 
Gutschrift beim Empfänger. 
Überweisungsverfahren 


Belastung des Empfängers | 


2.8. Lastschriftverfahren, Verrechnungsschecks 


_ zu einem " Umsatzblock zusammenge- 


faßt. Deshalb können von einem Fehler 
in der Auftragsart bis zu 50 Kontoin- 
haber betroffen sein. Um diese Fehler 
auszuschalten, ‚wird die Nummer der 
Auftragsart auf alle Vordrucke, auf de- 
nen es möglich ist, als-Konstante einge- 
druckt. In einigen Fällen muß jedoch 
das Kreditinstitut die Auftragsart ein- 
setzen. 


2.3.2.3. 
Visuell lesbare Datenträger 


Eine wesentliche Voraussetzung für die 
ordnungsgemäße Arbeit der EDVA ist 
eine. fehlerfreie Datenerfassung, die 
‚ ihrerseits entscheidend von der Gestal- 
tung der visuell lesbaren Datenträger 
abhängig ist. 

In einer Vereinbarung zwischen den An- 
wendern und dem VEB Datenverarbei- 
tung der Finanz- und Bankorgane wurde 
festgelegt, welche Vordrucke als er- 
fassungsgerechte Datenträger gelten 
und. welche Angaben auf ihnen enthal- 
ten ‚sein müssen. Dabei wird zwischen 
Stammdatenträgern und Umsatzdaten- 
trägern: unterschieden. 


Auf Stammdatenträgern werden F 
Stammdaten. der Kontoinhaber erfaßt. 
Typische . Stammdatenträger sind "die 
Vordrucke. für. onkasuakfnung, -ände- 
rung und -löschung. 


Stammoaten 
70-17, 33 


Siammdaten- 
änderungen 
10-7 


Stammdaten - 
informationen 
93 


Abb. 2.4. 
Überblick über die Systematik 
der Auftragsart 


Sie sind in Felder eingeteilt, die der je- 
weiligen maximalen Stellenzahl der 
Systematik entsprechen. Bei der Aus- 
stellung von Stammdatenträgern ist dar- 
auf zu achten, daß die vorgegebenen 
Felder nicht überschritten werden und 
daß keine Änderungen eingetragener 
Zahlen vorgenommen werden, weil 
sonst Fehler bei der Stammdatener- 
fassung auftreten können. 

Die Angaben auf den Stammdatenträ- 
gern werden in der Datenerfassungs- 
stelle auf ein Lochband übernommen 
und in der Datenverarbeitungsstation 
auf einem Kontenmagnetband, dem so- 
genannten Stammband, gespeichert. 


Umsatzdatenträger nehmen die Um- 
satzdaten und die dazu erforderlichen 
Stammdaten der Kontoinhaber auf; sie 
dienen der Abwicklung des Zahlungs- 
verkehrs. Die Kontoinhaber sind ver- 


Systematik der Auftragsartf 


Umsatzdaten 
20-89 


Gufschriftverfahren 
20-39 67-69 


Lastschriftverfahren 
40-59 61-89 


£Ersf- 
Öuchung 


Zweil- 
Buchung 


pflichtet, die von den Kreditinstituten 
zur ordnungsgemäßen und sicheren Ab- 


wicklung des Zahlungsverkehrs ge- 
schaffenen EDV-gerechten Zahlungs- 
aufträge zu verwenden, die nach Zah- 
lungsarten sowie nach Einzelaufträgen 
und Sammelaufträgen unterschieden 
werden. 


Welche Angaben die Umsatzdatenträger 
gemäß der Vereinbarung mit dem VEB 
Datenverarbeitung der Finanz- und 
Bankorgane mindestens enthalten müs- 
sen, geht aus den Abb. 2.6., 2.7. und 
2.8. hervor. 

Obwohl die Informationen aus der auto- 
matischen Abwicklung des Zahlungsver- 
kehrs für den Zahlungsempfänger im 
Prinzip ausreichen, gibt es einige Aus- 
nahmen: 


— Die Angabe des Zahlungsgrundes, 
insbesondere des variablen Teils, 
reicht nicht aus. 


Beispiel: 
Überweisung von Lohnsteuern, SV- 
Beiträgen und Unfallumlage durch 


die Betriebe an den Staatshaushalt 


bei gleichzeitiger Verrechnung von 
Forderungen. 
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j 


' n Abb. 2, 
Stammdatenträger 


Er Kontoeröffnung — Kontenart 4 
I 
en! 
ü a 
3. 


0 | Konto-Nr | codierter Zahlungsgrund 
| Zmpfönger | konstant variabel 


Abb. 2.6. 
‚Einzelauftrag. 


© Abb. 2.7. - 
Sammelauftrag (Zeile im Sammler) 
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. #A 4. 6 Kontoeröffnung AA 


Pos.| Mr. | Begriff | 1% ]78172]77]0| s161715]5]#|s]2[7 


y a; PR ' Konto-Nr: codierter Zahlungsgrund 
ih. | mpfänger | konstant "| variedel | 


Konto-Nr 


Beirag 


codierter Zahlungsgrund 


Abb. 2.8. 


- Die Textinformation. über den Auf- 
traggeber ist nicht möglich. 


Beispiel: 
Überweisungsauftrag zu Lasten eines 
Kontos der Kontenart 4. Beim Spar- 
giroprojekt wird nur die Kontonum- 
mer und keine Kurzbezeichnung des 
Kontoinhabers in den Stammdaten 
gespeichert, um die Kapazität: der 
. EDVA nicht unnötig zu-belasten. Im 
Zahlungsverkehr zwischen Bürgern 
ist dem Zahlungsempfänger . die 
Kontonummer des Zahlungspflichti- 
‚gen häufig nicht bekannt, so daß zU- 


sätzliche Informationen erforderlich 
sind. 


In diesen Fällen wird über die Infor- 
mationen des Kontoauszuges hinaus 
eine zusätzliche Information durch ein 
sogenanntes Avis an den Zahlungs- 
empfänger versandt. Das Avis ist z. B. 
beim Spargiroprojekt in der Regel die 
Durchschrift des Überweisungsauftra- 
ges. Es wird dem Zahlungsempfänger 
in der Rubrik „Buchungstext” des Kon- 
toauszuges angekündigt. 


Bei der Anwendung von Avisen ist fol- 
gendes zu beachten: 


— Zahlungsaufträge, bei denen zusätz- 
liche Informationen unbedingt erfor- 
derlich sind, müssen mit Avis einge- 
reicht werden, da sonst Reklamatio- 
nen der Empfänger zu erwarten 
sind. 


— Zahlungsaufträge, bei denen die In- 
formationen aus der EDVA voll- 
ständig sind, dürfen nicht mit Avis 
eingereicht werden, weil jedes Avis 
einen zusätzlichen Arbeitsaufwand 
bei den Kreditinstituten und Konto- 
inhabern verursacht. 


- Die Avise müssen so schnell wie 
möglich an den Zahlungsempfänger 
geleitet werden, aber stets über 
dessen Bank. 


2.3.2.4. 
Vororganisation 


Als Vororganisation wird die EDV-mäßi- 
ge Aufbereitung für die Datenerfassung 
bezeichnet. Während der Vororganisa- 
tion sind Fehler, die von Kontoinhabern 
bei Ausfertigung der Vordrucke ge- 
macht worden sind, zu korrigieren, oder 
der Kontoinhaber ist zur Korrektur aut- 
zufordern. 

Die Bearbeitung und Ausführung der 


Zahlungsaufträge durch das Kredit- 
institut schließt ein: 


1. Prüfung der Zahlungsaufträge 


Prüfung der formellen Ordnungsmäßig- 

keit der Zahlungsaufträge sowie ihrer 

richtigen und vollständigen Ausferti- 
gung. 

Im einzelnen ist zu prüfen, ob 

- die richtigen Vordrucke mit der ent- 
sprechenden Auftragsart verwendet 
werden, 

— die Kontonummer des Auftraggebers 
richtig angegeben ist, 

— die EDV-gerechte Kontonummer des 
Zahlungsempfängers sowie der codier- 
te Zahlungsgrund eingetragen sind, 

— bei Sammelaufträgen die Blocklänge 
(max. 25 Posten) eingehalten ist. 


Darüber hinaus muß kontrolliert wer- 
den, ob 


-— die Ausführung des Zahlungsauftra- 
ges nach den gesetzlichen Bestim- 
.mungen und den mit dem Kontoinha- 
ber getroffenen Vereinbarungen zu- 
lässig ist, 

-— der Zahlungsauftrag durch die laut 
Kontovertrag bevollmächtigten Per- 
sonen ordnungsgemäß unterschrie- 
ben ist (Unterschriftsprüfung), 

— Kontoverfügungen im Rahmen des 
Guthabens bzw. der festgelegten Kre- 
ditlimite vorgenommen wurden (Dek- 
kungsprüfung). Diese Prüfung wird 
in den Kreditinstituten auf der Grund- 
lage der von der EDVA ausgedruck- 
ten Saldenlisten (bei Spargirokonten 
auf der Grundlage von Kontoaus- 
zügen) vorgenommen. Die Kontrolle 
der rechnerischen Richtigkeit der 
Summen der Sammelaufträge und der 
Früffähigkeit der EDV-gerechten 
Empfängerkontonummer erfolgt 
durch die Datenerfassungsstelle. Die 
Mitarbeiter der Kreditinstitute müs- 
sen sich bemühen, ‚selbst möglichst 
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fehlerfrei zu arbeiten und die von 
Kontoinhabern verursachten Fehler 
weitgehend einzuschränken. 


2, Bestätigung der Zulässigkeit 

des Zahlungsauftrages 
Durch den Abdruck des Sicherungs- 
bzw. Kontrollstempels auf dem Zah- 
lungsauftrag wird von einem hierzu er- 
mächtigten Mitarbeiter die Datenerfas- 
sungsreife erklärt. 


3. Zusammenstellung der 
aufträge 


Zahlungs- 


Die Zahlungsaufträge. werden von den 
Mitarbeitern der Kreditinstitute nach 
Auftragsarten sortiert. 25 Einzelaufträge 
mit 25 Fositionen werden zu einem 
Block zusammengestellt. Dazu werden 
die Einzelaufträge auf Blocksummen- 
belege übernommen. Zusammen mit der 
Blocksumme besteht also ein Block aus 
26 Beträgen. 

Die Endsummen der Blocksummenbele- 
ge aus Einzelaufträgen sowie die End- 
summen der Sammelaufträge werden ge- 
trennt nach Gutschrift- und Lastschrift- 
verfahren auf Blocksummenzusammen- 
stellungen (Vordrucke) erfaßt und aı: 
die Datenerfassungsstelle des VEB Da- 
tenverarbeitung der Finanz- und Bank- 
organe weitergeleitet. Die blockweise 
Erfassung und Verarbeitung erfolgt, 
weil die spätere Übertragung der Da- 
ten auf Magnetbänder eine vorherige 
Sortierung und zahlenmäßige Aufgliede- 
rung notwendig macht. 

Die Kreditinstitute haben zu sichern, 
daß alle Zahlungsaufträge, die am Je- 
weiligen Arbeitstag von den Konto- 
inhabern bis zu einem vom Leiter des 
Kreditinstitutes festgelegten Zeitpunkt 


(Buchungsschnitt) eingereicht werden, 


am Eingangstag ausgeführt werden 
(Tagfertigkeit). Bei der Festlegung des 
Buchungsschnittes ist von den örtlichen 
Bedingungen unter Berücksichtigung 
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der Belegablieferungsfristen an die Da- 
tenerfassungsstelle auszugehen. 


Der Buchungsschnitt muß gewährlei- 
sten, daß den Kontoinhabern aus- 
reichend Zeit für die Einreichung ihrer 
Zahlungsaufträge zur Verfügung steht, 
vm deren Ausführung am gleichen Tag 
zu sichern. Die Tagfertigkeit im Zah- 
lungsverkehr schließt die Bereitstellung 
oder den Versand der Bankpost (Konto- 
auszüge, Empfängerbelege) für die Kon- 
toinhaber sowie die Weiterleitung der 
für andere Kreditinstitute bestimmten 
Verrechnungsbelege ein. Für Sparkas- 
sen gelten auf Grund von Besonder- 
heiten spezielle Grundsätze des Bu- 
chungsschnittes und der Tagfertigkeit. 


2.3.2.5. 
EDV-gerechte Erfassung 
und Verarbeitung 


Die Datenerfassungsstellen und -verar- 
beitungsstationen des VEB Datenverar- 
beitung der Finanz- und Bankorgane 
übernehmen im Auftrag des Kredit- 
institutes die weitere Bearbeitung der 
Zahlungsaufträge. Dabei werden £ol- 
gende Aufgaben erfüllt: 


Datenerfassungsstelle 


1. Übernahme der Stammdatenände- 
rungen auf Lochband, 

2. maschinelle Prüfung der Zahlungs- 
aufträge hinsichtlich der EDV-ge- 
rechten Kontonummer des Auftrag- 
gebers und des Zahlungsempfängers, 

3. Übernahme der Angaben der Zah- 
lungsaufträge auf Lochband für die 
weitere Bearbeitung in den Bezirks- 
stationen des VEB Datenverarbei- 
tung. 

4. Rückgabe der blockweise erfaßten 


Zahlungsaufträge zusammen mit 
einem Mitlaufbogen an die Kredit- 
institute. 


Kontoinhaber 


Zahlungs- 
aufträge 


Kontoauszüge 
AUFPraggEßEer- 

und Empfünger- 
belege 


Unterschriffsprüfung 
Dispositionsprüfung 
Kreditinstitut  _ |----- Wr. der AA eintragen 
Belegsicherung 
Blocksummenbildung 


Datenerfassungs- 
stelle 


ErFASSUNGS- 
Jeurnal 


Zahlungs - ; 
aufträge 


Lochband 


Datenverarbeitungs- 
sfahlon (EDVA) 


Konloauszüge 
Auftraggeber- 

und Empfönger- 
belege 


Saldenliste 
Jogesjourmal 


Abb. 2.9. Datenverarbeitungsstation 
Vereinfachte Darstellung des 1. Ausführung der Stammdatenände- 
Zusammenwirkens von Kontoinhaber, rungen auf dem Kontenmagnetband, 
Kreditinstitut und Dai-nverarbeitungs- 2. Buchung der Abgänge auf den Kon- 
betrieb in einem Datenflußplan ten der Auftraggeber, 


3. Buchung der Zugänge auf den Kon- 
ten der Empfänger oder deren Auf- 
bereitung für andere Stationen, 
wenn diese Zahlungen Konten in 
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“ Ep. 
Fe 


Bezirksdirektion 


Kreisfilialerder Fillale,der Bank für 
Stoolsbank Land- und Wahrungs- 
‚güterwirtschaff 

re nn ERBEN 


DASSELBE | 


| Abb. 2.10. 

; Kontoverbindungen zwischen 
den typischen Kreditinstituten 
und dem Postscheckamt 


anderen Bezirken betreffen (die 
Weitergabe erfolgt in Form von Ma- 
gnetbändern), 

4 Ausdruck der Unterlagen für die 


Kontoinhaber (Kontoauszüge, Auf- 


traggeberbelege als Bestätigung für 
die Ausführung von Zahlungen so- 
wie Empfängerbelege mit den An- 
gaben für die Zahlungseingangs- 


kontrolle des Zahlungsempfängers, . 


soweit kein Listendruck angewandt 

wird), 

- 5. Ausdruck von Unterlagen für die 
| Kreditinstitute (z.B. Saldenlisten, 

Tagesjournale mit allen Umsätzen 

und Salden der bewegten Konten der 
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Bezirkliches Verrechnungszentrum 


Steatsbankflicle am Platze der 


JY 


„| Zenirate der _ 
‚DABA . 

Aliole der . 

DABA r 


Kreissparkassen 


EEE NE BENEENRAENGEN. EOERFERSENBINN:: > EEINERIIREREEEREED 


GENOSSENSCHAFS- 
Kassa für Handwerk 
und bewerbe 


Kontoverbindungen zwischen den Kreditinstituten 
Aontoverbindungen zwischen den Kreditinstifuten und dem Postscheckemt 


Konteinhaber und des Kreditinsti- 
tuts). 


‚2.3.2.6. 


Organisation der Verrechnung 


zwischen den Kreditinstituten 


In den meisten Fällen führen Auftrag- 
geber und Empfänger Konten bei ver- 
schiedenen Kreditinstituten. Die Zah- 
lung muß dann von einem Kreditinstitut 
an. das andere weitergeleitet werden. 
Dazu besteht ein einheitliches System 
der Kontpverbindungen zwischen den 


Kreditinstituten, ein Verrechnungsnetz, 


Neben dem Verrechnungsnetz der Kre- 
ditinstitute besteht das Postschecknetz, 
das 5 Postscheckämter umfaßt. Durch 
Kontoverbindungen der Kreditinstitute. 
zu den Postscheckämtern einerseits und 
der Postscheckämter zu den Filialen der 


1 Aredifinstituf 
| der Kreise A-0 
DEST 
der Kreise 


Dust 
Erfurf 


DVZ  Dafemverarbeitungszentrum 


Abb. 2.11. 
Verrechnungsbeziehungen 
unter EDV-Bedingungen 


Staatsbank am Platz der Bezirksdirek- 
tion andererseits ist auch der Zahlungs- 
verkehr zwischen beiden Verrechnungs- 
netzen gewährleistet. 


Die. elektronische Datenverarbeitung 
vereinfacht die Verrechnungsbeziehun- 
gen zwischen den Auftraggebern und 
Empfängern und deren Banken vor al- 
lern aus folgenden Gründen: 


1. Da alle Kreditinstitute eines Bezir- 
kes ihre Verrechnungskonten beim 
bezirklichen Verrechnungszentrum 
(BVZ) führen und die Datenverarbei- 
tung ebenfalls bezirksweise vor- 
genommen wird, sind alle Zahlun- 
gen zwischen Konten verschiedener 
Kreditinstitute eines Bezirkes Kon- 
tenüberträge, die am gleichen Tag 
auftraggeber- und empfängerseitig 
verrechnet werden. Somit beträgt die 
Verrechnungszeit (Laufzeit) dieser 
Zahlungen nur einen Tag. 


2. Bei Zahlungen für Konten bei Kre- 
ditinstituten in anderen Bezirken 


4 Finanzkaufmann 3 


DVZ 
Berlin 


DVST 
1 Rostock 


I 
J 
! 
I 
USW. 


müssen die betreffenden Umsätze 
von der Datenverarbeitungsstation 
bezirksweise aufbereitet werden. In 
der zentralen Datenverarbeitungs- 
station werden diese Unterlagen für 
die Empfängerbezirke umverteilt. 
Die Stationen der Empfängerbezirke 
nehmen auf dieser Grundlage die 
Buchungen auf den Verrechnungs- 
konten der entsprechenden Kredit- 
institute des Bezirkes vor. Durch die 
zentrale Umverteilung beträgt die 
Verrechnungszeit im Prinzip zwei 
Tage. 


Aufgaben 


N 1. Warum sind Systematiken die 

N Voraussetzung für die Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs mit Hilfe 
elektronischer Datenverarbeitungs- 
anlagen? 


2. Welchen Inhalt hat die Vor- 
organisation in Ihrem Kreditinstitut, 
und welche Folgen haben Fehler in 
der Vororganisation? 


3. Verschaffen Sie sich anhand des 
Organisationshandbuches einen 
Überblick über das Kontokorrent- 
projekt! 
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2.3.3. 
Verrechnungsverfahren 


2.3.3.1. 
Differenzierte Anwendung 
der Verrechnungsverfahren 


Die gesetzlichen Grundlagen für die Ab- 
wicklung des bargeldlosen Zahlungs- 
verkehrs zwischen den Betrieben und 
Einrichtungen sind die Verrechnungs- 
verordnung vom 12. Juni 19689 und die 
Zahlungsverkehrsverordnung vom 12. 
Mai 1969!%. Sie legen den Geltungs- 
bereich, die anzuwendenden Verrech- 
nungsverfahren, die Rechte und Pflich- 
ten der Betriebe und die Aufgaben der 
Kreditinstitute ‚fest. Nach den Bestim- 
mungen der Verrechnungsverordnung 
können zwischen den Betrieben und Ein- 
richtungen folgende Verrechnungs- 
verfahren angewandt werden (vgl. Ab- 
schnitt 2.4.): 


Überweisungs- Die Initiative 

verfahren zur Zahlung geht 
Scheckverfahren vom Käufer aus. 
Lastschriftverfahren Die Initiative zur 


Akkreditivverfahren Zahlung EAN GEN 

Verkäufer aus. 
Die Betriebe und Einrichtungen des Gel- 
tungsbereiches der Verrechnungsverord- 
nung entscheiden in den vertraglichen 
Vereinbarungen darüber, welches Ver- 
rechnungsverfahren und welche Zah- 
lungsfrist am zweckmäßigsten ist. Dabei 
ist von folgenden Gesichtspunkten aus- 
zugehen: 


1. Der Zahlungsverkehr muß sowohl in 
den Kreditinstituten als auch in den Be- 
trieben und Einrichtungen so rationell 
wie möglich abgewickelt werden. Die 
Betriebe und Einrichtungen sollten alle 
Möglichkeiten nutzen, die Anzahl der 
Zahlungen zu reduzieren. 

2. Dem Käufer muß das Recht garan- 
tiert werden, daß er in der Regel die ge- 
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lieferte Ware vor der Bezahlung auf 
Qualität, Menge, Einhaltung des Sorti- 
ments usw. prüfen kann. 


3. Der Käufer muß eigenverantwortlich 
über sein Bankkonto verfügen können 
und den Termin und die Reihenfolge 
der Bezahlung seiner Verbindlichkeiten 
selbst bestimmen. 


Für die Festlegung des Termins der Be- 
zahlung spielen die Transport- und Prüf- 
zeiten eine besondere Rolle. Die Fällig- 
keitsanordnung vom 12. Juni 196811 re- 
gelt die Vereinbarung und Anwendung 
der Zahlungsfristen. Folgende Bestim- 
mungen sind von besonderer Bedeu- 
tung: 


- Die Zahlungsfristen sollen so bemes- 
sen sein, daß sie die notwendige Zeit 
für den Transport, die Waren- und 
Rechnungsprüfung und die Erteilung 
des Zahlungsauftrages umfassen. Da- 
bei sind die Art und die Eigenschaf- 
ten der Ware und Leistung zu berück- 
sichtigen. 


— Die Zahlungsfristen sollen vollen Ka- 
lenderwochen (7, 14, 21 Tage C5) 
entsprechen, um eine rationelle Ar- 
beitsweise zu ermöglichen. 


— Die Zahlungsfrist beginnt am Tag 
nach Erteilung ‘der Rechnung. Für 
Lieferungen, bei denen der Rech- 
nungsbetrag vom Käufer berechnet 
wird (z.B. bei einigen chemischen 
Erzeugnissen), beginnt die Zahlungs- 
frist am Tag nach Eingang der Liefe- 
rung beim Käufer. 


9 Verordnung über die Verrechnung von Geldfor- 
derungen aus zwischenbetrieblichen Ware-Geld- 
Beziehungen - Verrechnungsverordnung - vom 
12. Juni 1968 (GBl. II Nr. 64 S. 423 ££.). 

10 GBI. II Nr. 40 S. 261 ff. 

11 Anordnung über die Fälligkeit von Geldforde- 
rungen aus zwischenbetrieblichen Ware-Geld-Be- 
ziehungen - Fälligkeitsanordnung vom 12. Juni 
1968 (GBI. II Nr. 64 S.426) und Anordnung 
Nr. 2 über die Fälligkeit von Geldforderun- 
gen... vom 9. Februar 1972 (GBl. IE Nr. 10 
S. 131). 


- Die Rechnungsbeträge sind entspre- 
chend den angewandten Verrech- 
nungsverfahren fällig: 


® beim Überweisungsverfahren am letz- 
ten Tag der Zahlungsfrist, 

© beim Scheckverfahren im letzten Tag 
der Zahlungsfrist, 

® beim Lastschriftverfahren am Tag des 

Eingangs des Lastschriftauftrages bei 

der Bank des Käufers, 

beim Akkreditivverfahren entspre- 

chend den Akkreditivbedingungen 

(vgl. Abschnitt 2.4.). 


Der Tag der Zahlung wird durch An- 
gabe des Sicherungsstempelabdruk- 
kes auf den Zahlungsdokumenten 
oder durch Angabe des Erfassungs- 
tages auf dem Empfängerbeleg doku- 
mentiert. Der Empfänger kann da- 
durch feststellen, ob der Auftrag- 
geber den vereinbarten Zahlungs- 
termin eingehalten hat. 


s 


- Hält der Auftraggeber den Termin 
der Zahlung nicht ein, gerät der Emp- 
fänger in finanzielle Schwierigkeiten, 
so daß er ggf. seinen finanziellen Ver- 
pflichtungen gegenüber den Arbei- 
tern, den Lieferern, dem Kreditinsti- 
tut, der VVB und dem Staatshaushalt 
nicht nachkommen kann. Als Entschä- 
digung für zusätzliche Kosten, die 
durch die verspätete Zahlung entste- 
hen, darf der Empfänger Verspä- 
tungszinsen berechnen. Die Höhe der 
Verspätungszinsen beträgt 12 Prozent 
jährlich vom verspätet gezahlten Be- 
trag. 


Ökonomisch richtig und sinnvoll wir- 
ken die vereinbarten Verrechnungs- 
verfahren und Zahlungsfristen dann, 
wenn folgendes erreicht wird: 


Ein schneller Zahlungsausgleich 
bei guter Qualität, 
bei konkreten Lieferterminen, 


bei vorteilhaften 
gen. 


Prüfungsbedingun- 


Ein langsamer Zahlungsausgleich 
bei schlechter Qualität, 
bei ungünstigen Lieferbedingungen, 
bei langen Transportzeiten, 
bei großem Prüfungsaufwand. 


Das Recht auf eigenverantwortliche 
Vereinbarung der Verrechnungsverfah- 
ren und Zahlungsfristen durch die Be- 
triebe und Einrichtungen setzt voraus, 
daß sie vom Grundsatz der sozialisti- 
schen Zusammenarbeit und des gegen- 
seitigen Vorteils ausgehen. Sie müssen 
bestrebt sein, den bargeldlosen Zah- 
lungsverkehr so rationell wie möglich 
durchzuführen. 
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Überweisungsverfahren 


Beim Überweisungsverfahren geht die 

Initiative zur Zahlung vom Käufer aus. 

Dieses Verrechnungsverfahren wird am 

häufigsten angewandt, weil es dem Käu- 

fer die Möglichkeit gibt, 

- vor der Bezahlung zu prüfen, ob die 
Ware vertragsgerecht geliefert oder 
ob die Leistung vertragsgerecht er- 
füllt ist, so daß er bei Mängeln in 
der Vertragserfüllung die Bezahlung 
ganz oder teilweise verweigern kann, 

— eigenverantwortlich über seine fi- 
nanziellen Mittel zu disponieren so- 
wie Termine und Reihenfolge der 
Bezahlung seiner Verbindlichkeiten 
innerhalb der Zahlungsfristen selbst 
zu bestimmen. 


Beim Überweisungsverlahren erteilt der 
Käufer (Zahlungspflichtiger oder Auf- 
traggeber) seiner Bank den Auftrag, 
einen bestimmten Geldbetrag zu Lasten 
seines Kontos auf das Konto des Ver- 
käufers (Zahlungsempfänger) zu über- 
weisen. 
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Abb. 2.12. 


Technische Abwicklung 
des Überweisungsverfahrens 
innerhalb eines Bezirks 


Im  Überweisungsverfahren werden 
nicht nur Rechnungen aus den zwi- 
schenbetrieblichen Warenlieferungen 
und -leistungen bezahlt, sondern auch 
Gehälter, Haushaltsverpflichtungen und 
Vertragsstrafen werden überwiesen. 
Darüber hinaus wird das Überweisungs- 
verfahren durch die Bevölkerung zur 
Begleichung von Verbindlichkeiten ge- 
genüber Betrieben, Staatsorganen und 
Einrichtungen sowie gegenüber Bürgern 
angewandt. 


2.3.3.3. 
Scheckverfahren 


Für die Durchführung des Zahlungs- 
verkehrs der Betriebe und Bürger mit 
Schecks, die in Mark der DDR aus- 
gestellt und auf ein Geld- oder Kredit- 
institut der DDR bezogen sind, gelten 
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die 
verkehr.!? Sie enthalten u.a. folgende 
. wichtige Bestimmungen: 


Bedingungen für den Scheck- 


1. Scheckbestandteile 


Als Scheck werden die von den Geld- 
und Kreditinstituten und Postscheck- 
ämtern ausgegebenen Scheckvordrucke 
verwandt. Sie müssen folgende gesetz- 
lich vorgeschriebene Bestandteile auf- 
weisen: 


“% Bezeichnung „Scheck”, 

%, Zahlungsanweisung auf eine be- 
stimmte Geldsumme; bei Abwei- 
chungen zwischen den in Ziffern und 
den in Buchstaben angegebenen Be- 
trägen gilt der in Buchstaben an- 
gegebene Betrag, 

Ä Bezeichnung des bezogenen Geld- 
und Kreditinstituts des Scheck- 
ausstellers, 

U. Zahlungsort, 

&, Ort und Tag der Ausstellung, wobei 
der Tag der Ausstellung von beson- 
derer Bedeutung ist, da Schecks nur 
innerhalb von 8 Kalendertagen nach 


“12 Bedingungen für den Scheckverkehr. Anlage zur 


Anordnung über den Scheckverkehr vom 25. No- 
vember 1975 (GBl. I Nr. 47 5. 761). 


den! Tag der Ausstellung von einem 
Geld- oder Kreditinstitut oder einem 
Postamt‘ entgegengenommen wer- 
den, 

& Unterschrift des Ausstellers; sie muß 
mit der bei dem Kreditinstitut gemäß 
Kontovertrag hinterlegten Unter- 
schriftenprobe übereinstimmen. 


Fehlt einer dieser Bestandteile auf dem 
Scheck, so wird er von den Geld- und 
Kreditinstituten und Postämtern nicht 
oder nur zum Inkasso angenommen. 
Das gleiche gilt, wenn der Scheck mit 
Bleistift ausgefüllt oder unterschrieben 
ist oder wenn er Änderungen oder Ra- 
suren aufweist. Leerräume in den Be- 
tragsspalten müssen so entwertet wer- 
den, daß keine Zusätze möglich sind. 


Außer den gesetzlich vorgeschriebenen 
Bestandteilen sind auf dem Scheck An- 
gaben über die Kontonummer des 
Scheckausstellers, die Schecknummer, 
den codierten Zahlungsgrund (konstant) 
und andere Bestandteile enthalten, die 
die Bearbeitung und Verrechnung er- 
leichtern. 

Schecks, auf denen der Vermerk „oder 
Überbringer” gestrichen ist, werden 
nicht angenommen. 


2. Ausgabe und Aufbewahrung 
der Scheckhefte 


Scheckhefte können an Betriebe und 
Bürger, sofern sie Kontoinhaber sind, 
ausgegeben werden. Jugendliche im Al- 
ter von 16 bis 18 Jahren, die ein Konto 
führen, müssen beim erstmaligen Antrag 
auf ein Scheckheft die Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters vorlegen. 

Scheckhefte sind bei der Ausgabe vom 
Empfänger auf Vollzähligkeit zu prüfen. 
Sie sind sorgfältig aufzubewahren und 
vor mißbräuchlicher Verwendung zu 
schützen. Verlustmeldungen nehmen 
alle Kreditinstitute entgegen. Unbrauch- 
bar gewordene Schecks sind sofort zu 
vernichten. Bei Auflösung des Kontos 


sind die nicht benutzten Schecks an das 
kontoführende Kreditinstitut zurück- 
zugeben. 


3. Ausstellung und Verwendungszweck 
“von Schecks 


Schecks dürfen nur im Rahmen eines 


"Guthabens oder eines zugesagten Kre- 


dits ausgestellt werden. Die Geld- und 
Kreditinstitute können bei Ausstellung 
ungedeckter Schecks zeitweilig die Aus- 
stellung\ weiterer Schecks untersagen. 
Es ist zwischen Barschecks und Verrech- 
nungsschecks zu unterscheiden. 


Barschecks 


Sie dienen der sofortigen Barauszah- 
lung beim kontoführenden Geld- und 
Kreditinstitut an Bürger im Rahmen 
eines Guthabens oder zugesagten Kre- 
dits und an Betriebe und Einrichtungen 
entsprechend den Rechtsvorschriften 
über den baren Zahlungsverkehr. 

Darüber hinaus können von Bürgern im 
Rahmen des freizügigen Scheckverkehrs 
bei den Sparkassen, der BLN, den ge- 
nossenschaftlichen Geldinstituten sowie 
bei Postämtern Barschecks bis zu einem 
Höchstbetrag von‘ 500,— Mark je 
Scheck zur sofortigen Barauszahlung 
vorgelegt werden. Der Vorleger hat auf 
der Rückseite des Schecks seine Unter- 
schrift zu leisten und seinen Namen, 
seine Wohnanschrift und Personalaus- 
weisnummer anzugeben. Die Aus- 
zahlung des Betrages erfolgt nur an den 
Inhaber des Personalausweises, der auf 
der Rückseite angegeben ist. Der Vor- 
leger des Schecks muß das 16. Lebens- 
jahr vollendet haben. Schecks, bei de- 
nen die Angaben auf der Rückseite ge- 
strichen oder geändert sind, werden zur 


‚Barauszahlung nicht entgegengenom- 
men. 
Verrechnungsschecks 


Diese Schecks können von Betrieben, 
Einrichtungen und Bürgern einem Geld- 
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Technische Abwicklung 

des Scheckverfahrens (Verrechnungs- 
scheck) innerhalb eines Bezirks 


oder Kreditinstitut zur Gutschrift auf 
ein Konto oder zum Einzug eingereicht 
werden. Sie tragen den Vermerk „Nur 
zur Verrechnung“. 


Beim Kauf von Waren im Einzelhandel 
ist auf der Rückseite des Schecks der 
Name, die Wohnanschrift und Personal- 
ausweisnummer sowie die Unterschrift 
des Ausstellers einzutragen. Die Gut- 
schrift des Scheckbetrages und die An- 
nahme des Schecks zur Bezahlung von 
Waren im Handel erfolgen unter dem 
Vorbehalt der Einlösung des Schecks 
durch das kontoführende Geld- und Kre- 
ditinstitut des Scheckausstellers. 


Der Vorbehalt wird bei bestätigter 
Scheckeinlösung aufgehoben, weil da- 
mit das Kreditinstitut, bei dem der 
Scheck eingereicht worden ist, den Ge- 
genwert erhalten hat. 
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4. Weitergabe von Schecks 


Schecks können vom Empfänger zur Er- 
füllung einer Zahlungsverpflichtung 
an andere Betriebe, Einrichtungen und 
Bürger weitergegeben werden. Vor der 
Weitergabe des Schecks sind auf dessen 
Rückseite, sofern das vom Empfänger 
des Schecks verlangt wird, Name, An- 
schrift und Personalausweisnummer des 
Weitergebenden zu vermerken. 


5. Nichteinlösung von Schecks 


Überschreitet der Scheckbetrag das vor- 
handene Guthaben oder den zugesagten 
Kredit, wird der Scheck nicht eingelöst. 
Teileinlösungen werden nicht vorgenom- 
men. Die Nichteinlösung eines Schecks 
durch das'kontoführende Geld- und Kre- 
ditinstitut ist innerhalb von 10 Kalen- 
dertagen dem Geld- und Kreditinstitut 
des Einreichers mitzuteilen. Die Gut- 
schrift des Betrages auf dem Konto des 
Einreichers wird wieder rückgängig ge- 
macht, da sie nur unter Vorbehalt er- 
folgte. Die Belastung ist spätestens am 
Tage nach Eingang der Mitteilung vor- 
zunehmen. Der Einreicher erhält den 
Scheck sowie die Mitteilung über den 
Grund der Nichteinlösung zugeschickt. 


6. Schadenersatzpflicht 


Schäden, die durch Verstöße gegen die 
Bedingungen für den Scheckverkehr 
und durch Fälschung oder Verfälschung 
von Schecks entstehen, müssen die Ver- 
ursacher ersetzen. Eintritt und Umfang 
der. Ersatzpflicht der Betriebe und Ein- 
richtungen werden durch die Bestim- 
mungen über die materielle Verantwort- 
lichkeit festgelegt. Für Bürger gelten 
die Bestimmungen des Zivilgesetz- 
buches. 


Beim Scheckverfahren (Verrechnungs- 
scheck) übergibt der Käufer dem Ver- 
käufer einen auf sein Geld- und Kredit- 
institut bezogenen Scheck über einen be- 
stimmten Geldbetrag. Der Verkäufer 
reicht den Scheck bei seinem kontofüh- 
renden Geld- und Kreditinstitut ein, das 
den Betrag mit dem bezogenen Geld- 
und Kreditinstitut zur Abbuchung vom 
Konto des Scheckausstellers verrechnet. 


Das Scheckverfahren kann unter den 
gleichen Bedingungen und Voraus- 
setzungen wie das Überweisungsver- 
fahren zwischen den Betrieben und 
Einrichtungen vereinbart werden. Be- 
sonders geeignet ist es bei Zug-um-Zug- 
Geschäften, wenn mit der Übergabe der 
Ware eine sofortige Prüfung erfolgt und 
‚deshalb sofort die Zahlung geleistet 
werden kann. 


2.3.3.4. 
Lastschriftverfahren 


Beim Lastschriftverfahren wird die Ver- 
rechnung vom Verkäufer auf Grund der 
vom Käufer vorher gegebenen Zustim- 
mung eingeleitet und der Rechnungsbe- 
trag solort dem Konto des Verkäufers 
gutgeschrieben. : 


Das Lastschriftverfahren soll zwischen 
den Betrieben vereinbart werden, wenn 


auf Grund der Art und Eigenschaften 
der Ware oder Leistung eine Prüfung 


durch den Käufer bereits vor. der Er-, 
teilung der Rechnung möglich ist oder ° 


wenn eine Prüfung nicht möglich oder 
nicht erforderlich ist. So ist das Last- 
schriftverfahren für die Bezahlung von 
Elektroenergie, Gas, Wärme und Was- 
ser verbindlich vorgeschrieben, da in 
der Regel keine Prüfung durch die Käu- 
fer erforderlich oder möglich ist. 


Das Lastschriftverfahren kann z. B. 
auch angewendet werden für 


— feste Gebühren und Entgelte, 

— Leistungen im Transport- und Nach- 
richtenverkehr, 

— Warenlieferangen und Leistungen, 
die vor der Rechnungserteilung vom 
Käufer zu prüfen und abzunehmen 
sind, 

— Lieferungen ‚von Edelmetallen, sel- 
tenen Metallen, Edelsteinen oder 
echten Perlen sowie von hieraus her- 
gestellten Erzeugnissen, 


— Lieferungen im  Exportstreckenge- 
schäft.13 


Der Käufer kann die Vereinbarung des 
Lastschriftverfahrens ablehnen, wenn er 


ein Interesse an der Prüfung der Ware 


oder Leistung hat. 

Hat ein Verkäufer das Lastschriftver- 
fahren angewendet, obwohl es nicht ge- 
setzlich vorgeschrieben oder vertrag- 
lich vereinbart ist, kann der Käufer den 
Betrag innerhalb einer Frist von 14 Ta- 
gen nach Abbuchung von seinem Konto 
mit einem Lastschriftrückauftrag vom 
Verkäufer zurückfordern. Diesen 
Schritt muß er jedoch begründen. 
Kann ein Rechnungsbetrag’ vom Konto 
des. Käufers wegen mangelnder Ver- 


13 Exportstreckengeschäft: Handelsgeschäft, bei dem 
die Ware im Auftrage des Außenhandelsbetrie- 
bes vom Produzenten direkt ohne Zwischenlage- 
rung zum Abnehmer transportiert wird. 
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Technische Abwicklung des Lastschrift- 
verfahrens innerhalb eines Bezirks 


Kontoauszug 


fügungsmöglichkeit nicht abgebucht 
werden, erfolgt eine Rückverrechnung 
an die Bank des Verkäufers. Der Käu- 
fer wird hiervon benachrichtigt. 

Die Bank des Verkäufers nimmt die 
Rückbuchung des Betrages vor und be- 
nachrichtigt den Verkäufer. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung des 
Lastschriftverfahrens besteht darin, daß 
der Verkäufer seine Geldforderungen 
bereits zum Zeitpunkt der Rechnungs- 
erteilung realisieren kann. Außerdem 
wird die Zahlungskontrolle der Ver- 
käuferbetriebe wesentlich erleichtert. 


2.3.3.5. 
Sonstige Verrechnungsverfahren 


Außer den behandelten Verrechnungs- 
verfahren gibt es weitere Verfahren. Bei 
ihnen handelt es sich um spezielle 
Dienstleistungen der Kreditinstitute für 
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ihre Kontoinhaber oder für bestimmte 
Institutionen. 


Dauerauftrags- und Abbuchungs- 
verfahren 


Beim Dauerauftragsverfahren erteilt der 
Kontoinhaber seinem Kreditinstitut den 
Auftrag 

zur Überweisung eines gleichblei- 
benden Betrages zu bestimmten Ter- 
minen oder 


zur Überweisung des Gesamtbetra- 
ges an einem bestimmten Termin 
oder eines Betrages, der am Termin- " 
tag ein bestimmtes Guthaben auf 
dem Konto übersteigt. 


Betriebe der volkseigenen Wirtschaft 
können Geldforderungen aus der Lie- 
ferung von Strom, Gas und Wasser, 
staatliche Organe können verbindlich 
festgelegte Abgaben im Abbuchungs- 
verfahren einziehen. Beim Abbuchungs- 
verfahren werden die Beträge dem 
Zahlungsempfänger gutgeschrieben und 
dem Zahlungspflichtigen belastet. 

Grundlage für die Verrechnung von 
Geldforderungen im Abbuchungsver- 
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Abb. 2.15. 

Technische Abwicklung des Ab- 
buchungsverfahrens innerhalb eines 
Bezirks 


fahren sind Einverständniserklärungen, 
die der Zahlungsempfänger vom Zah- 
lungspflichtigen einzuholen hat. 

Dauer- und Abbuchungsaufträge kön- 
nen am rationellsten mit Hilfe des Um- 
satzstammbandes bearbeitet werden. 
Allerdings können auf diese Weise nur 
Zahlungen mit konstanten Beträgen und 
zu periodisch wiederkehrenden Fällig- 
keitsterminen vorgenommen werden. 
Mit dem Umsatzstammband wurde die 
Möglichkeit geschaffen, die automati- 
sche Ausführung von Dauer-/Abbu- 
chungsaufträgen durch die EDVA zu 
realisieren. Dabei entfällt die sonst stän- 
dig zu wiederholende Datenerfassung. 


2.3.3.6. 
Postverrechnungsverkehr 


Die Grundsätze über die Teilnahme am 
Postscheck- und Postspardienst sowie 


Zustimmung zur Anwendung des 
Abbuchungsverfahrens 


| 


für die Wahrnehmung des Zahlungs- 
verkehrs über Postscheck- und Post- 
spargirokonten sind in der Postscheck- 
ordnung vom 17. Mai 1968 (GBl. II Nr. 
60 S. 343) enthalten. 

Der Verrechnungsverkehr zwischen 
den Kreditinstituten und den Post- 
scheckämtern vollzieht sich auf der 
Grundlage EDV-gerechter Postscheck- 
konten sowie einer weitestgehenden An- 
gleichung der Bank- und Postvordrucke 
unter den Bedingungen der EDV. 


Zahlungen für Postscheck- und Postspar- 
girokonten werden in die überbezirk- 
liche Verrechnung einbezogen und über 
die zentrale Verrechnungsstelle mit den 
Postscheckämtern verrechnet. 


Bargeldloser Zahlungsverkehr 
Hierunter fallen 


— Zahlungsaufträge der Inhaber von 
Postscheckkonten, 

— Zahlungseingänge aus dem Post- 
scheckdienst für Inhaber von Bank-, 
Postscheck- oder Postsparkonten, 
von Kontoinhabern eingereichte Post- 
schecks, die wie Bankschecks zu 
bearbeiten und in die Datenerfassung 
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und -verrechnung einzubeziehen 


sind. 


Halbbarer Zahlungsverkehr 


Hier handelt es sich um Einzahlungen 
bei den Postämtern zugunsten eines 
Postscheckkontos mittels Zahlkarten 
‚oder zugunsten eines Kontos bei einem 
Kreditinstitut mittels Einzahlungsauf- 
trag. Außerdem können Auszahlungen 
bei der Deutschen Post zu Lasten von 
Postscheckkonten durch Postschecks als 
Zahlungsanweisung oder zu Lasten von 
Konten ‘der Kreditinstitute durch Bar- 
schecks vorgenommen werden. Durch 
die Einbeziehung sämtlicher Dienstlei- 
stungen der Deutschen Post in den Post- 
verrechnungsverkehr ergeben sich be- 
sondere Vorteile, vor allem für den 
Zahlungsverkehr der Bürger, die selbst 
kein Konto unterhalten. 

Um diese Vorteile voll zu nutzen und 
zusätzliche Überleitungen von Zahlun- 
‘en zwischen dem Postverrechnungs- 
netz und dem Verrechnungsnetz der 
Kreditinstitute zu vermeiden, legt die 
Zahlungsverordnung fest, daß Betriebe 
“ und Einrichtungen, die auftraggeber- 
‘ und empfängerseitig Partner von halb- 
baren Zahlungen sind, Nebenkonten bei 
den Postscheckämtern unterhalten und 
_ hierüber den halbbaren Zahlungsver- 
kehr abwickeln. 


Barer Zahlungsverkehr 


Mit Hilfe einer Postanweisung kön- 
nen Barbeträge bei der Deutschen Post 
eingezahlt und an den vorgeschriebenen 
Zahlungsempfänger in bar ausgezahlt 
werden. 

Im Interesse der besseren Befriedigung 
der Bedürfnisse der Bevölkerung wer- 
den entsprechend einer Vereinbarung 
zwischen der Deutschen Post und den 
Kreditinstituten Post- und Zahlungsan- 
weisungen auch in den Kreditinstituten 
bar ausgezahlt oder dem Konto des 
Empfängers gutgeschrieben. 
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Aufgaben 


1. Warum vereinbaren die Betriebe 
die Verrechnungsverfahren und Zah- 
lungstristen eigenverantwortlich? 

2. Erläutern Sie, warum das Über- 
weisungsverfahren am meisten an- 
gewandt wird! 

3. Erläutern Sie anhand eines 
Scheckformulars die gesetzlichen 
Bestandteile des Schecks! 


2.3.4. 
Nachorganisation 


Aus der EDV-mäßigen Abwicklung des 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs 
durch den VEB Datenverarbeitung der 
Finanz- und Bankorgane entstehen viele 
Informationen, die entweder in der Da- 
tenverarbeitungsstation weiterverarbei- 
tet oder den Kontoinhabern und den 
Kreditinstituten zur Verfügung gestellt 
werden. Grundsätzlich gilt, daß alle 
notwendigen Informationen für die 
Kontoinhaber und Kreditinstitute in 
übersichtlicher Form, nach bestimmten 
Kriterien getrennt, in den einzelnen 
EDV-Projekten gewonnen werden müs- 
sen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
das Drucken in einer EDVA relativ viel 
Zeit in Anspruch nimmt und die Kosten 
für die Bearbeitung erhöht. Hinzu 
kommt, daß der Papieraufwand im 
volkswirtschaftlich vertretbaren Rahmen 
bleiben muß. 


Die Nachorganisation umfaßt den Emp- 
fang und die Weitergabe oder Weiter- 
verarbeitung der Informationen aus dem 
VEB Datenverarbeitung der Finanz- und 
Bankorgane durch die Kreditinstitute. 


Datenträger, die in gefalteten Stapeln 
(Leporelloform) ausgeliefert werden, 
sind durch die Mitarbeiter der Kredit- 
institute zu trennen. Anschließend wer- 


den die Datenträger an die Kontoinha- 
ber versandt, in Schließfächer einsor- 
tiert oder am Schalter bereitgestellt. 


Informationen für die Kontoinhaber 


Die Kontoinhaber erhalten durch die 
verschiedenen EDV-Projekte nach- 
stehende Informationen, die ausnahms- 
los über die Kreditinstitute übergeben 
oder versandt werden: 


Kundeninformation in Belegform 


— Über Erstbuchungen, d.h. über Auf- 
träge, die der Kontoinhaber selbst 
erteilt hat, wird er anhand eines 
Beleges (Auftraggeberbeleg) infor- 
miert. Ein Auftraggeberbeleg kann 
höchstens vier Erstbuchungen auf- 


nehmen. Im Bedarfsfall werden 
mehrere Auftraggeberbelege ge- 
druckt. 


- Für jede Zweitbuchung, d.h., bei 
Aufträgen zur Gutschrift oder Be- 
lastung, die von Dritten erteilt wer- 
den, erhält der Kontoinhaber Emp- 
fängerbelege mit folgenden Anga- 
ben: 


Betrag, 


Erfassungsdatum (Tag der Auftrags- _ 


erteilung), 
codierter Zahlungsgrund (konstant 
und variabel), 
Kontonummer und Kurzbezeichnung 
(Text) des Auftraggebers (z. B. beim 
Kontokorrentprojekt). 
Auf Grund dieser Angaben kann der 
Kontoinhaber überprüfen, ob die 
Zahlungsfrist eingehalten worden 
ist. Er erhält gleichzeitig einen Bu- 
chungsbeleg für das Kundenkonto 
seiner betrieblichen Rechnungsfüh- 
rung. 

- Über Rückverrechnungen erhält der 
Kontoinhaber Belege, die die glei- 
chen Angaben enthalten wie die 


Empfängerbelege und einen Zusatz 
„Rückverrechnung”. 


- Über jede Kontobewegung erhält 
der Kontoinhaber einen Kontoaus- 
zug mit Kontonummer, Buchungs- 
datum, Umsatzsummen sowie altem 
und neuem Saldo. 


Kundeninformation in Listenform 


Die Kunden können auch mit Hilfe von 
Listen informiert werden. Dazu bedarf 
es besonderer Vereinbarungen mit den 
Kontoinhabern. Die Listen enthalten die 
gleichen Informationen wie die Belege. 
Die Angaben der Auftraggeber- und 
Empfängerbelege erscheinen lediglich 
zeilenweise auf einer Liste. Die letzte 
Zeile enthält die Angaben des Konto- 
auszuges. Die Kundeninformation in 
Listenform ist rationeller, da der Zei- 
lendruck schneller erfolgt. 


Kundeninformation 
'n maschinenlesbarer Form 


Die Kundeninformation mit Hilfe von 
Lochbändern oder Magnetbändern 
nimmt immer mehr zu, da auch immer 
mehr Kontoinhaber über paffähige EDV- 
Projekte verfügen. Es werden nur die 
Informationen über die Zweitbuchungen 
in maschinenlesbarer Form ausgegeben, 
die dann im EDV-Projekt des Kontoin- 
habers verarbeitet werden. Informatio- 
nen über Erstbuchungen und der Konto- 
auszug” (einschließlich Gesamtsumme 
der in maschinenlesbarer Form ausge- 
gebenen Zweitbuchungen) werden als 
visuell lesbare Information (Beleg- oder 
Listenform) zugestellt. 

In allen visuell lesbaren Informationen 
sind die Sollbeträge (Umsätze und Sal- 
den) durch ein Minuszeichen und alle 
Habenbeträge durch ein Pluszeichen 
hinter dem Betrag gekennzeichnet. 
Außerdem erhalten die Kontoinhaber 
die Abschlußrechnung und die Salden- 
mitteilung. 
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Die Abschlußrechnung wird im Konto- 
korrentprojekt vorgenommen und ent- 


hält folgende Angaben: 


-- Bezeichnung (Quartalsabschlußrech- 
nung) mit Angabe der Quartals- und 
Jahreszahl, 

- Kontonummer und Kurzbezeichnung 
des Kontoinhabers, 


- Nummer des abgerechneten Konten- 


satzes, Zinssatzes, Zinsbetrages und 
der Kreditprovision als Zeile je Kon- 
tensatz, 

— Bearbeitungskosten (Porto und Be- 
arbeitungsgebühren) für alle Konten- 
sätze, 

— Saldo der Abschlußrechnung aus 
Zinsen, Provisionen und Gebühren, 

— Textinformation, an welchem Tag der 
Saldo der Abschlußrechnung auf 
welchem Konto gebucht wird. 


Die Saldenmitteilungen werden von den 
einzelnen Kreditinstituten gegenwärtig 
in unterschiedlichen Formen versandt. 
Von der Staatsbank werden für alle 
Kontoinhaber am Jahresende Salden- 
mitteilungen in zweifacher Ausfertigung 
versandt. Auf der Durchschrift be- 
stätigt der Kontoinhaber die Richtigkeit 
des ausgewiesenen Saldos. 


Die Sparkassen versenden Saldenmit- 
teilungen im Spargiroprojekt im Wech- 
sel an verschiedene ausgewählte Konto- 


inhabergruppen ohne anhängende Be- 


stätigung. 


Grundsätzlich enthält jede Saldenmit- 
teilung folgende Angaben: 


— Datum, 
— Kontonummer, 
- Saldo. 


Informationen für die Kreditinstitute 


Nachstehende Informationen entstehen 
im täglichen Programmablauf für jedes 
Kreditinstitut: 
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- Übernahme- und Fehlerliste aus der 
Lochbandeingabe 


Sie enthält die Summe der zur Verar- 
beitung übernommenen Zahlungsaufträ- 
ge und die von der Verarbeitung aus- 
geschlossenen Zahlungsaufträge. Diese 
Liste ist für die Tagesabstimmung der 
Kreditinstitute, für die Korrektur der 
Abweisungen und die Information der 
Auftraggeber über die Abweisungen 
und deren Gründe unerläßlich. 


- Übernahme- und Fehlerliste aus dem 
Komplettierungsprogramm 


Das Komplettierungsprogramm enthält 
im wesentlichen die Umsätze, die von 
der zentralen Station an die Bezirks- 
station übermittelt werden. Die hieraus 
abgeleitete Übernahme- und Fehlerliste 
entspricht inhaltlich der der Lochband- 
eingabe. Die nachgewiesenen Fehler 
werden jedoch erst bei Gegenüberstel- 
lung der Zahlungsaufträge und der Kon- 
tensätze im Komplettierungsprogramm 
erkannt. 


— Nachweis über die nicht im Konto- 
korrentprojekt geführten Konten 
(für Staatsbank) 


Er enthält die ausgesonderten Umsätze 
der Kontenarten 4 .bis 8 und ist für die 
Tagesabstimmung erforderlich, weil die- 
se Umsätze nicht täglich gebucht wer- 
den. Der Nachweis enthält die Summe 
und die Stückzahl der Soll- und Häben- 
umsätze je Kontenart. 


— Tagesjournal aus dem Buchungs- 
programm 


Darin werden alle im Buchungspro- 
gramm vorgenommenen Umsatzbuchun- 
gen einschließlich Saldenänderungen 
und Stammdatenänderungen exakt nach- 
gewiesen. Diese Informationen sind aus 
Sicherheitsgründen zur Abstimmung mit 
den im Kreditinstitut erfaßten Umsät- 
zen und zur Klärung von Reklamatio- 
nen der Kontoinhaber notwendig. 


- Liste der Rückverrechnungen und’ 


nicht unterzubringenden Buchungen 

aus dem Buchungsprogramm 
Sie enthält den Nachweis über Belastun- 
gen von Schecks und Lastschriften, die 
wegen fehlender Deckung nicht aus- 
geführt werden konnten und am Folge- 
tag ohne Anweisung rückverrechnet 
werden. Das trifft auch für Umsätze 
zu, die auf einem Zwischenkonto ge- 
bucht werden, weil das angegebene 
Empfängerkonto nicht im Buchwerk 
enthalten ist. 


- Saldenliste aus 
programm 
Sie ist der genaue Ausdruck des gesam- 
ten Kontenwerks des Kreditinstitutes 
als Summe der Soll- und Habensalden 
der Kontenarten 1, 2,:3 und 9. Die Ein- 
zelkonten werden mit Kontonummer, 
Saldo, Kreditlimit und letztem Bu- 
chungstag ausgewiesen. Am 10., 20. und 
letzten des Monats werden alle Konten 
ausgewiesen, an den übrigen Tagen nur 
die Konten, die bewegt sind oder für 
die der Ausweis unbedingt erforderlich 
ist, Die Kreditinstitute bestimmen die 
Konten selbst, die ausgewiesen werden 
müssen. 
In ähnlicher Form erfolgt der Ausdruck 
für andere Kontenarten. 
- Tabelle der Überziehungen aus dem 
Buchungsprogramm 
Sie enthält die Konten, bei denen durch 
unbedingt auszuführende, nicht zurück- 
zuverrechnende Belastungen das Kredit- 
limit überzogen oder der Habensaldo in 
einen Sollsaldo umgeschlagen ist. 


dem Buchungs- 


Neben diesen Informationen, die größ- 
tenteils im Kontokorrentproiekt anfal- 
len, gibt es noch zyklisch entstehende 
Informationen für die Kreditinstitute, 
und zwar 


- Informationen aus den Teilprogram- 
men des Umsatzdatenprojektes, 
- Liste der Durchschnittssalden, 


— Nachweis über die Anzahl der Kon: 
ten und der Buchungsposten, 

— Nachweis über automatisch 
rechnete Konten, 

— Kontrolliste über versandte Salden- 
mitteilungen. 


abge- 


Aufgaben 
1. Welche Unterlagen erhält Ihr 

| Kreditinstitut im Rahmen der Nach- 
organisation von der Datenverarbei- 
tungsstation, und wie erfolgt die 
weitere Bearbeitung? 
2. Informieren Sie sich über die 
‚täglich in Ihrem Kreditinstitut 
anfallenden Abstimmungsaufgaben! 


2.4. 
Zahlungs- und Verrechnungs- 
verkehr mit dem Ausland 


2.4.1. 
Grundlagen 


2.4.1.1. 

Gegenstand des Zahlungs- 
und, Verrechnungsverkehrs 
mit dem Ausland 


Durch die zielstrebige Vertiefung der 
sozialistischen ökonomischen Integra- 
tion mit der UdSSR und den anderen 
Mitgliedsländern des RGW, durch die 
ständige Ausweitung der Verbindungen 
der DDR zu den Entwicklungsländern 
und durch die weitere Entwicklung 
gegenseitig vorteilhafter Wirtschaftsbe- 
ziehungen mit kapitalistischen Industrie- 
ländern entstehen in zunehmendem 
Maße internationale Geldbeziehungen. 
Der weitaus größte Teil der internatio- 
nalen Geldbeziehungen der DDR ergibt 
sich aus dem Export und Import von 
Waren, aus Transportleistungen und an- 
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 meinsamen 


deren internationalen Dienstleistungs- 
geschäften, aus der Beteiligung an ge- 
. Investitionsobjekten- in 
RGW-Ländern und aus der Gewährung 
von Krediten. In erheblichem Maße ent- 


stehen auch aus politischen, kulturellen, 


sportlichen oder privaten Beziehungen 
finanzielle Forderungen und Verbind- 
lichkeiten gegenüber dem Ausland. 


Zwischen den Ländern der sozialisti- 


schen Staatengemeinschaft werden die 


Geldbeziehungen auf der Basis, der ka- 


.. neradschaftlichen Zusammenarbeit und ° 
der gegenseitigen Hilfe entsprechend 


den Prinzipien des proletarischen Inter- 
nationalismus und den Festlegungen zur 


‘planmäßigen Entwicklung dieser Länder 


abgewickelt. 
Die Geldbeziehungen zu den Entwick- 


. lungsländern werden so gestaltet, daß 
..; sie der Festigung der politischen und 
ökonomischen Unabhängigkeit 
;; der 
dieser Länder und damit ihrem Kämpf 


sowie 


zunehmenden Industrialisierung 


| gegen die Überwindung der Einflüsse 


* 


- des Imperialismus dienen.‘ 


Die 'Geldbeziehungen zu den kapitali- 
stischen Industrieländern werden auf 


‘der Basis der Prinzipien der friedlichen 


Koexistenz entwickelt. Durch das spon- 


'tane Wirken der ökonomischen Gesetze 
‘des Kapitalismus in diesen Ländern und- 
die dadurch bedingten Störungen im, 
- Reproduktionsprozeß werden auch die 


internationalen Geldbeziehungen beein- 
flußt. Es ist deshalb unbedingt notwen- 


dig, die negativen Auswirkungen auf 


unsere Wirtschaft so gering wie mög- 
lich zu halten und konsequent und be- 
harrlich gegen alle Versuche imperiali- 


stischer Monopole und Staaten zu kämp- 


fen, ‘die ökonomischen Auswirkungen 


. ihrer Krisenerscheinungen u.a. auf die 


Wirtschaft der sozialistischen Kander ab- 
zuwälzen. 


Der Zahlungs- und Seen 
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kehr mit dem-Ausland dient dem Aus- 
gleich oder der Regulierung der aus’ die- 
sen vielfältigen Beziehungen entstehen- 
den 'Geldforderungen und Verbindlich- 
keiten durch Übertragung von Geld aus 
einem nationalen Währungssystem. in 

ein anderes. | 


Der internationale Zahlungsverkehr ver- 
bindet die nationalen Währungssysteme 
und ermöglicht den Geldverkehr über 
die Grenzen eines Landes hinaus. 


2.4.1.2. 
PRAMAISIES und Valutabeziehungen 


Im einsifböndhreititiden Geldverkehr 
wird als spezifische Ausdrucksform für 
fremde Währungen der Begriff Valuta 


- verwendet. Der Valutabegriff vereint 


in sich die Valutafonds und die Valuta- 
beziehungen. 


Valutafonds sind Geldfonds in. auslän- 
discher Währung. 


Dazu zählen 


- Guthaben auf Kanten ausländischer 
Banken, | 
— Devisen (auf ausländische Währung 
laufende und im Ausland zahlbare 
Anweisungen, wie Wechsel, Schecks, 
Akkreditive und Überweisungen), 
- Sorten (Bargeld anderer Währun- 
gen), 
- im Ausland aufgenommene Kredite. 


Valutabeziehungen sind internationale 
Geldbeziehungen, die sich hauptsäch- 
lich aus wirtschaftlichen, aber auch aus 
politischen, kulturellen und sonstigen 
Beziehungen zum Ausland ergeben. Da- 
bei sind kommerzielle und nicht- 


“ kommerzielle Valutabeziehungen zu un- 


terscheiden. 


14 kommerziell: 


den‘ Handel betreffend, kaufmän- 
nisch. ; 


Köriimerzielle Valutabeziehungen® And 
Valutaeinnahmen und a im ee 


sammenhang mit 


- dem Export und Import von Waren, 

- ‚Transportleistungen im Außenhandel 

oder internationalen in 
geschäften, 

-— der Gewährung und Inanspfuchnah- 
me von internationalen Krediten. 


"Nichtkommerzielle Valutabeziehungen 


sind zum Beispiel Valutaeinnahmen und 
. -ausgaben im Zusammenhana mit 


- der Unterhaltung von Botschaften 
und Konsulaten, 

- dem. Austausch von ee und 
.‚Sportdelegationen, 

- dem .Austausch. von Fernseh- und 
'Rundfunkübertragungen, 

- — der Touristik, 

-. Dienstreisen von Gruppen und Ein- 
zelpersonen. 


" Die Valutäbeziehungen je sozialisti- 


schen "Staates widerspiegeln die mone- 
'täre!® Seite seiner kommerziellen: und 


ie nichtkommerziellen Beziehungen ‚zum. 


Ausland und deren Realisierung in Form 
der‘ ‚Bildung, Verteilung “und Verwen- 
dung der ’staatlichen. Valutafonds. 


2413. 
ER Staatliche Teitalir "und Planung 5 
der Valutabeziehungen i in der DDR 


- "Der Umgang mit Valuten -ist_ gemäß. 
...$ 9 der Verfassung. der DDR staatli- 
ches. Monopol. Das Sinarliebe Valuta- 


monopol ermöglicht, 
..- die zentralisierten Yaltafand; plan- 


mäßig und zielgerichtet im volks-. 


wirtschaftlichen Interesse und .da- 
mit zur Erfüllung der Hauptaufgabe 
einzusetzen, - 


FE die valutawirtschaftliche Zusammen- 7 


arbeit der sozialistischen Länder 
‚ planmäßig und mit hoher Rationali- 


tät zu SSPaAEN und durchzufüh. Y 


ren, 
- den Valutaverkehr. mit dem: nicht- 
sozialistischen Wirtschaftsgebiet 


(NSW) kontrollfähig durchzuführen 
und wirksame Maßnahmen zur Ab- 


wehr von Risiken aus dem Verkehr “= 
mit kapitalistischen Partnern zu ge- 


währleisten. 


Die entscheidende gesetzliche Grund- 


‚lage für.die Verwirklichung des staat- 
. lichen Valutamonopols bildet das Devi- 
sengesetz.!° Es regelt die Grundsätze 
für den Erwerb, den Besitz und den Um- 
lauf von Devisenwerten sowie für die‘ 
Auslandszahlungs- 


Durchführung des 
verkehrs. 


viseninländer und Devisenausländer. 


Deviseninländer sind: ' 


Personen mit Wohnsitz in der DDR, Or” 
.gane, Einrichtungen, Betriebe usw. mit N, 
Sitz oder Ort der Geschäftsleitung in  .... 
der DDR. Das, sind auch Filialen und 


Vertretungen ‘aller Art von Personen, 


_ Betrieben, Einrichtungen, Institutionen ! 
usw. im Deviseninland. 'DDR-Bürger, '; 
die sich im Auftrag von Betrieben oder 
Einrichtungen, Institutionen usw.; also 


als Dienstreisende, im Devisenausland. 
aufhalten, bleiben Deviseninländer. 


“ Personen, die sich länger als 6 Monate 


in der DDR aufhalten, gelten als De- 


‚ viseninländer. Das gilt auch für Perso- 


nen, die nicht die Staatsbürgerschaft der 
DDR besitzen. Für diese fremden Staats- 
bürger gibt es jedoch einige Ausnah- 
men. ‘Sie bleiben . Devisenausländer, 


auch wenn sie sich länger als 6 Monate . 
2 der DDR aullalten 


15° monetär; ee 


16 Devisengesetz vom 19. Dezember 1973 (GBL. 1 . u 
- Nr. 58 5.574 ff.) und Erste bis Fünfte Durch- 
führungsbestimmung , zum Devisengesetz '(GBl. I 


Nr. 59 5,579 ff.) .sowie Gesetz zur Anderung - 
und Erganzung des Devisengesetzes vom 28. Juni. 
u GBl. I Nr.: 17. 5. 147 f££.). ; 
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‚Das Devisengesetz unterscheidet De: = 


- Fremde Staatsbürger, 


‚rechtsverhältnisses mit 


Hr - "wenn der Aufenthalt“ der Ausfüh! 


rung .von Montage- und anderen 
vertraglich vereinbarten Leistungen 
- dient, 
= wenn sie studieren öder eine Heil- 
‘= behandlung wahrnehmen, 


“—- wenn sie an einer Berufsausbildung 


teilnehmen und Stipendium oder 
Ausbildungsbeihilfen erhalten. 


die länger als 
6 Monate im Rahmen eines Arbeits- 


dern in der DDR tätig sind, werden’ für 


> die Dauer dieses Arbeitsrechtsverhält- 
 nisses Deviseninländer. 


 Devisenausländer sind: | 

. Personen mit Wohnsitz oder. ständigem 
Aufenthalt im Devisenausland. Das glei- 
‚che gilt für Betriebe, . Einrichtungen, 


Institutionen, Organisationen usw., de- 
ren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung 
sich im Devisenausland befindet. Das 


“sind auch diplomatische, konsularische, 
‚staatliche und Handelsmissionen oder 
>; -vertretungen in der DDR, deren Leiter 
und Personal, einschließlich der Fami- 
.- » lienangehörigen. Bürger der DDR, die 
' in diesen Einrichtungen als verwaltungs- 

;. technisches Personal tätig sind, bleiben 


Deviseninländer. 


:'» Devisenausländer sind auch zwischen- 


staatliche und internationale gesell- 


schaftliche Organisationen sowie deren 


Leiter und Mitarbeiter in der DDR, so- 


“fern sie nicht DDR-Bürger sind. 


Der Nachweis, ob ein Bürger Devisenin- 
oder -ausländer ist, erfolgt durch die 


_ Personaldokumente und ggf. durch den 
Nachweis über Arbeitsrechtsverhältnis- 


se. 


Devisenwerte sind‘ Banknoten und Mün- 


zen in fremder Währung-und auf fremde 
Währung lautende Schecks, Reise- 
schecks, Zahlungsaufträge, Zahlungs- 
anweisungen und andere Wertpapiere. 
Zu Devisenwerten gehören auch im De- 


Mi ug 


_ Deviseninlän- 


visenausland befindliche Guthaben und 
Forderungen, die .Deviseninländer be- 
treffen, sowie ihnen dort gehörende 
Grundstücke und Sachen, wie Brief- 
marken- und Münzsammlungen, Edel- 
metalle, Perlen. Devisenwerte sind auch 
Mark der DDR und auf Mark der DDR 
lautende Sparbücher oder andere Wert- 
papiere, sobald sie zwischen Devisen- 
inländern ‘und Devisenausländern in 
Umlauf gegeben werden oder zur Aus- 
oder Einfuhr über die Zoll- oder Staats- 


‘grenzen -der-DDR vorgesehen sind. 


Devisenwerte sind oder werden Ver- 
mögenswerte in der DDR, sobald sie 
Devisenausländern übertragen: werden, 
und Forderungen, die von Devisenin- 
ländern zugunsten von Devisenauslän- 
dern‘ begründet werden. Generell. sind 
alle Devisenwertumläufe-genehmigungs- 
pflichtig. Staatsorgane, wirtschaftsleiten- 
de Organe, Kombinate und Betriebe er- 
halten’ die Genehmigung mit den bestä- 
tigten Valutaplänen. Bürger erhalten 


die Genehmigung von den zuständigen 


Räten der Bezirke. Für den :Reise- 
verkehr wurden. von der Staatsbank der 
DDR besondere‘ Regelungen getroffen 
(vgl. Abschnitt 2.4.5.). 


Als Devisenwertumlauf gelten 


-— die Ein- und Ausfuhr von Devisen- 
werten, 

- der Abschluß von Verträgen und 
Handlungen, die zur Übertragung 
des Eigentums an. Devisenwerten 
führen, die Forderungen an Devi- 
senwerten begründen oder zu Ver- 
änderungen bestehender Devisen- 
werte führen, 

- die Erteilung oder. Durchführung 
von Zahlungsanweisungen und Über- 

weisungsaufträgen über‘ Devisen- 
werte, 

— . der Tausch von Sachen, Leistungen 
und Rechten zwischen - Devisen- 
inländern und Devisenausiandern. 


Mittler bei der Organisation und Durch- 


führung des zwischenstaatlichen Zah- 
Jungsverkehrs sind die Banken, die wich- 
tige operative Aufgaben bei der Durch- 
setzung des staatlichen Valutamonopols 
erfüllen. In .der DDR sind zuständig: 


-— die ‚Staatsbank der DDR für die 
Grundsätze des zwischenstaatlichen 

. Zahlungsverkehrs und Verrech- 
nungsverkehrs durch die Geld- und 
Kreditinstitute der DDR einschließ- 
lich der Grundsätze für den Um- 
tausch von Reisezahlungsmitteln so- 
wie für die Durchführung des Reise- 

. zahlungsverkehrs, 

-. die Deutsche Außenhandelsbank AG 
‚(DABA) für die Durchführung des 
Dokumenten- und Zahlungsverkehrs 


mit dem Ausland sowie für alle über: 


Konten im Ausland abzuwickelnden 
Geldgeschäfte, 
die Deutsche Handelsbank AG für 


spezielle Geschäftsoperationen mit 
dem Ausland. 


Alle Valutaoperationen werden geplant 
und unterliegen einer straffen Plan- 
kontrolle. Bei der Planung und Bilan- 
_ zierung der Volkswirtschaft werden alle 
valutawirksamen wirtschaftlichen und 
sonstigen Vorgänge in der Zahlungs- 
bilanz des Staates erfaßt und bilanziert. 
Realisiert werden. diese Beziehungen 
über die Valutapläne der Hauptplan- 
träger (Ministerium für Finanzen, Mi- 


 * nisterium für Außenhandel, Ministerium 


für Verkehrswesen) und ihrer .nach- 
. geordneten Einrichtungen und Betriebe. 
Die Verbindung zwischen den auslän- 
dischen Währungseinheiten und der 


Mark der DDR wird durch den Um- 


rechnungssatz (Kurs) hergestellt, der 
gemäß $ 15 des Devisengesetzes durch 
den Fräsidenten der Staatsbank fest- 
gelegt wird. 

- Der Umrechnungssatz 
den Preis einer Währungseinheit, aus- 


5 Finanzkaufmann 3 


charakterisiert 


u 
F 
4 


gedrückt in 1. Währungseinheiten. Anderen‘ | 


Länder. 


Durch die Benungeh des Devisen- 1 


gesetzes sind die Valutabeziehungen 


der DDR in ihren vielfältigen Erschei- 
nungs- und spezifischen Organisations- 


formen entsprechend den Grundsätzen 


des staatlichen Valutamonopols als ein . 
wichtiger Bestandteil in das soziali- 
stische Finanzwesen der DDR einbezo- 


gen. 


242. 


Kommerzieller Zahlungsverkehr 


mit den Mitgliedsländern des RGW | N 


2.4.2.1. 


‚Mehrseitige Verrechnung 


in transferablen Rubeln 
als Hauptform 
des Zahlungsausgleichs 


Der kommerzielle Zahlungsverkehr zwi- 
schen den Mitgliedsländern des RGW k 


wird über die Internationale Bank für 


Wirtschaftliche Zusammenarbeit (IBWZ) : 
in Moskau abgewickelt. Die IBWZ wur- ' 
de 1963 gegründet und hat ihre Arbeit: 
im Zusammenhang mit der Einführung - 


der mehrseitigen Verrechnung in trans- 


ferablen Rubeln am 1. 1. 1964 aufge- a 


nommen.!?. Mitglieder der Bank sind 
alle RGW-Länder. 


Die wichtigsten Aufgaben der IBWZ 


sind 


- Uie Durchführung mehrseitiger Ver- 
rechnungen in transferablen Rubeln, 


— die Kreditierung von Außenhandels- 
und anderen. Geschäften der Mit- . 


17_ Abkommen über. die mehrseitige ‚Verrechnung in. 


transferablen Rabeln und die Gründung der In- 


ternationalen Bank für Wirtschaftliche Zusam- . 
. menarbeit mit den durch Protokoll vom 18. .De- 


zember 1970 vereinbarten Änderungen. Doku- 


mente RGW, Staatsverlag der DDR, Berlin 1971. a 
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gliedsläinder der Bank (Verrech- 
nungskredite und befristete Kredite), 


— die Heranziehung von Gold, frei- 
konvertierbarer und anderer Wäh- 
rung von den Mitgliedsländern und 
von anderen Ländern auf Konten 
und als Depositen sowie die Durch- 
führung anderer Operationen mit 
Gold, freikonvertierbarer und ande- 
rer Währung. 


Die IBWZ ist das Hauptzentrum des 
internationalen Verrechnungs- und Kre- 
ditsystems der RGW-Länder. Sie führt 
die Verrechnungen aus Außenhandels- 
geschäften, aus der Tätigkeit der Inter- 
nationalen Investitionsbank (IIB) und 
der internationalen Wirtschaftsorganisa- 
tionen der RGW-Länder, aus bilateralen 
Krediten zwischen den RGW-Ländern 
und aus Zahlungen im Zusammenhang 
mit der Durchführung des nichtkom- 
merziellen Zahlungsverkehrs in trans- 
ferablen Rubeln durch. 


Bis 1963 wurde in der Verrechnung zwi- 
schen den RGW-Ländern überwiegend 
das bilaterale Clearing (zweiseitige Ver- 
rechnung) angewandt. Die Verrechnung 
im bilateralen Clearing erfolgt auf der 
Grundlage eines zweiseitigen Abkom- 
mens in einer von beiden Partnern fest- 
gelegten Verrechnungswährung. Dabei 
kann es sich um die Währung des einen 


oder des anderen Landes oder aber auch ° 


um eine dritte Währung handeln, die es 
den Vertragspartnern ermöglicht, den 
Ausgleich ihrer gegenseitigen Leistun- 
gen in einer einheitlichen Währung yor- 
zunehmen. Zwischen den RGW-Ländern 
wurde als Verrechnungswährung der 
Clearingrubel benutzt. 

Kennzeichnend für die zweiseitigen 
Clearingabkommen ist die Gewähr- 
leistung wertmäßig gleichgroßer Waren- 
lieferungen. und Zahlungen zwischen 
den betreffenden Ländern und ihr jähr- 
licher Ausgleich, da Salden nicht zu Ver- 
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rechnungen mit einem dritten Land ver- 
wendet werden können. 


Die wachsenden Erfolge der sozialisti- 
schen Länder beim wirtschaftlichen 
Aufbau sowie die Erweiterung und die 
Vertiefung ihrer Außenwirtschaftsbezie- 
hungen verlangten die ’Schaffung neuer 
Formen der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Außenhandels und der zwi- 
schenstaatlichen Verrechnung. Daher 
wurde am 1. 1. 1964 im Zusammenhang 
mit der Gründung der IBWZ die mehr- 
seitige Verrechnung in transferablen 
Rubeln!® zwischen den RGW-Ländern 
eingeführt. Dieses Kredit- und Verrech- 
nungssystem der IBWZ in transferablen 
Rubeln entspricht den Interessen der 
planmäßigen ökonomischen Zusammen- 
arbeit und gewährleistet die Äquivalenz 
der Verrechnungen. 


Während beim bilateralen Clearing zwei 
Partner ein Abkommen über die gegen- 
seitige Verrechnung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten abschließen, bil- 
den bei der mehrseitigen Verrechnung 
(multilaterales Clearing) mehrere Part- 
nerländer eine Verrechnungsgemein- 
schaft. Jedes RGW-Land führt bei der 
IBWZ ein Konto, auf dem alle Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten gegen- 
über allen anderen RGW-Ländern ver- 


18 Der transferable Rubel ist als die kollektive Wäh- 
ı rung der Mitgliedsländer des RGW das Kern- 
} stück des internationalen sozialistischen Wäh- 
i rungssystems. Seine besondere Rolle besteht dar- 
} in, als Instrument der RGW-Länder zur geldsei- 
; tigen Vermittlung und zur Stimulierung der sich 
i planmäßig vertiefenden wirtschaftlichen und wis! 
H senschaftlich-technischen Zusammenarbeit zu 
{ dienen. 
3 Die ökonomische Grundlage des transferablen 
R Rubels sind die gegenseitigen Warenlieferungen 
r und Leistungen der RGW-Länder. Der transfe- 
4 rable Rubel ist die einzige wirklich kollektive 
3 Währung der Welt. Sein kollektiver Charakter 
$ zeigt sich in der vollständigen Gleichberechtigung 
® und Souveränität der Länder, die ihn geschaffen 
? haben und als gemeinsame Währung anwenden. 
1 Der transferable Rubel übt die Funktionen des 
Geldes als Maß der Werte und Maßstab der 
Preise, als Zahlungsmittel und als Akkumula- 
j tionsmittel aus. 


rechnet werden. Guthaben und Kredite 
können in jedem beliebigen RGW-Land 
zur Begleichung von Verbindlichkeiten 
verwendet werden, indem die Guthaben 
in kollektiver Währung von einem Län- 
derkonto auf ein anderes Länderkonto 
‚innerhalb der IBWZ übertragen (trans- 
feriert) werden. 

Das System der mehrseitigen Verrech- 
nung weist gegenüber dem bilateralen 
Clearing den entscheidenden Vorzug 
auf, daß die aus einem bestimmten Land 
erzielten Exporterlöse nicht nur zur Ab- 
deckung von Verbindlichkeiten gegen- 
über diesem Land, sondern gegenüber 
allen an der mehrseitigen Verrechnung 
beteiligten Partnern verwandt werden 
können. Damit bestehen von der Orga- 
nisation der zwischenstaatlichen Geld- 
beziehungen her wesentlich günstigere 
Voraussetzungen für die Förderung der 
außenwirtschaftlichen Beziehungen und 
ihre finanzielle Realisierung. 


Beispiel: 

Mehrseitige Verrechnung zwischen vier 
RGW-Ländern (angenommene Zahlen in 
Millionen transferablen Rubeln) 


Clearing-Konto UdSSR 


Import Export 

Polen 350 Polen 270 

DDR 600 DDR 650 

ÜSSR 320 ÜSSR 350 
1270 1270 


Clearing-Konto Polen 


Import Export 
DDR 80 DDR 100 
ÜSSR 300 ÜSSR 200 
UdSSR 270 UASSR 350 
650 650 


Clearing-Konto ÜSSR 


Import Export 

Polen 200 Polen 300 

UdSSR 350 UdSSR 320 

DDR 300 DDR 230 
850 850 

Clearing-Konto DDR 

Import Export 

Polen 100 Polen 80 

UdSSR 650 UdSSR 800 

CSSR 230 ÜSSR 300 
980 080 


Der Außenhandelsumsatz beträgt in diesem 
Beispiel: 


Export Import 
UdSSR 1270 + 1270 = 2540 
ÜSSR 850° + 850 — 1700 
Polen 650 + 650 = 1300 
DDR 0980 + 980 = 1960 


Der bilaterale Handelsverkehr ist dage- 
gen im Prinzip nur im Rahmen des di- 
rekten gegenseitigen Ausgleichs mög- 
lich, Wenn die DDR z.B. im Wert von 
609 Millionen transferablen Rubeln in 
die UdSSR exportiert, könnte bei bi- 
lateraler Verrechnung die Importmög- 
lichkeit der DDR aus der UdSSR nur in 
Höhe von 600 Millionen transferablen 
Rubeln genutzt werden. Die Verträge 
müßten folglich auf das beiderseitig rea- 
lisierbare, also geringere, Volumen 
orientiert werden, oder es müßte bei 
einem Export von z.B. 650 Millionen 
transferablen Rubeln ein Kredit in Höhe 
des Saldos vereinbart werden. 


Das Verrechnungs- und Kreditsystem 
der Internationalen Bank für Wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit schließt auch die 
geldseitige Vermittlung der gegenseiti- 
gen nichtkommerziellen Leistungen ein. 


2.4.2.2. 
Zahlungsarten 


Die Zahlungsart regelt die Art und 


Weise des Geldübergangs vom Käufer 
an den Verkäufer einer Ware. Sie be- 
stimmt die Form der bankseitigen Re- 
gulierung einschließlich der dafür er- 
forderlichen Dokumente und hat in der 
Regel wesentlichen Einfluß auf Ort und 
Zeitpunkt des Zahlungsausgleichs und 
damit auf die Effektivität eines Außen- 
handelsgeschäfts. 

Zwischen den Mitgliedsländern des 
RGW haben sich solche Zahlungsarten 
herausgebildet, die eine schnelle, ratio- 
nelle und für jeden Partner übersicht- 
liche geldliche Verrechnung ermögli- 
chen. Sie sind im wesentlichen einheit- 
lich gestaltet und durch mehr- oder 
zweiseitige „Allgemeine Liefer- und 
Leistungsbedingungen (ALB)“ zwischen- 
staatlich vereinbart.!? 

Die vorherrschende Zahlungsart bildet 
das Inkasso mit Nachakzept (Sofort- 
bezahlung). 

Die Bank des Exporteurs schreibt bei 
dieser Zahlungsart dem Exporteur den 
Gegenwert des in transferablen Rubeln 
ausgedrückten Rechnungsbetrages in der 
Landeswährung gut, wenn er durch ent- 
sprechende Dokumente die Erfüllung 
der Leistung nachweist. 

Danach leitet die Bank die zwischen- 
staatliche Verrechnung über die IBWZ 
ein. Diese schreibt dem Konto der ein- 
reichenden Bank den entsprechenden 
Betrag in transferablen Rubeln gut und 
belastet das Konto der entsprechenden 
Bank des Importlandes. 
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Die Bank des Importeurs belastet dar- 
aufhin das Konto des Importeurs mit 
dem in die betreffende nationale Wäh- 
rung umgerechneten Rechnungsbetrag 
und übergibt ihm die der Verrechnung 
zugrunde liegenden Dokumente. Diese 
Belastung wird der Importeur in der 
Regel stillschweigend akzeptieren, wenn 
diese Zahlungsart vereinbart ist (Nach- 
akzept). In bestimmten, durch die ALB 
festgelegten Fällen kann der Importeur 
gegen die durchgeführte Verrechnung 
Einspruch erheben. Bei Anerkennung 
des Einspruchs durch die Bank des Im- 
porteurs erfolgt eine sofortige Rück- 
verrechnung. Wird die. Rückbelastung 
durch den Exporteur nicht anerkannt, 
müssen Exporteur und Importeur - ggf. 
unter Einschaltung eines Schiedsgerichts 
— eine endgültige Entscheidung herbei- 
führen, auf deren Grundlage dann die 
abschließende Verrechnung zwischen den 
Banken vorgenommen wird. 


Da den DABA-Filialen für eine Reihe 
von RGW-Ländern die Exportdokumen- 
te vollständig und abrechnungsfähig 
vorliegen, werden sie den betreffenden 
Banken der Käuferländer zunehmend 
direkt zugeleitet; nur die Verrechnung 
bei der Internationalen Bank für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit wird über 
die DABA-Zentrale veranlaßt. 


Gegenüber allen anderen international 
üblichen Zahlungsarten hat die Sofort- 
bezahlung eine Reihe wesentlicher Vor- 
züge: 


- sie sichert die kurzfristige Realisie- 
rung der aus Warenlieferungen oder 
Leistungen resultierenden Valuta- 
forderungen, wobei Forderungs- 


19 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der All- 
gemeinen Bedingungen für die Warenlieferungen 
zwischen den Organisationen der Mitgliedsländer . 
des RGW (ALB-RGW 1968/1975) vom 29. Dezem- 
ber 1975 (GBl, II Nr. 14 S. 277 ff.). 
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Abb. 2.16. 

Sofortbezahlungsverfahren zwischen 
Verkäuferland DDR und RGW -Käufer- 
land 


ausgleich . und Grenzübertritt der 
Ware zeitlich etwa zusammenfallen, 

- sie bewirkt, daß der Umschlag der 
finanziellen Mittel der Außenhan- 
delsbetriebe rasch erfolgt und Kre- 
ditbedürfnisse bei den inländischen 
Lieferbetrieben im Regelfall nicht 
auftreten; 

- sie ist banktechnisch einfach und mit 
geringem Aufwand für die Bank und 
die Wirtschaft zu realisieren. 


Damit diese Vorzüge richtig wirksam 
werden, bedarf es der verantwortungs- 
bewußten Kontrolle sowie der korrek- 
ten und.zügigen Bearbeitung aller Ver- 
rechnungsvorgänge durch die am zwi- 


schenstaatlichen Zahlungsausgleich be- 


teiligten Banken. 


Belastung 


Neben dem Inkassoverfahren mit Nach- 
akzept werden angewendet: 


Inkasso mit Vorakzept 


Bei dieser Zahlungsart bedarf es der 
Zustimmung des Schuldners zur vorzu- 
nehmenden Belastung, ehe die Ab- 
buchung von seinem Konto erfolgen 
kann. Sie wird angewendet bei nicht so- 
fort bezahlungsfähigen, Dokumenten 
und solchen Vorgängen, die sich an- 
hand von Unterlagen nicht eindeutig 
prüfen lassen. Die Forderungen werden 
ebenfalls anhand der Dokumente über 
die Banken geltend gemacht. 


Akkreditiv 


Das Akkreditiv wird in Ausnahmefällen 
nach besonderer Vereinbarung der Ver- 
tragspartner angewendet. Der Schuld- 
ner muß in diesem Fall den Rechnungs- 
betrag bei seiner Bank bereitstellen und 
diese anweisen, eine entsprechende Zah- 
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lung bei Vorlage der vorgesehenen Do- 
kumente zu leisten. 


Überweisung 


In diesem Falle wird der Zahlungs- 
ausgleich nicht durch den Gläubiger, 
sondern durch den Schuldner ausgelöst 
(überwiegend für nichtkommerzielle 
Zahlungen, aber auch für die Bezahlung 
von Konventionalstrafen, beim Aus- 
gleich von Reklamationsansprüchen 
usw.). 


Diese Arten des Zahlungsausgleichs ver- 
langen spezielle banktechnische Organi- 
sations- und Kontrollmethoden. Für das 
Inkasso mit Vorakzept und das Akkredi- 
tivverfahren sind diese Methoden ar- 
beits- und kostenaufwendiger als für 
das Sofortbezahlungsverfahren. Im 
nichtkommerziellen Zahlungsverkehr 
wird auch der Scheck als Zahlungsart 
angewendet. 


2.4.3. 

Kommerzieller Zahlungsverkehr 
mit den nichtsozialistischen 
Ländern 


2.4.3.1. 
Grundfragen der Gestaltung 
des Zahlungsverkehrs mit dem NSW 


In den außenwirtschaftlichen Beziehun- 
gen mit nichtsozialistischen Ländern 
werden die sozialistischen Länder auch 
im Bereich des Zahlungsverkehrs mit 
den in diesen Ländern herrschenden 
ökonomischen Verhältnissen konfron- 
tiert. Die Möglichkeiten ihrer nega- 
tiven Auswirkungen auf unsere Volks- 
wirtschaft werden zwar durch das staat- 
liche Valutamonopol stark einge- 
schränkt, müssen jedoch bei der Gestal- 
tung und Durchführung des Zahlungs- 
verkehrs mit diesen Ländern berück- 
sichtigt werden. 
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Die Durchführung des Zahlungs- 
verkehrs mit dem nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebiet erfolgt in der Regel 


- mittels konvertierbarer 
oder 


— auf dem Wege des Clearings. 


Währung 


Die Anwendung der einen oder anderen 
Möglichkeit ist im Einzelfall von poli- 
tischen oder handelspolitischen Ge- 
sichtspunkten, aber auch vom Umfang 
und von der Form der zu realisieren- 
den Austauschbeziehungen abhängig. 
Im Verkehr mit Partnern im NSW gibt 
es beachtenswerte Risiken, denen nach 
Möglichkeit durch entsprechende Ver- 
tragsgestaltung zu begegnen ist. Im 
allgemeinen sind folgende Risikofakto- 
ren zu berücksichtigen: 


Währungs- oder Kursrisiko 

das ist die Gefahr, daß sich der Wert 
der Vertragswährung durch offizielle 
Auf- oder Abwertung oder bezogen auf 
die Tagesbewertung zu anderen Wäh- 
rungen verändert. 


Transferrisiko 

das ist die Gefahr, daß trotz Zahlungs- 
bereitschaft des Schuldners der zwi- 
schenstaatliche Zahlungsausgleich durch 
staatsmonopolistische Eingriffe im Käu- 
ferland zeitweilig nicht möglich ist. 


Inkassorisiko 
das ist die Gefahr, daß der Käufer ein- 
gegangene vertragliche Verpflichtun- 


gen zur Bezahlung ihm vorgelegter Do- 
kumente und damit zur Abnahme der 
Ware nicht oder nicht fristgerecht ein- 
hält. 


Kreditrisiko 


das ist die Gefahr, daß ein Schuldner 
seine im Rahmen einer Kredit- 
inanspruchnahme eingegangene Ver- 
bindlichkeit nicht oder nicht zeitgerecht 
tilgt. 


Durch gründliche vorherige Bonitäts- 
prüfungen””, exakte Vertragsgestal- 
tung, qualifizierte Preisarbeit, Wahl der 
richtigen Vertragswährung, Vereinba- 
rung einer relativ sicheren Zahlungs- 
art einschließlich möglicher Bank- 
sicherheiten sowie durch exakte Ver- 
tragserfüllung können die Risiken ein- 
geschränkt werden. 


Eine wichtige Aufgabe der DABA und 
ihrer Filialen ist dabei die zielgerich- 
tete Beratung und wirksame Unterstüt- 
zung der kommerziellen Tätigkeit der 
Außenhandels- und Exporibetriebe der 
DDR bei der Vereinbarung ökonomisch 
günstiger Vertragsbedingungen für die 
finanzielle Regulierung der Ex- und Im- 
portverträge mit Partnern im NSW. Da- 
zu muß die Entwicklung des kapitali- 
stischen Währungssystems ständig be- 
obachtet und analysiert werden, um 
daraus die Tendenzen ihrer voraus- 
sichtlichen weiteren Entwicklung ab- 
zuleiten. 


2.4.3.2. 
Zahlungsarten 


Die Gesetzmäfigkeiten und Gepflogen- 
heiten der kapitalistischen Wirtschaft, 
das zügellose Profitstreben der Monopo- 
le und die allgemeinen Unsicherheiten 
auf dem kapitalistischen Weltmarkt ha- 
ben eine Vielfalt von Zahlungsarten ent- 
stehen lassen. Im Gegensatz zum Zah- 
lungsverkehr zwischen den sozialisti- 
schen Ländern sind diese Zahlungs- 
arten nicht durch zwischenstaatliche 
Vereinbarungen verbindlich geregelt, 
sondern werden durch Gewohnheiten 
und durch das Streben der kapitalisti- 
schen Betriebe bestimmt, möglichst pro- 
fitable Regelungen durchzusetzen. Es 
gibt gewisse Bestrebungen zur Verein- 
heitlichung, z.B. Empfehlungen für die 
einheitliche Durchführung von Akkredi- 


tivgeschäften. Insgesamt jedoch gibt es 
eine Vielfalt von Ausgestaltungsformen, 
die durch ländermäßige oder branchen- 
bedingte Besonderheiten die vertrag- 
liche Ausgestaltung und praktische 
Durchführung der Zahlungsarten gegen- 
über dem NSW wesentlich komplizierter 
machen als mit Partnern im sozialisti- 
schen Wirtschaftsgebiet. 


Folgende Zahlungsarten sind zu unter- 
scheiden: 


Vorauszahlung 


Die vollständige Bezahlung der Kauf-. 


preissumme oder die Anzahlung durch 
den Käufer bereits vor Warenversand 
oder Erfüllung der Leistung seitens des 
Verkäufers wird hauptsächlich auf dem 
Wege der Überweisung durchgeführt, 
jedoch werden zunehmend auch Schecks 
dazu verwendet. 

Die Vorauszahlung oder die Anzahlung 
ist vom Standpunkt der Sicherheit des 
Valutaeingangs und der Verfügbarkeit 
eine der günstigsten Zahlungsarten im 
Export. Dabei werden vielfach - ins- 
besondere bei ‚größeren Beträgen - 
Banksicherheiten zugunsten des Käufers 
gefordert. Dadurch ist der Käufer ge- 
gen eine mögliche Nichterfüllung des 
Vertrages durch den Verkäufer ge- 
schützt. 


Dokumenten-Akkreditiv 


In den Beziehungen zu Partnern im 
NSW ist das Dokumenten-Akkreditiv 
eine weitere relativ günstige Zahlungs- 
art, die sowohl für den Verkäufer als 
auch für den Käufer Vorteile bietet. 

Das Dokumenten-Akkreditiv ist eine 
vom Käufer an eine Bank erteilte An- 
weisung, an einen im Auftrag genann- 
ten Begünstigten innerhalb einer be- 
stimmten Frist gegen Vorlage festgeleg- 
ter Dokumente Zug um Zug bis zu ei- 


20 Bonität: Zahlungsfähigkeit 
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nem genau fixierten Höchstbetrag Zah- 
lung zu leisten. 


Durch die Eröffnung eines Akkreditivs 
zu seinen Gunsten hat der Verkäufer 
die Sicherheit, daß er den Kaufpreis 
für die von ihm gelieferte Ware sofort 
erhält, wenn er der Bank die als Nach- 
weis für die erbrachte Leistung vor- 
geschriebenen Dokumente (in der Re- 
gel Rechnungen, Transport- und Ver- 
sicherungspapiere, Qualitätszertifikate, 
Spezifikationen oder ähnliche Doku- 
mente) während der Gültigkeitsdauer 
des Akkreditivs vorlegt und alle weite- 
ren Akkreditivbedingungen wortgetreu 
erfüllt. e 

Für den Käufer besteht der Vorteil dar- 
in, daß die Aushändigung des zur Zah- 
lung angewiesenen Betrages nur bei 
Nachweis der Leistung durch den  Ver- 
käufer erfolgt. Von welchen Voraus- 
setzungen das abhängt, bestimmt er 
durch die Gestaltung der Akkreditiv- 
bedingungen selbst. 

Vom Standpunkt der Sicherheit, die ein 
Begünstigter aus einem Akkreditiv er- 
langen kann, ist zu unterscheiden zwi- 
schen 


- ‘einem widerruflichen Akkreditiv, 


das nur eine unverbindliche Mit- 


teilung der eröffnenden Bank dar- 
stellt und jederzeit annulliert oder 
hinsichtlich einzelner Bedingungen 
verändert werden kann, und 

- einem unwiderruflichen Akkredi- 
tiv, das eine verbindliche Verpflich- 
tung der eröffnenden Bank darstellt 
und nur im gegenseitigen Einverneh- 
men zwischen Käufer und Verkäufer 
im Auftrage des Käufers (als Ak- 
kreditivsteller) über dessen Bank 
geändert werden kann. 

Hinsichtlich der Stellung der Bank des 

. Verkäufers ist zu unterscheiden zwi- 

schen dem lediglich avisierten, das 

heißt unverbindlich weitergegebenen, 
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und dem bestätigten Akkreditiv, bei 
dem die Bank des Verkäufers auf aus- 
drücklichen Auftrag der eröffnenden 
Bank eine selbständige Verpflichtung 
zur Zahlungsleistung bei Einhaltung 
der Akkreditivbedingungen durch den 
Begünstigten übernimmt. 


Die Eröffnung sowie die eventuelle Än- 
derung von Akkreditiven erfolgt über 
die DABA und ihre Filialen sowie durch 
die Deutsche Handelsbank AG Berlin. 
Da die Leistung aus einem Akkreditiv 
die exakte Einhaltung der Akkreditiv- 
bedingungen voraussetzt, hat jeder Ak- 
kreditiv-Begünstigte sofort nach Erhalt 
der Akkreditiv-Eröffnungsanzeige zu 
prüfen, ob die vorgeschriebenen Bedin- 
gungen von ihm eingehalten werden 
können. Ist das nicht gewährleistet, so 
ist rechtzeitig eine Akkreditiv-Ände- 
rung durch den Käufer zu veranlassen. 


Weichen die der Bank zur Inanspruch- 
nahme eines Akkreditivs vorgelegten 
Dokumente von allgemeinen oder spezi- 
fischen Bedingungen des Akkreditivs 
ab, hat die Bank folgende Möglich- 
keiten: 

— Sie kann bei geringfügigen Diffe- 
renzen die Dokumente „unter Vor- 
behalt” annehmen. Das bedeutet, 
daß sie im Falle der Ablehnung der 
Dokumente durch die eröffnende 
Bank oder durch den Käufer das 
Recht hat, den Begünstigten mit 
dem schon gutgeschriebenen Betrag 
wieder zu belasten. 

— Sie kann bei größeren Abweichun- 
gen die Dokumente nur zum Inkas- 
so übernehmen. Das bedeutet, daß 
es dem Käufer überlassen bleibt, ob 
er Zahlung leistet oder nicht. 


Dokumenten-Inkasso 

Beim Dokumenten-Inkasso beauftragt 
der Verkäufer (Gläubiger) seine Bank, 
den Kaufpreis vom Käufer (Schuldner) 


einzuziehen. Diese Form der Bezahlung 
erfolgt für Warenlieferungen oder Lei- 
stungen ebenfalls auf der Grundlage 
bestimmter, bereits im Vertrag zwi- 
schen Käufer und Verkäufer verein- 
barter Dokumente. 

Seine eigentliche Wirkung erzielt das 
Dokumenten-Inkasso nur in der Form 
des sogenannten „Zug-um-Zug”-Ge- 
schäfts, bei dem Leistung und Gegen- 
leistung in direkter Abhängigkeit ste- 
hen. Hierbei gelangt der Käufer erst in 
den Besitz der Ware, wenn er gegen 
Zahlung des vertraglich vereinbarten 
Kaufpreises die ihm von seiner Bank 
präsentierten und zum Empfang der 
Ware berechtigenden Dokumente ein- 
gelöst hat. Diese Bedingung schließt 
einen direkten Warenversand an den 
Käufer grundsätzlich aus; sie verlangt 
z.B. die Einschaltung eines Spediteurs. 
Diese Form der Zahlungsregulierung 
schützt den Verkäufer vor dem mög- 
lichen Warenveriust ohne Bezahlung, 
nicht aber vor einer vertragswidrigen 
Abnahmeverweigerung seitens des Käu- 
fers (Inkasso-Risiko). Der Zeitpunkt 
des Geldeingangs liegt bei dieser Zah- 
lungsart wesentlich später als beim Ak- 
kreditiv. Die Vorteile dieser Zahlungs- 
art liegen demnach mehr auf der Käu- 
ferseite. 

Dokumenten-Inkassi werden über die 
DABA und ihre Filialen sowie über die 
Deutsche Handelsbank AG abgewickelt. 
Die Gutschriften des Markgegenwertes 
der Inkasso-Forderung an den begün- 
stigten Außenhandelsbetrieb oder Ex- 
portbetrieb erfolgen erst nach Eingang 
des Inkassoerlöses. Umgekehrt erfolgt 
bei Importen die Belastung des Import- 
betriebes erst nach dessen Einverständ- 
nis zur Einlösung der ihm vorgelegten 
Dokumente. 

Im Verkehr mit einer Reihe euro- 
päischer Länder ist die Möglichkeit der 
Zahlungskontrolle durch Spediteure zu- 


lässig. Hierbei wird ein Spediteur be- 
auftragt, die durch ihn an den Käufer 
weiterzuleitende Ware nur dann aus- 
zuliefern, wenn der Käufer die an eine 
Bank zugunsten des Verkäufers erfolgte 
Einzahlung der Kaufpreissumme nach- 
weist. 


Zahlung nach Erhalt der Ware 


Unter dieser Zahlungsart sind alle For- 
men des Zahlungsausgleichs zu verste- 
hen, die eine Bezahlung der Ware erst 
nach Inbesitznahme durch den Käufer 
vorsehen. Die Ware wird in diesen Fäl- 
len an den Käufer direkt adressiert. 


Bei dieser Zahlungsart trägt der Ver- 
käufer das größte Risiko. Es erweitert 
sich noch, wenn gleichzeitig ein nicht 
durch Wechselakzept oder Bankgarantie 
abgesicherter kommerzieller Kredit 
(offenes Ziel) eingeräumt wird (Kredit- 
risiko). Eine solche Zahlungsart ist nur 
berechtigt, wenn die Bonität des Käufers 
gründlich geprüft ist und keine andere 
Zahlungsart vereinbart werden kann. 
Die Bezahlung des Kaufpreises erfolgt . 
hier in der Regel auf Veranlassung des 
Käufers auf dem Wege der Überwei- 
sung, nachdem der Verkäufer seine For- 
derung direkt, das heißt ohne Einschal- 
tung des Bankweges, geltend gemacht 
hat. 

in Verbindung mit den bisher erläuter- 
ten Zahlungsarten und banküblichen 
Formen des Zahlungsausgleichs, die in 
der Praxis des Auslandszahlungsver- 
kehrs mit dem NSW auch in verschie- 
denen Mischformen auftreten, gibt es 
eine Reihe weiterer spezifischer Instru- 
mente der Zahlungsdurchführung und/ 
oder -sicherung, wie 

— die Bankgarantie, 

— die Bankbürgschaft, 

- den Wechsel. 


Bankgarantie ist das rechtsverbindliche 
und unwiderrufliche Zahlungsverspre- 
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chen einer Bank gegenüber einem Drit- 
ten. 

Mit diesem Zahlungsversprechen tritt 
die Bank für den Auftraggeber (Käufer) 
ein, wenn dieser seine vertraglichen Ver- 
pflichtungen gegenüber dem Begünstig- 
ten (Verkäufer) nicht .erfüllt, oder sie 
leistet Zahlung unter bestimmten Bedin- 
gungen, die im Garantietext vorgeschrie- 
ben sind. 

Folgende Arten der Bankgarantie sind 
zu unterscheiden: 

— Zahlungsgarantie 

In diesem Falle verspricht die garantie- 
gebende Bank, Zahlung in Höhe des 
Kaufpreises oder der Kreditforderung 
zu leisten. Der Garantiefall liegt vor, 
wenn Nichtzahlung eintritt. 

— Bietungsgarantie 

Mit dieser Garantie erhält die ausschrei- 
bende Stelle die Sicherheit, daß der An- 
bietende sein Angebot im Rahmen der 
vorgesehenen Frist aufrechterhält und 
sein Angebot nicht vor oder unmittelbar 
nach der Erteilung des Zuschlages zu- 
rückzicht. 

- Liefergarantie 


. Der Garantiefall ist gegeben, wenn der 


Verkäufer oder Auftragnehmer die Lie- 
ferung oder Leistung nicht oder nicht 
ordnungsgemäß erbringt und die übri- 
gen Voraussetzungen für die In- 
anspruchnahme vorliegen. Die garantie- 
gebende Bank leistet in diesem Falle 
Zahlung bis zur Höhe des festgesetzten 
Garantiebetrages. ö 

— Anzahlungsgarantie 

Bei dieser Garantie bekommt der Käu- 
fer oder Auftraggeber die Gewähr, daß 
er den Anzahlungsbetrag zurückerhält, 
wenn die Lieferung oder Leistung aus 
dem betreffenden Vertrag unterbleibt. 
Die Bankbürgschaft ist ein Vertrag, 
durch den sich die Bank dem Gläubiger 
eines Dritten gegenüber verpflichtet, 
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für die Erfüllung der Verbindlichkeit 
jenes Dritten einzustehen. Die Bank 
übernimmt damit eine eigene Schuld, 
Die Leistungspflicht der die Bürgschaft 
übernehmenden Bank hat ihren eigenen 
Rechtsgrund, nämlich den Bürgschafts- 
vertrag zwischen dem Gläubiger und 
der die Bürgschaft übernehmenden 
Bank. 

Der Wechsel ist eine in gesetzlich vor- 
geschriebener Form abgefaßte Schuld- 
urkunde, in der der Aussteller ver- 
spricht oder einen Dritten anweist, eine 
bestimmte Geldsumme an einem be- 
stimmten Ort zu einer bestimmten Zeit 
an eine bestimmte Person zu zahlen. 
Der Wechselanspruch kann in einem 
besonderen Prozeßverfahren (Wechsel- 
prozeß) geltend gemacht werden. 

Alle genannten Formen kommen auch 
in der Bankpraxis der DDR mit Part- 
nern im NSW vor. Ihre Bedeutung er- 
halten sie dadurch, daß sie nicht nur 
Instrumente des Zahlungsverkehrts sind, 
sondern auch wichtige Grundlagen der 
Finanzierung bilden. Sie sind also direkt 
mit dem internationalen Kredit sowohl 
in der Form des Bank- als auch des 
kommerziellen Kredits verbunden. 


Aufgabe 
Charakterisieren Sie die wichtigsten 
Zahlungsarten, die im Zahlungsver- 
kehr der DDR mit Geschäftspartnern 
im NSW angewendet werden! Arbei- 
ten Sie dabei besonders heraus, 
welche Vorteile sich für die DDR 
bei der Anwendung der verschiede- 
nen Zahlungsarten ergeben! 


2.4.4. . 
Mark-Inlandsabrechnung 
bei Exporten 


Zur Durchsetzung des staatlichen 
Außenhandelsmonopols und zur Siche- 


Exportvertrag 


(Exporteur) —— —e | ausländischer Käufer (Importeur) 


Exporiaufirag 


Herstellerbeirieb 


Abb. 2.17. 

Beziehungen zwischen Hersteller- 
betrieb, Außenhandelsbetrieb 

und ausländischem Käufer 


rung einer rationellen Abwicklung wird 
der Hauptteil aller Außenhandels- 
geschäfte von staatlichen Außenhandels- 
betrieben (AHB) durchgeführt. Die 
AHB sind Mittler zwischen den inlän- 
dischen Produzenten und den ausländi- 
schen Abnehmern der Ware. 


Bei jedem Exportgeschäft bestehen in 

der Regel zwei Vertragsverhältnisse, die 

hinsichtlich der Hauptbestandteile iden- 

tisch sein müssen: 

- der Exportvertrag zwischen AHB 
und ausländischem Käufer und 

— der Exportauftrag zwischen AHB 
und inländischem Herstellerbetrieb. 


Auf Grund des staatlichen Valutamono- 
pols und der daraus resultierenden Kon- 
zentration aller Valutamittel bei der 
DABA erhalten die AHB und die Ex- 
portbetriebe die Valutaerlöse nicht in 
ausländischer Währung. Ihnen wird 
stets der Mark-Gegenwert der Valuta- 
eingänge vergütet. Die Mark-Gegen- 
werte der Valutaeingänge werden den 
AHB gutgeschrieben, während die Ver- 
rechnung zwischen AHB und Hersteller- 
betrieb unabhängig vom Zeitpunkt des 
Valutaeingangs nach den Grundsätzen 
und Verfahren des Inlandszahlungs- 


verkehrs?! erfolgt. Das vorherrschende 
Verrechnungsverfahren ist das Last- 
schriftverfahren. 


Die Besonderheiten der Inlandsverrech- 
nung aus Exporten bestehen darin, daß 


- alle derartigen Forderungen der 
Kombinate und Betriebe gegenüber 
einem AHB über eine Filiale der 
DABA einzuleiten sind, 


- der Grundsatz der Bindung der In- 
landsverrechnung an die Vorlage 
ordnungsgemäßer Auslandsabrech- 
nungsdokumente besteht, 


- die Vorlage ordnungsgemäßer, zah- 
lungsauslösender Auslandsdoku- 
mente die Grundlage für die Ertei- 
lung der Berechtigung durch die 
DABA-Filialen zur Exportplan- 
abrechnung durch die Hersteller- 
betriebe ist. 


Neben den Exportgeschäften der AHB 
sind in einem festgelegten Rahmen 
Eigengeschäfte der Kombinate und Be- 
triebe im Export möglich. Ihre Abrech- 
nung erfolgt wie bei den AHB-Export- 
geschäften mit dem Unterschied, daß 
das Kombinat oder der Betrieb die Ver- 
antwortung für den Valutaeingang 
trägt. 


Prinzipiell erfolgt die Inlandsabrech- 
nung von Exporten für Betriebe mit ein- 


21 Verordnung über die Verrechnung von Geldfor- 
derungen aus zwischenbetrieblichen Ware-Geld- 
Beziehungen vom 12. Juni 1968 (GBl. II Nr. 64 
$. 423 £f.). 
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heitlichem Betriebsergebnis auf der 
Basis des Valutaerlöses abzüglich einer 
Handelsspanne für die AHB, bei Betrie- 
ben ohne einheitliches Betriebsergebnis 
auf der Basis des Industrieabgabeprei- 
ses. 


2.4.5. 
Nichtkommerzieller 
Zahlungsverkehr 


2.4.5.1. 
Grundfragen des nichtkommerziellen 
Zahlungsverkehrs 


Der nichtkommerzielle Zahlungsverkehr 
ergibt sich aus zwischenstaatlichen poli- 
tischen, kulturellen, privaten und ande- 
ren Beziehungen. Zwischen den Mit- 
gliedsländern des RGW vollzieht sich 
der nichtkommerzielle Zahlungsverkehr, 
soweit er bargeldlos erfolgt, über Kon- 
ten, die die bevollmächtigten Banken 
der RGW-Länder gegenseitig in ihren 
nationalen Währungen führen. Die An- 
schaffung der Guthaben auf diesen Kon- 
ten erfolgt durch Überweisung von 
transferablen Rubeln auf das Konto der 
entsprechenden Bank bei der IBWZ. 


Innerhalb des nichtkommerziellen Zah- 
lungsverkehrs nimmt der Reisezahlungs- 
verkehr eine besondere Stellung ein. 
Einen wesentlichen Anteil hat dabei der 
Auslandstourismus. Im Jahr 1978 rei- 
sten 12,72 Millionen DDR-Bürger in an- 
dere Staaten und 15,8 Millionen Bürger 
anderer Staaten besuchten die DDR. 
In diesen Zahlen kommt die Weltoffen- 
heit der DDR zum Ausdruck und das 
starke Interesse vieler ausländischer 
Bürger, den ersten sozialistischen deut- 
schen Staat kennenzulernen. 


Der Reisezahlungsverkehr und andere 
Formen des nichtkommerziellen Zah- 
lungsverkehrs sind im Devisengesetz mit 
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seinen Durchführungsbestimmungen 
sowie im Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung des Devisengesetzes geregelt. 


Die Durchführung des Reisezahlungs- 
verkehrs obliegt der Staatsbank der 
DDR. Sie unterhält Filialen in nahezu 
allen Kreisen und Wechselstellen an 
allen Grenzübergangsstellen der DDR. 
Auf Grund des erheblich gestiegenen 
und von Jahr zu Jahr wachsenden Volu- 
mens des Reisezahlungsverkehrs wur- 
den Sparkassen, Genossenschaftskassen, 
Zweigstellen des Reisebüros der DDR 
und andere mit dem Auslandstourismus 
verbundene Institutionen mit der Wahr- 
nehmung von Teilaufgaben des Reise- 
zahlungsverkehrs beauftragt. 


Eine Besonderheit des grenzüberschrei- 
tenden Reiseverkehrs besteht darin, daß 
neben den devisenrechtlichen Bestim- 
mungen des eigenen Landes auch die- 
jenigen der jeweiligen ausländischen 
Staaten zu beachten sind, 


Dabei geht es vor allem um 


— Ein- und Ausfuhrbeschränkungen 
von Bargeld, 


— Ausfuhrverbote bestimmter Stücke- 
lungen ausländischer Noten und 
Münzen (z. B. Verbot der Ausfuhr 
von Edelmetallmünzen oder von 
Gedenkmünzen), 


-— Außerkraftsetzung bestimmter bzw. 
Emmission neuer Geldzeichen. 


Bei der Durchführung des grenzüber- 
überschreitenden Reisezahlungsver- 
kehrs spielen die nichtkommerziellen 
Kurse zwischen den Währungen eine 
bedeutende Rolle. 


Die nichtkommerziellen Kurse zwischen 
den Währungen der Mitgliedsländer des 
RGW werden auf der Grundlage mehr- 
seitiger und bilateraler Abkommen und 
Vereinbarungen festgelegt. 


2.4.5.2. 
Reisezahlungsverkehr 
mit den Mitgliedsländern des RGW 


Der Reisezahlungsverkehr mit den Mit- 
gliedsländern des RGW ist in der 2. DB 
zum Devisengesetz geregelt. 


Danach sind Deviseninländer mit Wohn- 
sitz in der DDR bei Reisen in andere 
RGW-Länder berechtigt, bei der Aus- 
reise bis zu 300,- M mit sich .zu führen. 
Deviseninländer mit Wohnsitz in ande- 
ren RGW-Ländern können für diesen 
Zweck bis zu 50,- M mit sich führen. 
Diese mitgeführten Markbeträge kön- 
nen in den Mitgliedsländern des RGW 
in einem durch Abkommen bestimmten 
Umfang in die Währungen dieser Län- 
der umgetauscht werden. 


Gegenwärtig können in den RGW-Län- 
dern (mit Ausnahme der SSR) 
100,- M in die jeweilige nationale 
Währung des Ziel- oder Transitlandes 
umgetauscht werden. In der ESSR ist 
Äquivalentenumtausch in Höhe von 
32,- M möglich. 

Bei der Anwendung des Äquivalenten- 
umtausches ist von den DDR-Bürgern 
die oben angeführte Begrenzung des 
umtauschfähigen Betrages auf 300,- M 
zu beachten. Fährt z. B. ein Urlauber 
durch die CSSR, Ungarn und Rumänien 
nach Bulgarien, so kann er nicht in je- 
dem dieser Länder den durch die Ab- 
kommen festgelegten Höchstbetrag um- 
tauschen, da in diesem Fall der Betrag 
von 300,- M überschritten würde. 


Nicht verbrauchte Markbeträge sind 
wieder in die DDR einzuführen. Der 
Verbrauch von Markbeträgen (sei es in 
Form des Äquivalentenumtausches oder 
zur Bezahlung von Waren und Leistun- 
gen in Flughafengaststätten, auf Schif- 
fen, in Kraftomnibussen, Schlaf- und 
Speisewagen der DDR auf internatio- 
nalen Strecken) ist bei der Einreise auf 


Verlangen der Zollorgane der DDR 
glaubhaft zu erklären. 

Deviseninländer sind berechtigt, bei Rei-, 
sen in die RGW-Länder Reisezahlungs- 
mittel in den nationalen Währungen die- 
ser Länder bei der Staatsbank der DDR 
zu kaufen. 
Zu diesem Zweck bestehen seit 1963 
Vereinbarungen über den Austausch von 
Reisezahlungsmitteln zwischen den 
Staatsbanken der beteiligten RGW-Län- 
der. In diesen Vereinbarungen ist gere- 
gelt, daß die Reisenden bis zu einem be- 
stimmten Limit mit Bargeld des Ziellan- 
des ausgestattet werden können und 
daß in der Höhe des eingeführten Bar- 
geldbetrages auch wieder Bargeld zu- 
rückgeführt werden darf. Gleichzeitig 
wurden Stückelungsbegrenzungen fest- 
gelegt, z. B. besteht in der Ungarischen 
Volksrepublik ein Aus- und Einfuhr- 
verbot für 500-Forint-Noten. 


2.4.5.3. 

Reisezahlungsverkehr 

mit sozialistischen Ländern, 

die nicht dem RGW angehören, 

und mit nichtsozialistischen Ländern 


Der Reisezahlungsverkehr mit allen 
Staaten, die nicht dem RGW angehören, 
ist in der 1. DB zum Devisengesetz gere- 
gelt. Dazu gehören nicht nur die Länder : 
des NSW, sondern auch jene sozialisti- 
schen Länder, die nicht Mitglied des 
RGW sind, wie die SFR Jugoslawien 
oder die KDVR. 

Die 1. DB zum Devisengesetz gilt auch 
für die Aus- und Einreise von Devisen- 
ausländern mit ständigem Aufenthalt in 
der DDR, wenn der Reiseweg zwar 
durch Mitgliedsländer des RGW, aber 
nicht ausschließlich durch solche führt, 
sondern auch Länder des NSW oder so- 
zialistische Länder passiert werden, die 
nicht dem RGW angehören. 
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Auch im Geltungsbereich der 1. DB gilt 
die Bestimmung, daß Deviseninländer 
mit Wohnsitz in der DDR bei Reisen in 
das Devisenausland einen Betrag von 
300,— M mit sich führen dürfen. Haben 
die Deviseninländer ihren Wohnsitz im 
Devisenausland, so können sie bis zu 
50,— M mit sich führen. 

Die Verwendung dieser Markbeträge ist 
für Deviseninländer genauso geregelt 
wie beim Reiseverkehr zwischen den 
RGW-Ländern. Die Deviseninländer 
sind berechtigt, diese Markbeträge in 
den Flughafengaststätten der DDR, in 
‚ den Schlaf- und Speisewagen der Mit- 
ropa sowie auf Schiffen und in Kraft- 
omnibussen der DDR zu verausgaben. 
Dazu kommt im Geltungsbereich der 
1. DB noch die Verwendung in den von 
der Mitropa bewirtschafteten Einrich- 
tungen auf den Eisenbahnfährschiffen 
der Deutschen Reichsbahn und in 
Schlaf- und Speisewagen von Gesell- 
schaften mit Sitz im Devisenausland, 
wenn sich diese Wagen auf dem Gebiet 
der DDR befinden. Es ist demzufolge 
2. B. nicht gestattet, die mitgeführten 
Markbeträge auf den schwedischen 
Eisenbahnfähren zu verausgaben oder 
in Wagen der BRD-Gesellschaft DSG zu 
verwenden, wenn sich diese in der BRD 
oder in Frankreich befinden. 


Nicht verbrauchte Markbeträge sind 
wieder einzuführen. Während der Zah- 
lungsmittelverbrauch bei der Wieder- 
einreise aus den RGW-Ländern entspre- 
chend der 2. DB den Dienststellen der 
Zollverwaltung der DDR auf Verlangen 
glaubhaft zu erklären ist, muß er bei der 
Wiedereinreise aus dem Geltungsbereich 
der 1. DB auf Verlangen durch Vorlage 
der Quittungen für die erfolgten Zahlun- 
gen nachgewiesen werden. Führt die 
Reise auch durch RGW-Länder, so kön- 
nen dort Markbeträge entsprechend den 
Bestimmungen der 2. DB umgetauscht 
und verausgabt werden. In diesem Falle 
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ist der Zahlungsmittelverbrauch in Mark 
bei der Wiedereinreise glaubhaft zu er- 
klären. 

Der Erwerb von Zahlungsmitteln in an- 
deren Währungen bei der Staatsbank 
bedarf der Genehmigung durch die Ab- 
teilung Finanzen des Rates des Bezirkes, 
in dem der Deviseninländer seinen 
Wohnsitz hat, wenn es sich um private 
Reisen handelt. Die Ausfuhr dieser 
Währungen ist nur in Verbindung mit 


‚einer Mitnahmebescheinigung zulässig, 


die von der Staatsbank bzw. von der 
DABA oder der Deutschen Handelsbank 
AG ausgestellt wird. Nicht verbrauchte 
Beträge in diesen Währungen sind wie- 
der einzuführen. Wird die Reise in das 
Devisenausland nicht innerhalb von 
14 Tagen nach dem Erwerb der Zah- 
lungsmittel angetreten, sind diese inner- 
halb dieser Frist der Staatsbank anzu- 
bieten. 

Bürger der DDR, die das gesetzliche 
Rentenalter erreicht haben oder Invali- 
denrentner sind, können für Besuchs- 
reisen in nichtsozialistische Staaten und 
nach Westberlin bei der Staatsbank oder 
bei den dazu ermächtigten Sparkassen 
Zehrgeld erwerben.” 


Dieses Zehrgeld beträgt 


a) bei Reisen nach europäischen nicht- 
sozialistischen Staaten bis zu 15,— M, 

b) bei Reisen nach aufßereuropäischen 
nichtsozialistischen Staaten minde- 
stens 30,- M. Über höhere Beträge 
entscheidet der Rat des Bezirkes. 


Bei dem Zehrgeld handelt es sich um 
Jahresbeträge, unabhängig davon, wie 
oft der genannte Personenkreis im Ver- 
lauf eines Jahres derartige Reisen unter- 
nimmt. Dabei kann das Zehrgeld bereits 
bei der ersten Reise voll in Anspruch 


22 Anweisung Nr. 23/72 des Ministers der Finanzen 
über die Ausstattung von Bürgern der DDR mit 
" Zahlunssmineln anderer Währungen bei privaten 
Reisen nach nichtsozialistischen Staaten und West- 
berlin vom 17. Dezember 1972. 


genommen, aber auch in Teilbeträgen 
bei mehreren Reisen ausgezahlt werden. 
Bürger der DDR, die in: dringenden 
Familienangelegenheiten nach nicht- 
sozialistischen Staaten oder Westberlin 
reisen, können Reisezahlungsmittel im 
Gegenwert bis zu 10,—- M je Reisetag, 
höchstens jedoch 70,- M je Reise, er- 
werben. In diesem Fall gilt der Betrag 
je Reise. Es sind also mehrere Ausstat- 
tungen möglich, wenn in einem Jahr 
mehrere Reisen dieser Art genehmigt 
und durchgeführt werden. 

Devisenausländer, die in die DDR ein- 
gereist sind, können für eingeführte 
Zahlungsmittel in anderen Währungen 
bei den zugelassenen Banken Mark der 
DDR erwerben. Sie können aber ihre 
eingeführten Zahlungsmittel in anderen 
Währungen auch in den annahmebe- 


rechtigten Einrichtungen (z. B. Inter- 


shopläden und Interhotels) verwenden. 
Beim Reisezahlungsverkehr mit nicht- 
sozialistischen Staaten werden die vom 
Präsidenten der Staatsbank festgelegten 
Devisenumrechnungssätze angewandt. 
Im Reisezahlungsverkehr ist für Be- 
sucher aus nichtsozialistischen Staaten 
und Westberlin ein Mindestumtausch 
von Zahlungsmitteln für die Dauer ihres 
Aufenthalts in der DDR verbindlich vor- 
geschrieben.? Mit Ausnahme von Ju- 
gendlichen unter 16 Jahren und von 
Personen im Rentenalter müssen die Be- 
sucher aus den genannten Ländern und 
Westberlin pro Person und Aufenthalts- 
tag einen bestimmten Mindestbetrag in 
Mark der DDR zur Bestreitung ihrer 
Aufenthaltskosten erwerben. Dabei sind 
die von der Staatsbank der DDR fest- 
gesetzten Devisenumrechnungssätze zu- 
grunde zu legen. Diese Regelung soll 
dazu beitragen, die illegale Einfuhr von 
Mark der DDR zu unterbinden, die 
Währung der DDR zu schützen und 
Verstößen gegen devisenrechtliche Be- 
stimmungen vorzubeugen. 


2.4.5.4. 
Zahlungsarten 
im Reisezahlungsverkehr 


Sorten 


Sorten sind ausländische Banknoten 
und Münzen, also Bargeld fremder 
Währungen, das DDR-Bürgern für Rei- 
sen in andere Staaten verkauft wird 
oder das von Reisenden aus anderen 
Ländern angekauft, d.h. gegen Mark 
der DDR umgetauscht wird. 


Reiseschecks 


Der Reisescheck hat sich als Mittel des 
sicheren und bequemen Geldtransports 
weltweit durchgesetzt. Er spielt auch 
im Reisezahlungsverkehr der DDR eine 
wichtige Rolle. 


Der Reisescheck erspart dem Reisenden 
die Mitnahme von Bargeld und vermin- 
dert damit auch das Risiko eines Ver- 
lustes durch Diebstahl oder Verlieren. 
Er ermöglicht dem Reisenden, sich zu 
jeder Zeit in dem besuchten Gastland 
mit Bargeld in der Landeswährung zu 
versehen. Gleichzeitig erleichtert der 
Reisescheck den Banken die praktische 
Durchführung des Reisezahlungsver- 
kehrs, denn von allen unbaren Reise- 
zahlungsmitteln läßt er sich am ein- 
fachsten bearbeiten. 


Der Reisescheck hat folgende charakte- 
ristische Merkmale: 


— die Kennzeichnung als Reisescheck, 

- den Eindruck fester Beträge, 

- die Sicherung mit Serienbezeichnun- 
gen und Nummern, 

— die banknotenähnliche Gestaltung, 

—- die Abgabe eines Zahlungsverspre- 
chens oder einer Zahlungsanweisung 


23 Anordnung über die Durchführung eines be- 
stimmten Mindestumtausches von Zahlungsmit- 
teln vom 5. November 1974 (GBl.I Nr. 54 
$. 497). Anordnung Nr. 2... vom 10. Dezember 
1974 (GBl. I Nr. 61 S. 565). 
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der (emittierenden) 
Bank, 

— die Deckung der wesentlichen text- 
lichen Bestandteile durch die Fir- 
menbezeichnung und durch rechts- 
verbindliche faksimilierte Unter- 


schriften der ausgebenden Bank. 


Die meisten Reiseschecks enthalten 
außerdem noch Vermerke über die Lauf- 
zeit, die in der Regel 6 oder 12 Monate 
beträgt, gerechnet ab Ausstellungs- 
datum. 

Der Reisescheck ist nicht übertragbar. 
Seine Sicherheit beruht auf dem Prinzip 
der zwei Unterschriften des Empfän- 
gers. Sofort beim Erwerb muß der Rei- 
sende in Gegenwart des Bankmitarbei- 
ters seine erste Unterschrift auf die Rei- 
seschecks setzen. Bei der Einlösung ist 
in Gegenwart des Kassierers der ein- 
lösenden Bank die zweite Unterschrift 
zu vollziehen. Nur wenn beide Unter- 
schriften identisch sind, wird der Reise- 
scheck eingelöst. 


ausgebenden 


“ Bei Reiseschecks, die ein Zahlungsver- 
sprechen der sie ausgebenden Bank be- 
inhalten, funktioniert der Reisescheck- 
umlauf wie folgt: 


1. Herstellung der Reiseschecks durch 
die ausgebende Bank, 

2. Abgabe dieser Reiseschecks an in- 
teressierte ausländische Banken ge- 
gen sofortige Bezahlung oder auf 
Kommissionsbasis, 

3. Verkauf der Reiseschecks durch die 
ausländische Bank an Bürger, die in 
das betreffende Land reisen wollen; 
sofern die Reiseschecks kommis- 
sionsweise übernommen werden, ist 
der vom Reisenden gezahlte Betrag 
an die ausgebende Bank zu überwei- 
sen; 

4. Vorlage der Reiseschecks durch die 
ausländischen Reisenden bei Filialen 
der ausgebenden Bank im Gastland 
zur Einlösung in Bargeld der be- 
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‚darin, 


treffenden Landeswährung; wird der 
Reisescheck einer Zahlstelle vorge- 
‚legt und von ihr angekauft, ist die 
Verrechnung seitens der Zahlstelle 
mit der ausgebenden Bank notwen- 
dig. 
Reiseschecks sind in der Regel keine 
Schecks im Sinne des Scheckgesetzes 
und des internationalen Scheckverkehrs. 
Ihre Bedeutung resultiert aus dem gro- 
ßen Bedürfnis nach diesem für die Rei- 
senden wie für die Banken zweckmäßji- 
gen bargeldlosen Reisezahlungsmittel. 
Die Sicherheit für die Banken beruht im 
wesentlichen darauf, daß für Reise- 
schecks die Deckung garantiert ist. Die 
entsprechenden Beträge werden durch 
die Reisenden beim Erwerb der Reise- 
schecks eingezahlt. Im Gegensatz zum 
normalen Scheck, dessen Einlösung vom 
Guthaben des Ausstellers bei Vorlage , 
des Schecks abhängig ist, kann ein Rei- 
sescheck niemals wegen fehlender Dek- 
kung abgelehnt werden. 
Die Sicherheit für den Reisenden besteht 
daß beim Verlust der Reise- 
schecks im Gegensatz zum Bargeld die 
Möglichkeit der Ersatzleistung besteht. 
Die meisten Banken räumen ihren Kun- 
den diesen Ersatzanspruch unter der 
Voraussetzung ein, daß die Reiseschecks 
mit der ersten Unterschrift gesichert 
sind. Bei ordnungsgemäßer Arbeit aller 
am Reisescheckumlauf Beteiligten ist die 
mißbräuchliche Benutzung gestohlener 
oder abhanden gekommener Reise- 
schecks nicht möglich. 
Für die Ausgabe von Reiseschecks in 
Mark der DDR ist die Staatsbank der 
DDR zuständig.” 


Kreditbriefe 


Der Kreditbrief ist ebenfalls ein siche- 
res Reisezahlungsmittel. Seine spezielle 


24 Anordnung über die Durchführung des Reise- 
scheckverkehrs vom 5. Januar 1979 (GBl.T Nr. 4 
S. 48 und 49). 


Funktion besteht darin, dem Reisenden 
- wie beim Reisescheck — die Mitfüh- 
rung größerer Mengen Bargeld zu er- 
sparen. 

Im Kreditbrief weist die ausstellende 
Bank eine oder mehrere andere Banken 
an, dem im Kreditbrief genannten Be- 
günstigten Zahlungen bis zur Höhe des 
im Kreditbrief festgelegten Betrages zu 
leisten, und zwar im Rahmen einer eben- 
falls im Kreditbrief festgelegten Frist. 
Die Einlösung erfolgt nur gegenüber 
dem im Kreditbrief Genannten nach 
dessen ausreichender Legitimation. Häu- 
fig wird im Kreditbrief ein Legitima- 
tionspapier konkret angegeben, z. B. die 
Paß-Nummer. 

Kreditbriefe sind nicht übertragbar. Im 
Gegensatz zum Reisescheck kann ein 
Kreditbrief auch in Teilbeträgen in An- 
spruch gerommen werden. Er ist also 
besonders gut geeignet, wenn sich ein 
Auslandsaufenthalt über einen längeren 
Zeitraum erstreckt und größere Mittel 
“erfordert. 

Ein. gewisser Nachteil des Kreditbriefes 
“besteht darin, daß er nur in bestimmten 
Orten eingelöst werden kann. Die Ein- 
lösung setzt voraus, daß sich die ein- 
lösende Bank von der Ordnungsmäßig- 
keit und Rechtmäßigkeit des Kredit- 
briefes überzeugt, indem sie die Unter- 
schriften der ausstellenden Bank prüft. 
Sie muß also ein Unterschriftsverzeich- 
nis der ausstellenden Bank besitzen. Bei 
welchen Banken und in welchen .Örten 
Kreditbriefe der DABA eingelöst wer- 
den können, ist besonders festgelegt. 


Orderschecks 


Orderschecks sind ebenfalls ein bargeld- 
loses Reisezahlungsmittel. Ebenso wie 
Kreditbriefe sind sie nur bei bestimm- 
ten Banken einlösbar, mit denen ent- 
sprechende Vereinbarungen bestehen 
und die demzufolge im Besitz der Un- 
terschriftsverzeichnisse der ausstellen- 
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den Bank sind. Im Gegensatz zu Kredit- 
briefen können Orderschecks nur in 
einer Summe abgehoben werden. Sie 
sind jedoch mittels entsprechender Or- 
der durch den Inhaber übertragbar. Ihre 
Laufzeit richtet sich nach dem inter- 
nationalen Scheckrecht. Sie beträgt bei 
Schecks, die von europäischen Banken 
ausgestellt sind, 20 Tage und bei 
Schecks, die von Banken überseeischer 
Länder ausgestellt werden, 70 Tage. 
Für Orderschecks von Banken, die ihren 
Sitz in außereuropäischen Mititelmeer- 
ländern haben, gilt ebenfalls eine Lauf- 
zeit von 20 Tagen. 


Aufgaben 
1. Erläutern Sie die Gestaltung und 
N Abwicklung des Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehrs mit den Mit- 
gliedsländern des RGW! 
2. Welche Risiken müssen bei der 
Gestaltung des Zahlungsverkehrs 
der DDR mit nichtsozialistischen: 
Ländern beachtet werden, und wie 
kann man sie verringern? 
3. Welche Vorteile hat das multi- 
laterale Clearing gegenüber den: 
bilateralen Clearing? 
4. Worin bestehen die Vor- und 
Nachteile des Akkreditivverfahrens 
bei Außenhandelsgeschäften? 
5. Welche Grundsätze liegen der 
Gestaltung des Reisezahlungs- 
verkehrs zugrunde? 
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3.1. 
Rechnungsführung und Statistik 
in den Kreditinstituten 


3.1.1. 

Aufgaben und Aufbau von 
Rechnungsführung und Statistik 
der Kreditinstitute 


Eine wesentliche Voraussetzung für die 
planmäßige Gestaltung des gesellschaft- 
lichen Reproduktionsprozesses besteht 
darin, daß die Werktätigen und die Lei- 
tungen auf allen Ebenen ständig die er- 
forderlichen Informationen über den 
Reproduktionsprozeß in den Kombina- 
ten und Betrieben erhalten. Diese In- 
formationen werden durch die Rech- 
nungsführung und Statistik bereitge- 
stellt. Die Kreditinstitute nutzen die 
Rechnungsführung und Statistik zur 
Verwirklichung ihrer aktiven Rolle bei 
der Finanzierung, Stimulierung und 
Kontrolle des Reproduktionsprozesses. 


Die wichtigste Aufgabe der Kreditinsti- 
tute auf dem Gebiet der Rechnungsfüh- 
rung und Statistik ist die zahlenmäßige 
Erfassung und Aufbereitung aller öko- 
nomischen Prozesse, die sich auf den 
Konten der Kreditinstitute niederschla- 
gen. 


Daraus ergeben sich folgende spezi- 
fische Anforderungen an die Rechnungs- 
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.2. Gestaltung 


Rechnungsführung 
und Statistik 
der Kreditinstitute‘ 


führung und Statistik in den Kredit- 
instituten: 


1. Erfassung und Aufbereitung der öko- 
nomischen Daten aus der Durchfüh- 
rung des Zahlungsverkehrs und der 
Kontoführung nach den Grundsätzen 
der Ordnungsmäßigkeit auf der Grund- 
lage von EDV-Projekten. 


und Abwicklung der 
Vor- und Nachorganisation und der Zu- 
sammenarbeit der Kreditinstitute mit 
dem VEB Datenverarbeitung der 
Finanzorgane nach den vom Präsiden- 
ten der Staatsbank herausgegebenen 
Grundsätzen. 


3. Erfassung und Aufbereitung auf Be- 
legen, Anfertigung von Aufbereitungs- 
nachweisen, Systematisierung nach sach- 
lichen Gesichtspunkten und Zuordnung 
zu den entsprechenden Rechnungen der 
Rechnungsführung und Statistik. 
4. Organisation der Erfassung, Aufbe- 
reitung und Analyse der Daten für die 
Leitung und Planung. 
5. Information der Mitarbeiter der Kre- 
ditinstitute unter Beachtung des Ge-. 
heimnisschutzes über 
— ausgewählte und ihrer Verantwor- 
tung im Arbeitsprozeß entspre- 


1 Einige Ausführungen in diesem Kapitel sind an- 
gelehnt an die entsprechenden Ausführungen in 
den Lehrbüchern 
Rechnungsführung und Statistik — Grundlehrgang, . 
9. Auflage, Verlag Die Wirtschaft, Berlin 1979, 
und Rechnungsführung und Statistik - Industrie, 
6. Auflage, Verlag Die Wirtschaft, Berlin 1979. 


Ökonomische Übernahme 


der Doten 


Erfassung und 
Aufzeichnung 


im Rahmen der 
Dienstleistungen 
und der inner- 
betrieblichen 
fnanzökonomi- 
schen Prozesse 


auf maschinen- 
Jesbare Daten- 


der den finanz- 
ökonomischen 
Vorgang charak- 
terisierenden 
Daten auf 
Primärbelegen 


in die EDVA 


6rundlegende Vorausselzungen und Regelungen 
+ Definitionen von Kennziffern und Begriffen 
® Volkswirfschaftliche Systematiken und Nomenklafuren 


Abb. 3.1. 

Gegenstand und Aufgaben 

von Rechnungsführung und Statistik 
in den Kreditinstituten 


chende Kennziffern und Aussagen 
über die Erfüllung der staatlichen 
Pläne sowie über betriebliche und 
überbetriebliche Leistungsvergleiche, 

— Möglichkeiten der Nutzung von Re- 
serven zur Erhöhung der Effektivi- 
tät der Arbeit, 

— Bildung und Verwendung der Fonds 
der persönlichen und kollektiven ma- 
teriellen Interessiertheit, 

— Zeitreihen ausgewählter 
fern. 


Kennzif- 


Die betriebliche Datenerfassung und 
-verarbeitung erfolgt auf der Grundlage 
der Belege und Aufbereitungsnachweise 
mit Hilfe von sachlich systematisierten 
Rechnungen und Übersichten, 


bankinferner Jungs - 
und ergebnisse 
bankexterner 

Informationen, 

zB. 

Kontocuszüge 

für die 

Konteninhaber 


=| l der Auswer- 


® Grundsäfze für die Bewertung 
® Grundsätze der Ordnungsmäßigkeif 


In.den Kreditinstituten müssen nachfol- 
gende Rechnungen und Übersichten ge- 
führt werden: 


- Finanzrechnung, 

- Grundmittelrechnung, 

— Investitionsrechnung, 

— Mäaterialrechnung, 

— Arbeitskräfterechnung, 

— Kostenrechnung, 

—  Nutzensrechnung, 

— bankinterne und bankexterne Kenn- 
ziffernübersichten. 


Diese Einzelrechnungen stehen in engen 
Wechselbeziehungen untereinander. 
Durch sie werden die Informationen 
so aufgegliedert, daß eine betriebs- 
wirtschaftliche Ursachenforschung mög- 
lich wird und durch mathematisch-stati- 
stischa Umwandlungen ökonomische 
Leistungskriterien gewonnen werden 
können. Die Ergebnisse und Informatio- 
nen aller Einzelrechnungen werden auf 
den Konten der Finanzrechnung wider- 
gespiegelt. 
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Die Grundlage für die Arbeit in, den 
Sachgebieten für Rechnungsführung und 
Statistik der Kreditinstitute sind die 


— Verfügung des Präsidenten der 
Staatsbank Nr. 1/1976 vom 6. Au- 
gust 1976 und die 

-— Verfügung des Präsidenten der 
Staatsbank Nr. 4/1976 vom 1. No- 
vember 1976 (Vorbereitung, Durch- 
führung und Auswertung der Inven- 
turen in den Kreditinstituten). 


Beide Verfügungen konzentrieren sich 
auf spezielle Regelungen für die Kre- 
ditinstitute und verzichten auf die Wie- 
derholung von Festlegungen, die bereits 
in anderen Rechtsvorschriften enthalten 
sind. 


Die Verfügungen des Präsidenten der 
Staatsbank gelten für folgende Kredit- 
institute: 


— Staatsbank der DDR, 

— Deutsche Außenhandelsbank AG, 

— Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft der DDR, 

— Sparkassen, 

- Genossenschaftskassen für 
werk und Gewerbe, 

— Reichsbahnsparkassen, 

- Deutsche Handelsbank AG. 


Hand- 


Sie gelten nicht für die Postscheckämter, 
das Postsparkassenamt und die VdgB- 
Bäuerliche Handelsgenossenschaften. 


Die Leiter der Zentralstellen der Kredit- 
institute sind verpflichtet, die Verfügun- 
gen des Präsidenten der Staatsbank für 
ihre spezifischen Aufgaben zu konkreti- 
sieren und zu ergänzen. 


Aufgabe 


. Erläutern Sie, welche spezifischen 
Anforderungen an Rechnungsführung 
und Statistik in den Kreditinstituten 
gestellt werden! 
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3.1.2. 

Methodische und organisatorische 
Grundlagen der Rechnungsführung 
und Statistik der Kreditinstitute 


3.1.2.1. 
Kennziffern und Begriffe 


Eine wichtige Voraussetzung für Rech- 
nungsführung und Statistik und für die 
Planung ist, daß gleichartige ökonomi- 
sche Prozesse und Erscheinungen nach 
einheitlichen, exakt definierten Kenn- 
ziffern und Begriffen erfaßt werden. 
Deshalb werden von der Staatlichen 
Zentralverwaltung für Statistik in Zu- 
sammenarbeit mit der Staatlichen Plan- 
kommission verbindliche Definitionen 
Planung, Rechnungsführung und 
Statistik erarbeitet und veröffentlicht.? 


Kennziffern drücken die qualitativen 
und quantitativen Seiten ökonomischer 
Erscheinungen und Prozesse aus. So gibt 
es z.B. 


- Kennziffern der Produktion und Lei- 
stungen 
(industrielle Warenproduktion, Lie- 
ferungen und Leistungen zur Ver- 
sorgung der Bevölkerung, Export 
u. a), 


— Kennziffern der sozialistischen Ra- 
tionalisierung (Steigerung der Ar- 
beitsproduktivität, Schichtkoeffizient 
u. a.), 


-— Finanzielle Kennziffern (Selbst- 
kosten, Selbstkostensenkung, Amorti- 
sationen, Amortisationsabführungen, 
Produktionsfondsabgabe, Nettoge- 
winn, Nettogewinnabführung, Ver- 
änderung des Kreditvolumens, Ex- 
portrentabilität, Zuführungen zum 
Prämienfonds, zum Leistungsfonds 
u a.). 


2 Definitionen für Planung, Rechnungsführung und 
Statistik, Staatsverlag der DDR, Berlin 1976. 


Mit Hilfe der verbindlichen Definitio- 
nen wird gesichert, daß 


-«» die Kennziffern eindeutig bestimmt 
und einheitlich angewandt werden, 

- Einzelaussagen zu komplexen In- 
formationen zusammengefaßt und 
damit neue Aussagen gewonnen wer- 
den können, 

- Analysen und Vergleiche ohne 
kostenaufwendige Umrechnungen 
möglich sind. 


3.1.2.2. 
'Volkswirtschaftliche Systematiken 


Volkswirtschaftliche Systematiken sind 
verbindliche Festlegungen von ein- 
heitlichen Gesichtspunkten und Ord- 
nungszahlen für bestimmte Prozesse 
und Bereiche der Volkswirtschaft. Sie 
sind notwendig, damit alle Daten der 
volkswirtschaftlichen Entwicklung nach 
gleichen inhaltlichen Merkmalen grup- 
piert, zusammengefaßt und dargestellt 
werden können. 


In den Kreditinstituten werden die In- 
formationen, die aus der Rechnungs- 
führung und Statistik zu gewinnen sind, 
nach einheitlichen Systematiken aufbe- 
reitet. Diese Systematiken legt der Prä- 
sident der Staatsbank der DDR fest. 
Sie werden auf der Grundlage volks- 
wirtschaftlicher Schlüsselsystematiken 
erarbeitet. 
Im Zusammenhang mit dem bargeld- 
losen Zahlungsverkehr wurde im Ab- 
schnitt 2.3.2.2. .bereits auf die wichtig- 
sten Systematiken eingegangen. Darüber 
hinaus gibt es für die Kreditinstitute 
besondere Systematiken, z.B. 
—- Kontenrahmen der Kreditinstitute, 
— Systematik der Statistiknummer 
Kontoinhaber und Konto. 


Der einheitliche Kontenrahmen ist z. B. 
für die Erfassung und Abrechnung der 


Geschäftsvorgänge nach einheitlichen _ 


Gesichtspunkten und für die Sicherung 
der Einheitlichkeit von Rechnungsfüh- 
rung und Statistik im volkswirtschaft- 
lichen Maßstab von großer Bedeutung. 
Auf der Grundlage des volkswirtschaft- 
lichen Kontenrahmens, der von der Zen- 
tralverwaltung für : Statistik herausge- 
geben wird und der eine Rahmennomen- 
klatur zur Verschlüsselung und einheit- 
lichen Erfassung, Aufbereitung und Dar- 
stellung der ökonomischen Erscheinun- 
gen und Prozesse in allen Bereichen der 
Volkswirtschaft ist, wird vom Präsiden- 
ten der Staatsbank der Kontenrahmen 
der Kreditinstitute verbindlich für alle 
Kreditinstitute festgelegt. 

Er sichert die Einheitlichkeit von Rech- 
nungsführung und Statistik und er- 
möglicht auch eine Anpassung an spezi- 
fische Bedürfnisse der einzelnen Kre- 
ditinstitute. 

Der Kontenrahmen der Kreditinstitute 
umfaßt folgende Kontenklassen: 

0 Arbeitsmittel - Grundmittel 

1 Materielle Umlaufmittel und noch 
nicht abgeschlossene Investitionsvor- 
haben 
Finanzielle Umlaufmittel und aktive 
Abgrenzungen 

Kostenarten 

Erlösarten 

Abrechnungen 

Verbindlichkeiten und passive Ab- 
grenzungen 

9 Fonds, Gewinn bzw. Verlust. 

Er ist nach dem Dezimalsystem in 
Hauptbuchunterkonten-Gruppen und 
Hauptbuchunterkonten gegliedert. Die 
Kontennummern sind mehrstellig und 
lassen eine eindeutige Untergliederung 
der Buchungsvorgänge nach sachlichen 
Gesichtspunkten zu (vgl. S. 86). 

Neben der -Kontonummer und der Be- 
zeichnung des Kontos enthält der Kon- 
tenrahmen der Kreditinstitute Erläu- 
terungen und Kontierungshinweise für 


N 


[0 + ER u u 8) 
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Beispiel: 

Klasse Bezeichnung 

HK bzw. 

HUK 

2 Finanzielle Umlaufmittel und ak- 
tive Abgrenzungen 

20 Zahlungsmittel und Wertpapiere 

200 Bargeld in Mark der DDR 

20092 Bargeld in Mark der DDR — 


ausgesonderte Geldzeichen 


die in der Kontenart 9 zu führenden 
bankeigenen Konten. Außerdem enthält 
er bestimmte Zuordnungsmerkmale für 
die EDV-gerechte Kennziffernaufbe- 
reitung (Statistiknummer Konto, Zu- 
ordnung zu Bilanzpositionen, Bilanz- 
unterpositionen sowie zu Kreditbilanz- 
positionen). 


3.1.2.3. 
Bewertung der Grundmittel 
und finanziellen Umlaufmittel 


Die materiellen Grund- und Umlaufmit- 
tel und die finanziellen Umlaufmittel 
müssen bewertet werden, d.h., es muß 
ihr Geldausdruck bestimmt werden, da- 
mit sie im Kontensystem wertmäßig er- 
faßt und addiert werden können. 


Bewertung der Grundmittel 


Grundmittel sind Arbeitsmittel, die wäh- 
rend ihrer Nutzungsdauer ihre Ge- 
brauchstorm beibehalten, eine normative 
Nutzungsdauer vor’ mehr als einem Jahr 
und einen Bruttowert von mindestens 
1000,— M haben. 


Grundmittel werden zum Bruttowert be- 

wertet. Der Bruttowert schließt ein: 

- den Industrie- oder Großhandelsab- 
gabepreis des Grundmittels, 

— die Bezugskosten, 

— die Projektierungskosten, 
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— die Montagekosten, 
- die Kosten für Probeläufe. 


Gebrauchte, durch Kauf erworbene be- 
wegliche Grundmittel sind zum Ein- 
standspreis zu bewerten und zu aktivie- 
ren. 

Aufwendungen für Reparaturen ver- 
ändern grundsätzlich nicht den ausge- 
wiesenen Brutfowert und Verschleiß. 
Der natürliche und technische Ver- 
schleiß der Grundmittel wird nach ver- 
bindlichen Normen durch Abschreibun- 
gen vom Bruttowert berücksichtigt. 


Bewertung der finanziellen 
Umlaufmittel 


Zu den finanziellen Umlaufmitteln der 
Kreditinstitute gehören Bargeld, 
Schecks, Wertbestände (Zinsscheine und 
ausgeloste Wertpapiere, Bestände an 
Wertmarken, Postwertzeichen, Wertkar- 
ten für Absenderfreistempler), Forderun- 
gen und Guthaben. 


Finanzielle Umlaufmittel sind in ihrer 
tatsächlichen Bestandshöhe in Mark der 
DDR unter Beachtung der festgelegten 
Umrechnungssätze in Valuta-Mark oder 
in den entsprechenden Landeswährungen 
(Sorten/Devisen) zu erfassen, sofern der 
Präsident der Staatsbank der DDR keine 
andere Bewertung festlegt. 

Forderungen und Verbindlichkeiten 
sind in Höhe des Rechnungsbetrages 
oder des Nominalwertes bzw. auf der 
Grundlage vorliegender Abrechnungen 
zu erfassen. Das gilt auch für zweifel- 
hafte und strittige Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten. 


3.1.2.4. : 
Grundsätze der Ordnungsmäßigkeit 


Neben den allgemeinen Grundsätzen 
der Ordnungsmäßigkeit, wie sie im Un- 


Grundanforderung an die Ordnungsrhößigkeif 


gelreue und vollsfändige Weitergabe 


Verlust und unerlaubfe Verwendung 


= Zinhaltung der Aufbewahrungsfristen 


Areditinsiiiule 


Aufgaben: j 

- ordnungsgemäße und vollständige 
Ausfüllung der Datenträger 

= Wahrung des Geheimhaltungsgrades 


- Übergabe der Belege zu den vereinbarten 
Jerminen - 


= ordnungsgemäße Kontrolle 


Abb. 3.2. 

Grundanforderungen 

an die Ordnungsmäßigkeit 

von Rechnungstührung und Statistik 


terrichtsfach Rechnungsführung und 
Statistik dargestellt werden, gibt es spe- 
zifische Grundsätze für die Arbeit in den 
Kreditinstituten. 


Ordnungsmäßigkeit 
bei der Datenaufzeichnung 


Daten über ökonomische Prozesse und 
Erscheinungen sind auf Belegen (als Pri- 
märdatenträger) aufzuzeichnen, und 
zwar 


— bei manueller Aufzeichnung ünver- 
züglich nach Ablauf der Vorgänge, 


= wahrheitsgelreue und lückenlos Erfassung und Aufbereitung der Daten sowie wahrheits- 
= Sicherung der Belege und Datenträger gegen widerrechtliche Veränderung, Beschädigung, 


= Dokumentation der organisatorischen Grundlagen der Datenverarbeitung 


— richtige Bewertung der materiellen und finonziellen Mittel 


Abschluß von Wirtschaftsverträgen 


VEB Datenverarbeitung der Finanzorgene 


Aufgabe: 


‚Pprogrammgemöße bzw. den Verein- 

barungen enksprechende sowie gegen 
unkontrollierte Eingriffe gesicherte 
Dafenverarbeilung 


— bei maschineller Aufzeichnung un- 
mittelbar nach Abschluß der dazu er- 
forderlichen vorbereitenden Arbeiten. 


Ein Beleg ist eine in Klartext oder in 
einem entschlüsselbaren Code als Daten- 
träger ausgelertigte Urkunde. Belege 
können manuell oder maschinell ausge- 
fertigt werden. Ihre physische Beschaf- 
fenheit muß 'die Dauerhattigkeit der Da- 
ten und die Erkennbarkeit von nach- 
träglichen Veränderungen gewährleisten. 


Der Beleg muß mindestens folgende 
Angaben enthalten: 


— Aussteller, 


— Belegnummer bzw. Zuordnungsbe- 
griff, 


— Bezeichnung des ökonomischen Pro- 
zesses bzw. der Erscheinung, 
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— Mengen- und/oder Wert- und/oder 
Zeitangaben, 

— Datum der Ausstellung und bei 
Fremdbelegen Datum des Eingangs, 

— Unterschriften bzw. Signum der 
verantwortlichen Personen. 


Als Belege gelten auch die maschinen- 
lesbaren Datenträger, die den Kredit- 
instituten von Betrieben und Organen 
anstelle von visuell lesbaren Belegen 
zugesandt werden. Dabei haben die Be- 
teiligten die Dauerhaftigkeit der ein- 
getragenen Daten und die Erkennbar- 
keit von nachträglichen Veränderun- 
gen für die Dauer der Aufbewahrungs- 
frist zu gewährleisten. 

Auf maschinenlesbare Datenträger über- 
nommene Angaben der Belege müssen 


den ursprünglichen Angaben ent- 
sprechen. Für die vollständige und 
richtige Übernahme sind geeignete 


Kontrollmaßnahmen einzuleiten. 

Aus Belegen zum Zwecke der maschi- 
nellen Datenverarbeitung abgeleitete 
oder gleichzeitig mit der Ausfertigung 
von Belegen gewonnene maschinenles- 
bare Datenträger gelten nicht als Be- 
lege. 

Auf Belegen, die Zahlungen unmittel- 
bar auslösen, ist die sachliche und 
rechnerische Richtigkeit der Belegan- 
gaben durch die hierzu Beauftragten un- 
terschriftlich zu bestätigen. 
Stammdatenerfassungen und -änderun- 
gen unterliegen dem Belegprinzip. Es 
ist ein einwandfrei funktionierender 
Änderungsdienst in den Kreditinstituten 
einzurichten. 


Stammdaten sind Daten, die über einen 
verhältnismäßig langen Zeitraum nicht 
oder relativ wenig geändert und wieder- 
holt in Datenverarbeitungsprozesse ein- 
bezogen werden. 


Für das vollständige und richtige Aus- 
füllen der Belege ist der Belegaussteller 
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oder der Belegbearbeiter verantwortlich. 
Für die Belegbehandlung gelten folgen- 
de Grundsätze: 


— Belegangaben dürfen nicht unkennt- 
lich gemacht werden, 

— Berichtigungen sind nur durch dazu 
Befugte gemäß den betrieblichen 
Festlegungen zulässig, wenn die Da- 
ten noch nicht auf maschinenlesbare 
Datenträger übernommen worden 
sind. 

- Belegberichtigungen haben das Än- 
derungsdatum und die Unterschrift 
bzw. das Signum des Ändernden 
auszuweisen. 

— Betrags-- und Kontonummerände- 
rungen sind unzulässig. 


An die Datenerfassungsstellen sind 
nur solche Belege zur Datenverarbei- 
tung zu geben, die den Anforderungen 
an die Beleggestaltung entsprechen und 
gut lesbar sowie sachlich und rechne- 
risch richtig sind. 


Ordnungsmäßigkeit 
beim Datenträgertransport 
und bei der Datenfernübertragung 


Der Transport von Datenträgern zu oder 
von  Datenverarbeitungseinrichtungen, 
die außerhalb der Kreditinstitute lie- 
gen, darf nur durch den dafür festgeleg- 
ten Personenkreis erfolgen. Diesen Per- 
sonen sind vor ihrem Einsatz die Auf- 
gaben und die Sicherheitsbestimmungen 
umfassend zu erläutern; sie sind über 
ihre Pflichten zu belehren. Beim Daten- 
trägertransport müssen die Einsicht- 
nahme durch Fremde, äußere Beschädi- 
gung, Verlust, Unvollständigkeit oder 
Verwechslung ausgeschlossen sein. 

Jeder Datenträgerübersendung ist vom 
Absender ein Datenträgerbegleitschein 
oder ein anderer geeigneter Nachweis 
beizufügen, aus dem Inhalt, Anzahl und 
— je nach Vereinbarung - das Kurz- 


zeichen, die Benennung oder die Auf- 
tragsnummer des Datenverarbeitungs- 
auftrages und die Herkunft der über- 
sandten Datenträger hervorgehen. 

Eine Datenfernübertragung ist zulässig, 
wenn die Rechtsvorschriften zum Schutz 
von Staats- und Dienstgeheimnissen be- 
achtet werden, ein einwandfrei funktio- 
nierendes Fehlererkennungs- oder Kor- 
rektursystem eingesetzt wird und eine 
gesicherte stabile Übertragungsleitung 
gewährleistet ist. 


Ordnungsmäßigkeit 
bei der Datenverarbeitung 


Die Annahme von Aufträgen, Belegen, 
maschinenlesbaren Datenträgern und 
anderen Dokumenten zur Ausführung 
von Arbeitsaufgaben des VEB Daten- 
verarbeitung der Finanzorgane sowie 
die Rückgabe dieser Unterlagen mit den 
Datenverarbeitungsergebnissen darf nur 
über einen vom Leiter des VEB Daten- 
verarbeitung dafür festgelegten Verant- 
wortungsbereich erfolgen. Über die An- 
nahme und die Rückgabe ist ein schrift- 
licher Nachweis zu führen. Es gehört 
ferner zur ordnungsgemäßen Daten- 
verarbeitung, daß die Dateneingabe 
durch geeignete Maßnahmen kontrol- 
liert wird, maschinell erkennbare Fehler 
festgestellt und auf Fehlerlisten ausge- 
druckt werden. 

Für jede Programmabarbeitung im Rah- 
men von Rechnungsführung und Sta- 
tistik ist von der Datenverarbeitungs- 
einrichtung ein Protokoll zu führen, das 
die ordnungsgemäße Abarbeitung des 
Programms entsprechend den Arbeits- 
anweisungen nachweist. 

Für die Abrechnung des Reproduk- 
tionsprozesses und die Rechenschafts- 
legung der verantwortlichen Leiter sind 
grundsätzlich dauerhafte Formen der 
Datenausgabe anzuwenden, also Jour- 
nale, Konten, Listen, Tabellen (auch in 


Form von Drucklisten), Lochkarten, 
Lochbänder und Magnetplatten, wenn 
eine Regeneration durchgeführt wird, 
die die Datensicherung gewährleistet. 


Die Kontenbestände sind laufend fort- 
zuschreiben. Bei Anwendung der im 
Projekt bestätigten Auswahlprinzipien 
und bei Einsatz direkt adressierbarer 
Speicher für die Kontenführung genügt 
im allgemeinen der Ausdruck der Sal- 
den den Anforderungen der Ordnungs- 
mäßigkeit, wenn durch geeignete Kon- 
trollen die Richtigkeit gewährleistet 
wird und die Summenabstimmungen 
vorgenommen werden. 


Für jedes Projekt, das im Rahmen von 
Rechnungsführung und Statistik von 
einer Datenverarbeitungseinrichtung an- 
gewandt wird, muß eine Projektdoku- 
mentation gemäß zentralen Festlegun- 
gen oder Standards vorhanden sein. 


Aufbewahrung 
und Aufbewahrungsfristen 


Belege, Aufbereitungsnachweise, ma- 
schinenlesbare Datenträger, Datenverar- 
beitungsprogramme, Schlüssel-Systema- 


tiken, Berichte, Analysen und sonstige‘ 


Dokumente von Rechnungsführung und 
Statistik sind bis zum Ablauf der Auf- 
bewahrungsfrist vollständig und über- 
sichtlich aufzubewahren. 


Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit 
dem ersten Tag des Kalenderjahres, das 
dem Datum des letzten auf dem Beleg 
erfaßten Vorganges folgt; bei Verträ- 
gen gilt als letzter erfaßter Vorgang 
die Erfüllung. 


Aufbewahrungsfristen 


Unbefristet aufzubewahren sind: 
Eröffnungs- und Schlußbilanzen, 
bestätigte Jahresabschlußdokumente, 
Jahresberichte, Jahresgesamtübersichten 
und -analysen. 
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10 Jahre aufzubewahren sind: 
Revisionsprotokolle, 

Berichte der innerbetrieblichen Kon- 
troll- und Revisionsorgane, 
Aufbereitungsnachweise zur 
abschlußbilanz, 

die Jahresabschlußdokumentation ein- 
schließlich der Ergebnisrechnung. 


5 Jahre aufzubewahren sind: 
Dekaden-, Monats- und Quartalsberich- 
te, 

Gesamtübersichten und -analysen über 
die Durchführung des Planes, 
Jahreskostenrechnung, 

Journale und Konten, 
Abrechnungsunterlagen für Löhne und 
Gehälter, 

Belege über übrige Aufbereitungsnach- 
weise. 


Jahres- 


2 Jahre aufzubewahren sind: 

Belege und übrige Aufbereitungsnach- 
weise, sofern nicht längere Aufbewah- 
rungsfristen bestimmt oder vereinbart 
sind. 


Sofern nach Ablauf der Aufbewahrungs- 
fristen vom zuständigen Revisionsorgan 
noch keine Finanzrevision durchge- 
führt ist, dürfen die Unterlagen nicht 
vernichtet werden. Die Aufbewahrungs- 
frist endet dann 3 Monate nach Ab- 
schluß der Finanzrevision. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie, warum die Ein- 
haltung der Grundsätze der Ord- 
nungsmäßigkeit in den Kreditinstitu- 
ten besonders bedeutungsvoll ist! 
2. Informieren Sie sich über den 
Aufbau und die Funktion der 

" Statistiknummer Kontoinhaber und 
Konto! 
3. Welche Arbeitsmittel der Geld- 
und Kreditinstitute gehören nicht zu 
den Grundmitteln? 
4. Informieren Sie sich über die 
Organisation des Datenträger- 
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transportes zwischen Ihrem Kredit- 
institut und der Datenerfassungs- 
und -verarbeitungsstation des VEB 
Datenverarbeitung der Finanzorgane! 


3.1.3. 
Inventur in den Kreditinstituten 


3.1.3.1. ' 
Grundsätze und Verantwortlichkeit 


Die Inventur ist eine mengen- und/oder 
wertmäbige Bestandsaufnahme aller ma- 
teriellen und finanziellen Mittel und 
Fonds. In die Inventur ist das in der 
Rechtsträgerschaft oder Verwaltung in- 
nerhalb und außerhalb des Kreditinsti- 
tuts befindliche sozialistische Eigentum 
einzubeziehen. 


Die Aufnahme und Bewertung der Be- 
stände erfolgt durch Zählen, Messen 
und Wiegen. Die Ergebnisse werden . 
listenmäßig erfaßt. Die Abb. 3.3. gibt 
einen Überblick, welche wirtschaftlichen 
Mittel der Kreditinstitute durch Inven- 
turen zu erfassen sind. 

Darüber hinaus werden auch die Ein- 
lagen der Kontoinhaber und die eige- _ 
nen Fonds der Kreditinstitute bei der 
Inventur erfaßt. Um die Summe aller 
wirtschaftlichen Mittel errechnen und 
dokumentieren zu können, muß der 
Wert der körperlich vorhandenen Be- 
stände festgestellt werden. Die Bewer- 
tung erfolgt nach den Grundsätzen, die 
im Abschnitt 3.1.2.3. dargestellt worden 
sind. 
Bei 


der körperlichen Inventur sind 


“auch die ordnungsgemäße Lagerung 


und die Einhaltung der Sicherheitsvor- 
schriften zu kontrollieren. Gleichzeitig 
ist festzustellen, ob die Grundmittel 
ihrem Bestimmungszweck entsprechend 
genutzt werden und ob nur die Mit- 
arbeiter mit ihnen umgehen, die dazu 


Grund- und Umlaufmitfel eines Kreditinstilufes 


Grundimitie/ 


- Gebäude 

pe 2! %, N ® 
üromaschinen een 

Umlaufmilfel 


= Büroausstellung 
= fahrzeuge 


= Vordrucke 
— sonstiges Büro- 


malerial 
- Hilfsmaterial 
und SCHECKS 


Abb. 3.3. 

Überblick über die wirtschaftlichen 
Mittel der Kreditinstitute, 

die durch Inventuren zu erfassen sind 


befugt sind. Bei der Inventur ist zu si- 
chern, daß keine Doppelerfassungen 
und Auslassungen vorkommen. 

Die Leiter der Kreditinstitute sind für 
die ordnungsgemäße Vorbereitung, 
Durchführung und Auswertung der In- 
ventur verantwortlich. Sie berufen dazu 
einen Inventurleiter, der für die einzel- 
nen Bereiche des Kreditinstitutes In- 
venturbeauftragte einsetzt. Die Leiter 
und Mitarbeiter der innerbetrieblichen 
Kontrollorgane und die unmittelbaren 
Verwalter von Vermögen und Bestän- 
den dürfen nicht als Inventurleiter und 
-beauftragte eingesetzt werden. Die 
ordnungsgemäße Durchführung der In- 


Umlaufmittel 


finanzielle 
Umlauftmitfeı 


körperlich vorhan- wertmäßig erfaßte 

dene finanzielle finanzielle 

Umlaufmittel Umlaufmiltel 

= Geldzeichen und = ausgereichte 
Schecks in M Areciie 

- andere Währungen = Guthaben bei 

- Gedenkmünzen anderen Kredif- 

= Arediiörlefs /insiiluten 

— Reiseschecks = sonstige Forde- 


rungen 


= eigene Weripapie- 
re und Zinsscheine 
= Wertmarken 


ventur wird durch die innerbetrieb- 
lichen Kontrollorgane überprüft. 


3.1.3.2. 
Inventurarten 


Die Stichtagsinventur erfolgt grund- 
sätzlich am 31. Dezember jedes Jahres 
für alle Bilanzpositionen. 

Die permanente Inventur ist eine fort- 
laufende, ununterbrochene Inventur. In 
den Kreditinstituten wird sie vorwie- 
gend in Form der Tageskontrolle 
durchgeführt. Voraussetzungen für die 
permanente Inventur sind: 


— Jlückenloser, kontinuierlicher Beleg- 
durchlauf, 


— laufende Fortschreibung und tag- 
fertige ordnungsgemäße Führung 
der Bestandsnachweise, 


— ständige Kontrolle der Bestände, 
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-— periodische Abstimmung der Be- 
standsnachweise mit der Finanz- 
rechnung. 


3.1.3.3. 
Vorbereitung, Durchführung 
und Auswertung der Inventuren 


Aufstellen eines Inventurplanes 
durch den Inventurleiter 


Durch den Inventurplan soll gewährlei- 
stet werden, daß die Inventurarbeiten 
zügig durchgeführt und die Bestände 
vollständig und richtig erfaßt werden. 
Der Inventurplan enthält im wesent- 
lichen: 


- die Festlegung der Inventurbereiche, 

— die Benennung der Verantwort- 
lichen und Mitarbeiter (Ansager, 
Aufschreiber), 

- die Termine für Beginn und Ende 
der Inventur, 

—- die Festlegung der für die Kontrolle 
vorgesehenen Mitarbeiter, 

—- die bei der Inventur mindestens 
durchzuführenden Stichproben. 


Der Inventurplan ist vom Leiter des 
Kreditinstitutes zu bestätigen. 


Inventarverzeichnisse 
und Aufnahmelisten 


- Für die Inventur sind Inventarverzeich- 
nisse und ggf. Aufnahmelisten vorzube- 
reiten, in denen die Inventurbestände 
mengen- und wertmäßig möglichst tief 
gegliedert aufgezeichnet werden. 

Alle Eintragungen in die Inventarver- 
zeichnisse oder Aufnahmelisten müssen 
vollständig, eindeutig und dokumenten- 
echt sein; sie dürfen nicht unleserlich 
gemacht werden. Änderungen sind vom 
Aufnehmenden oder vom Inventurleiter 
mit Datum und Unterschrift zu bestäti- 
gen. Die Inventarverzeichnisse oder 
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Aufnahmelisten sind in den Gesamt- 
wertspalten aufzurechnen und nachzu- 
rechnen. Sie sind mit Datum zu ver- 
sehen und vom Ansager und vom Auf- 
schreiber zu unterschreiben. 

Bei der Ermittlung der Bestände mittels 
EDVA entfällt die Nachrechnung und 
die Unterschriftsleistung. 


Inventurvorbereitung 
und -durchführung 


Alle an der Inventur beteiligten Mit- 
arbeiter sind vor Beginn über ihre 
Pflichten zu belehren. Die Belehrung 
ist zu protokollieren und durch die Un- 
terschrift der Belehrten zu bestätigen. 
Werden Verstöße gegen die Sicherung 
und Erhaltung des sozialistischen Eigen- 
tums festgestellt, so ist darüber sofort 
ein Protokoll anzufertigen. 

Über den Ablauf und das Ergebnis der 
Inventur ist vom Inventurleiter ein In- 
venturprotokoll anzufertigen und zu un- 
terschreiben. Durch seine Unterschrift 
unter das Inventurprotokoll bestätigt 
der Leiter des Kreditinstitutes, daß alle 
Grund- und Umlaufmittel im vorge- 
schriebenen Zeitraum mindestens ein- 
mal lückenlos körperlich erfaßt worden 
sind. Er hat das Ergebnis der Inventur 
auszuwerten und die Maßnahmen zur 
Beseitigung von Mängeln festzulegen. 


Aufgaben 


1. Informieren Sie sich anhand der 
| Verfügung Nr. 4/1976 des Präsiden- 
ten der Staatsbank ($$ 12 bis 20) 
über die Grundsätze der Durch- 
führung der Inventur für die einzel- 
nen Objektgruppen! 
2. Lassen Sie sich den Inventurplan 
Ihres Kreditinstitutes zeigen, und 
stellen Sie fest, in welchen Fällen 
permanente Inventuren und in 
welchen Fällen Stichtagsinventuren 
durchgeführt werden! 


3.2. 
Aufgaben und Organisation 
der Finanzrechnung 


3.2.1. 
Aufgaben der Finanzrechnung 


Als wertmäßige Gesamtrechnung nimmt 
die Finanzrechnung innerhalb von 
Rechnungsführung und Statistik eine 
besondere Stellung ein, weil in ihr die 
Ergebnisse der anderen Rechnungen 
wertmäßig zusammengefaßt und aufbe- 
reitet werden. 

Die Finanzrechnung ist auch der wich- 
tigste Lieferant von Daten, die zur wei- 
teren Informationsgewinnung und -ver- 
arbeitung benötigt werden. 

Damit die Erhaltung, Mehrung und 
Verwendung des sozialistischen Eigen- 
tums lückenlos nachgewiesen werden 
können, sind mit der Finanzrechnung fol- 
gende Aufgaben zu erfüllen: 


1. Wertmäßiger Nachweis der materiel- 
len und finanziellen Mittel nach 
ihrer Zusammensetzung, ihren Quel- 
len, ihrer Zweckbestimmung und 
ihren Veränderungen durch die Kon- 
toführung und die daraus resultie- 
rende Bilanz. 

Die Kontoführung umfaßt 

die zeitliche Ordnung der Buchun- 
gen in Tagesjournalen, auf Salden- 
listen und Kontrollbogen, 

die sachliche Ordnung der Buchun- 
gen auf synthetischen und analyti- 
schen Konten oder anderen Aufbe- 
reitungsnachweisen. 

2. Wertmäßiger Nachweis des Ergeb- 
nisses der wirtschaftlichen Tätig- 
keit des Kreditinstitutes. 

Aus der Kontoführung und den 
Aufbereitungsnachweisen sind min- 
destens zum 31. Dezember jedes 
‘Jahres eine Bilanz und eine Ergeb- 


nisrechnung aufzustellen, die u.a. 
den erzielten Gewinn oder Verlust 
des Kreditinstitutes ausweisen. 
Die Positionen der Bilanz und der 
Ergebnisrechnung sind durch In- 
ventarverzeichnisse zu belegen. Eine 
gegenseitige Aufrechnung von Bi- 
lanzpositionen (Saldieren) ist nicht 
zulässig. 

3. Wertmäßiger Nachweis der Ver- 
wendung der erwirtschafteten und 
erhaltenen Mittel. 


3.2.2. 
Organisation der Finanzrechnung 


3.2.2.1. 
Konten der Finanzrechnung 


Vor der Einführung der elektronischen 
Datenverarbeitung wurden für jeden 
Kontoinhaber und für bankinterne Vor- 
gänge Kontokarten eingerichtet, auf 
denen die Zu- und Abgänge und der 
jeweilige Bestand (Saldo) mit elektri- 
schen Buchungsmaschinen gebucht wur- 
den. Diese Arbeit war sehr zeitaufwen- 
dig und beanspruchte viele Arbeits- 
kräfte. 

Durch die Nutzung der elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen wurden we- 
sentliche Arbeitserleichterungen für die 
Mitarbeiter der Kreditinstitute erreicht. 
Außerdem konnten Arbeitskräfte einge- 
spart und Fehler eingeschränkt werden, 
Heute werden sämtliche Stamm- und 
Umsatzdaten der Kontoinhaber und 
Kreditinstitute auf Magnetbändern in 
der Datenverarbeitungsstation des VEB 
Datenverarbeitung erfaßt bzw. gespei- 
chert. Nach Eingabe der Daten der 
täglichen Buchungsvorgänge in die 
EDVA errechnet diese die neuen Sal- 
den und druckt die Ergebnisse in Form 
von Listen, Auszügen und Tabellen 
aus. Gleichzeitig ermittelt und spei- 
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Stelle 
(DEST) 


Siammoatenverän- 
Gerungen 


der Daten 


Stammdalten- 


magnetband (EDVA) 


mit Konfenständen 


Kontoauszüge 
für 
Kontoinhaber 


Stammdaten- 
magnetband 


mit aktuolisierten 
Aontenständen 


Abb. 3.4. 
Vereinfachte Darstellung 
des Buchungsvorganges mit einer EDVA 


chert sie numerische Informationen, wie 
z. B. Zinszahlen, zur weiteren Verwen- 
dung innerhalb des Informationspro- 
jekts. 

In den Geld- und Kreditinstituten wer- 
den für Kombinate, VEB usw. und für 
die Bürger Personenkenten geführt. In 
der Regel sind es die Konten der Kon- 
tenarten 1, 2, 3, 4, 6, 7 und 8. Auf ihnen 
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sind die gewährten Kredite und die 
Guthaben sowie deren Veränderungen 
für jeden einzelnen Kontoinhaber nach- 
zuweisen. 


Mit Hilfe der bankinternen Konten 
(Konten der Kontenart 9) können die 
Kreditinstitute die eigenen Finanzope- 
rationen darstellen und analysieren. 
Vom Standpunkt der Bilanz lassen sich 
die bankinternen Konten so gliedern, 
wie es Abb. 3.6. zeigt. 


Zwischen den Personenkonten und den 
bankinternen Konten besteht ein orga- 
nischer Zusammenhang. 


Personenkonten { Kundenkonfen ) 


Haupfkonfen . 


für den Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehr des 
Haupibelriebes des Konto- 
inhabers 


Festlegung der Unterkonto- 
nummer noch dem Unler- 
kontonummernschlüssel 


Abb. 3.5. 
Gliederung der Personenkonten 
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Abb. 3.6. 
Gliederung der bankinternen Konten 


3.2.2.2. 
Belegdurchlauf und Tagesbestimmung 


Um die Tagfertigkeit der Finanzrech- 
nung und die termingerechte Informa- 
tion der Kontoinhaber und der Kredit- 
institute zu sichern, müssen der Beleg- 
durchlauf und der Datenfluß zeitlich 
abgestimmt sein. 

Im Belegdurchlaufplan wird die zeit- 
liche Abstimmung der Datenbereitstel- 
lung, jerfassung und -verarbeitung 


für zweckgebundene Kredite 
und Einlagen 


— naben einen Anfongs- und | Yeıst auf - gleichen Sich aus 
Schlußbestand — haben nur einen Schluß=- 
bestand 


Aktivkonfen kKostenkonten \ Erlöskonfen 
zB. B. ZB. zB 


Unterkonten en Nebenkoniten 


für auswärtige Außenstellen 
des Konloinhabers 
(z.B. Montagegruppen) 


für die Kontoeröffnung I5f 
die Zustimmung der konto - 
führenden Bank des Haupt- 
beiriebes erforderlich 


ProzeBkonten Hilfskonfen 
- /reten in der Bilanz nur 
saldiert als Gewinn oder 


—- sind Sammel- oder 
Verteilungskonten 


= Zinserlöse 
- Gebühren 


unter Berücksichtigung des Buchungs- 
schnittes festgelegt. 


Nach dem Rücklauf der Informationen 
für die Kontoinhaber und die Kredit- 
institute von der Datenverarbeitungs- 
station des VEB Datenverarbeitung muß 
genau geprüft werden, 


— ob die auf Blocksummenbelegen 
und Blocksummenzusammenstel- 
lungen ausgewiesenen Belege voll- 
ständig erfaßt und verarbeitet sind 
und 

- ob die vom Vortrag herrührenden 
Korrekturen ordnungsgemäß crle- 
digt sind. 
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Bearbeitungs- 


stelle Arbeitsvorgang 


Areaitinstituf 
/rägen der Kontoinhaber 


Ferneingänge 
(nicht EDV-Bereich ) 
bankinterne Belege 


EZ Eu 


Annahme von Zahlungsauf- 


£riassung auf Blocksummen- 


belegen und -ZUSOMMEN- 


SYENlUNGEN 
EDV-mößige 
Aufbereitung 


EDV- mäßige 
Bearbeitung 


EDVA 


Kreditinstiluf 


und Bereitstellung der 


Übernahme der Unterlagen 


Unterlagen für die Konto- 


inhaber (Auszüge) 


Abb. 3.7. 
Beispiel für einen Beleg- 
. durchlaufplan 


Ergeben sich wertmäßige Differenzen 
‚zwischen Datenbereitstellung, -erfas- 
sung und -verarbeitung, sind sie kurz- 
fristig zu klären und mit Hilfe von Kor- 
rekturbelegen zu berichtigen. 


Aufgabe 
i Informieren Sie sich über den Beleg- 
i durchlauf in Ihrem Kreditinstitut! 


3.2.3. 
Bilanz als Hauptbestandteil 
der Finanzrechnung 


3.2.3.1. 
Wesen der Bilanz 


Eine wichtige Aufgabe in der Finanz- 
rechnung ist die Aufstellung der Bilanz 
des Kreditinstitutes. 
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Die Bilanz ist eine zweiseitige Zusam- 
menstellung, in der zu einem bestimm- 
ten Zeitpunkt die vorhandenen wirt- 
schaftlichen Mittel und ihre Finanzie- 
rungsquellen wertinäbßig dargestellt wer- 
den. 


Ihr Umfang und ihr Inhalt werden mit 
den Festlegungen zu den zentralisierten 
Berichterstattungen geregelt. 


Den folgenden Darstellungen liegt eine 
stark vereinfachte Form der Bilanz zu- 
grunde. 

Die linke Seite der Bilanz, die Aktiv- 
seite, zeigt die wirtschaftlichen Mittel 
nach ihrer materiellen und finanziellen 
Zusammensetzung. Auf der rechten Seite 
der Bilanz, der Passivseite, werden die 
Finanzierungsquellen ausgewiesen. Die 
beiden Bilanzseiten müssen stets sum- 
menmäßig übereinstimmen, denn alle 
wirtschaftlichen Mittel des Kreditinsti- 
tuts sind aus bestimmten Quellen finan- 
ziert. Die Bilanz ist in Bereiche (Sphä- 
ren) und Positionen gegliedert. 


3.2.3.2. 
Bilanznomenklatur 


Zur einheitlichen Erfassung der wirt- 
schaftlichen Mittel und ihrer Finanzie- 
rungsquellen wird von der Staatsbank 
der DDR eine Bilanznomenklatur er- 
arbeitet, die für alle Kreditinstitute ver- 
bindlich ist. Sie lehnt sich an die Struk- 
tur der Bilanzen der anderen Wirt- 
schaftsbereiche an. Im folgenden wird 
sie auszugsweise wiedergegeben. Die 
Bilanzpositionen, die für die weitere 
Darstellung erforderlich sind, werden 
erläutert. 


Aktiva 


1 Grundmittel 


11 Bruttowert der Grundmittel 

Bei einigen Kreditinstituten, z. B. bei 
der Staatsbank der DDR, wird die 
Grundmittelrechnung bei der Zentrale 
geführt. Bei anderen, z. B. den Spar- 
kassen, führt jede Institution eine 
eigene Grundmittelrechnung. 

In den Kreditinstituten werden die 
Grundmittel entsprechend ihrer Be- 
schaffenheit, Zweckbestimmung und 
Verwendung in Grundmittelarten ge- 
gliedert, z.B. Gebäude, Fahrzeuge, Be- 
triebs- und Büroausstattung. 

In der Bilanz wird zunächst der Brutto- 
wert (Anschaffungspreis, Neuwert) aus- 
gewiesen. 


12 Verschleiß der Grundmittel 


Diese Position enthält die Summe der 
bisherigen Abschreibungen der vorhan- 
denen Grundmittel. Der bisherige Ver- 
schleiß wird vom Bruttowert der Grund- 
mittel abgezogen, so daß die Grundmit- 
tel in der Bilanz dann letztlich zum 
Nettowert (Zeitwert) ausgewiesen wer- 
den. 


7 Finanzkaufmann 3 


2 Umlaufmittel 


200 Kredite an die Wirtschaft 

2000 Grundmittelkredite 

Kredite, die die Kreditinstitute zur Fi- 
nanzierung von Investitionen und Ratio- 
nalisierungsmaßnahmen an die Kombi- 
nate und Betriebe ausgereicht haben. 


2001 Umlaufmittelkredite 

Kredite, die die Kreditinstitute zur Fi- 
nanzierung von Materialvorräten, unfer- 
tigen Erzeugnissen, Fertigerzeugnissen 
und Forderungen an die Kombinate und 
Betriebe ausgereicht haben. Eine wei- 
tere Untergliederung nach Eigentums- 
formen und Wirtschaftsbereichen ist 
üblich. i 


291 Kredite Wohnungsneubau und für 
den Bau staatlicher Einrichtungen sowie 
Kredite an gesellschaftliche Organisatio- 
nen und Einrichtungen 


202 Kredite an die Bevölkerung 

Die Kreditnehmer sind Schuldner des 
Kreditinstituts. Das Kreditinstitut hat 
also Forderungen gegen die Kreditneh- 
mer. Die Kreditnehmer werden auch 
als Debitoren (Schuldner) bezeichnet. 


203 Auslandsbeziehungen (z. B. Be- 
stände an fremden Zahlungsmitteln 
— Sorten —). 


205 Sonstige Aktiva 


. Zum Verrechnungsnetz in der DDR ge- 


hören auch die Postscheckämter. Des- 
halb muß jedes Kreditinstitut bei einem 
der fünf Postscheckämter der DDR ein 
Konto unterhalten. Bankintern wird da- 
zu als Gegenkonto ein Konto „Post- 
scheckguthaben“ geführt. Dieses Konto 
zeigt den Stand des Guthabens beim 


Postscheckamt an. Das Konto „Post- 
scheckguthaben“ gehört zur Umlauf- 
mittelsphäre und zur Umlaufmittel- 


gruppe „Anlage von Mitteln bei ande- 
ren Kreditinstituten”. 
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Aktiva (Wirtsch. Mittel) 


(Ainanzierung] Passiva 


. 


6rund- | | Fahrzeuge ; Deckung der 
miltel - — Biunimilleinde Grundmittel 
Beiriebs- und Büroaus- 
staltung 
Geldfonds der Wirfschaff 
Aredite an die Wir?schaff 
| Geldfonas der Berötkerung | der | Geldfonas der Berötkerung | 
Umlauf-) \ Postscheckguthaben "Gelafonds des Staofshausholtes Deckung der 
mittel : : Umlaufmittel 
Sonstige Passiva 
Kt INTE I Fe 
assenbeslände in Mark Unterwegs befindliche 
Verrechnungen 
E Aktiva - & Passiva 
Abb. 3.8. nossenschaften usw. Sie werden nach 
Bilanzgliederung Eigentumsformen und Wirtschaftszwei- 


214 Kassenbestand in Mark 


Geldzeichen (Noten und Münzen) 
Mark der DDR, die vom Kassierer ver- 
waltet werden oder sich in den Treso- 
ren befinden. 


Passiva 


Deckung der Grundmittel 


4 Grundmittelfonds 


Der Grundmittelfonds ist der Wertaus- 
druck aller Grundmittel zum Nettowert 
der Grundmittel. 


Deckung der Umlaufmittel 


500 Geldfonds der Wirtschaft 


Diese Geldfonds sind Guthaben der 
Kombinate und Betriebe aller Wirt- 
schaftsbereiche, der sozialistischen Ge- 
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gen untergliedert. 


501 Geldfonds des Wohnungswesens, 
der gesellschaftlichen Organisationen 
und Einrichtungen 


502 Geldfonds der Bevölkerung 


Diese Position enthält alle Einlagen der 
Bürger. Sie treten als Guthaben auf 
Spar-, Spargiro- und Girokonten in Er- 
scheinung. ß 


5024 Geldfonds aus Auslandsbeziehun- 
gen 


505 Geldfonds des Staatshaushaltes 


Guthaben der Organe des Staates (z. B. 
Rat der Stadt, Rat der Gemeinde) 


507 Geldfonds der Versicherungsein- 
richtungen 


508 Eigenmittel 
5980 Eigenmittelfonds 


5081 Reservefonds 


509 Sonstige Passiva 


Neben einer Reihe anderer Konten wer- 
den in dieser Position bestimmte Fonds 
der Kreditinstitute (z.B. Prämienfonds) 
ausgewiesen. 


510 Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Staatshaushalt 


511 Sonstige Geldfonds 


512 Unterwegs „befindliche Verrech- 
nungen 


513 Deckungsfonds aus Mitteln des 
Staatshaushaltes für Kredite 


Aktiva 


1. Grundmittel M 

1.1. 6eböude 500 000,- 
1.2. Fahrzeuge 75 000- 
1.3, Beiriebs- und 700 000- 


Büroausstaltung 


Summe T: 615 000, 


2. Umlaufmittel 


2.1, Aredit an die 
Wirtschaft 70 000 000- 
2,2. Postscheck- 
‚guthaben 200 000- 
2.3. KHassenbestand 
in Merk 700 000,- 
Summe 2: 0 300 000 
GESOMISUMME: 71 515 000 
Abb. 3.9. 
Erötfnungsbilanz einer Niederlassung 
der Staatsbank der DDR 


(vereintachtes Beispiel) 


Eröffnungsbilenz per 1.1.1979 


514 Einlagen anderer Kreditinstitute 
518 Gewinn 


3.2.4. 
Weg von Bilanz zu Bilanz 


3.2.4.1. 
Eröffnungsbilanz 


Die Bilanz zum 31. 12. (Jahresabschluß- 


bilanz) ist im Regelfall die Eröffnungs- 
bilanz des Folgejahres. 


Passiva 


7. Deckung der Grundmittel M 
1.7. 6rundmittelfonds 675 000,- 
Summe T: 675 000,- 

2. Deckung der Umlaufmittel 
27 beldfonds der 

Wirtschaft 4 000 000,- 
2.2. Geldfonds der 

Bevölkerung 700 000,- 
2.3, Geldfonds des 

SNoalshaushalfes 600 000,- 
2.4. Geldfonds der 

Versicherungen 7 000 000,” 
2.5. Prömienfonds 5 .000,- 
2.6. Unterwegs befindliche 

Verrechnungen #935 000,-, 

Summe 2° 300 000- 

Gesamfsumme: 77 875 000 


BERMRTRRETE 
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Bei der Neueröffnung oder Schließung 
von Filialen, bei Strukturveränderungen 
u. ä werden Abschlußbilanzen zu einem 
anderen Zeitpunkt fällig. Auf Grund der 
Bilafizkontinuität wird im allgemeinen 
in der‘Praxis nicht zwischen Eröffnungs- 
bilanz \und Abschlußbilanz unterschie- 
den. 


Milkutgnte f : 


Stellen Sie nach folgenden Angaben 
eine Eröffnungsbilanz auf! 


ysa0-® Postscheckguthaben 150 700, 
977200 8 Kassenbestand in Mark 1 860 800,— 
ISVom-K Gebäude 700 000,— 
Kredite an die 
44360,- Wirtschaft 10 565 300,— 
or Fahrzeuge 28 000,— 
& Geldfonds der 
2534300,” Wirtschaft ? 
& Geldfonds der 
F3MMT Bevölkerung 187 500,— 
173007 X Prämientonds 6 500, 
& Geldfonds der 
994020.” Versicherung 1005 200,— 
2 {X Grundmittelfonds ? 
& Betriebs- und 
105300” Büroausstattung 127 000,— 
fl Geldfonds des 
10 NN Staatshaushaltes 1 829 300,-- 
Unterwegs befindliche 
B Verrechnungen Akt Y 3 380 900,— 
3.2.4.2, 
Weiterführung der Bilanzposten 
auf. Konten ° 


Jeder wirtschaftliche Vorgang verändert _ 


im Regelfall zwei Bilanzpositionen. Bei 
der Barabhebung eines VEB von seinem 
Guthaben verringern sich z. B. der Kas- 
senbestand und die Geldfonds der Wirt- 
schaft. 
Wirtschaftliche Vorgänge können Ver- 
änderungen innerhalb von Bilanzpositio- 
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nen der Aktivseite oder der Passivseite 
hervorrufen. Sie können aber auch sum- 
menmäßige Erhöhungen oder Vermin- 
derungen beider Seiten der Bilanz nach 
sich ziehen. 

fi 


| Aufgabe 


Gehen Sie von der Eröffnungsbilanz 
in Abb. 3.8. aus, erfassen Sie die 
nachstehenden wirtschaftlichen Vor- 
gänge, durch die sich Bilanzposten 
ändern, und stellen Sie nach jedem 
Vorgang eine neue Bilanz auf! 

1. Ein VEB Kreditnehmer (Debitor) 
hebt von seinem Konto 2000,— M 
für Lohnzahlungen ab. 

2. Ein VEB überweist von seinem 
Guthaben die Produktionstondsab- 
gabe in Höhe von 10 000,— M auf 
ein Konto des Staatshaushalts. 

3. Ein VEB überweist von seinem 
Guthabenkonto 5000,— M auf sein 
Kreditkonto, um damit Kredit zu 
tilgen. 

4. Ein Bürger (Mitarbeiter der 
Staatsbank) zahlt 500,— M in bar 
auf sein Gehaltskonto ein. 


3.2.4.3. 
Kontenführung auf Bestandskonten 


Täglich gibt es in den Kreditinstituten 
Tausende wirtschaftlicher Vorgänge. Da 
man nicht jeden Vorgang unmittelbar in 
der Bilanz ausweisen kann, wird für 
jeden Bilanzposten eine Einzelrechning 
auf einem Konto geführt. Alle Konten, 
die aus der Bilanz abgeleitet sind, wer- 
den Bestandskonten genannt. 

Konten für aktive Bestände heißen ak- 
tive Bestandskonten oder Aktivkonten. 
Konten für passive Bilanzposten sind 
passive Bestandskonten oder Passiv-. 
konten. 

Zu Beginn des Abrechnungszeitraumes 
werden die Bestände aus der Bilanz als 


Anfangsbestände auf die Konten über- 
nommen. Dabei muß der Anfangs- 
bestand auf dem Konto auf der gleichen 
Seite stehen wie die entsprechende 
Position in der Bilanz. 


Buchungsregeln 


Aus dem unterschiedlichen Charakter 
der Bestandskonten ergeben sich be- 
stimmte Regeln für das Buchen. Die 
Buchungsregeln legen fest, auf welcher 
Seite die Anfangsbestände, die Zu- und 
Abgänge und die Schlußbestände auf 
den Konten eingetragen werden. Die 
Buchungsregeln lauten: 


1. Auf Aktivkonten werden Anfangs- 
bestand und Zugang im Soll, Abgang 
und Schlußbestand im Haben ge- 
bucht. 

2. Auf Passivkonten sind‘ Anfangs- 
bestand und Zugang im Haben, Ab- 
gang und Schlußbestand im Soll zu 
buchen. 


Aufgabe x 


Führen Sie das Konto „Kassenbestand 
in Mark”, und schließen Sie es 
formgerecht ab (vor dem Betrag ist 
eine Kurzfassung des Textes 
einzutragen, z. B. Lohnzahlung)! 


M 
1. Antangsbestand 753 000,— 
2. Ein VEB (Debitor) 
hebt Geld für Löhne ab 15 500,— 
3. Das HO-Kaufhaus 
zahlt Erlöse ein 37 700,— 
4. Löhne für die Mit- 
arbeiter des Kredit- 
institutes werden 
ausgezahlt 20 300,— 
5. Die SV der Arbeiter 
und Angestellten hebt 
Geld für die Renten- 
auszahlung ab 458 000, 


Buchungssatz 


Für das Buchen auf den Konten ist eine 
kurze, eindeutige Buchungsanweisung 


‚erforderlich, die angibt, auf welchem 


Konto der Vorgang im Soll und auf wel- 
chem Konto er im Haben zu buchen ist. 


Man bildet dazu einen Buchungssatz, 
in dem zuerst das Konto der Soll- 
buchung und anschließend das Konto 
der Habenbuchung genannt wird. Beide 
Kontennamen werden durch das Wort 
„an” verbunden. 


In der Praxis gibt es wirtschaftliche 


Vorgänge, bei denen mehr als zwei 
Konten berührt werden. Yommengexk 
BuchuugssatT 


Beispiel: 


Die Staatliche Versicherung der DDR 
überweist als Entschädigung 500,- M 
an einen Mitarbeiter des .Kreditinstitu- 
tes und 1000,- M an einen VEB, der 
ein Guthabenkonto beim Kreditinstitut 
unterhält. In diesem Falle lautet der 
Buchungssatz: 


Geldfonds der Versicherungen 
1500,- M 

an Geldfonds der Bevölkerung 
500,- M 

an Geldfonds der Wirtschaft 
1000,- M 


In der Praxis werden im Buchungssatz 
die betreffenden Konten der Konto- 
inhaber angesprochen. j 


Kontenruf 


Auf jedem Konto soll bei jeder Buchung 
erkennbar sein, auf welchem anderen 
Konto (Gegenkonto) die Soll- oder Ha- 
benbuchung steht. Daher wird zu jedem 
Buchungsposten die Nummer des Ge- 
genkontos angegeben, so daf sich der 
jeweilige Buchungssatz — und damit der 
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vournal 


Ein Kreditnehmer hebt T0 000-M ab 


. Areditean die Wirtschaft 
an Kassenbestand in Mark 


Der Rat der Stadt überweist 50 000-M on 


den Rat des Bezirkes 


Geldfonds des Staalshaushalfes 


50 000,- 


an Unterwegs befindliche Verrechnungen 


Prömienbarauseahlun 


on Mitarbeiter der 


Bank in Höhe von 1000-M 


Prömienfonds 


on Kossenbestand in M 


Ein VEB (Hreditor) überweist seine Versiche- 
rungsbeiträge in höhe von 4000-M 


Ge/dfonds der Wirtschaft 


an beldfonds der Versicherungen 


Aonirollsumme 


Abb, 3.10, 
Journal (vereintachte Darstellung) 


ökonomische Vorgang — rekonstruieren 


Jäßt, 


Beispiel: 


Auf dem Konto „Kassenbestand in 
Mark“ steht im Soll „Geldfonds der 
Wirtschaft in Mark 1500,— M“. 


Buchungssatz: 

Kassenbestand in Mark 1500,- M 
an Geldfonds der Wirtschaft 1500,- M 
Vorgang: 

Bareinzahlung eines VEB in Höhe von 
1500,- M auf sein Guthabenkonto 
. Journal 


Auf den Bestandskonten werden die 
wirtschaftlichen Vorgänge nach sach- 
lichen Gesichtspunkten erfaßt. Die Er- 
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! 
== 


fassung in chronologischer Reihenfolge 
erfolgt im Journal (Tagebuch). 


Aufgabe 


Führen Sie das Journal tür Solaris 
wirtschaltliche Vorgänge: 


1. Ein neuer Pkw im Werte von 
18 000,— M wird aktiviert (die 
Bezahlung erfolgte bereits aus dem 
Investitionstonds der Bezirks- 
direktion). 


2. Ein VEB (Debitor) überweist 
15 000,— M an einen Zahlungs- 
emplänger in einer anderen Stadt. 


3. Ein VEB (Gläubiger der Bank 

— Kreditor —) überweist 12 000,— M 
an einen Zahlungsempfänger in einer 
anderen Stadt, 


4. Die Staatliche Versicherung der 
DDR überweist für einen Schadens- 
fall 5000,— M an einen VEB 
(Debitor). 


5. Ein Mitarbeiter des Kredit- 
institutes hebt 1000,— M in bar von 
seinem Gehaltskonto ab. j 


Grundsätzlich müssen die wirtschaft- 
lichen Vorgänge im Journal und auf 
den Konten gebucht werden. In den 
Kreditinstituten werden heute sämt- 
liche Vorgänge mit Hilfe der EDVA ge- 
bucht, die die Ergebnisse (Kontenbe- 
zeichnung und Salden) visuell lesbar 
ausdrucken. 

Nach dem Buchen werden die Schluß- 
bestände der Konten ermittelt und in 
einer Schlußbilanz zusammengestellt. In 
der Schlußbilanz muß wieder Summen- 
gleichheit herrschen. 


Aufgabe 


Richten Sie Konten ein, und führen 
Sie die Buchungen aus der voran- 
gegangenen Aufgabe aus! 


3.2.4.4. 
Kontenführung auf Prozefkonten 


Im Gegensatz zu den Bestandskonten 
werden Prozeßkonten nicht in der Bilanz 
aufgeführt. Sie haben zu Beginn eines 
Abrechnungszeitraumes keine Anfangs- 
bestände, denn sie werden am Ende 
eines Abrechnungszeitraumes durch 
Umbuchung des Saldos zugunsten oder 
zu Lasten eines Bestandskontos ausge- 
glichen, haben also keine Schlußbe- 
stände. 

Sie dienen dazu, die entstandenen Ko- 
sten und Erlöse aus der Tätigkeit des 
Kreditinstitutes abzurechnen, und er- 
möglichen es, durch deren Gegenüber- 
stellung am Ende des Abrechnungszeit- 
raums das Betriebsergebnis (Gewinn 
oder Verlust) zu ermitteln. Dieses Be- 
triebsergebnis wird auf einem Bestands- 
konto (Gewinn/Verlust) in der Schluß- 
bilanz ausgewiesen. 


Kontenführung über die Kosten 


Kosten der Kreditinstitute sind in Geld 
ausgedrückter Verbrauch von vergegen- 
ständlichter und lebendiger Arbeit sowie 
sonstige Geldausgaben zur Durchfüh- 
rung der Dienstleistungen der Kredit- 
institute. 


In den Kreditinstituten sind das vor 
allem: 


Verbrauch von vergegenständlich- 
ter Arbeit: 
Abschreibungen, 
Materialverbrauch (Büromaterial, 
Vordrucke, Elektroenergie, Brenn- 
stoffe), 


Verbrauch von lebendiger Arbeit: 
Gehälter für die Mitarbeiter des Kre- 
ditinstitutes, 

Sonstige Geldausgaben: 

Zinsen. 


Die Konten, auf denen die Kosten ge- 
bucht werden, werden als Kostenkonten 
bezeichnet. 


Kostenkonten sind Prozeßkonten. Sie ha- 
ben den Charakter von Aktivkonten. Die 
entstandenen Kosten sind aut den Ko- 
stenkonten im Soll zu buchen: 


Die Kosten werden nach verschiedenen 
Gesichtspunkten gruppiert. In der 
Finanzrechnung erfolgt die Gruppierung 
nach Kostenarten. 


Kostenarten sind Gruppierungen der Ko- 
sten nach ihrem ökonomisch-sachlichen 
Inhalt. 


Diese Gruppierung gibt Auskunft, was 
für Kosten entstanden sind. Die wich- 
tigsten Kostenarten der Kreditinstitute 
werden buchhalterisch folgendermaßen 
dargestellt: 


3 Verfügung Nr. 1/1976 des Präsidenten der Staats- 
bank der DDR, $ 31 Abs. 1. 
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..1. Zinsen für Einlagen 

Das Kreditinstitut muß für die Einlagen 
(Guthaben) seiner Kontoinhaber (Gläu- 
biger der Bank) Zinsen zahlen, soweit 
nicht gesetzliche Regelungen eine Zins- 
zahlung ausschließen. Hinzu kommen 
Zinsen für Refinanzierungskredite, die 
das Kreditinstitut aufgenommen hat.i 
Die Zinsen werden als Zinsausgaben be- 
zeichnet. 


Buchungsbeispiel: 

(Ausgangspunkt ist die auf S. 99 darge- 
stellte Eröffnungsbilanz) : 

Am Ende eines Abrechnungszeitraumes 
vergütet das Kreditinstitut für Einlagen 
folgende Zinsen: 


M 
Einlagen der ‚Bevölkerung 5900,- 
Fonds der örtlichen 
Volksvertretungen 3800, - 
Einlagen der Staatlichen 
Versicherung 36 300, - 
Buchungssatz: 
Zinsen für Einlagen 46 000,- M 
an Geldfonds 
der Bevölkerung 5900,- M 
an Geldfonds 
des Staatshaushaltes 3800,- M 
an Geldfonds 
der Versicherung 36 300,- M 


Diese Buchungen werden in der Praxis 
einzeln je Kontoinhaber vorgenommen. 


2. Löhne, Vergütungen und Prämien 


Für die Finanz- und Kostenrechnung ist. 


die Gruppierung der gezahlten Arbeits- 
vergütungen nach Lohnarten vorgese- 
hen: 

- tarif- und leistungsabhängige Löhne, 
— Lohnzuschläge, 

— Zusatzlöhne, 

— Naturalversorgung und Deputate. 


Der tarif- und leistungsabhängige Lohn 
wird in Grundlohn für Produktionsarbei- 
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ter und Hilfslohn für übrige Beschäf- 
tigte untergliedert. Hilfslohn wird an 
die Werktätigen gezahlt, die nicht un- 
mittelbar im materiellen Prozef; arbei- 
ten. Das trifft auch für die Arbeitsver- 
gütungen an die Mitarbeiter der Kredit- 
institute zu. 

Außerdem wird zwischen Bruttolohn, 
Abzügen und Nettolohn unterschieden. 
Zu den Abzügen gehören Lohnsteuer 
und SV-Versichertenanteil, die von den 
Betrieben und Einrichtungen einbehal- 
ten und an den Staatshaushalt abgeführt 
werden. Außerdem sind der SV-Betriebs- 
anteil und die Unfallumlage, die vom 
Betrieb zu zahlen ist, an den Staatshaus- 
halt abzuführen. Der. Sozialversiche- 
rungsbeitrag des Werktätigen beträgt 
10 Prozent des beitragspflichtigen Ar- 
beitsverdienstes, höchstens jedoch 60,- 
Mark. Der Betrieb zahlt 12,5 Prozent. 
Die Unfallumlage wird in der Weise be- 
rechnet, daß ein Betrag in Höhe von 
0,3 Prozent der Bemessungsgrundlage 
für den SV-Beitrag - mindestens jedoch 
0,30 M monatlich - mit der Ziffer der 
Gefahrenklasse vervielfacht wird. Die 
Kreditinstitute befinden sich in der all- 
gemeinen Gefahrenklasse 1. 


Buchungsbeispiel: 
M M 

Bruttogehälter 18 000,— 
— Abzüge: 

Lohnsteuer 2 200,— 

SV-Versicherten- 

anteil 1200,—  3400,— 

. 14 600,— 

SV-Betriebsanteil 
und Unfallumlage 1 536,— 


Der Nettolohn wird wie folgt gezahlt: 
1. Überweisung auf 
Gehaltskonten 

2. Barauszahlung 


12 600,— 
2 000,— 


4 Ausnahmen gem. VO vom 8. August 1977 zur 
Änderung der Kreditverordnung (GBl.I Nr. 25 
S. 209). 


3. An den Staatshaus- 
halt werden ab- 
geführt: 
Lohnsteuer 
SV-Beiträge 
Versicherten- 
anteil 
Betriebsanteil 
und Unfall- 
umlage 


2 200,— 


1 200,— 


1536,— 2736,— 
4 936,— 

Buchungssätze: 

1. Löhne 12 600,— 
an Geldfonds der 
Bevölkerung 

2. Löhne 
an Kassenbestand 
in Mark 

3. Löhne 
SV-Betriebsanteil 
und Unfall- 
umlage 
an Geldfonds des 
Staatshaushaltes 


12 690,— 
2 000,— 


2 000,— 
3 400,— 


1 536,— 
4 936,— 


3. Verbrauch produktiver Leistungen 


Bei der Erfüllung ihrer Dienstleistungs- 

funktionen entstehen den Kreditinstitu- 

ten noch andere Kosten. So müssen sie 

beispielsweise 

— Leistungen des VEB Datenverarbei- 
tung der Finanz- und Bankorgane in 
Anspruch nehmen, 

— Büromaschinen pflegen und reparie- 
ren lassen, 

— Räume beleuchten, reinigen, bewa- 
chen und heizen lassen, 

— hygienische Arbeitsbedingungen für 
die Mitarbeiter schaffen. 


Jede dieser Kostenarten wird auf einem 
besonderen Konto gebucht. Diese Kon- 
ten werden als „Verbrauch produktiver 
Leistungen” statistisch zusammengefaßt. 
Aus Vereinfachungsgründen wird im 
folgenden Beispiel nur diese Zusammen- 
fassung der Kosten geführt. 


Buchungsbeipil: M 

1. Bearbeitungs- 
gebühren werden an 
den VEB Daten- 
verarbeitung der 
Finanz- und 
Bankorgane in der 
Bezirkshauptstadt 
überwiesen 

2. Telefongebühren 
werden durch 
Überweisung auf 
das Postscheck- 
konto des Fern- 
meldeamtes be- 
glichen 

3. Kauf von Brief- 
marken bei der 
Deutschen Post 
(Bezahlung in bar) 


Buchungssätze: 

1. Verbrauch pro- 
duktiver Lei- 
stungen 
an Unterwegs 
befindliche Ver- 
rechnungen 

2. Verbrauch prod. 
Leistungen 
an Postscheck- 
guthaben 

3. Verbrauch prod. 
Leistungen 
an Kassen- 
bestand in 
Mark 


Kontenführung über die Erlöse 


15 000,— 


400,— 


600,— 


15 000,— 


15 009,— 
400,- 
400,— 


600,— 


600,— 


Die Erlöse der Kreditinstitute entstehen 
im wesentlichen dadurch, daß die Kre- 
ditinstitute Zinsen für ausgereichte Kre- 
dite und Gebühren für ihre Dienstlei- 
siungen erheben. 

Darüber hinaus erhalten die Kredit- 
institute Zinsgutschriften für freie Mit- 
tel, die sie bei anderen Kreditinstituten 
angelegt haben. Die Konten, auf denen 


105 


die Erlöse gebucht werden, sind Erlös- 
konten. 

" Erlöskonten sind Prozeßkonten. Sie ha- 
ben den Charakter von Passivkonten. Er- 
löse sind deshalb im Haben zu buchen. 


1. Zinserlöse 


Zu ihnen gehören unter anderem: 

— Zinsen für die verschiedenen Kredit- 
arten (vierteljährliche Abrechnung), 

— Zinsen für die bei anderen Kredit- 
instituten angelegten Geldfonds (jähr- 
liche Abrechnung). 

Diese Zinsen werden den Kontoinha- 
bern oder anderen Kreditinstituten (De- 
bitoren) belastet. Sie werden deshalb 
auch als Zinseinnahmen bezeichnet. 
Buchungsbeispiel: 

Das Kreditinstitut berechnet den Kre- 
ditnehmern aus der Wirtschaft Zinsen 
in Höhe von 163 000,— M. 

- Buchungssatz: 

Kredite an die 

Wirtschaft 163 000, —M 

an Zinserlöse 163 000,— M 
2. Kreditprovisionen 

Über das Erlöskonto „Kreditprovisio- 
nen“ werden die Kreditbearbeitungs- 
gebühren für private Kreditnehmer ge- 
bucht. 

Buchungsbeispiel: 

Das Kreditinstitut belastet den Kredit- 
nehmern Kreditprovision in Höhe von 
7000,— M. 

Buchungssatz; 

Kredit an die 

Wirtschaft 7000,— M 


an Kreditprovision 7000,- M 


Ergebnisrechnung 

Durch die Gegenüberstellung der Ko- 
sten und der Erlöse wird das Betriebs- 
ergebnis des Kreditinstitutes ermittelt. 
Wenn die Erlöse größer sind als die 
Kosten, wird das Ergebnis als Gewinn 
bezeichnet. Übersteigen die Kosten die 
Erlöse, ist ein Verlust entstanden. 
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Buchungsbeispiel: 

1. Ausgleich der Kostenartenkonten 
2. Ausgleich der Erlöskonten 

3. Übertrag des Ergebnisses 


Buchungssätze: M M 
ji Ergebnis- 
FF rechnung 
an Zinsen für 
Einlagen 
an Löhne, Ver- 
gütungen, Prämien 
an SV-Betriebs- 
anteil 
an Verbrauch 
produktiver 
N fi „Leistungen 
2% Zinserlöse 
9, Kreditprovi- 
sionen 
an Ergebnis- 
rechnung 
3. Ergebnis- 
rechnung 
an Ergebnis lfd. 
Jahr (Gewinn) 88 464,— 
Die Verwendung des Gewinns in den 
Kreditinstituten ist durch gesetzliche 
Bestimmungen geregelt (z. B. Gesetz 
über die Staatsbank, Statut der BLN, 
Statut der Sparkassen). 
Der Gewinn wird auf das Schlußbilanz- 
konto gebucht und gleicht dieses als. 
Saldo aus. In entsprechender Weise tritt 
der Gewinn als Ausgleich des Aktivsal- 
dos in der Schlußbilanz in Erscheinung. 


Aufgabe 

(Fortsetzung der Aufgabe von S. 100) 
Buchen Sie folgende Kosten und 
Erlöse, ermitteln Sie das Betriebs- 
ergebnis, schließen Sie alle Konten 
ab, stellen Sie die Schlußbilanz auf: 
1. Den Kreditnehmern werden 
500 000,— M Debetzinsen belastet. 

X>. Den Kreditnehmern (private Be- 
triebe) werden 8000,— M Kredit- 
provisionen berechnet. 


81 536,— 
46 000, 
18 000,— 
1536,— 

16 000, — 

163 000, - 

7 000,— 
170 000,— 


88 464,— 


- Kosfenartienkonten Erlöskonten 


Ss Zinsen für Einlagen H Ss Zinserlöse 
Zrgebnis- Ergebnis - 
46 000,- M rechnung rechnung 7163 000 -M 
45 000,- M 763 000,-M 
By Löhne, Verg. und' Prämien 4 Br; Aredilprovisionen 
Ergebnis- Ergebnis- 
78 000-M rechnung rechnung 
78 000-M 7009-M 
SY- Befriebsanteil und 
Ss Unfallumlage 
Ergebnis- 
7536,-M rechnung 


7536-M 


S Verbrauch produktiver Leistungen H 


£rgebnis- 
76. 000,-M rechnung 
76.000,-M 
Ss Ergebnisrechnung A 
(7) #4 
Zinsen für Einlagen 46 000- | Zinserlöse 


Löhne 78 009- | Krediiprovisionen 
SV-Betriebsanteil 7 536,- 


‚Produktive leistungen 76 000,- 


Befriebsergebnis 88 46h- 


770 000,- 770 000,- 
Bestand'skonto 


Ry Ergebnis Id. Jahr (Gewinn) H (3) 
Gewim 
68 464- M 


Abb. 3.11. 

Ergebnisrechnung 

(vereinfachte Darstellung auf der 
Grundlage der behandelten Buchungs- 
beispiele zu Kosten und Erlösen) 
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Aktiva 


1. Grundmittel M 
7.71. bebäude 500 000- 
1. 2. Fahrzeuge 75 000- 
7.3. Berriebs- und 2 
Büroausstalfung 700 009- 
Summe I 675 000- 
2. Umloufmitte] 
2.7. Aredite an die 
Wirtschaft 70 170 000- 
2. 2. POSISChEchK- 
gufhaben 739 600- 
2.8: Kassenbestand 637 400- 
Summe 2 77.067 000- 
Gesamlsumme 71682 000- 
Abb. 3.12. 


Schlußbilanz (vereinfachte Darstellung 
auf der Grundlage der Eröffnungs- 


- bilanz — Abb. 3.9. — und der Ergeb- 


nisrechnung — Abb. 3,11.) 


.n 
2 
EN x. Das Kreditinstitut muß Guthaben- 
UN zinsen in folgender Aufgliederung 
= a bezahlen: 
SS M 
"SS ° für Einlagen der 
N Bevölkerung‘: 6 000,— 
ES für Fonds der örtlichen 
Tu,  Volksvertretungen 10 000,— 
% für Einlagen der 
N” Versicherungen 20 000,— 
3 X4. Nach den Unterlagen der 
EN Arbeitskräfterechnung sind 
3 zu zahlen: 
ne, 
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Schlußbilanz per 31.12.1979 


Passiva 
M 
6715 009- 


7. Deckung der Grundmittel 
7.1. 6rundmittelfonds 


Summe 7 675 000- 
2. Deckung der Umlaufmiffel 
2.1. Geldfonds der 
Wirtschaft 4.000 000- 
2.2. Geldfonds der 
Bevölkerung 778 500,- 
2.3. Geldfonds des 
Sfaokshaushalles 608 736,- 
2.4. Geldfonds der 
Versicherung 7036 300,- 
2.5. Prömienfonds 5000- 
2.6. Unterwegs befindliche 
Verrechnungen 5.070 000- 
2.7. bewinn 08 464 - 
Summe 2 77 067 000- 
Gesamfsumme 77 682 000, - 
Bruttolöhne 42 000,— 
Lohnsteuer 2.000, 
SV-Versichertenanteil 3 000,— 
SV-Betriebsanteil 3 750,— 


Die Nettolöhne werden in voller 
Höhe auf die Gehaltskonten über- 
wiesen. 


Lohnsteuer ‘und Sozialversicherungs- 
beiträge werden an den Staatshaus- 
halt überwiesen. 


Überweisung von EDV-Bearbei- 
tungskosten in Höhe von 8000,— M. 
Das Konto des VEB Datenverarbei- 
tung der Finanz- und Bankorgane 
wird in der Staatsbanktiliale der 

Sn , geführt. 


Kauf von Briefmarken und Fran- 
Rrsureiland in Höhe von 1000,— M 
(Barzahlung). 


3.3. 
Aufgaben und Organisation 
der Kostenrechnung 


3.3.1. 
Aufgaben der Kostenrechnung 


Die Kreditinstitute müssen in ihrer Ar- 

beit das sozialistische Sparsamkeitsprin- 

zip konsequent durchsetzen. Sie müssen 
sichern, daß die Kosten durch die Er- 
löse gedeckt werden. Mit Hilfe der 

Kostenrechnung sind die Kosten und die 

Erlöse zu ermitteln und zu analysieren. 

Im einzelnen sind folgende Aufgaben 

zu erfüllen: 

- Erfassung und Aufbereitung der Ko- 
sten nach Kostenarten und nach Ko- 
stenstellen (den. Stellen, wo die 
Kosten entstanden sind); 

- Analyse der Entwicklung der Ko- 
sten in den Kostenstellen; 

—- Analyse der Entwicklung der Kosten- 
arten; 

- Analyse der Erfüllung des Finanz- 
planes für die Leistungsbeurteilung 
des Kreditinstitutes sowie für die 
kurz- und langfristige Planung; dazu 
gehören: 

® Analyse der Faktoren, die die 
Kostenentwicklung beeinflussen, 

© Analyse des Verhältnisses von Ko- 
stenentwicklung und Leistungsent- 
wicklung (Kostendynamik), z. B. Ver- 
hältnis Verrechnungsposten : Lohn- 
kosten, 

® Anwendung von Kostennormati- 

ven und Kostenkennziffern, z.B. 
Kosten für den allgemeinen Büro- 
bedarf je VbE, Kosten für nicht akti- 
vierungspflichtige Arbeitsmittel je 
VbE, 
Kosten für die Pflege und Wartung 
von Arbeitsmitteln je VbE, Kosten 
für die Pflege und Wartung von 
Kraftfahrzeugen im Verhältnis zu 
ihrem Bruttowert, 


—- Analyse des Niveaus und der Ent- 
wicklung der Kosten je Leistungs- 
einheit, z.B. je ausgeführte Über- 
weisung. 


3.3.2. e 
Organisation der Kostenrechnung 


Die Kostenrechnung der Kreditinstitute 
umfaßt die Kostenartenrechnung und 
die Kostenstellenrechnung. Der Umfang 
und der Inhalt der Aufgaben, die in die- 
sen Rechnungen auszuführen sind, wer- 
den in den Richtlinien der Kreditinsti- 
tute vorgeschrieben. 

In diesem Lehrbuch werden nur die 
wichtigsten Aufgaben dargestellt, die 
für alle Kreditinstitute zutreffen. 


3.3.2.1. 
Kostenartenrechnung 


Die Kosten sind im Zeitraum ihrer Ent- 
stehung exakt, unabhängig von ihrer 
Finanzierungsquelle und nach Kosten- 
arten unsaldiert zu erfassen. 

Die Gliederung in Kostenarten, die für 
die Kreditinstitute erforderlich ist, wird 
durch den verbindlichen einheitlichen 
Kontenrahmen festgelegt. 


3.3.2.2, 
Kostenstellenrechnung 


Die Kostenstellenrechnung hat folgende 

Aufgaben: 

- Erfassung und Zuordnung der Ko- 
sten nach dem Ort der Entstehung 
und Verursachung, z.B. Erfassung 
aller für den Kassenverkehr an- 
gefallenen Kosten; 

— Gegenüberstellung von Kosten .und 
Leistungen der Kostenstellen und 
Analyse ihrer Entwicklung. 

Kostenstellen sind örtlich oder £unktio- 

nell abgrenzbare Arbeitsbereiche der 

Kreditinstitute. 
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Bei der Staatsbank der DDR existieren 
z. B. folgende Kostenstellen: 
- Kostenstelle Kontobearbeitung und 
Datenverarbeitung, j 
—- Kostenstelle Kassenverkehr, 
— Kostenstelle Reisezahlungsverkehr, 
— Kostenstelle Reklamationsbearbei- 
tung / Belegablage / Datenverarbei- 
tungskontrolle. j 
Auch Struktureinheiten der Kreditinsti- 
tute in ihrer Gesamtheit, wie Bezirks- 
direktionen, Kreisfilialen, Wechselstel- 
len, sind Kostenstellen. Darüber hinaus 
können fiktive Kostenstellen für ab- 
rechnungstechnische Zwecke gebildet 
‘ werden. Sie dienen insbesondere der 
Aufnahme solcher Kosten, die keiner 
der gebildeten Kostenstellen zugeordnet 
werden können. 


Aufgabe 
Informieren Sie sich über die 
Kostenstellenrechnung in Ihrem 
Kreditinstitutl j 


3.4. 
Finanzplanung der Kreditinstitute 


3.4.1. 
Wesen der Finanzplanung 


Auch die Mitarbeiter der Kreditinstitute 

müssen bei der Lösung ihrer Aufgaben 

ständig bestrebt sein, das Verhältnis von 

Aufwand und Leistungen zu verbessern. 

Im einzelnen haben die Mitarbeiter der 

Kreditinstitute in diesem Zusammen- 

hang folgende Aufgaben: 

- volle Nutzung der Arbeitszeit, 

— effektiver und sparsamer Umgang 
mit den materiellen und finanziellen 


Fonds, 

— wissenschaftliche Arbeitsorganisa- 
tion, Anwendung fortschrittlicher 
Arbeitsmethoden, 
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- exakte Rechnungsführung und Kon- 
trolle, 

- straffe Ordnung, Sicherheit und Dis- 
ziplin zum Schutz des sozialistischen 
Eigentums. 

Ein Instrument, das hilft, diese Auf- 

gaben zu planen und zu erfüllen, ist der 

Finanzplan des Kreditinstitutes. Er ent- 

hält die geplanten Kosten und Erlöse, 

den planmäßigen Gewinn sowie die ge- 
plante Gewinnverwendung für einen be- 
stimmten Planzeitraum. 

Die Finanzpläne sind nach dem Netto- 

prinzip mit dem Staatshaushalt verbun- 

den, d. h., der Teil des Nettogewinns, 
der dem Staatshaushalt zusteht, geht als 

Nettogewinnabführung der Kreditinsti- 

tute in den Staatshaushaltsplan ein. 

Mit Hilfe des Finanzplanes sollen mate- _ 

rielle und finanzielle Reserven aufge- 


geckt werden. Dazu ist”es endig,” 
ie Mitarbeiter in die Planausarbeitung 


einzubeziehen. Sie kennen ihr Arbeits- 
gebiet, sie wissen am besten, welche 
Möglichkeiten der Kostensenkung be- 
stehen und wie die Arbeitsorganisation 
verbessert werden kann. In persönlichen 
Verpflichtungen, im Initiativprogramm 
der Kollektive und der einzelnen Werk- 
tätigen geht es z. B. darum, die Kosten 
für Energie, Kraftstoffe, Büromaterial, 
die Telefongebühren usw. zu senken 
und die Qualität der Arbeitsleistungen 
durch rationelle, fehlerfreie Arbeit stän- 
dig zu steigern. 

Zur Ausarbeitung realer, anspruchsvol- 
ler Finanzplanentwürfe muß die Arbeit 


mit „Ausstattungs-, Bestands-, Ver-. 


brauchs- und Aufwandsnormativen wei- 

ter verbessert werden. Für das Planjahr 

1979 wurden z. B. Kostennormative für 

folgende Positionen des Finanzplans 

vorgegeben: 

- finanzielle Mittel für allgemeinen 
Bürobedarf je VbE, 

- nichtaktivierungspflichtige 
mittel je VbE, 


Arbeits- 


.- Mittel für Reparatur sowie Pflege 
und Wartung der Kraftfahrzeuge 
(im prozentualen Verhältnis zum 
Bruttowert der Grundmittel bzw. 
zum Volumen der Abschreibungen 
auf diese Grundmittel). 


3.4.2. 
Grundlagen der Finanzplanung 


Die gesetzliche Grundlage für die Erar- 
beitung der Finanzplanentwürfe der 
Kreditinstitute ist die Ordnung der Pla- 
nung der Volkswirtschaft der DDR. Er- 
gänzt werden diese Festlegungen durch 
jährliche Regelungen über den Ablauf‘ 
der Ausarbeitung des Volkswirtschafts- 
und Haushaltsplanes sowie durch Ver- 
fügungen und Weisungen des Präsiden- 
ten der Staatsbank. 

Bei der Planaufstellung sind folgende 
Pläne zu berücksichtigen, die die Aus- 


gangswerte für die Ermittlung der Ko- - 


sten und Erlöse liefern: 

- der Kreditplan für die Planung der 
Zinserlöse und Zinskosten, 

- der Plan der Mobilisierung der 


‚freien_Mittel der Bevölkerung für 


die Planung der Zinskosten, 

der Valutaplan für die Planung der 
Gebühren aus dem Reisezahlungs- 
verkehr u. a., 

_der Plan für Arbeitskräfte und Lohn 
für die Planung der Löhne, Vergütun- 
gen und Prämien, 

- _der Plan _für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Werktätigen für die Planung der 
Kosten und Investitionen. 


3.4.3. 
Grundsätze der Aufstellung 
des Finanzplanes 


Der wichtigste Grundsatz für die Auf- 
stellung des Finanzplanes ist die Einhal- 


tung des Prinzips der_ sozialistischen 


Sparsamkeit. Das bedeutet, daß die qua- 
Iitativ und quantitativ höheren Auf- 
gaben möglichst ohne entsprechend 
höhere Aufwendungen zu lösen sind. 


Ein weiterer wesentlicher Grundsatz ist 
die Beachtung der Einheit von materiel- 
Ter_und finanzieller Planung. we 


An der Ausarbeitung des Planentwurfs 
sollen sich alle Mitarbeiter beteiligen. 
Bei der Ausarbeitung des Planes muß 
jeder Planansatz begründet werden. Es 
gibt Kosten- und Erlöspositionen, für die 
die Plankennziffern verhältnismäßig 
leicht zu ermitteln sind, da sie exakt 
feststehen (z. B. Mieten). Andere Posi- 
tionen müssen auf Grund der vorgege- 
benen Normative oder anderer Berech- 
nungen ermittelt werden (z. B. Löhne, 
Kraftstoffverbrauch). 


Es muf nach dem Bruttoprinzip geplant 
werden, d. h., Kosten und Erlöse dürfen 
nicht gegeneinander aufgerechnet wer- 
den, auch wenn sie in einer engen Be- 
ziehung zueinander stehen. Es ist z. B. 
nicht statthaft, die von den Kontoinha- 
bern zu ersetzenden Postgebühren bei 
der Planung der Postgebühren des Kre- 
ditinstituts abzusetzen. 


3.4.4. x 


Aufstellung 
des Finanzplanentwurfs 


Der Finanzplanentwurf wird in den Nie- 
derlassungen der Kreditinstitute nach 
den planmethodischen Bestimmungen 
und den Finanzplanordnungen der Zen- 
tralstellen der Kreditinstitute aufge- 
stellt. Die Sparkassen als örtliche Kre- 
ditinstitute übergeben ihren Finanzplan- 
entwurf dem Rat des Kreises, Abteilung 
Finanzen. Die Finanzplanentwürfe der 
örtlichen Filialen der Staatsbank und 
der BLN werden von den Bezirksdirek- 
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tionen dieser Institute nach kritischer 
Prüfung zusammengefaßt und an die 
Zentralstellen weitergeleitet. 


Hier werden sie weiter verdichtet. Im 
Rahmen des Gesamtplanentwurfs des 
jeweiligen Kreditinstituts wird die plan- 
mäßige Nettogewinnabführung -an den 
Staatshaushalt festgelegt. 


Auf der Grundlage des Beschlusses der 
Volkskammer über den Volkswitrt- 
schaftsplan und den Staatshaushalts- 
plan des Planjahres werden die staat- 


Einnahmen 


lichen Planauflagen der Kreditinstitute 
erarbeitet. 

Zu Beginn des Planjahres ist jede Nie- 
derlassung im Besitz eines bestätigten 
Plandokuments. 


3.4.5. 
Struktur des Finanzplanes 


Die nachstehende Aufstellung zeigt die 
Struktur eines Finanzplanes: 


Ausgaben 


1. Zinserlöse für planmäßigen Kredit 
und aus Mitteln, die bei der Staats- 
bank oder bei anderen Kreditinsti- 
tuten angelegt wurden 

2. Kreditprovisionen und Auslagen- 
ersatz 
Provisionen und Bearbeitungsgebüh- 
ren aus Krediten an die Wirtschaft 
usw. 

3. Sonstige Provisionen und Gebühren 

4. Wirtschaftseinnahmen 
Mieteinnahmen, Erlöse aus dem Ver- 
kauf von Altmaterial usw. 

5. Sonstige Erlöse — planbar - 
Außergewöhnliche und perioden- 
fremde Erlöse 

6. Verlust 


Summe der Einnahmen 
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1. Verbrauch von Arbeitsmitteln 
Abschreibungen der Grundmittel 

2. Verbrauch von Material 
Büromaterial, Reinigungsmaterial, 
Heizungsmaterial, Wasser, Energie 
usw. 

3. Verbrauch produktiver Leistungen 
Reparaturleistungen, maschinelle 
Abrechnungsleistungen usw. 

4. Löhne und Vergütungen 
Löhne und Gehälter an Beschäftigte 
It. Stellenplan 

5. Fondszuführungen - Prämienfonds, 
Kultur- und Sozialfonds - 

6. Entschädigungen und Zuwendungen 
Reisekosten usw. 

7. Verbrauch nichtproduktiver Leistun- 
gen 
Reinigungsleistungen usw. 

8. Haushaltsverpflichtungen, 

und Beiträge 

Zinsen für Einlagen, Versicherungs- 

beiträge usw. 

Sonstige Kosten - planbar - 

Betriebliche Gesundheitseinrichtun- 

gen usw. 

10. Gewinn 


Zinsen 


hl 


Summe der Ausgaben 


Finanzplanung 


Zinnahmen 


ZINSETIOSE 


Vergleich und Kontrolle | 
Arediiiprovision 


Finanzplon 


Ausgaben 


Verbrauch von ‚Am 


Verbrauch von 
Mlaterial 


Vergleich und Kontrolle 


Gewinn 


finanzrechnung_ 


Ss ZINSErlÖSEe A 


Ss Arediiprovision HH 


Abb. 3.13. 
Zusammenhang zwischen Finanzpla- 
nung und Finanzrechnung 


3.4.6. 
Kontrolle des Finanzplanes 


Die Erfüllung des Finanzplanes wird 
vierteljährlich kontrolliert. Hierbei wer- 
den die Planpositionen des Finanzplanes 
mit den Istsalden der Kosten- und Erlös- 
konten verglichen, und zwar auf der 
Grundlage der Abrechnungen zur Ge- 
winn- und Verlustrechnung sowie zur 
Zinsbilanz, die vierteljährlich von den 
EDVA ausgedruckt werden. 

Bei der Kontrolle kommt es darauf an, 
Planabweichungen festzustellen, ihre 
Ursachen zu erforschen und Maßnah- 
men zu ihrer Beseitigung einzuleiten. 
Neben dieser vierteljährlichen Kontrolle 
wird der Finanzplan permanent kontrol- 
liert anhand der Saldenlisten, der Kon- 
tenbewegungen, der Rechnungen, der 


8 Finanzkaufmann 3 


Gewinn 


S Verbrauch von Am HH 


Verbrauch von 
By Material H 


AH 


Auftragserteilungen und sonstiger Do- 
kumentationen. 


Aufgaben 

l 1. Erläutern Sie den Weg der Auf- 
stellung und Bestätigung des Finanz- 
planes in Ihrem Kreditinstitut! 
2. Informieren Sie sich über die 
Erfüllung der Finanzplanpositionen 
in Ihrem Kreditinstitut, und über- 
legen Sie, wie Sie die Erfüllung des 
Finanzplanes beeinflussen können! 
3. Welche Bedeutung haben Kosten- 
normative für den Finanzplan, und 
welche Kostennormative gelten in 
Ihrem Kreditinstitut? 
4. Wie wird die Mitwirkung der 
Werktätigen an der Ausarbeitung 
des Finanzplanentwurfes in Ihrem 
Kreditinstitut gesichert? 
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Ansammlung 

der zeitweilig freien 
Geldmittel 

der Bevölkerung 


4.1. 
Charakteristik des Sparwesens 


4.1.1. 
Formen der finanziellen 
Reservebildung der Bevölkerung 


In allen Bereichen der Volkswirtschaft, 
also in den Kombinaten und Betrieben, 
in den haushaltsgeplanten staatlichen 
Organen und staatlichen Einrichtungen, 
in den gesellschaftlichen Organisatio- 
nen sowie bei der Bevölkerung entste- 
hen durch das zeitliche Auseinander- 
fallen von Geldeinkünften und Geld- 
ausgaben vorübergehend freie finan- 
zielle Mittel. Die Ansammlung dieser 
freien finanziellen Mittel wird als Geld- 
akkumulation bezeichnet. 


Zur Geldakkumulation der Bevölkerung 
zählen alle Formen der finanziellen Re- 
servebildung der Bevölkerung: 


— das Sparen mit Sparbuch, 

— das Sparen auf Spargirokonto, 

‚- die Guthaben auf Girokonten der 
Bürger, 

— das Versicherungssparen, 

- die Bargeldreserven der Bevölke- 


rung, 
- das Wertpapiersparen (in der DDR 
aus noeh wenig ieh)! (üuft aus, 


i . ferne Hei een Absuniase, worth 
Einauzielle Reserven = Bevölkerung, 


die als Guthaben auf Konten bei den 
Spar- und Kreditinstituten oder als spar- 
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wirksame Versicherungen bei der Staat- 
lichen Versicherung der DDR gebildet 
werden, bezeichnet man als Spareinla- 
gen. Außerdem gibt es noch den: Be- 
griff Spargeld. Er ist umfassender als 
der Begriff Spareinlagen, weil er auch 
die Bargeldbestände der Bevölkerung 
einschließt. 

In der DDR ist - historisch gewachsen 
und durch großzügige Maßnahmen un- 
seres Staates zur Förderung und Er- 
leichterung des Sparens unterstützt - 
die Spareinlagenbildung die Haupt- 
methode der individuellen Geldakkumu- 


lation. 


4.1.2. 
Sparmotive 


Die Beweggründe für das Sparen haben 
sich in unserem Land durch die sozia- 
listischen Produktionsverhältnisse und 
das Wirken der ökonomischen Gesetze 
des Sozialismus grundlegend verändert. 
Die für die kapitalistische Gesellschafts- 
ordnung typischen Sparmotive, also die 
Angst vor sozialem Notstand und die 
Existenzunsicherheit, haben in der DDR 
keine sozialökonomische Grundlage. In 
der DDR gibt es keine Arbeitslosigkeit; 
‚ das Recht auf Arbeit ist in der Verfas- 
‘sung verankert. Auch bei Krankheit, 
Mutterschaft und Invalidität garantie- 
ren die vorbildlichen Regelungen des 
sozialistischen Staates und der Gewerk- 
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. schaft die soziale Sicherheit der betrof- 
fenen Bürger und ihrer Familien durch 
entsprechende Unterstützung und Be- 
treuung. 

Das ist eine große Errungenschaft des 
real existierenden Sozialismus und ein 
wesentliches Ergebnis der auf das Wohl 
der Menschen gerichteten Politik der 
Partei der Arbeiterklasse in der DDR. 
Sparen dient in der DDR vor allem der 
Befriedigung der ständig wachsenden 
materiellen und kulturellen Bedürf- 
nisse der Bevölkerung. Viele Bürger 
sparen z.B. für die Anschaffung hoch- 
wertiger Konsumgüter. Mit der An- 
schaffung derartiger langlebiger Ge- 
brauchsgegenstände erhöht sich das Le- 
bensniveau der Bürger. Um das er- 
reichte Lebensniveau aufrechterhalten 
zu können, müssen auch entsprechende 

Geldfonds für Instandhaltung und Er- 

satz dieser „Konsumgüter "angesammelt 

"werden. 

Ein anderer Teil der Bevölkerung trifft 


das Alter sowie wie für unvorhersehbare 
"Ereignisse, die zu finanziellen Bela- 
stungen führen können. Geldfonds wer- 
den auch für Urlaubsreisen, zu anderen 
Formen der Freizeitgestaltung und zum 
Bau von Eigenheimen angesammelt. 
Sparen hilft also, Wünsche zu erfüllen, 
denn wer spart, 


— schafft sich selbst Voraussetzungen 
für die Verbesserung der Wohn- 
bedingungen und ein kulturvoll und 
komfortabel ausgestattetes Heim, 

- trifft eine zusätzliche materielle Vor- 
sorge für zu erwartende größere 
Aufwendungen, z.B. für Urlaubs- 
reisen, Neueinrichtung der Woh- 
nung, Hochzeit, Studium der Kinder, 
sowie für unerwartet, auftretende fi- 
nanzielle Belastungen, 

- kann durch Ersparnisse selbst da- 
zu beitragen, daß das erreichte Le- 
bensniveau auch nach Ausscheiden 


aus dem Arbeitsprozeß beibehalten 
werden kann. 


4.1.3. 

Vorteile der Bildung 
finanzieller Reserven 
durch Spareinlagen 


Die Anlage freier Geldmittel der Bevöl- 
kerung als Spareinlagen ist zweckmäßig, 
us 


- die Ersparnisse vor Diebstahl und 
Verlust geschützt sind, 

-— das Sparguthaben verzinst wird, 

- dem Kontoinhaber sehr günstige 
Sparbedingungen und Verfügungs- 
möglichkeiten gewährt werden, 

— für Spareinlagen Steuerfreiheit be- 
steht. 


Über Spareinlagen, die zum Freizügig- 
keitsverkehr zugelassen sind, können 
die Sparer bei mehr als 15000 Spar- 
instituten in der DDR und bei Einrich- 
tungen der Deutschen Post verfügen. 


Mit dem Spargirokonto wird dem Spar- 
bedürfnis des Kunden entsprochen, und 
zugleich wird ermöglicht, daß der Kun- 
de umfassend am bargeldlosen und ba- 
ren Zahlungsverkehr teilnimmt. 


Die Guthaben werden bei beiden For- 
men des Kontosparens (Sparbuch und 
Spargirokonto) einheitlich mit 3,25 Pro- 
zent jährlich verzinst. 

Für die Finlagen und für die Zinserlöse 
besteht Steuerfreiheit. Die Spareinlagen 
sind eine wichtige Kreditquelle. 

Die : gesetzlichen Regelungen für .das 
Sparen basieren auf der grundsätzlichen _ 
Übereinstimmung der persönlichen mit 
den cesellschaftlichen Interessen im 
Sozialismus. 

Für die Guthaben auf Buchspar- und 
Spargirokonten bestehen keine Verfü- 
gungsbeschränkungen. Auch die Ein- 
beziehung anderer verfügungsberechtig- 
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ter Personen ist entsprechend dem Wil- 
len des Spargirokontoinhabers mög- 
lich. Die Buchspar- und Spargirokonten- 
führung erfolgt gebührenfrei. 


4.1.4. 
Sparpolitische Grundsätze 


Das Sparen in Form von Guthaben auf 
Konten oder sparwirksamen Versiche- 
rungen hat neben den individuellen Vor- 
teilen für die Bürger auch volkswirt- 
schaftliche Bedeutung. 

Die Sparinstitute der DDR gehen bei 
der Ansammlung der zeitweilig freien 
Geldmittel der Bevölkerung von folgen- 
den Grundsätzen der sozialistischen 
Sparpolitik aus: 

1. Die Spareinlagenbildung wird auf 
der Basis der Freiwilligkeit und Ein- 
sicht in die Zweckmäßigkeit organisiert. 
Durch ständige Überzeugungsarbeit und 
vor allem durch die stabile Entwick- 
lung der Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen ist das Sparen bei vielen Bürgern 
der DDR zu einer festen Gewohnheit 
geworden. Wegen der volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung der Spareinlagen als 
staatlich organisierte Geldfonds sowie 
wegen der Wechselbeziehungen zu an- 
deren volkswirtschaftlichen Fonds muß 
die Erfüllung der Planziele auf dem Ge- 
biet des Sparens regelmäfjig analysiert 
und die Sparentwicklung ständig beob- 
achtet werden. 

2. Die Sparinstitute haben den Spar- 
verkehr gemäß den geltenden gesetz- 
lichen Bestimmungen durchzuführen. 
Vor allem müssen die Sicherheitsbestim- 
mungen, insbesondere Verfügungen im 
Freizügigkeitsverkehr, und — beim Tod 
des Kontoinhabers — erbrechtliche Be- 
stimmungen beachtet werden. 

3. Bei allen sparpolitischen und bank- 
organisatorischen Maßnahmen sind die 
Interessen der Bevölkerung zu wahren. 
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4. Die Öffentlichkeitsarbeit der Spar- 
institute muß das Vertrauen der Bevöl- 
kerung zur Politik des Staates fördern 
und zum volkswirtschaftlichen Denken 
und Handeln anregen. Daraus ergeben 
sich zwei wesentliche Prinzipien für 
die Öffentlichkeitsarbeit auf diesem Ge- 
biet: 

- Die Öffentlichkeitsarbeit darf nicht 
mit der Gewinnung der Sparer ab- 
geschlossen werden, sondern durch 
sie muß der Sparer über die sichere, 
wertbeständige und gesellschaftlich 
nützliche Verwendung der Sparein- 
lagen sowie über die Rechtsfragen 
des Sparkontovertrages informiert 
werden. Diese Informationen erhält 
der Sparer vor allem durch die in- 
dividuelle Kundenberatung in der 
Sparkasse sowie durch Presse- 
beiträge, Informationsschriften, Kun- 
denforen und andere Formen der 
Öffentlichkeitsarbeit. 

heranwachsende Jugend ist 

durch die Zusammenarbeit der Spar- 
institute mit Schulen und anderen 

Erziehungsträgern an das Sparen 

heranzuführen. 


4.1.5. 

Voraussetzungen 

für die Spareinlagenbildung 

als Hauptform der 
individuellen Geldakkumulation 


Die Bildung von Spareinlagen durch 
die Bevölkerung wird von folgenden 
Voraussetzungen und Faktoren be- 
einflußt: 


Politisch-ideologische Voraussetzungen 


Die Sparfreudigkeit der Bevölkerung 
wird maßgeblich durch ihr Vertrauen in 
die Politik unseres Staates bestimmt. 
Eine Rücklage größerer Einkommens- 
teile für die spätere Anschaffung lang- 
lebiger Konsumgüter zeugt vom Ver- 


“trauen in die eigene Zukunft, von der 
Bewußtheit der Perspektiven unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung und da- 
mit vom Vertrauen in die Politik der 
Partei der Arbeiterklasse und unseres 
Staates. 

Die Sparer wissen, daß ihre Einlagen 
jederzeit wertbeständig und verfügbar 
bleiben. Die neue Einstellung zum Spa- 
ren stützt sich auf die stabilen Existenz- 
bedingungen, die der Sozialismus ge- 
währleistet. 


Ökonomische Voraussetzungen 


Sie werden insbesondere durch die Ein- 
kommens-, Preis- und Sozialpolitik so- 
wie durch das Niveau des Konsumgüter- 
und Dienstleistungsangebots beeinflußt. 
Die finanziellen Voraussetzungen zur 
Ersparnisbildung werden bestimmt 
“ durch das Verhältnis der individuellen 
Einkommen oder Familieneinkommen 
zu den Lebenshaltungskosten und dem 
Anteil der nichtverbrauchswirksamen 
Ausgaben (z.B. Steuern). Ein niveau- 
volles Waren- und Dienstleistungsange- 
bot löst Sparimpulse aus. 


Soziale Voraussetzungen 


Das Lebensniveau der Bürger der DDR 
wird nicht allein vom materiellen Ver- 


Tabelle 4.1. 
Entwicklung der Spareinlagen in der DDR 


brauch bestimmt; es schließt solche so- 
zialpolitischen Faktoren ein, wie Si- 
cherheit des Arbeitsplatzes, Grad der 
sozialen, medizinischen und kulturellen 
Betreuung und Entwicklungsstand der 
materiellen und geistigen Bedürfnisse. 


Psychologische Faktoren 


Ein wesentlicher psychologischer Fak- 
tor ist die traditionelle Gewohnheit 
des Sparens. Bei der Bevölkerung ist die 
Tendenz erkennbar, daß sie auf der 
Grundlage gesicherter Existenzbedin- 
gungen die Ergebnisse des technischen 
Fortschritts auch im persönlichen Le-. 
bensbereich immer stärker nutzen möch- 
te. Es entwickeln sich neue Verbrauchs- 
gewohnheiten; das Lebensniveau erhöht 
sich. 


Organisatorische Voraussetzungen 


Um zeitweilig freie Geldmittel bei den 
Sparinstituten zu konzentrieren, müs- 
sen bestimmte organisatorische Voraus- 
setzungen gegeben sein. In der DDR be- 
stehen mehrere Sparinstitute mit einem 
weit verzweigten Netz von Sparstellen, 
die die Spareinlagenbildung und -verfü- 
gung einfach, sicher, bequem und in so- 
zialistischer Zusammenarbeit ermög- 
lichen. 


Jahresende , Sparguthaben bei Guthaben der Bevölkerung 

den Kreditinstituten in sparwirksamen 
Personenversicherungen 

Mill. M Mill.M 

1950 1275 548,5 

1960 17 498 2 184,4 

1970 52 149 6 021,5 

1975 75 315 7 658,7 

1976 80 210 8 023,6 

1977 86 083 8 471,6 

1978 92 046 9 008,9 


En 


Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1979. Staatsverlag der DDR, Berlin 1979, S. 254, 255 
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Aufgaben 


1. Fertigen Sie eine graphische Dar- 
stellung über die Entwicklung der 
Spareinlagen Ihres Lehrbetriebes in 
den letzten 10 Jahren an, und werten 
Sie die Ergebnisse aus! 

2. Worin bestehen die Ursachen für 
das kontinuierliche Anwachsen der 
Spareinlagen in der DDR? 


4.2. 

Stellung des Sparprozesses 

im System der'Geldeinnahmen 
und der Einkommensverwendung 
der Bevölkerung 


421 

Zusammenhang zwischen 
individueller Geldakkumulation, 
Kauffonds und Warenfonds 


Die individuelle Geldakkumulation 
kommt zustande, weil ein Teil der Net- 


Abb. 4.1. 

Zusammenhang zwischen individueller 
Geldakkumulation, Kauffonds 

und Warenfonds der Bevölkerung 


6eldeinkünffe aus 
Arbeitstöllgkeif 


Verbrouchswirksame 
EZinkommensteile 


Geldausgaben für Waren- 
Aöufe und Dienstleistungen 


Kauffonds der Bevölkerung 
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Geldeinkünfte aus 
staatlichen Fonds 


Jnonspruchnahme 
von Spargeldern 


togeldeinnahmen der Bevölkerung nicht 
verbrauchswirksam verwendet wird. 
Die akkumulierten Geldmittel werden 
erst zu einem späteren Zeitpunkt ver- 
brauchswirksam, nämlich wenn sie für 
den Kauf von Waren und für die In- 
anspruchname von Dienstleistungen 
oder für andere Zwecke eingesetzt wer- 
den. 


Die Höhe der individuellen Geldakku- 
mulation hat Einfluß auf den Umfang 
der bereitzustellenden Waren- und 
Dienstleistungsfonds. Diese Fonds brau- 
chen nicht in Höhe der gesamten Netto- 
geldeinnahmen der Bevölkerung gebildet 
zu werden; sie müssen in Höhe des ver- 
brauchswirksamen Teils der Nettogeld- 
einnahmen, die als Kauffonds der Be- 
völkerung wirksam werden, planmäßig 
bereitgestellt werden. 


Die Abb. 4.1. läßt erkennen: 


— Durch die Geldakkumulation ver- 
mindert sich der Kauffonds der Be- 
völkerung im gegebenen Zeitraum. 


— Durch die Inanspruchnahme von 
Spargeldern zur verbrauchswirksa- 
men Verwendung erhöht sich der 
Kauffonds der Bevölkerung im ge- 
gebenen Zeitraum. 


Sonstige Einkünfte, z.B. 
Zinsen, Lofloeinnahmen u.a. 


Nichtverbrauchswirksarme 
Zinkommensteile 


Individuelle rerenkicher 
Geldakkumulation «aulfor® 


Waren- und Dienstleistungs - 
Tonds 


. 4.2.2. 
Objektivität des Sparprozesses 


Die individuelle Geldakkumulation der 
Bevölkerung ist keine sich mehr oder 
weniger zufällig ergebende Restgröße 
aus der Verwendung der Nettogeld- 
einnahmen, sondern ein objektives, ge- 
setzmäßiges Erfordernis der weitsichti- 
gen Einkommensverwendung der Bevöl- 
kerung. 

Eine objektive Ursache für die Entste- 
hung freier Mittel der Bevölkerung er- 
gibt sich daraus, daß die Geldeinkünfte 
und ihre Verwendung zeitlich ausein- 
anderfallen. Das Einkommen wird nicht 
auf einmal, sondern im Zeitraum der 
Lohn- und Gehaltsperiode mehr oder 
weniger kontinuierlich zur Bestreitung 
der Lebenshaltungskosten verausgabt. 
Diese Form der zeitweiligen Freiset- 
zung von Einkommensteilen kann je- 
doch nicht mit der Ersparmisbildung 
gleichgesetzt werden, weil es sich hier- 
bei nicht um eine bewußte und zweck- 
bestimmte Rücklage handelt, sondern 
um eine objektiv entstandene Rück- 
lage. 

Das Sparen dient der Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Gesamt- 
bedürfnisse der Bevölkerung. Um ihre 
Bedürfnisse zu befriedigen, kauft die 
Bevölkerung Waren und nimmt Dienst- 
leistungen in Anspruch. Das wird durch 
die Geldeinnahmen möglich. Neben Wa- 
ren des täglichen Bedarfs u.ä. enthält 
der Warenfonds aber auch. hochwertige 
und langlebige Konsumgüter, die auf 
Grund ihrer Preise im allgemeinen nicht 
aus den Einnahmen in einer einzigen 
Einkommensperiode angeschafft werden 
können. Der Sparprozeß wird hier objek- 
tiv erforderlich. Es müssen Einkom- 
mensteile angesammelt werden, damit 
sie später für größere Anschaffungen 
verwendet werden können. 


Um das einmal erreichte Lebensniveau 


sichern zu können, ist ein ängemes- 
sener finanzieller Reservefonds not- 
wendig. 

Hochwertige industrielle Konsumgüter 
erfordern nicht nur zu ihrer Anschaf- 
fung, sondern auch zur Unterhaltung 
und Ersatzbeschaffung erhöhte Auf- 
wendungen, die vielfach nur über eine 
rechtzeitige Ersparnisbildung bestritten 
werden können. 


Aufgaben 
1. Nennen Sie Beispiele für Geld- 

| einkünfte der Bevölkerung aus 
staatlichen Fonds! 
2. Erläutern Sie den Zusammenhang 
zwischen Geldeinkünften, Geld- 
akkumulation und Kauftonds der 
Bevölkerung! 
3. Begründen Sie, warum der größte 
Teil der Bevölkerung trotz günstiger 
Bedingungen für Teilzahlungskredite 
dazu neigt, erst zu sparen und dann 
zu kauften! 


4.3. 
Volkswirtschaftliche Bedeutung 
des Sparens 


Die volkswirtschaftliche Bedeutung des 
Sparens bei den Geld- und Kreditinsti- 
tuten der DDR kommt in folgenden Fak- 
toren zum Ausdruck: 


1. Die akkumulierten Geldmittel der 
Bevölkerung bei den Geld- und Kredit- 
instituten der DDR sind eine wichtige 
Kreditquelle. Eine effektive Kreditpoli- 
tik unterstützt die planmäßige Steige- 
rung der Produktion und damit das 
Wachstum des Nationaleinkommens. 
Durch sie werden die materiellen und 
finanziellen Möglichkeiten sowohl für 
die Akkumulation als auch für die ge- 
sellschaftliche und die individuelle Kon- 
sumtion vergrößert. 

2. Sparen trägt unter den Bedingungen 
der sozialistischen Warenproduktion zur 
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Realisierung des Warenfonds bei. Der 
Warenfonds hat eine unterschiedliche 
gebrauchswertmäßige Struktur. Er 
schließt auch Konsumgüter ein, die ei- 
nen hohen Anschaffungswert haben. 
Das zweckgerichtete Sparen der Bevöl- 
kerung trägt dazu bei, daß auch diese 
Bestandteile des Warenfonds realisiert 
werden können. 

3. Die von den Sparinstituten sowie 
von der Staatlichen Versicherung der 
DDR verwalteten finanziellen Reserve- 
fonds können in die staatliche Leitung 
und Planung einbezogen werden. 

4. Eine gesetzmäßig verlaufende Spar- 
entwicklung ist Ausdruck stabiler Staats- 
finanzen. Die Stabilität unserer Staats- 
finanzen zeigt sich u.a. in gesicherten 
Geldeinkünften und stabilen Konsum- 
güterpreisen. Beides fördert das Sparen 
der Bevölkerung. 

5. Der sparsame Umgang der Bevölke- 
rung mit eigenen finanziellen Mitteln 
erzieht auch zum sparsamen Umgang 
mit gesellschaftlichem Eigentum. Das 
individuelle Sparen fördert die Ent- 
wicklung bestimmter Gewohnheiten im 
sparsamen Umgang mit materiellen und 
finanziellen Fonds in unserer Gesell- 
schaft. Es unterstützt auf diese Weise 
auch die Durchsetzung des Sparsam- 
keitsprinzips in der sozialistischen 
Wirtschaft. 


4.4. 
Sparformen und Verfügungs- 
möglichkeiten 


4.4.1. j 
Buchsparverkehr 


4.4.1.1. 
Sparkontovertrag 


Die volkseigenen und genossenschaft- 
lichen Sparinstitute der DDR nehmen auf 
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der Grundlage von Kontoverträgen die 
Ersparnisse der Bürger auf Sparkonten 
mit Sparbuch oder auf Spargirokonten 
entgegen (vgl. Abschnitt 2.3.). 

Das Buchsparen und das buchlose Spa- : 
ren (Spargiro) sind zur Zeit die be- 
deutendsten Sparformen in der DDR. 
Nach der Anordnung über den Sparver- 
kehr vom 28. Oktober 1975 (GBl. I 
Nr. 43 S. 705) sind die Sparkassen der 
DDR, ‘die Banken für Landwirtschaft 
und Nahrungsgüterwirtschaft und die 
genossenschaftlichen. Geldinstitute der 
DDR verpflichtet, Sparkonten und Spar- 
girokonten zu führen. Bürger der DDR 
und anderer Staaten, die nach den gel- 
tenden Rechtsvorschriften Deviseninlän- 
der sind, können in dieser Form spa- 
ren. 

Das Sparkonto wird durch den Ab- 
schluß eines schriftlichen Sparkontover- 
trages eröffnet. Durch das Vertragsver- 
hältnis zwischen Kreditinstitut und Spa- 
rer entstehen Rechtsverhältnisse, die ge- 
genüber sonstigen Kontoverhältnissen 
einige Besonderheiten aufweisen. 

Der Kontoinhaber besitzt in Höhe der 
Einzahlungen und der Zinsen eine For- 
derung gegenüber dem Kreditinstitut, 
die er jederzeit realisieren kann. 

Das Kreditinstitut übernimmt durch den 
Sparkontovertrag die Verpflichtung, 
für den Sparer das Sparkonto einzu- 
richten, Geldbeträge als Spareinlagen 
entgegenzunehmen und zu verzinsen, 
für den Sparer den persönlichen Zah- 
lungsverkehr entsprechend den Rechts- 
vorschriften durchzuführen und die 
Spareinlagen auf Verlangen des Sparers 
zurückzuzahlen. 

Ein Sparkonto kann auf den Namen je- 
des Bürgers geführt werden. Der Spar- 
kontovertrag kann jedoch nur mit einer 
handlungsfähigen Person abgeschlos- 
sen werden. 

Jugendliche ab 16 Jahren können für 
sich selbst Sparkontoverträge ab- 


schließen. In diesem Falle muß jedoch 
der gesetzliche Vertreter durch das Kre- 
ditinstitut über die Eröffnung des Spar- 
kontos informiert werden. Für Jugend- 
liche unter 16 Jahren ist die Eröffnung 
eines Sparkontos nur durch eine voll- 
handlungsfähige Person möglich. Je- 
doch muß diese Person nicht unbe- 
dingt der gesetzliche Vertreter sein; je- 
der volljährige Bürger kann für einen 
Jugendlichen unter 16 Jahren ein Spar- 
konto eröffnen. Eine Information des 
gesetzlichen Vertreters ist jedoch auch 
hier notwendig. 

Bei Abschluß des Sparkontovertrages 
hat sich der Sparer durch Vorlage sei- 
nes Personalausweises oder eines gleich- 
gestellten Dokumentes zu legitimieren. 
Für Jugendliche ohne Personalaus- 
weis ist die Legitimation des Sparers 
durch Geburtsurkunde oder durch 
Nachweis der Eintragung des Kindes im 
Personalausweis des gesetzlichen Ver- 
treters notwendig. Damit soll gesichert 
werden, daß Srarkonten nur auf den 
Namen existierender Personen geführt 
werden. 

Die Personalien des Sparers werden auf 
dem Sparkontovertrag festgehalten. Für 
Jugendliche unter 18 Jahren sind außer- 
dem Name und Anschrift des gesetz- 
lichen Vertreters zu vermerken. 

Bei der Eröffnung eines Sparkontos kann 
vereinbart werden, daß das Konto auf 
die Namen mehrerer — im Höchstfalle 
drei - Bürger geführt wird. In diesem 
Fall handelt es sich um ein Gesamt- 
gläubigerverhältnis, wobei jeder ein- 
getragene Bürger als Sparer gilt. Die 
rechtliche Wirkung besteht darin, daß 
jeder einzelne über die Spareinlage ver- 
fügen und für Verpflichtungen aus dem 
Sparkontovertrag in Anspruch genom- 
men werden kann. 

Im Sparkontovertrag kann vereinbart 
werden, daß das Sparkonto und das 
Sparbuch auf den Namen eines Dritten 


eingerichtet werden sollen. In diesem 
Falle gilt der Dritte als Sparer. Ein sol- 
cher Fall tritt beispielsweise ein, wenn 
Großeltern für ihr Enkelkind ein Spar- 
konto eröffnen wollen. Neben der Le- 
gitimation des Dritten ist eine Legiti- 
mation des Vertragsschließenden erfor- 
derlich. Der Dritte oder dessen gesetz- 
licher Vertreter wird von der Eröffnung 
des Sparkontos durch das Kreditinstitut 
unterrichtet. Gläubigervorbehalte des 
Vertragsschließenden sind ausgeschlos- 
sen, da der Dritte als Sparer gilt und 
jederzeit über sein Guthaben verfügen 
und die Vereinbarungen mit dem Spar- 
institut ändern kann. 


Der Sparer kann den Sparkontovertrag 
jederzeit kündigen. In begründeten 
Fällen ist eine Kündigung von seiten 
des Kreditinstitutes ebenfalls möglich. 


44.12. 
Sparbuch 


Im DBuchsparverkehr ist dem Sparer 
durch das Kreditinstitut ein Sparbuch 
auszustellen. Das Sparbuch wird dem 
Sparer nach der ersten Einzahlung, die 
mindestens 1,- M betragen muß, ausge- 
händigt. Das Sparbuch wird auf der 
ersten Seite mit dem Stempel des konto- 
führenden Kreditinstitutes gesichert. 
Durch den Sicherungsstempel wird es 
zu einem gültigen Dokument. 


Das Sparbuch wird auf den Namen des 
Sparers ausgestellt. Das kontoführende 
Kreditinstitut kann aber außer an den 
Berechtigten auch mit befreiender Wir- 
kung an jeden anderen Vorleger der 
Urkunde zahlen. Der Sparer ist ver- 
pflichtet, sein Sparbuch auf Anforde- 
rung bei seinem kontoführenden Kre- 
ditinstitut vorzulegen. Alle Gutschriften 
und Verfügungen müssen in das Spar- 
buch eingetragen und mit Stempel und 
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Unterschrift des Kreditinstitutes oder 
der Deutschen Post versehen werden. 
Die mit Stempel und Unterschrift ver- 
sehenen Eintragungen im. Sparbuch gel- 
ten als Quittungen für Umsätze. 


4.4.1.3. 
Kontoverfügungen 
beim kontoführenden Kreditinstitut 


Beim DREIER sind Verfügungen 
über Spareinlagen nur bei Vorlage des 
Sparbuches möglich. Sie können bar 
oder durch Überweisungen erfolgen. 
Das kontoführende Kreditinstitut zahlt 
an jeden Vorleger des Sparbuches. bis 
zur Höhe von 500,— M ohne Prüfung 
seiner Legitimation aus, nur dann nicht, 
wenn ihm die, fehlende Verfügungs- 
befugnis des Vorlegers bekannt ist. Es 
kann zum Schutz des Sparers die Aus- 
zahlung verweigern und die Legitimation 
verlangen. 


Für Postsparbücher gelten besondere 
Bestimmungen entsprechend der Post- 
sparkassenordnung. 


Nach Paragraph 240 des Zivilgesetz- 
buches der DDR kann durch eine Ver- 
einbarung zwischen Sparer und Kredit- 
institut, die im Sparbuch vermerkt 
wird, die Berechtigung des Kredit- 
institutes ausgeschlossen werden, an je- 
den Inhaber des Sparbuches zu zahlen. 
Das geschieht durch die Anwendung 
von Sicherheitsvereinbarungen. Folgende 
Sicherheitsvereinbarungen sind mög- 
lich: 


Kontoinhabersicherung 


Die Wirkung besteht darin, daß nur an 
den Kontoinhaber selbst Zahlung zu 
leisten ist. Er muß sich mit seinem 
Personalausweis legitimieren. Das Spar- 
buch trägt auf der ersten Innenseite den 
Vermerk „Kontoinhabersicherung”. 
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Kontosicherung mit Sicherungsnummer 


Diese Sicherung bewirkt, daß ohne Vor- 
lage der Sicherungsnummer Auszahlun- 
gen nur an den Kontoinhaber selbst vor- 
genommen werden dürfen, der sich zu 
legitimieren hat. An andere Personen 
darf nur gezahlt werden, wenn sie im 
Besitz der Sicherungsnummer sind und 
sich durch den Personalausweis legiti- 
mieren. Dabei muß kontrolliert werden, 
ob die vorgelegte Sicherungsnummer 
mit der im Sparbuch eingetragenen 
übereinstimmt. Aus Sicherheitsgründen 
soll der Kontoinhaber Sparbuch und 
Sicherungsnummer stets getrennt auf- 
bewahren. 

Eine zeitweilige Sperrung der Verfü- 
gungsbefugnis gegen den Sparer ist 
nicht möglich, weil der Sparer alle 
Rechte aus einer Spareinlage wahr- 
nehmen und bestehende Vereinbarun- 
gen ändern lassen kann. 

Ausnahmen bestehen lediglich bei Ehren- 
patenschaftsgeschenken des Vorsitzen- 
den des Staatsrates und bei Sonder- 
spareinlagen aus Entschädigung ent- 
sprechend dem Entschädigungsgesetz 
vom 25. April 1960 (GBl. I Nr 26 $. 257). 
Bei einem Ehrenpatenschaftsgeschenk 
können die Erziehungsberechtigten im 
Jahr der Einschulung des Kindes ab 
1. 6. über das Guthaben einschließlich 
der Zinsen verfügen. 

Das Kreditinstitut muß sichern, daß nur 
an den Berechtigten gezahlt wird, und 
deshalb vom Vorleger des Sparbuches 
die Verfügungsbefugnis verlangen, 


- wenn besondere Sicherungsverein- 
barungen getroffen sind, 

— wenn der Verlust des Sparbuches 
gemeldet wird, 

- wenn im Erbfall die Sperre des Spar- 
guthabens durch einen oder mehrere 
Erben beantragt wird, 

- wenn Auszahlungen im Freizügig- 
keitsverkehr erfolgen. 


: Bareinzahlungen auf Sparbücher kön- 
nen bei allen Kreditinstituten - mit 
Ausnahme der Staatsbank - und bei 
der Deutschen Post gegen Vorlage des 
Sparbuches vorgenommen werden. 
Auch Überweisungen auf das Sparbuch 
sind möglich. Die Eintragung in das 
Sparbuch erfolgt jedoch erst nach Ein- 
gang des Betrages beim kontoführen- 
den Kreditinstitut. 

Bar- und Verrechnungsschecks können 


zur Gutschrift auf Sparkonten einge- 


reicht werden. Die Gutschrift erfolgt un- 
ter Vorbehalt der Einlösung des Schecks 
durch das kontoführende Kreditinsti- 
tut des Scheckausstellers. Die Eintra- 
gung im Sparbuch erfolgt, nachdem der 
Scheck vom bezogenen Kreditinstitut 
eingelöst worden ist, Schecks bis zu 
500,- M sowie alle von Institutionen, 
Betrieben und Genossenschaften ausge- 
stellten Schecks werden sofort qgut- 
geschrieben, 


4.4.1.4, 
Kontoverfügungen 
im Freizügigkeitsverkehr 


Außer beim kontoführenden Kreditinsti- 
tut können im Freizügigkeitsverkehr 
Auszahlungen von Buchsparkonten bei 
allen anderen Kreditinstituten der DDR 
- außer der Staatsbank - und bei der 
Deutschen Post vorgenommen werden. 
Im Freizügigkeitsverkehr erfolgen Aus- 
zahlungen nur an einen im Sparbuch 
eingetragenen Sparer gegen Vorlage 
des Sparbuches und des Personalauswei- 
ses oder eines gleichgestellten Aus- 
weises, Die Teilnahme am Freizügig- 
keitsverkehr wird im Kontovertrag ver- 
einbart und vom kontoführenden Kre- 
ditinstitut im Sparbuch eingetragen. 
Das Kreditinstitut kann die Zulassung 
zum Freizügigkeitsverkehr versagen, 
wenn dies durch Rechtsvorschriften be- 


stimmt ist, z.B. bei Kautionssperren 
oder Sonderspareinlagen aus Entschädi- 
gung. 
Auf Sparbücher von Jugendlichen kön- 
nen Auszahlungen im Freizügigkeits- 
verkehr auch an den gesetzlichen Ver- 
treter geleistet werden, wenn. der im 
Sparbuch genannte Sparer im Personal- 
ausweis des Vorlegers eingetragen ist. 
Da die Auszahlung nicht beim konto- 
führenden Kreditinstitut erfolgt, sind 
bei Verfügungen im Freizügigkeits- 
verkehr besondere Sicherheitsmaßnah- 
men zu beachten, wie 
— Legitimationsprüfung, 
— Vergleichen des Paßbildes mit der 
Person, 
- Prüfen der Zulassung des Spar- 
buches zum Freizügigkeitsverkehr, 
- Vorhandensein des Sicherungs- 
stempels auf der ersten Innenseite 
.des Sparbuches, 
- ordnungsgemäße 
Sparbuch, 
= Einsichtnahme in das Sperrverzeich- 
nis, 


Eintragung im 


44.1.5. 
Verlust von Sparbüchern 


Der Sparer ist verpflichtet, sein Spar- 
buch sicher aufzubewahren und vor Ver- 
lust zu schützen. 

Sollte ein Sparbuch dennoch verloren- 
gehen oder vernichtet worden sein. ist 
das kontoführende Kreditinstitut im In- 
teresse des Sparers sofort zu benach- 
richtigen. Die Verlustmeldung kann 
auch bei allen anderen Kreditinstitu- 
ten der DDR abgegeben werden. Sie 
soll bewirken, daß unberechtigte Ver- 
fügungen durch Dritte unterbleiben. 
Hierzu wird die Kontonummer des ver- 
lorengegangenen Sparbuchs in das in- 
terne Sperrverzeichnis des Kredit- 
instituts aufgenommen. Bei Entgegen- 
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nahme der Verlustmeldung ist zu prü- 
fen, ob mit dem abhandengekommenen 
Sparbuch bereits unberechtigte Verfü- 
gungen vorgenommen worden sind. An 
den Kontoinhaber kann durch das Kre- 
ditinstitut erst dann wieder ausgezahlt 
werden, wenn ein neues Sparbuch aus- 
gestellt worden ist. 

Ist mit dem Sparbuch. auch der Perso- 
nalausweis des Kontoinhabers verloren- 
gegangen, ist durch die Kreditinstitute 
zu entscheiden, ob diese Verlustmeldung 
in das zentrale Sperrverzeichnis des 
Postsparkassenamtes Berlin aufgenom- 
men wird. 


4.4.1.6. 
Änderung und Aufhebung 
des Sparkontovertrages 


Der Sparer kann die im Kontovertrag 
getroffenen besonderen Vereinbarun- 
gen, wie Sicherungsvereinbarungen oder 
Zulassung zum Freizügigkeitsverkehr, 
jederzeit durch das kontoführende Kre- 
ditinstitut ändern lassen. Sofern das 
Konto auf den Namen mehrerer Sparer 
lautet, bedarf jede Änderung der vor- 
herigen Zustimmung aller Sparer. Die 
Änderungen sind auch im Sparbuch vor- 
zunehmen. 

Die Rechte aus einer Spareinlage köm 
nen nur durch den Sparer selbst durch 
schriftliche Abtretungserklärung und 
Umschreibung des Sparkontos auf einen 
anderen übertragen werden. Das Spar- 
buch ist dann auf den Namen des neuen 
Berechtigten umzuschreiben und4hm zu 
übergeben. Ist der Kontoinhaber ver- 
storben, erfolgt die Änderung oder Auf- 
hebung des Kontovertrages nur gegen 
Vorlage des Erbscheines. Auch ein Erb- 
fall schränkt die Bestimmung des 8 14 
der Anordnung über ‘den Sparverkehr 
nicht ein, Sie besagt, daß das Kredit- 
institut berechtigt ist, an jeden Vor- 
leger des Sparbuches zu zahlen, wenn 
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keine Einsprüche oder Hinweise von 
Miterben vorliegen. Das Kreditinstitut 
haftet dann nicht für spätere Ansprüche 
der Miterben. Aufträge zur Erfüllung 
von Nachlafverbindlichkeiten können 
auch bei einer Sperre durch einen oder 
mehrere Erben durchgeführt werden. 
Auch die Auflösung des Kontoverhält- 
nisses kann nur vom Sparer selbst beim 
kontoführenden Kreditirstitut vorge- 
nommen werden. Der Sparer kann den 
Antrag auf Auflösung eines Spar- 
kontos bei einem anderen Kreditinsti- 
tut stellen, wenn er die Überweisung 
der Spareinlage an dieses Kreditinsti- 
tut beantragt. Der Sparkontovertrag 
kann aber auch durch den oder die Er- 
ben aufgelöst werden. 


4.4.2. 
Spargiroverkehr 


4.4.2.1. 
Kontovertrag 


Der Spargiroverkehr bietet dem Sparer 

die Möglichkeit, seine zeitweilig freien 

Geldmittel verzinslich als Sparguthaben 

anzulegen und am baren und bargeld- 

losen Zahlungsverkehr teilzunehmen. 

Eine ganze Reihe der gesetzlichen Fest- 

legungen, die in den Abschnitten 2.3. 

und 4.4.1. dargestellt worden sind, gel- 

ten auch für den Abschluß eines Spar- 
girokontovertrages. Zu diesen Bestim- 
mungen gehören: 

- die Pflicht der genannten Kredit- 
institute zur Führung von S$pargiro- 
konten für Bürger der DDR und 
Bürger anderer Staaten, die eytspre- 
‚chend den ‚geltenden Rechtsvor- 
schriften Deviseninländer sind, 

- die Eröffnung des Kontos durch 
eine voll handlungsfähige Person 
bzw. durch Jugendliche über 16 Jah- 
re (für sich selbst) mit Information 
an den gesetzlichen Vertreter, 


. - die Legitimationsprüfung, 

— die Möglichkeit, das Konto auf den 
Namen mehrerer Bürger zu führen, 

- die Pflichten des Kreditinstituts bei 
der Kontoführung. 


Für Spargirokonten werden keine Spar- 
bücher ausgestellt. Der Sparer wird 
durch Kontoauszüge über Gutschriften, 
Lastschriften und Kontostand infor- 
miert. Im Vertrag kann vereinbart wer- 
den, daß die Kontoauszüge dem Konto- 
inhaber gegen Erstattung der Porto- 
auslagen zugesandt werden. 

Der Kontoinhaber kann andere Bürger 
als Verfügungsberechtigte über die 
Spareinlage im Kontovertrag eintragen 
lassen, Voraussetzung ist, daß sie hand- 
lungsfähig sind. Diese Verfügungs- 
berechtigung gilt auch über den Tod 
des Kontoinhabers hinaus. Verfügungs- 
berechtigte gelten nicht als Sparer. So- 
wohl Sparer als auch Verfügungsberech- 
tigte haben ihre Unterschrift beim kon- 
toführenden Kreditinstitut zu hinter- 
legen und sich zu legitimieren. Beim 
Vertragsabschluß kann auch vereinbart 
werden, daß mehrere Sparer oder Ver- 
fügungsberechtigte nur gemeinsam Ver- 
fügungen vornehmen dürfen. Bei Ju- 
gendlichen unter 16 Jahren sind Ver- 
fügungen nur durch den gesetzlichen 
Vertreter oder durch ihn eingesetzte 
Verfügungsberechtigte möglich. 

Der Kontoinhaber kann beim konto- 
führenden Kreditinstitut ein Scheckheft 
beantragen. Das Kreditinstitut ist be- 
rechtigt, in begründeten Fällen die Aus- 
gabe eines Scheckheftes zu verweigern. 


4.4.2.2, 
Kontoverfügungen 


Über die Spareinlagen auf einem Spar- 
girokonto kann verfügt werden: 
- durch Barabhebung mittels 

zahlungsquittung oder Scheck, 


Aus- 


- durch Überweisung, 


- durch Abbuchungs- und Dauer- 
auftrag für ständig wiederkehrende 
Zahlungen, . 

- durch telegrafische Überweisung 
und telegrafische Geldanforderung 
gegen Erstattung der Portokosten, 


Alle Verfügungsaufträge sind von den 
Sparern oder den Verfügungsberechtig- 
ten zu unterzeichnen; Vollmachten wer- 
den nicht anerkannt. Bei Verfügungen 
mittels Scheck und Abbuchungsaufträ- 
gen ist das Kreditinstitut berechtigt, 
innerhalb von 5 Werktagen eine Rück- 
verrechnung vorzunehmen, wenn kein 
ausreichendes Sparguthaben vorhanden 
ist. In Wiederholungsfällen kann das 
Kreditinstitut Dauer- und Abbuchungs- 
aufträge löschen oder die Löschung ver- 
anlassen bzw. den Sparer zeitweilig 
vom Scheckverkehr ausschließen. Für 
den über die Spareinlagen hinaus ver- 
fügten Betrag kann das Kreditinstitut 
Zinsen in Höhe von 6 Prozent berech- 
nen. Der Sparer ist verpflichtet, den 
Schuldbetrag unverzüglich abzudecken. 


Die Barauszahlung von Schecks erfolgt 
nur an den Inhaber des Ausweises, der 
auf der Rückseite des Schecks ange- 
geben ist, sofern der Inhaber das: 16. 
Lebensjahr vollendet hat. Die Legiti- 
mation wird durch Vorlage des Perso- 
nalausweises geprüft. Der Vorleger hat 
die Angaben auf der Rückseite des 
Schecks mit seiner Unterschrift zu ver- 
schen. 

Bei allen Kreditinstituten der DDR - 
außer der Staatsbank - und bei allen 
Postämtern können im freizügigen 


-Scheckverkehr Schecks bis zu einem 


Höchstbetrag von 500,- M je Scheck 
von Bürgern zur sofortigen Barauszah- 
lung vorgelegt werden. Die auszahlen- 
de Stelle nimmt die Barauszahlung zu 
Lasten des kontoführenden Kreditinsti- 
tuts des Scheckausstellers vor. 
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Werden Bar- oder Verrechnungsschecks 
zur Gutschrift auf Spargirokonten ein- 
gereicht, erfolgt die Gutschrift durch 
das Kreditinstitut. nur unter Vorbehalt 
der Einlösung des Schecks beim konto- 
führenden Kreditinstitut des Ausstel- 
lers. 

Bareinzahlungen auf Spargirokonten 
können bei allen sparkontenführenden 
Kreditinstituten der DDR und der Deut- 
schen Post vorgenommen werden. 


4.4.2.3. 
Änderung und Aufhebung 
von Kontoverträgen 


Die Vereinbarungen im Spargirokonto- 
vertrag können auf Veranlassung des 
Sparers durch das kontoführende Kre- 
ditinstitut geändert werden, Am häufig- 
sten sind Änderungen der Verfügungs- 
befugnis und die Übertragung der 
Rechte aus der Spareinlage an einen 
anderen. Lautet das Konto auf den Na- 
men mehrerer Sparer, so bedarf jede 
Änderung des Spargirokontovertrages 
der Zustimmung aller Sparer, Die Ver- 
pfändung von Spareinlagen durch den 
‘Sparer ist nicht zulässig. 

Die Auflösung des Spargirokontover- 
trages muß durch den oder die Sparer 
schriftlich beantragt werden. 

Die Beendigung des Kontoverhältnis- 
ses kann auch durch Erben beantragt 
werden, Wird das Kontoverhältnis ge- 
löst, ist das Kreditinstitut verpflichtet, 
nicht verbrauchte Scheckvordrucke ein- 
zuziehen, 


4,5. 

Verantwortung der Sparkassen 
für die Koordinierung der Arbeit 
auf dem Gebiet des Sparens 


Da die freien Geldmittel der Bevölke- 
rung nicht nur von den volkseigenen 
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Sparkassen als Spareinlagen entgegen- 
genommen und verwaltet werden, son- 
dern auch von der Bank für Landwirt- 
schaft und* Nahrungsgüterwirtschaft, 
den Genossenschaftskassen für Hand- 
werk und Gewerbe, den VdgB-Bäuer- 
lichen Handelsgenossenschaften, der 
Reichsbahnsparkasse und der Postspar- 
kasse, muß die Arbeit auf dem Gebiet 
des Sparens unbedingt koordiniert wer- 
den. 

Auf Grund der gemeinsamen Aufgaben- 
stellung, der einheitlichen gesetzlichen 
Bestimmungen für die Spargeldakku- 
mulation und des Zusammenwirkens 
unter sozialistischen Bedingungen ist es 
möglich geworden, verbindliche Grund- 
sätze über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Sparwesens zu erlassen. Das 
dafür gültige Dokument ist das Statut 
der Sparkassen, 


Die Verantwortung der Sparkassen be- 
zieht sich hierbei auf folgende Auf- 
gaben: 


- Koordinierung der Zusammenarbeit 
und Anleitung der anderen Kredit- 
institute auf dem Gebiet des Spa- 
rens; 

- Gewährleistung einer guten Spar- 
betreuung, Rechenschaftslegung und 
Information gegenüber der Bevölke- 
rung; 

- Planung der Ersparnisbildung der 
Bevölkerung auf Kreisebene ent- 
sprechend den planmethodischen 
Vorschriften; 


- Analyse der Sparentwicklung und 
Abrechnung der Planerfüllung aller 
Kreditinstitute im Kreis, 


Selbstverständlich enthebt die Federfüh- 
rung der Sparkassen die übrigen Kredit- 
Institute nicht ihrer Verantwortung für 
die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer 
Aufgaben bei der Betreuung der Bevöl- 
kerung auf dem Gebiet des Sparens. 


: 4.6. 
Planung der Spareinlagen 


Die Staatsbank der DDR plant die Ent- 
wicklung der Spareinlagen der Bevöl- 
kerung und berücksichtigt sie in der 
von ihr auszuarbeitenden Bilanz des 
Kreditsystems. 


Im Teilplan „Ersparnisse der Bevölke- 
rung” wird der zu erwartende Zuwachs 
an Spareinlagen im Planjahr erfaßt. 
Für die Planung der Spareinlagen sind 
die Kennziffern Sparquote und Verweil- 
dauer wichtig. 


Die Kennziffer Sparquote drückt aus, 
in welchem Verhältnis der Sparein- 
lagenzuwachs einschließlich der Verän- 
derung der Bargeldbestände zu den 
Nettogeldeinnahmerr der Bevölkerung 
steht. 


Die Kennziffer Verweildauer drückt 
aus, wie lange die Ersparnisse durch- 
schnittlich auf den Sparkonten bleiben. 
Die Entwicklung der Geldfonds der 
Bevölkerung wird in enger Wechselwir- 
kung mit der Bilanz der Geldeinnah- 
men- und -ausgaben der Bevölkerung 
für die DDR insgesamt und nach Be- 
zirken geplant. Dabei sind auch zu be- 
. rücksichtigen: 

— die Planentwürfe der Räte der Be- 
zirke und Kreise (über die Erspar- 
nisse der Bevölkerung), 

- die Bilanz der Sach- und Personen- 
versicherung, 

— analytische Erkenntnisse und lang- 
jährige Erfahrungswerte über die 
Sparentwicklung. 


Wenn die Bilanz des Kreditsystems 
durch den Ministerrat bestätigt ist, 
übergibt der Präsident der Staatsbank 
die Plangrößen für den Zuwachs der 
Ersparnisse der Bevölkerung als staat- 
liche Aufgaben an die anderen Zentra- 
len der Geld- und Kreditinstitute sowie 
an die Räte der Bezirke. 


Zugleich erhalten die Räte der Kreise 
für die Kreis- und Stadtsparkassen vom 
Rat des Bezirkes Orientierungen für 
den Entwurf des Planes der Ersparnisse 
der Bevölkerung im Kreis. 

Nach Bestätigung des Volkswirtschafts- 
planes durch die Volkskammer über- 
gibt der Präsident der Staatsbank -die 
staatliche Plankennziffer „Zuwachs an 
Spareinlagen” als staatliche Planauflage 
den Zentralen der Geld- und Kredit- 
institute und den Räten der Bezirke für 
den endgültigen Jahresplan. Die Räte 
der Bezirke übergeben die anteiligen 
Plangrößen an die Räte der Kreise, von 
dort werden sie den Kreissparkassen 
übergeben. 

Die Kreissparkassen arbeiten dann den 
endgültigen Plan der Ersparnisse des 
betreffenden Kreises aus. 


Aufgaben 
1. Charakterisieren Sie die ver- 
schiedenen Sparformen! 
2. Welche besonderen Festlegungen 
gelten für die Verfügungen über 
Spareinlagen beim Buchsparen? 
3. Wann ist das Kreditinstitut zur 
Legitimationsprüfung des Vorlegers 
eines Sparbuches verpflichtet? 
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5.1. 

Kreditierung und Kontrolle 
der Industrie 

und der Landwirtschaft 


5.1.1. 

Schwerpunkte der Einflußnahme 
der Banken auf die Planung 

und Plandurchführung 

des betrieblichen Reproduktions- 
prozesses der Industrie 

und der Landwirtschaft 


Die Einflußnahme der Kreditinstitute 
auf die Tätigkeit der Betriebe mit Hilfe 
des Kredits beginnt bereits in der 
Planungsphase. Während der Aus- 
arbeitung der Planentwürfe wird der be- 
triebliche Kreditbedarf zwischen den 
Betrieben und den Kreditinstituten ab- 
gestimmt. Das Kreditinstitut prüft da- 
bei, ob die Kreditvoraussetzungen er- 
füllt werden. 

Die Kreditvoraussetzungen beinhalten 
Mindestanforderungen an die Betriebe 
und Genossenschaften, und zwar aus- 
gedrückt in staatlichen Plankennziffern, 
Nutzenskennziffern und anderen Vor- 
gaben. 

Zu den Plänen ausgewählter Schwer- 
punktbetriebe arbeiten die Banken aus- 
führliche Stellungnahmen aus. Sie neh- 
men an Planverteidigungen vor dem Lei- 
ter des übergeordneten Organs teil und 
legen dort ihre Meinung dar. 
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Durchsetzung 
der sdZialistischen 


Kreditpolitik durch 
die Kreditinstitute 


Schwerpunkte der Einflußnahme der 
Banken im Stadium der Planung und 
Plandurchführung sind: 


Förderung einer kontinuierlichen und 
vertragsgerechten Produktion in hoher 
Qualität 


Die Banken dürfen nur für solche Pro- 
duktion Kredit gewähren, die dem Be- 
darf entspricht. Mit Hilfe des Kredits 
wirken sie darauf ein, daß die Betriebe 
durch Steigerung der Arbeitsproduktivi- 
tät und Senkung der Selbstkosten der 
Erzeugnisse alle Reserven nutzen, um 
den Warenfonds entsprechend dem Be- 
darf der Bevölkerung und der Volks- 
wirtschaft planmäßig in der richtigen 
materiellen Struktur zu erhöhen. 


Intensivierung der. Produktion durch 
Wissenschaft und Technik 

Die Kreditinstitute nehmen über die 
Kreditbeziehungen ständig Einfluß auf 
die Beschleunigung des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts und die 
effektive Umsetzung wissenschafilich- 
technischer Erkenntnisse in die Produk- 
tion. Sie kontrollieren, daß 


® die vorgegebenen maßnahmebezoge- 
nen ökonomischen Kennziffern er- 
reicht werden, 

© die Forschungs- und Entwicklungs- 
ergebnisse termingerecht und schnell 
in der Produktion wirksam werden, 


1 Vgl. Kapitel 1 dieses Lehrbuches. 


* der zu erwirtschaftende Nutzen in 
die Pläne aufgenommen wird. 


Bei der Realisierung des Planes Wissen- 
schaft und Technik widmen die Banken 
jenen Themen besonderes Augenmerk, 
die die Neu- und Weiterentwicklung so- 
wie die Sicherung einer hohen Qualität 
von Erzeugnissen, Verfahren und Tech- 
nologien zum Ziel haben. Sie kontrollie- 
ren diese Maßnahmen. 


Erhöhung der Effektivität der Grund- 
fondswirtschaft 


Die Banken stimulieren die Betriebe, die 
vorhandenen Grundfonds durch eine 
rationelle und kontinuierliche Gestal- 
tung des Produktionsprozesses intensi- 
ver zu nutzen. Sie wirken darauf ein, 
‘ daß produktive Anlagen mehrschichtig 
ausgelastet und ggf. durch mehrere Be- 
triebe gemeinschaftlich genutzt werden, 
daß Arbeitsplätze eingespart werden, 
daß eine planmäßig vorbeugende In- 
standhaltung durchgeführt wird und daß 
veraltete Grundmittel ‘durch leistungs- 
fähigere ersetzt werden. 
Die Einflußnahme der Kreditinstitute 
beginnt bereits bei der Investitionsvor- 
bereitung. Sie kontrollieren, ob die Be- 
triebe das bilanzierte und mit den Plan- 
kennziffern vorgegebene Investitions- 
volumen einhalten, die Investitionen 
vorrangig für die Rationalisierung und 
Rekonstruktion einsetzen und die Er- 
reichung des größtmöglichen ökonomi- 
schen Nutzens gewährleisten. 
Die Banken haben mit dafür zu sorgen, 
° daß die Investitionen rechtzeitig vor- 
bereitet und planmäßig durchgeführt 
werden, 
° daß der projektierte ökonomische 
Nutzen nach Inbetriebnahme der 
Grundmittel erwirtschaftet wird.? 


Erhöhung der Materialökonomie 


Die Banken müssen auch darauf ein- 
wirken, daß die Betriebe bei der Pia- 


9 Finanzkaufmann 3 


nung das ökonomisch richtige Verhält- 
nis zwischen dem Produktions- und Be- 
standszuwachs einhalten. Produktions- 
und Materialplanung sowie Material- 
bestellungen müssen übereinstimmen; 
die notwendigen Wirtschaftsreserven 
sind zu bilden und die staatlichen Nor- 
mative der liefer- und verbraucherseiti- 
gen Bestandshaltung anzuwenden. Die 
Normierung des Materialverbrauchs 
und der Vorräte muß ständig aktuali- 
siert werden. Besonders nachdrücklich 
ist auf den Abbau von Materialbestän- 
den einzuwirken, die nicht planmäßig 
für die Produktion und die Reservebil- 
dung in den K$#mbinaten und Betrieben 
erforderlich sind. 


Rationeller Einsatz der Arbeitskräfte 


Durch Lohnfondskontrollen wirken die 
Banken darauf ein, daß die Betriebe den 
geplanten Lohnfonds und das geplante 
Verhältnis zwischen der Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und der Erhöhung 
des Durchschnittslghnes einhalten. Im 
Zusammenhang damit nehmen die Kre- 
ditinstitute darauf Einfluß, daß die Be- 
triebe die im Plan Wissenschaft und 
Technik enthaltenen Maßnahmen zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität 
planmäßig durchführen, mit Hilfe der 
wissenschaftlichen Arbeitsorganisation 
Effektivitätsreserven aufdecken und den 
Grundsatz „Neue Technik — neue Nor- 
men“ verwirklichen. 


Lösung außenwirtschaftlicher Aufgaben 


Die Banken müssen die Kreditbeziehun- 
gen nutzen, um die Erfüllung und Über- 
erfüllung der Exportpläne der Betriebe 
zu stimulieren und zu kontrollieren, ob 
die Betriebe ihren Exportverpflichtun- 
gen termin-, sortiments- und qualitäts- 
gerecht nachkommen. Die Kontrolle sei- 
tens der Bank muß auch mit sichern, 


2 Vgl. Abschnitt 5.1.3.5. 


daß Importe nur bei volkswirtschaft- 
licher Notwendigkeit und hohem ökono- 
mischem Nutzen in den Plan aufgenom- 
men werden. j 


Förderung des Übergangs zu industrie- 
mäßigen Produktionsmethoden in der 
Pflanzen- und Tierproduktion 


Über den Kredit ist auch die Weiterent- 
wicklung der Produktivkräfte und Pro- 
duktionsverhältnisse in der Landwirt- 
schaft wirksam zu fördern. Vor allem 
ist die Anwendung industriemäßiger 
Produktionsmethoden z.B. bei gemein- 
samen Investitionen, gemeinsam ein- 
gesetzten Umlaufmitteln und im gemein- 
samen Wohnungsbau sowie die Entwick- 
lung der Kooperation zwischen den LPG 
und zwischen LPG und VEG zu unter- 
stützen. 


5.1.2. 

Zusammenarbeit der Banken mit den 
gesellschaftlichen Organisationen 
der Arbeiterklasse und der Klasse 
der Genossenschaftsbauern 


Von besonderer Bedeutung für die 
Wirksamkeit der Banken ist ihre Zusam- 
menarbeit mit gesellschaftlichen Organi- 
sationen, insbesondere mit den Leitun- 
gen der Parteiorganisationen der SED 
und den Gewerkschaftsleitungen im 
Territorium und in den volkseigenen 
Kombinaten und Betrieben sowie in den 
sozialistischen Genossenschaften. 


Die Mitarbeiter der Bank informieren 
die Leitungen der Grundorganisationen 
der SED über wichtige ökonomische 
Fragen des jeweiligen Betriebes und 
machen Vorschläge, um bei der Lösung 
der Probleme zu helfen. 


Enge Kontakte sind auch mit den Ge- 
werkschaftsleitungen notwendig, dabei 
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geht es insbesondere um die Führung 
des sozialistischen Wettbewerbs und 
dessen Qualifizierung. 


Bei der operativen Tätigkeit der Mit- 
arbeiter der Banken in den Betrieben er- 
geben sich vielfältige Möglichkeiten, 
den Werktätigen und ihren gesellschaft- 
lichen Organisationen Anregungen zur 
weiteren Rationalisierung ihrer Arbeit, 
zur Erschließung ökonomischer Reser- 
ven und zur weiteren Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
geben. 


Die Mitarbeiter der Banken nutzen ins- 
besondere folgende Möglichkeiten: 


—- Problemberatungen mit den Partei- 
und Gewerkschaftsleitungen, 

— Teilnahme an der Plandiskussion, an 
der Vorbereitung des Betriebskollek- 
tivvertrags und der Wettbewerbs- 
beschlüsse, an Belegschafts- und Ge- 
werkschaftsversammlungen, an Re- 
chenschaftslegungen der Leiter vor 
dem Kollektiv der Werktätigen so- 
wie vor dem übergeordneten Leiter, 


— unmittelbare persönliche Kontakte 
zu den Werktätigen am Arbeitsplatz, 


- Zusammenarbeit mit den Vorständen 
und Revisionskommissionen der 
LPG und den Kooperationsräten in 
den kooperativen Einrichtungen. 


Angesichts der hohen Verantwortung, 
die der Jugend bei der Lösung der be- 
trieblichen Aufgaben übertragen ist, 
nutzen die Mitarbeiter der Kreditinsti- 
tute die Möglichkeiten zur Zusammen- 
arbeit mit der FDJ-Grundorganisation 
des jeweiligen Betriebes. Sie unterstüt- 
zen die FDJ-Kontrollposten, deren Auf-' 
gabe es ist,. gesellschaftliche Kontroll- 
aufgaben - beispielsweise auf dem Ge- 
biet der Materialökonomie - wahrzu- 
nehmen und die Initiativen der Jugend 
auf bestimmte Schwerpunkte der Plan- 
erfüllung zu lenken. 


51.3. 
Kreditierung der Grund- und 
Umlaufmittel der Industrie 


5.1.3.1. 
Kreditnehmer 


Die Kreditgewährung an volkseigene In- 
dustriebetriebe und -kombinate erfolgt 
auf dem Wege des direkten Bankkredi- 
tes, eine Kreditierung durch übergeord- 
nete Organe der Betriebe ist nicht zu- 
lässig. 

Kreditnehmer können sein: 


- volkseigene Kombinate und Betriebe 
sowie 

- wirtschaftsleitende Organe, die nach 
den Prinzipien der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung arbeiten. 


Die Kreditinstitute vereinbaren mit dem 
volkseigenen Kombinat, welche Kredite 
an das Kombinat selbst ausgereicht wer- 
den und welche Kredite den Kombinats- 


gemeine Kreditvoraussetzungen als auch 
spezifische Kreditvoraussetzungen zu 
berücksichtigen. 

Die folgenden allgemeinen Kreditvor- 
aussetzungen gelten für alle Kredit- 
beziehungen zwischen Bänk und Kredit- 
nehmer. 


1. Der Kreditnehmer muß seine Eigen- 
mittel und Kredite auf der Grundlage 
des Planes für eine bedarfsgerechte Pro- 
duktion und Zirkulation zur Versorgung 
der Bevölkerung und der Volkswirt- 
schaft sowie für die Erweiterung des 
Exports einsetzen. 

Durch Maßnahmen des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts und die 
Nutzung aller weiteren Intensivierungs- 
faktoren muß der Kreditnehmer eine 
hohe Effektivität seiner Grund- und Um- 
laufmittel erreichen, insbesondere den 
Umschlag der Umlaufmittel beschleuni- 
gen, die Arbeitsproduktivität steigern 
und die Kosten senken. 


2. Der Kreditnehmer muß den „Nach 
weis führen, daß die staatlichen Plan!_ 
kennziffern und die vom übergeordnediy 1 


betrieben zu gewähren sind. 
An wirtschaftsleitende Organe, die nach 
den Prinzipien der wirtschaftlichen 


Rechnungsführung arbeiten (VVB), kön- 
nen Kredite gewährt werden, um Ob- 
jekte des Grund- und Umlaufmittel- 
bereiches zu finanzieren, die sie selbst 
nutzen. 


5.1.3.2. 
Allgemeine Kreditvoraussetzungen 


Wenn ein Kredit in Anspruch genom- 
men werden soll, müssen bestimmte 
Kreditvoraussetzungen erfüllt sein, um 
die Einheit von Plan und Kredit zu ge- 
währleisten. 


Die Kreditvoraussetzungen setzen Maß- 
stäbe für die Kreditentscheidungen, die 
von der Bank zu treffen sind. Sie müs- 
sen den gesellschaftlichen Anforderun- 
gen entsprechen. Dabei sind sowohl all- 


ten Organ vorgegebenen. Nutzensken 
ziffern eingehalten werden. er. 
3. Der'Kredithehmer muß sich'mit' digä- P 
nen Mitteln an der Finanzierung seiner 
Fonds beteiligen. 


4. Der Kreditnehmer muß gewährlei- 
sten, daß die Prozesse, die durch Kredite 
finanziert werden sollen, materiell ge- 
deckt sind und der Absatz der produ- 
zierten Erzeugnisse und Leistungen ge- 
sichert ist. (Absatz veriyage) 

5. Der Kreditnehmer muß seine Zah- 
lungsfähigkeit einschließlich der ver- 
tragsgerechten Tilgung der Kredite und 
der Zahlung der Kreditzinsen garantie- 
ren. 


3 Verordnung über die Durchführung der Kredit- 
und Zinspolitik gegenüber volkseigenen Bettie- 
ben... vom 22. Dezember 1971 (GBl. 11/1972 
Nr. 4 5. 41 £f.). 
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Hr Khahe 


Diese allgemeinen Kreditvoraussetzun- 
gen stehen in enger Wechselbeziehung 
und müssen in ihrer Komplexität be- 
rücksichtigt werden. Darüber hinaus 
sind für die verschiedenen Kreditarten 
zusätzliche Kreditvoraussetzungen‘ 
festgelegt, die auf die Spezifik der zu 
kreditierenden Vorgänge zugeschnitten 
sind. 


5.1.3.3. 
Vertragliche Gestaltung 
der Kreditbeziehungen 


Durch die Kreditgewährung entstehen 
zwischen Bank und Kreditnehmer öko- 
nomische Beziehungen, die rechtlich ge- 
regelt werden müssen. Die wichtigsten 
Rechtsnormen sind die Kreditverord- 
nung sozialistische Betriebe und die 
Kreditanordnung Landwirtschaft. 


Diese gesetzlichen Regelungen enthalten 
die Grundsätze für die Kreditgewährung 
und bestimmen die vertragliche Gestal- 
tung der Kreditbeziehungen. 

Die Kreditbeziehungen entwickeln sich 
stufenweise. Während der Erarbeitung 
des Planentwurfes des Betriebes stim- 
men Betrieb und Bank das in den Plan- 
entwurf aufzunehmende Kreditvolumen 
ab. Dabei geht es um die Festlegung 
des Gesamikreditbedarfs für das fol- 
gende Planjahr. Grundlage sind staat- 
liche Vorgaben, bezogen auf den Grund- 
und Umlaufmittelbereich. 

Außerdem sind der Bank bestimmte 
Planungsunterlagen für Grund- und Um- 
laufmittel vorzulegen, z. B. 


— die ökonomische Planinformation, 
- der Planentwurf bzw. bestimmte 
Teile des Planentwurfes. 


Bei Grundmittelkrediten geht es bei der 
Kreditabstimmung darum, die Entwick- 
lung der bereits in den Vorjahren ver- 
traglich vereinbarten Kredite einzu- 
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schätzen und über neu zu gewährende 
Grundmittelkredite zu entscheiden. 
Grundlage für die Kreditgewährung ist 
der Kreditantrag. Bei Erfüllung der Kre- 
ditvoraussetzungen gibt die Bank dem 
Betrieb in der Regel eine Kreditzusage, 
wenn die Dokumentation zur Vorberei- 
tung der Investition den gesetzlichen 
Anforderungen entspricht. Neue Grund- 
mittelkredite sind nach der Bestätigung 
der Aufgabenstellung vorhabenbezogen 
bei der Bank zu beantragen, und die 
Kreditzusage ist vor der Bestätigung der 
Grundsatzentscheidung über die Inve- 
stitionsmaßnahme einzuholen.® 

Die Bank kann die Kreditzusage von 
bestimmten Bedingungen abhängig ma- 
chen, die bis zum Vertragsabschluß rea- 
lisiert sein müssen. 

Für den Betrieb bedeutet die Kredit- 
zusage, daß die Investition finanziell ge- 
sichert und damit eine Voraussetzung 
für den Abschluß der entsprechenden 
langfristigen Wirtschaftsverträge gege- 
ben ist. Sie berechtigt den Betrieb aber 
noch nicht zur Kreditinanspruchnahme 
Die Grundlage dafür ist der Kreditver- 
trag für Grundmittelkredite, der nach 
Bestätigung der Grundsatzentscheidung 
und der Aufnahme der Investitionen in 
den Plan. für den- gesamten Realisie- 
rung- und _Tilgungszeitraum ab- 
geschlossen wird. 

Voraussetzung für den Vertragsabschluß 
ist insbesondere, daß die Investition ma- 
teriell abgesichert ist und die in der 
Kreditzusage festgelegten Belingunsen 
erfüllt wurden. 

Der Kreditnehmer muß die Erfüllung 
dieser Voraussetzungen sowie den mit 
dem Betriebsplan übereinstimmenden 


4 Ebenda. 

5 Anordnung über die Durchführung der Kredit- 
und Zinspolitik in der Landwirtschaft - Kredit- 
anordnung Landwirtschaft - vom 15. Februar 
1977 (GBl. I Nr. 6 8.45). 

6 Verordnung über die Vorbereitung von Investi- 
tionen vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 $. 251 £f.), 


Aredifanirag 


‚Antrag des Betriebes auf 
Areditgewöhrung 


Grundlage für: 

» Prüfung der Kreditvoraus- 
SEIZUNGEN 

« £rfeilung der Kredit- 
zusoge 

« Abschluß des Kredit- 

verirages 


Krediizusage 


Grundlage für 


Investitionen 


« Aufnahme in 
entwurf 


VERITOGES 


Abb. 5.1. 
Herstellung der Kreditbeziehungen 
bei Grundmittelkrediten 


Finanzbedarf für das Vorhaben in einem 
Antrag auf Abschluß des Kreditvertra- 
ges nachweisen. 

Die einzelnen Stufen für die Herstellung 
der Kreditbeziehungen bei Grundmittel- 
krediten zeigt die Abbildung 5.1. 

Für den Umlaufmittelkredit bestätigt die 
Bank dem Betrieb die Kreditabstim- 
mung nach Überprüfung der Kreditvor- 
aussetzungen gesondert oder in einer 
Stellungnahme zum Plan. 

Sind die Kreditvoraussetzungen nicht in 


Anerkennung der Investi- 
tionen als Kreditobjekt und 
verbindliche Zustimmung 
des Kreditinstiluls zur 
Areditgewöhrung 


« Bestöligung der Grund- 
sorzenischeidung über die 


+ Abschluß des Kredit- 


Areditverirag 


den Plan- = ie = 
Willenserklärung beider 


Partner nach 

- Vorlage der Grundsafzent- 
scheidung und der staaf- 
lichen Planauflage und 


- £rfüllung der in der Kredif- 
zusage festgelegten 
Bedingungen 


Grundlage für: 
« Areditausreichung 


+ Kontrolle der Einhaltung d 
Kredifbedingungen 


vollem Umfange gegeben, so wird die 
Bestätigung mit Forderungen verbun- 
den, die bis zum Abschluß des Kredit- 
vertrages erfüllt sein müssen. 


Beispiel: 

Ein volkseigener Betrieb beantragt Kre- 
dit zur planmäßigen Finanzierung sei- 
ner Umlaufmittel und legt der Bank die 
geforderten Unterlagen vor. Er kann je- 
doch nur für einen Teil seiner Produk- 
tion die vertragliche Bindung nachwei- 
sen. Bei der Kreditabstimmung wird 
deshalb festgelegt, daß der Betrieb bis 
zum Abschluß des Kreditvertrages nach- 
weisen muß, daß der Absatz seiner ge- 
samten Produktion durch Verträge ge- 
sichert ist. 
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Bei wesentlichen negativen Abweichun- 
gen von den Plankennziffern stellt die 
Bank die Kreditzusage bis zur Planver- 
teidigung zurück und trägt dabei ihre 
Forderungen vor. 

Für planmäfige Umlaufmittelkredite 
schließen die beiden Vertragspartner 
den Kreditvertrag ab, wenn die staat- 
lichen Auflagen und der bestätigte Um- 
laufmittelplan vorliegen und der Betrieb 
nachweist, daß er die staatlichen Auf- 
lagen einhält bzw. gezielt überbietet. 
Anträge auf Gewährung zusätzlicher 
Umlaufmittelkredite stellt der Betrieb, 
wenn er während der Plandurchführung 
zusätzliche Mittel benötigt.? 


Der Kreditvertrag ist das entscheidende 
rechtliche Instrument zur wirksamen 
Gestaltung der Kreditbeziehungen, er ist 
die Grundlage für die Kreditausrei- 
chung. 


Der Kreditvertrag ist ein besonderer 

Typ des Wirtschaftsvertrages. Die 

grundlegenden Kreditbedingungen sind 

im Vertragsgesetz festgelegt. Die Kre- 

ditverordnungen konkretisieren diese 

Bedingungen für die einzelnen Kredit- 

arten. 

Im Gegensatz zu anderen Wirtschafts- 

verträgen wird der Kreditvertrag auf 

der Grundlage einer staatlichen Einzel- 

entscheidung der Bank begründet. 

Zum Inhalt des Kreditvertrages gehö- 

ren: 

— Kreditzweck, 

— Kredithöhe und Termine der Inan- 
spruchnahme, 

— Kreditfrist und Tilgungsraten, 

- Zinssatz und Anwendung von Zins- 
zu- und -abschlägen, 

- Folgen bei Vertragsverletzung. 

Die gesetzlich festgelegten allgemeinen 

und spezifischen Kreditvoraussetzungen 

gehören zum Vertragsinhalt, ohne daß 

sie im Kreditvertrag aufgeführt sind. 
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Voraussetzungen, die noch zu erfüllen 
sind, müssen in den Vertrag aufgenom- 
men werden. 

Im Kreditvertrag können weitere Be- 
dingungen vereinbart werden, die die 
ökonomische Nutzung der entscheiden- 
den Faktoren der betrieblichen Tätigkeit 
oder die Erschließung von Reserven 
wirksam stimulieren. Diese Bedingun- 
gen müssen zielgerichtet, meß- und ab- 
rechenbar sein und der betrieblichen 
Situation entsprechen. Ergeben‘ sich 
nach Abschluß des Kreditvertrages neue 
Erkenntnisse, wie die Kredite und die 
Eigenmittel noch wirksamer eingesetzt 
werden können, kann der Kreditvertrag 
in beiderseitiger Übereinstimmung ge- 
ändert werden. 


Aufgabe 


Informieren Sie sich anhand eines 

l Kreditvertrages, wie die Kredit- 
beziehungen vertraglich gestaltet 
werden! 


5.1.3.4. 
Maßnahmen bei Verletzung 
von Kreditverträgen 


Die Bank kontrolliert während des ge- 
samten Vertragszeitraumes, ob die Vor- 
aussetzungen für die Kreditgewährung 
bestehen und ob der Betrieb die im Kre- 
ditvertrag getroffenen Vereinbarungen 
einhält. Bei Abweichungen prüft sie, 
welche Ursachen vorliegen. Die Bank 
unterbreitet Vorschläge und fordert, daß 
der Betrieb Maßnahmen zur Beseitigung 
der Mängel und zur Sicherung einer 
rationellen Planerfüllung einleitet. 

Werden diese Forderungen vom Kredit- 
nehmer nicht erfüllt, kann die Bank 


Sanktionen einleiten, indem sie 


— einen zusätzlichen Sanktionszins an- 
wendet, der im Normalfall 1 oder: 


7 Vgl. Abschnitt 5.1.3.6. 


3 Prozent beträgt (der Gesamtzins- 
satz darf jedoch 10 Prozent nicht 


übersteigen), 
= die Höhe des Kredits für den kom“? 
“ menden Zeitraum herahsetzt, £ 


die weitere Kreditgewährung von 
einer Bürgschaft des es übergeordneten 


Organs abhängig macht, 


- die vorfristige Tilgung des einen 


aus laufenden Zahlungseingängen 
Nm 
37 oder erwirtschafteten eigenen be-, 
“x trieblichen Fonds oder bei Bestehen” 
einer Bürgschaft, aus Mitteln_ de 
Bürgen verlangt. Kine 1 du [raid 
Gibt es in Einzelfällen besondere öko- 
nomischen Probleme, die zu einer anhal- 
tenden Verletzung der Kreditbedingun- 
gen führen, ist es zweckmäßig, daß 
Ökonomen der Bank in zeitweiligen Ar- 


beitsgruppen mitwirken, die an Ort und 


Stelle die Ursachen für die aufgetrete- 


nen Mängel analysier: analysieren und den Betrieb 


_bei_der ier_Überw. Jberwindung_der. Schwierigkei-. 
ten unterstützen. _ 

Alle Sanktionen müssen auf die ne 
serung der Leitungstätigkeit der Be- 

triebe gerichtet sein. Sie müssen den ; 

Werktätigen erläutert und zu ihrer Mo- 

bilisierung genutzt werden. 


nach der Höhe der vereinnahmten Sank- 
| tionszinsen, sondern nach den Ergebnis- 
sen beurteilt, die sie mit Hilfe ihrer Vor- 
schläge, Forderungen und Sanktionen 
N erreicht hat. 


Aufgabe 


| Informieren Sie sich, wie die Bank 

auf einen Betrieb einwirkt, der die 

Festlegungen des Kreditvertrages 
nicht eingehalten hat! 


5.1.3.5. 
Kredite für Grundmittel® 
Die planmäßigen Investitionen der 


volkseigenen Kombinate und Betriebe 


ie Arbeitsweise der Bank wird nicht | 


werden durch Eigenmittel und Kredite 
finanziert. Für Investitionen außerhalb 
des Planes dürfen keine finanziellen 
Mittel geplant und bereitgestellt wer- 
den. 


Spezifische Voraussetzungen für die 
ewährung von Grundmittelkrediten 


ür die Gewährung von Grundmittel- 
"krediten müssen außer den allgemeinen 
die folgenden spezifischen Kreditvor- 
aussetzungen gegeben sein: 


1. Die Investition muß gründlich vor- 
bereitet und durch verbindliche Ver- 
tragsangebote der Auftragnehmer mate- 
riell abgesichert sein. Bei der Vorberei-' 
tung wichtiger Investitionen sind außer 
den Bedingungen in unserer Republik 
auch die Möglichkeiten und Anforde- 
rungen zu berücksichtigen, die sich aus 
der sozialistischen ökonomischen Inte- 
gration ergeben. Durch koordiniertes 
Vorgehen bei der Rekonstruktion und 
Modernisierung vorhandener und bei 
der Errichtung neuer Betriebe können 
beträchtliche Mittel eingespart werden. 
Neue Kapazitäten dürfen erst dann ge- 
schaffen werden, wenn die vorhande- 
nen mehrschichtig ausgelastet und alle 
Rationalisierungsmöglichkeiten ausge- 
schöpft sind. ; 


2. Die für die Investitionen festgelegten 
Nutzenskennziffern müssen eingehalten 
werden. Es muß gewährleistet sein, daß 
die Investitionen schnell, mit niedrigen 
Kosten und in guter Qualität fertig- 
gestellt und unverzüglich in Betrieb ge- 
nommen werden. Neben den Kennzif- 
fern der Grundfondsrentabilität, der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
der Freisetzung von Arbeitskräften be- 


8 Beschluß über die Planung und Leitung des Pro- 
zesses der Reproduktion der Grundfonds vom 
16. Dezember 1970 (GBl. 1/1971 Nr.1 $.8; 
Abschn. IV Ziffern 1. bis 2.5. und 3.2. bis 3.7.). 
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achtet die Bank bei ihren Entscheidun- 
gen über Kredite die Rückflußdauer der 
einmaligen Aufwendungen als ein we- 
sentliches Kriterium. 

Die Rückflußdauer ist die Zeit, in der 
die für die Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Investition erforderlichen Auf- 
wendungen sowie der sonstige einma- 
lige Aufwand (z. B. Umlaufmittelerhö- 
hung) durch den erzielten finanziellen 
Nutzen zurückfließen. 

Die Rückflußdauer wird nach folgender 
Formel errechnet: 


A 

AG 

Rückflußdauer 

einmaliger Aufwand 

AG jährlicher Gewinnzuwachs aus der 
Investition 


PR 5 


Beispiel: 
Der einmalige Aufwand für eine Inve- 
stition beträgt 120 000 M. Nach Fertig- 
stellung erzielt der Betrieb daraus einen 
zusätzlichen Gewinn von 30 000 M pro 
Jahr. 

120 000 > 

30000 
Die Rückflußdauer beträgt in diesem 
Falle 4 Jahre. 


Die Rückflußdauer drückt die Wirkung 
vieler Faktoren aus, die den volkswirt- 
schaftlichen Nutzeffekt von Investitio- 
nen bestimmen. Die vorrangigen Ziele 
und entsprechenden Kriterien werden 
mit der Aufgabenstellung festgelegt 
und mit der Grundsatzentscheidung be- 
stätigt, z.B. 


® DBedarfsbefriedigung nach Umfang 
und Qualität, 

® Arbeitsproduktivität, 
Einsparung von Arbeitskräften, 

® Senkung des Aufwands an Material 
und Energie, 
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® Entwicklung der Selbstkosten und 
des Betriebsergebnisses, 

° Nutzen in vor- und nachgelagerten 
Produktionsstufen (soweit das Vor- 
haben überbetriebliche Bedeutung 
hat). 

3. Die Kredite sind in der Regel inner- 
halb einer Frist von fünf Jahren aus 
dem erwirtschafteten Eigenmittelauf- 
kommen zurückzuzahlen. Längere Rück- 
zahlungsfristen kann die Bank in be- 
gründeten Fällen festlegen, und zwar 
für Objekte, bei denen die aufgewand- 
ten Investitionskosten erst innerhalb 
eines längeren Zeitraumes. zurückflie- 
ßen, z. B. beim Neubau bestimmter Be- 
triebe. 


Bereitstellung der Grundmittel- 
kredite und Einflußnahme der Bank 


Die Höhe der planmäßigen Grundmittel- 
kredite für die einzelnen Zweige, Kom- 
binate und Betriebe wird durch die 
staatliche Plankennziffer „Veränderung 
des Kreditvolumens für verzinsliche 
Grundmittelkredite” verbindlich festge- 
legt. 
Diese Kennziffer berücksichtigt die Kre- 
ditausreichung für die Finanzierung von 
Investitionen und die Tilgung bereits ge- 
währter Grundmittelkredite: 
Kreditausreichung zur Finanzierung 
von. Investitionen im Planjahjr 
- Tilgung im Planjahr It. abgeschlos- 
senen Kreditverträgen 


= Veränderung des 
im Planjahr 

Außerdem wird den Betrieben die staat- 
liche Plankennziffer „Investitionen ma- 
terielles Volumen” übergeben. 

Auf der Grundlage der vom übergeord- 
neten Leiter bestätigten Titellisten, die 
für jedes Investvorhaben anzufertigen 
sind, überprüft die Bank, ob die staat- 
liche Plankennziffer „Investitionen mate- 
rielles Volumen“ eingehalten wird. Die 


Kreditvolumens 


Summe der in den Titellisten für den 
jeweiligen Jahresplan festgelegten Inve- 
stitionen muß mit der staatlichen Plan- 
kennziffer „Investitionen materielles 
Volumen“ übereinstimmen. 


Die Bank prüft weiterhin, ob die volks- 
wirtschaftlich begründete Rang- und 
Reihenfolge der Investitionen gesichert 
ist. 

Die Bank unterstützt die Kombinate und 
Betriebe bei der Vorbereitung der Inve- 
stitionen. Bei wichtigen Vorhaben wirkt 
die Bank bereits bei der Ausarbeitung 
der Aufgabenstellung sowie bei der Vor- 
bereitung der Grundsatzentscheidung 
mit. Die Mitarbeit der Bank bei der 
Vorbereitung der Investitionen ist be- 
sonders wichtig, da in dieser Phase über 
Aufwand und Nutzen und somit auch 
über den Bedarf an finanziellen Mitteln 
entschieden wird. Ihr Ziel besteht darin, 
die volkswirtschaftlich effektivste Lö- 
sung zu bestimmen. Die Bank unterbrei- 
tet Vorschläge, 


- wie der Investitionsaufwand gesenkt 
werden kann, 

- wie die Effektivität der Investition 
erhöht werden kann, 

— wie die Bauzeit zu verkürzen ist und 

— wie die Eigenmittel und Kredite am 
zweckmäßjigsten eingesetzt werden 
können. 


Wichtige Kenntnisse über Aufwand, 
Realisierungszeit, ökonomischen Nutzen 
und materielle Realisierbarkeit der Inve- 
stitionen gewinnt die Bank aus dem ver- 
bindlichen Angebot (einschl. des Preis- 
angebotes) der Liefer- oder Leistungs- 
betriebe, das der Investitionsauftrag- 
geber einzuholen: hat. Bei volkswirt- 
schaftlich wichtigen Investitionen arbei- 
tet die Bank mit staatlichen Gutachter- 
stellen zusammen. 

Der Finanzierungsnachweis, der zu den 
Vorbereitungsdokumenten gehört, muß 
erkennen lassen, daß die Betriebe die 


Mittel zur Finanzierung der Investitio- 

nen und zur Tilgung aufgenommener 

Kredite termingerecht erwirtschaften 

können. 

Stimmt die Bank der Investition zu, er- 

teilt sie dem Betrieb vor der Bestätigung 

der Grundsatzentscheidung eine Kredit- 

zusage, an die bestimmte Bedingungen 

geknüpft sein können, die bis zum Ab- 

schluß des Kreditvertrages erfüllt sein 

müssen. 

Mit der Bestätigung der Grundsatzent- 

scheidung ist die Vorbereitung der Inve- 

stition abgeschlossen. 

Der materielle und finanzielle Investi- 

tionsaufwand, der mit der Grundsatz- 

entscheiaung bestätigt wurde, ist ver- 

bindliche Grundlage für die Planung 

und Bilanzierung. 

Auf der Basis der Grundsatzentschei- 

dung schließt die Bank mit dem Be- 

trieb den Kreditvertrag ab, wenn der 

Betrieb nachweist, daß 

- die Investition in den Plan auf- 
genommen und materiell gesichert 
ist, 

- die vom übergeordneten Leiter be- 
stätigte Titelliste vorliegt und 

- die festgelegten Bedingungen für 
die Kreditzusage erfüllt sind. 

Im Kreditvertrag vereinbaren die Ver- 

tragspartner zusätzliche Bedingungen, 

die u.a. darauf gerichtet sind, 

- die Ökonomie der Grundfonds zu 


erhöhen, 

- ein hohes Niveau der wissenschaft- 
lich-technischen Arbeit im Betrieb zu 
sichern, 

- eine reibungslose, termingerechte 
Inbetriebnahme der Investition zu 
gewährleisten, 


— rechtzeitig die Voraussetzungen für 
die volle Nutzung der investierten 
Grundmittel zu schaffen und den 
projektierten Nutzen zu erwirtschaf- 
ten. 
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Alle geplanten finanziellen Mittel für In- 
vestitionen sind auf einem Sonderbank- 
konto „Investitionsfonds“ zu konzentrie- 
ren und zweckgebunden für die in den 
bestätigten Titellisten enthaltenen In- 
vestitionsvorhaben oder -maßnahmen 
einzusetzen. Nicht verwendete Mittel 
eines Vorhabens dürfen nicht zur Finan- 
zierung anderer Vorhaben sowie zur 
Finanzierung von Investitionsverteue- 
rungen verwendet werden. 


Nach Abschluß des Wirtschaftsjahres 
werden die nichtverbrauchten Mittel 
des Sonderbankkontos an den Staats- 
haushalt abgeführt. In Zusammenarbeit 
mit der Abteilung Finanzen der ört- 
lichen Räte, der Staatlichen Finanz- 
revision und dem übergeordneten Or- 
gan kontrollieren die Banken zweimal 
jährlich die Investitionsfinanzierung und 
entscheiden über die Freigabe der ge- 
planten finanziellen Mittel. Den tat- 
sächlich erforderlichen Finanzbedarf er- 
mitteln sie auf Grund der materiell 
durch Verträge abgesicherten Investi- 
tionsleistungen und des planmäßigen 
Standes der Durchführung. In Höhe des 
festgestellten Finanzbedarfs erfolgt die 
Kontofreigabe auf dem Sonderbank- 
konto. 


Nicht benötigte eigene Mittel werden 
auf Grund konkreter protokollarischer 
Festlegungen an einen „Besonderen 
Fonds des Staatshaushaltes“ abgeführt. 
Kredite werden anteilig gekürzt. 


Die Einhaltung der festgelegten Abfüh- 
rungsverpflichtungen wird von der 
Bank kontrolliert. 


Rückerstattungen der abgeführten fi- 
nanziellen Mittel aus dem „Besonderen 
Fonds des Staatshaushaltes” sind mög- 
lich, wenn die Kombinate und Betriebe 
die materielle Sicherung durch Bilanz- 
entscheide bzw. Verträge belegen, eine 
vorfristige Fertigstellung abrechnungs- 
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fähiger Einheiten erreichen und aufge- 
tretene Rückstände beseitigt haben. 


Die Realisierung großer Investitions- 
vorhaben wird vom Auftraggeber spe- 
zialisierten Bau- und Montagebetrieben 
übertragen, den General- und Hauptauf- 
tragnehmern (GAN, HAN). 


Beträgt die Bauzeit über 12 Monate 
und liegt ein bestätigter Netz- oder 
Bauablaufplan vor, leisten die Investi- 
tionsauftraggeber an diese Betriebe in 


vertraglich vereinbarter Höhe Ab- 
schlagszahlungen, wenn exakt abgrenz- 
bare Leistungsabschnitte d.h. nut- 
zungsfähige Einheiten, termin- und 


qualitätsgerecht fertigestellt und über- 
geben worden sind. Auch dafür stellt 
die Bank dem Investitionsauftraggeber 
den vertraglich vereinbarten Grundmit- 
telkredit zur Verfügung, wenn die vor- 
handenen Eigenmittel nicht ausreichen. 


Verzinsung der Grundmittelkredite 


Der Grundzinssatz bei Grundmittelkre- 
diten beträgt 5 Prozent. Bei Grundmit- 


-telkrediten für volkswirtschaftlich be- 


sonders wichtige Investitionsmaßnah- 
men kann ein Zinsabschlag gewährt 
werden. Damit soll z, B. die planmäßige 
Durchführung besonderer Investitions- 
vorhaben zur Steigerung der Konsum- 
güterproduktion gefördert werden. 
Zinsabschläge können auch bei be- 
stimmten Staatsplanvorhaben vor- 
genommen werden, die unter Kontrolle 
des Ministerrates stehen. Die Gewäh- 
rung der Zinsabschläge ist an wichtige 
Effektivitätsmaßstäbe gebunden. Der 
Zinssatz beträgt in solchen Fällen 1,8 
bzw. 3 Prozent. 

Verwendet ein Betrieb die ausgereichten 
Kredite planwidrig oder liegen andere 
Verletzungen der Kreditverträge vor, 
können Sanktionszinsen berechnet wer- 
den. 


. Aufgabe 


Überprüfen Sie den Antrag eines 
Betriebes zur Gewährung eines 
Grundmittelkredits, und stellen Sie 
fest, ob die allgemeinen und spezi- 
fischen Kreditvoraussetzungen 
gegeben sind! 


5.1.3.6. 
Kredite für Umlaufmittel? 


Auch die Umlaufmittel der Betriebe 
werden durch Eigenmittel und durch 
Kredite finanziert. Bei Krediten im Um- 
laufmittelbereich müssen neben den all- 
gemeinen Voraussetzungen für die In- 
anspruchnahme von Krediten folgende 
spezifische Kreditvoraussetzungen er- 
füllt sein: 


-— die‘ Materialverwendung und die 
Bestandshaltung müssen auf der 
Grundlage fortschrittlicher Normen 
und Kennziffern erfolgen; 


- ‚die Generalauftragnehmer und 
Hauptauftragnehmer von Investitio- 
nen müssen Abschlagszahlun- 
gen der Investitionsauftraggeber für 
unvollendete Investitionsleistun- 
gen in planmäßiger Höhe für die 


Planmöaßige 
Umloufmittelkredite 


Pplanmäßige 
Bestands - 
Aredite 


‚plonmößige 
/OrdErUNGS- 
Aredite 


Umlaufmittelkredife 


Arediie zur 
Vorfinanzie- 
rung planmäßig 


zu erwirkschof- 
/ender Eigen- 
millel j 


Umlaufmittelfinanzierung einset- 
zen; 
- es müssen ökonomisch begründete 


Zahlungsfristen angewendet werden. 


Welche Kreditarten im Umlaufmittel- 
bereich unterschieden werden, zeigt die 
Abb. 5.2. 


Planmäßige Umlaufmittelkredite 


Planmäßige Umlaufmittelkredite erhal- 
ten die Betriebe zur Finanzierung der 
Umlaufmittel für die planmäßige Pro- 
duktion, und zwar als planmäßige Be- 
stands- und Forderungskredite. 
Mit der Gewährung von Umlaufmittel- 
krediten wirkt die Bank auf die Be- 
triebe ein, folgende Aufgaben plange- 
recht zu erfüllen oder gezielt überzu- 
erfüllen: 
—- Die Betriebe müssen mit niedrigen 
Kosten solche Erzeugnisse herstel- 
len, die in Menge, Sortiment, Quali- 


9 Anordnung über die Planung der Finanzierung 
der Umlaufmittel - Umlaufmittelanordnung - vom 
21. Mai 1979 (GBl. I Nr. 16 S. 124). 


Abb. 5.2. 
Kreditarten im Umlaufmittelbereich 


ZUSÜZIICHE 
Umtaufmittelkredife 


Kredite für im 
volkswirlschaff- 
lichen IRIETESSE 
diegende zeitwei- 
Jig überhöhle 
Umtaufmilfel- 
besfönde 


Aredife zur 
Überbrückung 
zeifweiliger 
Liguiditäls- 
SChWIETIG - 
keiten 
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tät und Terminen dem gesellschaft- 
lichen Bedarf entsprechen. Sie müs- 
sen alle Reserven nutzen, um ins- 
besondere die Produktion von hoch- 
wertigen Exporterzeugnissen, Kon- 
sumgütern und Ersatzteilen zu stei- 
gern und die Dienstleistungen zu er- 
weitern. 

— Die Betriebe müssen den Umschlag 
der Bestände beschleunigen, eine 
ökonomische Materialverwendung 
und Vorratswirtschaft auf der Grund- 
lage von Normen durchsetzen sowie 
die volkswirtschaftlich notwendigen 
Reserven bilden. 

- Die Betriebe müssen die Kapazitä- 
ten und Mittel für Forschung und 
Entwicklung konzentriert einsetzen 
und die Ergebnisse schnell und mit 
hohem Nutzen in die Produktion 
überführen. 

- Die Kapazitäten für die Durchfüh- 
rung der Investitionen der General- 
auftragnehmer und der Hauptauf- 
tragnehmer müssen konzentriert 
eingesetzt werden, um die Investi- 
tionen in wirtschaftlichen Bauzeiten, 
mit niedrigen Kosten und in hoher 
Qualität zu realisieren. 


Planmäßige Bestandskredite 


Während der Ausarbeitung des Plan- 
entwurfes für das kommende Jahr 
stimmt der Betrieb mit der Bank den 
planmäßigen Bestandskredit ab.: Die 
Höhe ergibt sich aus dem Finanzbedarf 
für die auf der Grundlage der Bestands- 
normierung ermittelten erforderlichen 
Planbestände an Umlaufmitteln (Mate- 
rial, unvollendete und fertige Erzeug- 
nisse), abzüglich der vom Betrieb zur 
Finanzierung einzusetzenden Eigenmit- 
tel, .. 


Die Eigenmittel sind in einer solchen 
Höhe zu planen, daß der für das Jahr 
1979 geplante Anteil der Eigenmittel an 
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der Finanzierung der Umlaufmittel in 
Prozent beibehalten wird. Daraus er- 
gibt sich für die Kombinate und Be- 
triebe, dak bei Bestandserhöhungen 
auch eine entsprechende Erhöhung der 
Eigenmittel vorgenommen werden muß. 
Eine entscheidende staatliche Plankenn- 
ziffer für die Umlaufmittelfinanzierung, 
die die Bank in ihre Kreditentscheidung 
einbezieht, ist das Verhältnis der Zu- 
wachsrate der materiellen Umlaufmittel 
zur Zuwachsrate der industriellen 
Warenproduktion zu IAP. 


Sind die Kreditvoraussetzungen erfüllt 
und die vorgegebenen staatlichen Plan- 
kennziffern eingehalten, stimmt die 
Bank der geplanten Kreditentwicklung 
durch Bestätigung der Kreditabstim- 
mung zu.- 


Auf der Grundlage seiner staatlichen 
Planauflagen arbeitet der Betrieb im 
Rahmen seines Betriebsplanes den Plan 
der Umlaufmittel aus und reicht ihn 
der Bank als Grundlage für die Kredit- 
gewährung und Kontrolle ein. 


Die Bank überprüft, ob durch den Um- 
laufmittelplan und die anderen Teile 
des Betriebsplanes die Erfüllung der 
staatlichen Auflagen gesichert ist. Sind 
alle vorher abgestimmten Bedingungen 
erfüllt, wird der Kreditvertrag abge- 
schlossen. 

Im Kreditvertrag können zusätzliche 
Bedingungen vereinbart werden, die 
auf die Sicherung der Planziele, die 
weitere Durchsetzung der Intensivie- 
rung und die Erhöhung der. Effektivi- 
tät gerichtet sein müssen. Wenn der 
Betrieb Investitionen voll aus Eigenmit- 
teln finanziert, kann auch eine hohe 
Ökonomie der Grundfondswirtschaft 
und der Investitionen als Kreditbedin- 
gung in den Umlaufmittelkreditvertrag 
aufgenommen werden. 


Der Plan der Umlaufmittel weist die 
Umlaufmittel und die zu ihrer Finan- 


"Tabelle 5.1. 


Plan der Umlaufmittel und der Finanzierungsquellen 


Durchschnittsplanbestände in TM 


für das 

Planjahr I 
Umlavfmittellestände 
Material 17 150 15 800 
Wirtschaftsrescerven 650 600 
Unfertige Erzeugnisse 6 800 6 300 
Fertige Erzeugnisse 2 600 2400 
Planbestände an 
materiellen Umlauf- 
mitteln insgesamt 27 200 25 100 


für die Quartale 


u m Iv 
16 500 17 550 18 750 
700 750 550 
6 500 7100 7300 
2 500 2 700 2 800 
26 200 28 100 29 400 


Finanzierungsquellen Durchschnittshöhe in TM 
für das für die Quartale n j 
Planjahr I II IH Iv 

Planbestände an mate- 

riellen Umlaufmitteln z 

insgesamt 27 200 25 100 26 200 28 100 29 400 

Finanzierung durch 

Eigenmittel (50%) 13 600 13 600 13 600 13 600 13 600 
13 600 11 500 12 600 14 500 15 800 


Plankredit (50%) 


zierung einzusetzenden Eigenmittel und 
Kredite als Jahresdurchschnitt und auf- 
gegliedert auf die Quartale aus. 
Beispiel: 

Ein VEB legt den Plan der Umlaufmit- 
tel vor. Entsprechend dem für 1979 
prozentual geplanten Anteil Eigenmit- 
tel an der Finanzierung der Umlaufmit- 
tel erfolgt die Finanzierung zu je 50 Pro- 
zent aus Eigenmitteln und durch Kredite 
(s. Tabelle 5.1.). 

Kombinate oder Betriebe der Industrie 
und des Bauwesens, die als General- 
auftragnehmer oder Hauptauftragneh- 
mer bis zur Übergabe und Abrechnung 
nutzungs- bzw. funktionsfähiger Investi- 
tionsleistungen in der Regel hohe Be- 
stände an unvollendeten Investitionslei- 


stungen haben, weisen der Bank in einer 
Anlage zum Umlaufmittelplan die Be- 
stände und deren Finanzierung als 
Stichtagsbestand per‘ Monatsende und 
als Jahresdurchschnitt nach.‘ Für die Fi- _ 
nanzierung der Bestände haben sie auch 
Abschlagszahlungen der Auftraggeber 
einzusetzen. Die Finanzierung erfolgt 
nach dem Kostenverlauf. 


Bei der Kreditabstimmung für den Um- 
laufmittelbereich mit General- und 
Hauptauftragnehmern läßt sich die 
Bank bestätigen, daß nur solche Liefe- 
rungen und Leistungen für Investitionen 
im Plan der Umlaufmittel enthalten 
sind, die der Leiter des übergeordneten 
Organs des Auftraggebers auf der Titel- 
liste bestätigt hat. Die Investitionen 
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müssen Bestandteil der staatlichen Plan- 
kennziffern sein. 


Die Einhaltung dieser Kreditvorausset- 
zungen wird als Kreditbedingung in den 
Kreditvertrag aufgenommen und durch 
die Bank kontrolliert. 


Da die Umlaufmittelbestände des Be- 
triebes und auch die Finanzierungsquel- 
len während der Plandurchführung um 
die geplanten Durchschnittswerte 
schwanken, läßt die Bank im Regelfall 
zu, dab der Betrieb die planmäßige 
durchschnittliche Kredithöhe zeitweilig 
überschreitet (Schwankungskredit). Der 
Kreditnehmer verpflichtet sich im Kre- 
ditvertrag, diese Überschreitungen in- 
nerhalb des vereinbarten Zeitraumes 
durch Minderinanspruchnahme auszu- 
gleichen. Ob das geschieht, kontrolliert 
die Bank anhand der von der EDV aus- 
gedruckten Durchschnittssalden und der 
betrieblichen Berichterstattung über Be- 
stände und Finanzierungsquellen. 


Überschreitungen nimmt sie zum An- 
laß, auf die Wiederherstellung der 
Finanzdisziplin einzuwirken, wobei sie 
auch den Sanktionszins anwenden kann. 
Bestehen ernste Mängel in der Plan- 
und Finanzdisziplin einzelner Betriebe, 
legt die Bank für die Kreditüberziehun- 
gen zeitweilig ein Limit fest oder läßt 
in. besonders schwerwiegenden Fällen 
solche Überschreitungen nicht zu. 


Um eine kontinuierliche und störungs- 
freie Plandurchführung zu gewährlei- 
sten, werden in der Volkswirtschaft auf 
Veranlassung der zuständigen zentralen 
staatlichen Organe Wirtschaftsreserven 
gebildet. Die Bank gewährt den damit 
beauftragten Betrieben planmäßige Be- 
standskredite. Der Präsident der Staats- 
bank entscheidet, ob - als Vorzugsbe- 
dingung für die Kreditgewährung - bei 
Beständen mit Reservecharakter die 
Höhe der Eigenmittelbeteiligung herab- 
gesetzt werden kann. 
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Planmäßige Forderungskredite 


In den Umlaufmittelplan wird auch der 
durchschnittliche Bestand an Forderun- 
gen aus Warenlieferungen und Leistun- 
gen aufgenommen. Entsprechend der 
Vereinbarung im Umlaufmittelkre- 
‚ditvertrag erhält der Betrieb dafür einen 
Forderungskredit unter Berücksichti- 
gung der zur Finanzierung einzusetzen- 
den Eigenmittel. Da die eingesetzten 
Eigenmittel während des Jahres konstar:i 
bleiben, kann der Forderungskredit auf 
Quartale und ggf. auf Monate auf- 
geschlüsselt werden. 


Die Bank muß darauf Einfluß nehmen, 
daß der Durchschnittsbestand an For- 
derungen möglichst niedrig gehalten 
und die Warenzirkulation beschleunigt 
wird. Sie muß daher bereits bei der 
Planausarbeitung auf den Betrieb ein- 
wirken, daß er mit seinen Abnehmern 
ökenomisch begründete Zahlungsfristen 
vereinbart und die Verrechnungsverfah- 
ren bestimmt, die der Art der Waren- 
lieferungen und den Versandbedingun- 
gen am besten entsprechen. 

Um den Durchschnittsbestand an For- 
derungen errechnen zu können, wird 
zunächst der Tagesumsatz (T) ermittelt: 
Geplanter Jahresunisatz zu JAP 
a 


Dann ergibt sich der Durchschnitts- 
bestand an Forderungen wie folgt: 


Durchschnittlicher Planbestand = T - Z 


T Tagesumsatz 
Z Zahlungsausgleich, der sich wie folgt 
errechnet: 


Zahlungsfrist plus Zeitraum vom ' 
Versand der Ware bis zur Rech- 
nungslegung plus durchschnittliche 
Zahl der Tage zwischen Fälligkeit 
der Forderungen und Baykgutschrift 
(im allgemeinen 2 Tage)! Bei Forde- 
rungen aus Umsätzen, die im Last- 


schriftverfahren bezahlt werden, 
wird lediglich der durchschnittliche 
Bestand an Forderungen während 
der Einreichungsfrist sen 


Der Forderungskredit kann in zwei For- 
men ausgereicht werden: 


—: Konstanter Forderungskredit 

Der konstante Forderungskredit wird 
gewährt, wenn Betriebe über einen 
längeren Zeitraum hinweg (Monat, 
Quartal) einen annähernd gleichen Pro- 
duktionsausstoß und Absatz. haben. Die 
Kredithöhe ergibt sich aus dem Umlauf- 
mittelplan. 


— Variabler Forderungskredit 
Betriebe, bei denen infolge der techno- 
logischen Fertigung (z.B. Einzelferti- 
gung) der Rhythmus der Produktion 
und des Absatzes planmäßig schwankt, 
erhalten einen variablen Forderungskre- 
dit. Die jeweilige Kredithöhe richtet sich 
nach der Höhe der zur Beleihung ein- 
gereichten Forderungen und der Zah- 
lungstrist. 


Die Betriebe müssen auch beim Forde- 
rungskredit die durchschnittliche Kre- 
dithöhe in dem im Kreditvertrag ver- 
einbarten Zeitraum (Monat, Quartal) 
einhalten. Die Ursachen von Abwei- 
chungen, z. B. infolge überfälliger For- 
derungen, wertet die Bank mit dem Be- 
trieb aus. 

“ Die Bank stellt den Forderungskredit 
auf einem gesonderten Forderungskre- 
ditkonto bereit, um den Eingang der 
Forderungen kontrollieren zu können. 


ARE Umlaufmittelkredite 


Vkredite zur Vorfinanzierung planmäßig 
zu erwirtschaftender Eigenmittel (Zu- 


satzkredit I) pP 
5%Ye 


In manchen Fällen ist es notwendig, daß 
der Betrieb bestimmte Maßnahmen und 
Vorhaben, z.B. Investitionen, Repara- 


turen, wissenschaftlich-technische Auf- 
gaben, bereits durchführt, bevor er die 
dafür im Plan vorgesehenen Mittel er- 
wirtschaftet hat. Um die Zeitspanne zwi- 
schen dem Mittelbedarf und dem plan- 
ıiäßigen Aufkommen der Eigenmittel 
zu überbrücken, kann die Bank Zusatz- 
kredite zur Vorfinanzierung folgender 
Fonds gewähren: 

— Investitionsfonds 

Kredite zur Vorfinanzierung der plan- 
mäßigen Zuführungen zum Investitions- 
fonds sind spätestens bis zum Ende des 
Planjahres zurückzuzahlen.. Tritt z. B. 
bei voll aus Eigenmitteln zu finanzie- 
renden Investitionen infolge vorfristi- 
ger Lieferungen und Leistungen ein vor- 
fristiger Finanzbedarf ein, kann die 
Bank hierfür einen bis zu 12 Monaten 
befristeten Kredit gewähren. 


— Fonds Wissenschaft und Technik 


Die Bank kann einen zusätzlichen Kredit 
gewähren, wenn der Finanzbedarf für 
planmäßige wissenschaftlich-technische 
Aufgaben vorübergehend die im be- 
trieblichen Fonds Wissenschaft und 
Technik angesammelten Mittel über- 
steigt. Ein Kredit kann auch bereit- 
gestellt werden, wenn zusätzliche wis- 
senschaftlich-technische Aufgaben 
durchzuführen sind und dafür keine an- 
deren Mittel zur Verfügung stehen. Die 
Kreditlaufzeit kann dann über das lau- 
fende Planjahr hinaus spätestens bis 
zum Ende des folgenden Jahres be- 
fristet werden. 


. — Reparaturfonds 


Die Bank kann dem Betrieb einen Zu- 
satzkredit gewähren, wenn er im Laufe 
des Planjahres finanzielle Mittel für In- 
standhaltungsmaßnahmen benötigt, be- 
vor sie planmäßig im Reparaturfonds 
angesammelt sind. Der Kredit muß im 
Laufe des Planjahres zurückgezahlt 
werden. In Ausnahmefällen kann es 
vorkommen, daß die Mittel des Repara- 
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turfonds im Planjahr nicht ausreichen, 
um notwendige Instandhaltungsmaßnah- 
men zu finanzieren. Beispielsweise ist es 
möglich, daß Reparaturen, die für das 
nächste Jahr vorgesehen sind, vorgezo- 
gen werden müssen, weil freie Kapazi- 
täten genutzt oder vorzeitig eingegan- 
gene Ersatzteile aus Importen bezahlt 
werden müssen. Es können auch auf 
Grund von Havarien oder Katastrophen 
größere unvorhergesehene Instandhal- 
tungsarbeiten anfallen. Solche Kredite 
braucht der Betrieb erst im Folgejahr 
aus den planmäßigen Zuführungen zum 
‚Reparaturfonds zu tilgen. 


— Umlaufmittelfonds 


Wenn ein Betrieb die Eigenmittel,-die er 


zur anteiligen Finanzierung der Plan- 
bestände und Forderungen einsetzen 
muß, erst im Laufe”des Planjahres er- 
wirtschaftet, kahn die Bank den plan- 
mäßigen _Uflaufmittelkredit kurzzeitig 


Be - oder einen Zusatzkredit bis 
zum Ende des Planjahres gewähren. 


— Leistungsfonds „chf Abllch PR: 


In besimmten Fällen kann-die Bank 
einen Zusatzkredit-gewähren, der spä- 


testens bis"zum Ende des folgenden 
Planjahres zurückzuzahlen ist. 


Kredite für im volkswirtschaftlichen 
Interesse liegende zeitweilig überhöhte 
Umlaufmittel (Zusatzkredit IT) 


Im Prinzip muß jeder Betrieb seine 
Planaufgaben mit den im Richtsatzplan 
festgelegten Umlaufmitteln durchfüh- 
ren. Für zusätzliche Maßnahmen, die im 
volkswirtschaftlichen Interesse liegen, 
. kann ein über den Plan hinausgehender 
Umlaufmittelbedarf entstehen. Die Bank 
kann diesen zusätzlichen Bedarf durch 
die Gewährung eines Zusatzkredites fi- 
nanzieren. Dieser Zusatzkredit wird zu 
Vorzugsbedingungen, insbesondere mit 


“en 


Zinsvergünstigungen (Zinssatz 1,8 bzw. 
„3 Brozent), ausgereicht. Für die entspre- 


144 


chenden Bestände ist keine Produk- 
tionsfondsabgabe zu zahlen. Durch sol- 
che Kredite wird fölgendes erreicht: 


— Die Bank fördert die zusätzliche, vor 
allem durch die Initiative der Werktäti- 
gen im sozialistischen Wettbewerb be- 
wirkte Produktion von Waren für die 
Volkswirtschaft, die Bevölkerung und 
den Export. Hierbei geht es vor allem 
darum, daß mehr bedarfsgerechte Kon- 
sumgüter, mehr Rationalisierungsmittel, 
Rohstoffe, Material (einschl. Baumate- 
rial), Zuliefer-, Ersatz- und Verschleiß- 
teile bereitgestellt werden. 


Der Zusatzkredit soll aber keinen stän- 
digen Finanzbedarf befriedigen. Werden 
die Bestände auch im Folgejahr benö- 
tigt, um hohe Planziele zu erreichen, so 
muß sie der Betrieb in den Plan des 
nächsten Jahres aufnehmen. 


— Die Bank fördert die rationelle Nut- 
zung des Transportraumes. Wenn Be- 
stände entstehen, weil der Frachtraum 
aus volkswirtschaftlichen Gründen nicht 
termingerecht zur Verfügung gestellt 
werden kann, werden dafür Zusatzkre- 
dite bereitgestellt. 


— Die Bank fördert weitere Maßnah- 
men im volkswirtschaftlichen Interesse. 
Sie finanziert z.B. durch Zusatzkredite 
auch ökonomisch günstige Vorabimporte 
und weitere Arten von Beständen, die 
sich aus bestimmten wirtschaftlichen Si- 
tuationen ergeben (z.B. auf dem Gebiet 
des Exports), sowie Bestände zur Eigen- 
herstellung von Rationalisierungsmitteln, 
auch wenn durch sie die Vorratsnormen 
zeitweilig überschritten werden. 

Kredite zur Überbrückung Siveie 
Liquiditätsschwierigkeiten (Zusatzkre- 
dit III) 


Ursachen für Liquiditätsschwierigkeiten 
eines Betriebes sind vorwiegend: 
überhöhte materielle Bestände infolge 
unplanmäßiger Vorgänge, 


überfällige Forderungen oder nicht 
planmäßig erwirtschaftete Eigenmittel. 

Die Bank muß bei der Gewährung von 
Zusatzkrediten dieser Art durch beson- 
dere Bedingungen und verstärkte Kon- 
trollen darauf einwirken, daß die Be- 
triebe alle Anstrengungen unternehmen, 
um die Ursachen von Planwidrigkeiten 
schnell zu beseitigen und Rückstände 
in der Eigenerwirtschaftung der Mittel 
aufzuholen. Für diese Zusatzkredite 
werden Zinszuschläge bis zu 3 Prozent 
zum Grundzinssatz vereinbart. 


Die Bank gewährt: 


— Zusatzkredite zur Finanzierung von 
überhöhten matericilen Beständen in- 
folge unplanmäßiger Vorgänge 

Sind in einem Betrieb Mehrbestände 
entstanden, muß die Bank darauf ein- 
wirken, daß der Betrieb den Umschlag 
der Umlaufmittel beschleunigt, dem 
Entstehen von Mehrbeständen entge- 
genwirkt, die Ursachen der Mehrbe- 
stände schnell analysiert und diese 
Mehrbestände der betrieblichen oder 
volkswirtschaftlichen Verwendung zu- 
führt. 

Die Bank macht die Gewährung von 
Zusatzkrediten für Mehrbestände ab- 
hängig vom Nachweis über 

die gebrauchswertmäßige Zusammenset- 
zung, 

die Entstehungsursachen, 

die Verwendungsbestimmung und die 
-termine sowie von Maßnahmen zur 
Verhinderung des Neuentstehens von 
Mehrbeständen. 


Hierzu fordert die Bank Bestandsver- 
wertungskonzeptionen. Diese Be- 
standsverwertungskonzeptionen sind 
- ein wichtiges Leitungsinstrument, um 
Einfluß auf eine planmäßige und effek- 
tive Bestandswirtschaft nchmen zu kön- 
nen. Die Bank hat das Recht, bei Mehr- 
beständen, die den Reproduktionsprozeß 
in erheblichem Maße negativ beeinflus- 
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sen, oder bei Mehrbeständen mit län- 
gerfristiger oder nicht gesicherter Ver- 
wertung die Gewährung von Zusatzkre- 
diten von der Bestätigung der Bestands- 
verwertungskonzeptionen durch die 
übergeordneten Leiter oder durch das 
zuständige Bilanzorgan abhängig zu 
machen. 

Bei der Kreditierung dieser Mehrbe- 
stände wird in der Regel ein.über dem 
Grundzinssatz liegender Zinssatz von 


6 bzw. 8. Prozent angewandt. Die Mehr- 
_bestände werden entsprechend der Be- 


standsart, der Verwertungsmöglichkeit 
und der Ordnung in der Material- und 
Bestandswirtschaft bestimmten Gruppen 
zugeordnet. Davon ausgehend werden 
die maximalen Kreditlaufzeiten und die 
Zinssätze bestimmt sowie Festlegungen 
über die Einbeziehung von wirtschafts- 
leitenden Organen oder Bilanzorganen 
in die Entscheidungsvorbereitung der 
Kreditgewährung getroffen. 

Der gewährte Zusatzkredit wird vor- 
fristig fällig, wenn die Bank bei ihren 
Kontrollen feststellt, daß die vereinbar- 
ten Abbauziele nicht einzuhalten sind, 
weil die vom Betrieb eingeleiteten Maß- 
nahmen nicht ausreichen. Von dieser 
Sanktion informiert die Bank die ge- 
sellschaftlichen Organisationen im Be- 
trieb, das wirtschaftsleitende Organ und 
gegebenenfalls auch das für die volks- 
wirtschaftliche Bilanzierung und Ver- 
wertung der Bestände zuständige Or- 
gan. 


- Zusatzkredite für überfällige Forde- 
rungen 

Einen Zusatzkredit kann das Kredit- 
institut dem Betrieb auch gewähren, 
wenn er nachweisen kann, daß Forde- 
rungen, die er an seine Abnehmer hat, 
nicht fristgerecht beglichen worden 
sind. Voraussetzung ist, daß hierbei 
keine Mängel in der eigenen Wirt- 
schaftstätigkeit vorliegen (z. B. Ein- 
sprüche auf Grund nicht vertragsge- 
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rechter Lieferung) und der Betrieb seine 
Rechte und Pflichten, auf die Zahlungs- 
disziplin säumiger Käufer einzuwirken, 
voll wahrnimmt. Für den Kredit, der bei 
Eingang der überfälligen Forderungen 
zurückzuzahlen ist, wird ein Zinszu- 
ehlun von 2 Prorent angewendet, so 
daß der Gesamtzinssatz 8 Prozent be- 
trägt. 

— Zusatzkredite auf Grund nicht plan- 
mäßig erwirtschafteter Eigenmittel 


Wenn Betriebe den Nettogewinn picht 
in der geplanten Höhe erwirtschaften 
und deshalb nicht in der Lage sind, 
die Zuführungen zum Investitionsfonds 
oder Umlaufmittelfonds ih geplanter 
Höhe aus dem verbleibenden Nettoge- 
winn vorzunehmen, können sie einen 
Überbrückungskredit/erhalten. Voraus- 
setzung der Kredifgewährung ist, daß 
der Betrieb 
° die Ursachen des Mindergewinns 
analysiert, 
® konkrete Maßnahmen festgelegt hat, 
um ein weiteres Ansteigen des Min- 
deydewinne zu verhindern und die 
Planrückstände aufzuholen, 
®* len Kredit im laufenden Jahr oder 
spätestens bis zum Ende des Folge- 
jahres zurückzahlen wird. 
Der Kredit wird mit 5 bzw. 8 Proze 


inem Verwen- 
önderter zusätzlicher 
oder Umlaufmittelkredit 


Finanzbedarfs je nach 
dungszweck als 
Grundmitte 
ausgefeicht. 
= 


Aufgaben 
1. Überprüfen Sie bei einem Betrieb, 
der die planmäßige durchschnittliche 
Kredithöhe zeitweilig überschreitet, 
ob der Ausgleich im vereinbarten 
Zeitraum erfolgt! 
2. Begründen Sie anhand von Bei- 
spielen, warum die Zusatzkredite 
I, II oder III angewendet werden! 
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5.1.3.7. 

Formen und Methoden 

der Bankkontrolle und Auswertung 
der Kontrollergebnisse 


Die Bank kontrolliert die gesamte wirt- 
schaftliche Tätigkeit des Betriebes: da- 
bei nutzt sie vorwiegend die Kontroll- 
funktion des Kredites. 

Die Bank achtet vor allem darauf, daß 
die Betriebe planmäßig, bedarfsgerecht 
und mit hoher Effektivität produzieren. 
Sie wirkt darauf ein, daß keine Plan- 
widrigkeiten entstehen. Die Bank arbei- 
tet mit den Hauptbuchhaltern und an- 
deren gesellschaftlichen Kontrollorga- 
nen, wie der Arbeiter-und-Bauern-In- 
spektion und der Staatlichen Finanz- 
revision, zusammen und wertet ihre 
Kontrollergebnisse mit den Wirtschafts- 
funktionären, den Werktätigen und 
ihren gesellschaftlichen Organisationen 
aus, 2 

Insbesondere werden folgende Formen 
und Methoden der Bankkontrolle ge- 
nutzt: 


Kontrolle auf Grund der Kontoführung 


Im Unterkontonummernschlüssel der 
Bank ist nach einer einheitlichen Syste- 
matik verbindlich festgelegt, welche 
Konten die Bank für die Betriebe füh- 
ren muß. Maßgebend für den Aufbau 
des Systenis von Unterkonten sind: 
die Gewährung der Kredite nach 
Kreditarten, 
die Zweckgebundenheit der angeleg- 
ten Geldfonds, z. B. Guthaben der 
Grundmittelsphäre, Guthaben der 
Umlaufmittelsphäre, weitere zweck- 
gebundene Mittel. 
Die Zahlungs- und Verrechnungsvor- 
gänge der Bank, die über die Bankkon- 
ten laufen, lassen Rückschlüsse auf die 
planmäßige Arbeit des Betriebes zu. 
Anhand der Konten kann die Bank den 
Stand der Eigenerwirtschaftung der 
Mittel für die erweiterte Reproduktion 


und die Zahlungsfähigkeit des Betrie- 
bes beurteilen und feststellen, ob ein 
zusätzlicher Kreditbedarf auftreten 
wird. 


Die periodische Zusammenfassung der 
auf den Konten ausgewiesenen Kredite 
und Guthaben sowie bestimmter Um- 
satzdaten nach Wirtschaftszweigen, 
wirtschaftsleitenden Organen und Terri- 
torien mittels der EDV ermöglicht der 
Bank auf den einzelnen Leitungs- 
ebenen - von der Filiale bis zur Zen- 
trale — eine rasche Kontrolle, wie der 
Kreditplan erfüllt worden ist. Daraus 
und aus weiteren analytischen Unter- 
suchungen kann die Bank rechtzeitig 
die erforderlichen kreditpolitischen 
Maßnahmen ableiten. 
Die EDV bietet .den Filialen auch die 
Möglichkeit, sich für ihre Kontroll- 
zwecke zusätzliche Angaben und Ab- 
rechnungen geben zu lassen. 


Auswertung der Berichterstattung 

der Kombinate und Betriebe 

Wertvolle Hinweise für die Kontrolle er- 
hält die Bank auch aus den Berichts- 
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unterlagen, die die Kombinate und Be- 
triebe nach den Richtlinien der Zentral- 
verwaltung für Statistik erarbeiten. 


In der Investitionsberichterstattung 
werden z. B. die Vorbereitung und 
Durchführung der Investitionen in be- 
zug auf den materiellen und finanziel- 
len Erfüllungsstand sowie der erreichte 
Nutzen der Investitionen abgerechnet. 
Aus dem Umlaufmittelnachweis kann 
die Bank die Entwicklung der materiel- 
len Umlaufmittel entnehmen. 
Mindestens einmal im Quartal — wenn 
notwendig auch monatlich - kontrolliert 
die Bank anhand des Umlaufmittel- 
nachweises, ob die von ihr gewährten 
Kredite — unter Berücksichtigung der 
vom Betrieb einzusetzenden Eigenmit- 
tel und Abschlagszahlungen - ord- 
nungsgemäß gedeckt sind ünd die ge- 
planten Umlaufmittel und Kredite ein- 
gehalten werden. 


Beispiel: 

Der Nachweis der Finanzierung der 
Umlaufmittel (stark vereinfacht) per 
30. 9. enthält u. a. folgende Angaben: 


Aktiva Passiva 
Bestände, Forderungen Betrag Finanzierungs- Überdeckung/ Unterdeckung/ 
und andere Mittel quellen ins- Unterfinan- Überfinan- 
gesamt zierung zierung 
TM TM TM TM 
—- Bestände im Rahmen 
des Umlaufmittel- 
planes 600 750 — 150 
— Bestände im volks- 
wirtschaftlichen 
Interesse 150 100 50 — 
— Mehrbestände 230 100 130 — 
— Forderungen aus 
Warenlieferungen 
und Leistungen (430) (410) (20) 
— Überfällige 
Forderungen 100 40 60 -_ 
-— Noch nicht fällige 
Forderungen 330 370 — 40 
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Über- oder Unterdeckungen lassen er- 
kennen, daß die Kredite, Eigenmittel 
und Abschlagszahlungen vom Betrieb 
nicht planmäßig verwendet werden. In 
diesen Fällen zieht die Bank die not- 
wendigen Schlußfolgerungen, wie 

® Beratungen mit dem Betrieb, um die 
Ursachen zu klären und notwendige 
Maßnahmen festzulegen; eventuell 
müssen die Kreditbedingungen er- 
gänzt werden; 

° Fälligstellen nichtgedeckter Kredite 
oder Kreditteile, einschließlich Vor- 
nahme von Regulierungsbuchungen, 
z. B. bei Forderungs- und Zusatz- 
krediten; 

Anwendung von Sanktionszinsen; 
Objektkontrollen und analytische 
Untersuchungen im Betrieb zu er- 
kannten Schwerpunkten; 

® Information der gesellschaftlichen 
Organisationen im Betrieb, des über- 


geordneten Organs und anderer 
Kontrollorgane. 
‚Aufgabe 


sich für die Bank aus dem Nachweis 
auf S. 147, und welche Unter- 
suchungen sind erforderlich? 


l Welche Schlußfolgerungen ergeben 


Die einzelnen Leitungsebenen der Bank 
erhalten durch die Zusammenfassung 
der Umlaufmittelnachweise mittels EDV 
einen Überblick über die Entwicklung 
in den Wirtschaftszweigen; sie können 
auf dieser Grundlage kreditpolitische 
Maßnahmen treffen. 

Weiteren Meldungen des Betriebes, die 
der Bank zur Einsichtnahme vorgelegt 
werden, und weiteren Informationen, die 
die Bank durch die Kreisstelle der Zen- 
tralverwaltung für Statistik erhält, ent- 
nimmt sie unter anderem Angaben über 
- die Erfüllung von Produktion und 

Absatz, 
- ‘die Erfüllung der Exportaufgaben, 
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- die Arbeit auf dem Gebiet von Wis- 
senschaft und Technik, 

- die Entwicklung der Grundfonds, 

- die Durchsetzung der Materialöko- 
nomie, 

- die Entwicklung der Anzahl der Ar- 
beitskräfte, der Arbeitsproduktivität 
und des Lohnes, 

— das finanzielle Ergebnis der Pro- 
duktion in Form des Betriebsgewinns, 
der Produktionsabgabe, der Kosten- 
entwicklung, 

- die Eigenerwirtschaftung der Mittel. 


Kontrollen auf den Baustellen 
sowie in den Kombinaten 

und Betrieben und Teilnahme 
an Rechenschaftslegungen 


Die Bank ist auch verpflichtet, regel- 
mäßig operative Kontrollen und Unter- 
suchungen (Objektkontrollen) in den 
Betrieben durchzuführen. 

Durch schwerpunktmäßige operative 
Kontrollen im Grundmittelbereich der 
Betriebe und bei der Investitionsdurch- 
führung verschafft sich die Bank einen 
Überblick über die Ausnutzung hoch- 
produktiver Grundmittel, den Stand der 
Vorbereitung und materiellen Sicherung 
wichtiger Investitionen, die zweckge- 
bundene Verwendung des Investitions- 
fonds, die Einhaltung des bestätigten 
Aufwandes und die dabei auftretenden 
Probleme. 

Auf den Baustellen informiert sie sich 
über die Organisation der Investitions- 
durchführung, die sichere und ordnungs- 
gemäße Lagerung der finanzierten Be- 
stände und den Realisierungsstand der 
Investitionen. Solche Kontrollen kön- 
nen auch nach Inbetriebnahme der In- 


“vestition erforderlich werden, um die 


Realität eingereichter Nutzensnachweise 
zu prüfen und Einfluß zu nehmen, wenn 
z. B. der geplante Nutzen nicht erwirt- 
schaftet wird. 


Bei Objektkontrollen im Umlaufmittel- 
bereich der Betriebe ist insbesondere 
zu achten auf: 


® Ordnungsmäßigkeit des Bestands- 
nachweises (Ordnung in der Er- 
fassung, Abrechnung und Bewertung 
der Bestände im Rechnungswesen 
und in den statistischen Berichten) ; 


’ 
° übersichtliche und ordnungsgemäße 
Lagerhaltung, Einhaltung der Sicher- 
heitsbestimmungen; 


° Materialdisposition entsprechend 
dem Bedarf, Änderung oder Stornie- 
rung der Lieferverträge bei neuen 
Produktionsbedingungen; 


© ordnungsgemäße Erfassung der Ma- 
terialzugänge, . -abgänge und -be- 
stände in der Materialfachkartei und 
Übereinstimmung mit den effektiven 
Beständen, Qualitätskontrollen bei 
Materialeingang; 


permanente Erfassung der im Be- 
trieb nicht mehr benötigten Be- 
stände und deren anderweitige volks- 
wirtschaftliche Verwertung mit Hil- 
fe von Angeboten an die zuständigen 
Bilanzorgane sowie Außenhandels- 
und Produktionsmittelhandelsbetrie- 
be, ggf. auch Verschrottung; 


° Durchführung der Inventuren ent- 
sprechend den Rechtsvorschriften, 
insbesondere hinsichtlich der Auf- 
stellung und Einhaltung des Jahres- 
inventurplanes, der Einhaltung der 
Periodizität der Inventuren, der fest- 
gestellten Inventurdifferenzen sowie 
der Auswertung der Inventurergeb- 
nisse; 


® Einhaltung der staatlichen Norma- 
tive der Vorratshaltung und der be- 
trieblichen Vorratsnormen, Ausar- 
beitung und Anwendung progressi- 
ver Verbrauchs- und Vorratsnormen 
in Verbindung mit Intensivierungs- 


maßnahmen im Produktions- und 
Zirkulationsprozeß; 


® Vorbereitung, Abschluß und Reali- 
sierung der Kauf- und Lieferverträ- 
ge, Wahrnehmung der Rechte und 
Einhaltung der Pflichten ent- 
sprechend dem Vertragsgesetz; 


® Durchsetzung der Verrechnungsver- 
ordnung und weiterer Anordnungen 
hinsichtlich der Verrechnungsver- 
fahren und des Zahlungsausgleichs, 
Sicherung eines flüssigen Rech- 
nungsdurchlaufes im Betrieb, 


Die Kontrollergebnisse sind mit den zu- 
ständigen Leitern der Kombinate und 
Betriebe auszuwerten und bei den Kre- 
ditentscheidungen und Kreditregulierun- 
gen sowie bei der Festlegung von Kre- 
ditbedingungen zu berücksichtigen. 
Über besondere Kontrollergebnisse 
muß die kontoführende Filiale die zu- 
ständige Betriebsparteiorganisation so- 
wie die für das übergeordnete Organ 
des Betriebes zuständige Industriebank- 
filiale oder Bezirksdirektion der Staats- 
bank informieren, damit gemeinsam 
Maßnahmen zur Beseitigung der Mängel 
eingeleitet werden können. Bei groben 
Verstößen kann es auch erforderlich 
werden, die Kontrollergebnisse mit der 
Staatlichen Finanzrevison, der Arbeiter- 
und-Bauern-Inspektion oder mit der 
Staatsanwaltschaft auszuwerten. 


Über jede Objektkontrolle muß ein Pro- 
tokoll angefertigt werden, in dem der 
Umfang der Kontrolle, die Kontroll- 
ergebnisse mit den entsprechenden 
Schlußfolgerungen sowie die Vorschläge 
für einzuleitende Maßnahmen festzuhal- 
ten sind. 

Die Mitarbeiter der Bank nehmen an 
den Rechenschaftslegungen der Be- 
triebsleiter vor den Werktätigen teil. 
Sie vertreten dabei die Meinung der 
Bank und erläutern den Werktätigen 
kreditpolitische Maßnahmen. 
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5.1.4. 
Kreditierung der Grund- und 
Umlaufmittel der Landwirtschaft 


5.1.4.1. 
Grundsätze der Kreditgewährung 


Auf der Grundlage der Volkswirt- 
schaftspläne und staatlich bestätigter 
"esellschaftlicher Entwicklungskon- 
zeptionen unterstützt die Bank für Land- 
wirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft 
mittels Kredit und Zins die Intensivie- 
rung in den Betrieben der Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft und den 
planmäßigen Übergang zur industrie- 
mäßigen Produktion pflanzlicher und 
tierischer Erzeugnisse. Die Bank fördert 
die allseitige Vertiefung der Koopera- 
tion mit dem Ziel, die Produktion und 
ihre Effektivität zu erhöhen. Damit 
trägt sie zur ständigen Verbesserung 
der Versorgung der Bevölkerung mit 
hochwertigen Nahrungsmitteln und der 
Industrie mit Rohstoffen bei. 
Auf der Grundlage des staatlichen Kre- 
ditplanes gewährt die Bank 
- Kredite zur Vorbereitung und Durch- 
führung der Produktion und Zirku- 
lation, 


—- Kredite zur Finanzierung der Vor- 


bereitung und Durchführung von 
Investitionen, einschließlich solcher 
Investitionen, die für Maßnahmen 
zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen vorgesehen sind. 
Der Grundzinssatz beträgt 5 Prozent 
jährlich. Zur Förderung der Intensivie- 
rung und des schrittweisen Übergangs 
zu industriemäßiger Produktion werden 
Zinsermäßigungen gewährt. 
Der Kampf um hohen Nutzeffekt wird 
auch durch Zinsab- und -zuschläge sti- 
muliert. Mit der Kreditgewährung ver- 
bindet die Bank die Kontrolle über die 
wirtschaftliche Tätigkeit der Kreditneh- 


‚ Mer. 
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5.1.4.2. 
Kreditnehmer 


Den Besonderheiten der landwirtschaft- 
lichen Produktion und der Förderung 
der weiteren gesellschaftlichen Entwick- 
lung der Landwirtschaft trägt eine be- 
sondere Kreditannrdnung für die Land- 
wirtschaft!® Rechnung. Sie ist auf die 
Verwirklichung der von Partei und Re-- 
gierung beschlossenen Geld- und Kre- 
ditpolitik im Bereich der Land-, Forst- 
und Nahrungsgüterwirtschaft gerichtet. 
Der Geltungsbereich dieser Kredit- 
anordnung umfaßt folgende Kreditneh- 
mer: 


- sozialistische Genossenschaften der 
Land-, Forst- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft, 

- kooperative Einrichtungen der 
Land-, Forst- und Nahrungsgüter- 
wirtschaft, 

—- volkseigene Kombinate, 
wirtschaftsleitende Organe sowie 
Einrichtungen mit wirtschaftlicher 
Rechnungsführung der Land- und 
Forstwirtschaft hinsichtlich der Ge- 
währung von Grundmittelkrediten, 
Zinsabschlägen für Kredite im Um- 
laufmittelbereich sowie der Anlage 
von Geldmitteln, ' 

- volkseigene Betriebe der Nahrungs- 
güterwirtschaft, einschließlich der 
VdgB-Molkereigenossenschaften so- 
wie volkseigene Betriebe der Wirt- 
schaftsvereinigung Obst, Gemüse 
und Speisekartoffeln hinsichtlich der 
Gewährung von Grundmittelkrediten 
zur Finanzierung gemeinsamer Inve- 
stitionen mit Genossenschaften, ko- 
operativen Einrichtungen und volks- 
eigenen Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft, 


Betriebe, 


10 Anordnung über die Durchführung der Kredit- 
und Zinspolitik in der Landwirtschaft - Kredit- 
anordnung Landwirtschaft - vom 15. Februar 
1977 {GBl. I Nr. 6 5. 45). 


- volkseigene Betriebe der Land-, 
Först- und Nahrungsgüterwirtschaft 
hinsichtlich der Gewährung von 
Grundmittelkrediten für den be- 
trieblichen Wohnungsbau auf dem 
Lande 


Darüber hinaus gelten im Umlaufmittel- 
bereich für die volkseigenen Kombinate, 
Betriebe, wirtschaftsleitenden Organe 
und Einrichtungen mit wirtschaftlicher 
Rechnungsführung die Bestimmungen 
der Kreditverordnung sozialistische Be- 
triebe vom 22. Dezember 1971.11 


Charakteristisch ist, daß es sich bei den 
Grund- und Umlaufmitteln der Kredit- 
nehmer um sozialistisches genossen- 
schaftliches Eigentum bzw. um Volks- 
eigentum handelt und der genossen- 
schaftlich genutzte Boden, das Haupt- 
produktionsmittel in der Landwirtschaft, 
Eigentum der Genossenschaftsbauern ist. 


5.1.4.3. 
Kreditvoraussetzungen 


Ebenso wie bei volkseigenen Industrie- 
betrieben müssen in den Betrieben der 
Landwirtschaft bestimmte Voraussetzun- 
gen gegeben sein, wenn ein Kredit in 
Anspruch genommen wird: 


1. Auf der Grundlage der staatlichen 
Auflagen sind Eigenmittel, Kredite und 
Mittel des Staatshaushaltes von vorn- 
herein so zu planen, daß unter Ausnut- 
zung aller Reserven hohe ökonomische 
Ziele gestellt werden. Es ist ein ökono- 


misch begründetes Verhältnis in der 


Entwicklung von Produktion, Kosten, 
Arbeitsproduktivität, Akkumulation und 
Konsumtion zu sichern. 

2. Es muß die Übereinstimmung von 
Plan und Vertrag nachgewiesen werden. 
3. Zwischen der Bank und dem Kredit- 
nehmer ist die Beteiligung mit Eigen- 
mitteln an der Finanzierung der Grund- 


und Umlaufmittel entsprechend dem 
ökonomischen Entwicklungsstand zu 
vereinbaren. Die Fondsbildung hat plan- 
mäßig zu erfolgen. 


4. Der Kreditnehmer muß ein ordnungs- 
gemäßes Rechnungswesen gewährlei- 
sten. Außerdem müssen der Bank die 
Unterlagen, die für die Kreditgewäh- 
rung und Kontrolle erforderlich sind, 
vorgelegt werden. 


5. Die vertragsgerechte Rückzahlung 
des Kredites und die Zahlung von Zin- 
sen müssen gesichert sein. 


Sind die Kreditvoraussetzungen nicht 
oder nicht in vollem Umfange gegeben, 
kann nach eingehender Beratung mit 
dem Kreditnehmer die Bereitstellung 
des Kredites an besondere Bedingungen 
gebunden werden, die die Schaffung der. 
Kreditvoraussetzungen zum Inhalt ha- 
ben. £ 


5.1.4.4. . 
Kredite für Grundmittei 


In der Landwirtschaft werden in den 
kommenden Jahren neben der Rationa- 
lisierung vorhandener Stallanlagen um- 
fangreiche Neuinvestitionen durch- 
geführt, um in zunehmendem Maße in- 
dustriemäßige Produktionsmethoden an- 
wenden zu können. Diese Investitionen 
der sozialistischen Genossenschaften der 
Landwirtschaft und ihrer kooperativen 
Einrichtungen dienen der planmäßigen 
Stärkung ihrer materiell-technischen Ba- 
sis. 

Die Bank für Landwirtschaft und Nah- 
rungsgüterwirtschaft (BLN) stellt für 
diese Investitionen Kredite bereit. Sie 
ist — unabhängig von den Finanzie- 


11 Verordnung über die Durchführung der Kredit- 
und Zinspolitik gegenüber volkseigenen Betrie- 
ben... vom 22. Dezember 1971 (GBil. 11/1972 
Nr. 4 S. 41 f£.). 
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rungsquellen - verantwortlich für die‘ 


Kontrolle der Investitionen. 


"Folgende Grundsätze sind zu beachten: 


— Investitionen müssen so eingesetzt 
werden, daß sie der sozialistischen 
Intensivierung dienen; mit ihrer 
Hilfe müssen neue Erkenntnisse der 
Wissenschaft und Technik für die 
Produktion nutzbar gemacht werden. 


— Investitionen sind so einzusetzen, 
daß sie die weitere gesellschaftliche 
Entwicklung fördern; diesem Ziel 
dienen gründlich vorbereitete ge- 
meinsame Investitionen mehrerer 
Partner zur Durchsetzung industrie- 


mäßiger Produktionsmethoden in der 


Landwirtschaft. 


— Mit den Investitionen muß ein hoher 
Nutzeffekt erzielt werden. Dieser 
Nutzeffekt wird gemessen am Zu- 
wachs der Produktion, an der Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität, an 
der Verbesserung der Qualität der 
Produktion, an der Senkung der Ko- 
sten pro Produkt sowie an der Ver- 
besserung der Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Werktätigen. 


Die BLN unterstützt die Durchsetzung 
der sozialistischen Investitionspolitik in 
der Landwirtschaft, indem sie die Er- 
füllung der Kreditvoraussetzungen for- 
dert, die Kreditbedingungen (wie Kre- 
ditlaufzeit und Verzinsung) unterschied- 
lich gestaltet, spezifische Kreditbedin- 
gungen vereinbart und die Investitions- 
auftraggeber bei der gründlichen Vor- 
bereitung, konzentrierten Durchführung 
und effektiven Nutzung der Investitio- 
nen unterstützt. 


Die Kreditbereitstellung hängt bei Er- 

füllung der Kreditvoraussetzungen da- 

von ab, 

- daß die Investitionen entsprechend 
den Rechtsvorschriften vorbereitet 
und durchgeführt werden, 
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- daß vorgegebene zweig-, erzeugnis- 
oder vorhabentypische Nutzenskenn- 
ziffern bzw. Bestwerte bezüglich 
Aufwand, Leistung, Nutzen, Bauzeit 
und Realisierungsfrist eingehalten 
werden, 

— daß der Kredit in einer ökonomisch 
begründeten Laufzeit zurückgezahlt 
wird. 


Die Bank erteilt während der Ausarbei- 
tung des Planes oder der Vorbereitung 
einer Investition eine befristete Kredit- 
zusage, in der die für den Abschluß 
eines Kreditvertrages erforderlichen 
Voraussetzungen festgelegt werden. 
Wird die Erfüllung der Kreditvoraus- 
setzungen nachgewiesen, ist die Bank 
zum Abschluß eines Kreditvertrages 
innerhalb der gesetzten Zeit verpflich- 
tet. 


Im Kreditvertrag sind spezifische, auf 
den jeweiligen Schwerpunkt gerichtete 
Kreditbedingungen zu vereinbaren. 
Diese müssen von den Betriebskollekti- 
ven beeinflußbar, abrechenbar und kon- 
trollierbar sein. Das sind z. B. Leistungs- 
kennziffern, Effektivitätskennziffern des 
Reproduktionsprozesses, Kennziffern 
der Arbeitsproduktivität. Dabei ist auf 
Bestwerte zu orientieren. Bei den indu- 
striemäßigen Anlagen können für die 
Zeit der festgelegten Anlaufphase bis 
zur völligen Nutzung besondere Kredit- 
bedingungen vereinbart werden. Sie ver- 
stärken die Bankkontrolle bereits bei 
Inbetriebnahme der Anlage. 


Je nach der Bedeutung der Investitio- 
nen für die Intensivierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion werden unter- 
schiedliche Zinsen und Kreditlaufzeiten 
festgelegt. 


Zinsermäßigungen um 3 Prozent (der 

Zinssatz beträgt dann nur 2 Prozent) 

werden wirksam: 

— bei Investitionen zur Erhöhung der 
Bodenfruchtbarkeit und zur Konser- 


vierung und Lagerung landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse, 

— bei industriemäßigen Anlagen der 

*  Pf£lanzen- und Tierproduktion, 

— bei Rationalisierungsmaßnahmen 
in oder an bestehenden Stallanlagen 
und Gewächshäusern (einschließlich 
Um- und Erweiterungsbauten). 

Die Einordnung in industriemäßige An- 

lagen der Pflanzen- und Tierproduktion 

erfolgt nach den Regelungen des Mini- 
sters für Land-, Forst- und Nahrungs- 
güterwirtschaft. 

Die maximale Laufzeit des Kredits ist 

bei den genannten Investitionen auf 90 

Prozent der normativen Nutzungsdauer, 

höchstens jedoch auf 25 Jahre, fest- 

gelegt. Grundmittelkredite auf dem Ge- 

biet der Technik sind innerhalb von 6 

Jahren, Kredite für alle übrigen Investi- 

tionen innerhalb von 10 Jahren zurück- 

zuzahlen. 

Damit die Kredite innerhalb der ver- 

traglich vereinbarten Laufzeit zurück- 

gezahlt werden können, müssen die 
durch Grundmittelkredit finanzierten 

Objekte den geplanten Nutzen erbrin- 

gen. 

Der erwirtschaftete Gewinn ist neben 

den Amortisationen die Quelle für die 

Kreditrückzahlung. Je schneller der Kre- 

dit zurückgezahlt werden kann, d. h., je 

kürzer die Laufzeit ist, desto geringer 
ist der Zinsaufwand für die Investitio- 
nen; auch die Zinsen müssen erwirt- 
schaftet werden. 

K 

L Laufzeit (Jahre) 

t: Dauer der Kreditinanspruchnahme 

während der Realisierung des Inve- 

stitionsvorhabens (Jahre) 

in Anspruch genommener Kredit 

tilgungswirksamer Nutzen (M pro 

Jahr) 

E weitere eingesetzte Tilgungsquellen 
(M pro Jahr) 


PAS) 


Beispiel: 

Eine kooperative Abteilung Pflanzen- 
produktion führt eine Investition zur 
Komplettierung ihres Maschinensystems 
„Zuckerrübenproduktion“ durch. Darin 
sind Baumaßnahmen eingeschlossen, um 
die Maschinen unterzustellen. Die In- 
anspruchnahme des Kredits erstreckt 
sich über zwei Jahre. Der Kredit be- 
trägt insgesamt 2400000 M. 

Aus der Investition erwächst ein jähr- 
licher tilgungswirksamer Nutzen von 
500 000 M. Die KAP setzt jährlich wei- 
tere*Quellen in Höhe von 100 000 M zur 
Tilgung des Kredits ein. 

Danach ergibt sich 


u 2 400 000 
= 24 550000” + 100 000 

L=2+4 

L = 6 Jahre 


Wenn im Kreditvertrag eine Verkürzung 
der Kreditlaufzeit auf mindestens 50 
Prozent der maximal zulässigen Kredit- 
laufzeit vereinbart wird, ist ein Zins- 
abschlag von 0,5 Prozent zu gewähren. 
Damit erhalten die Kreditnehmer einen 
finanziellen Anreiz, ihre Kredite in kür- 
zerer Zeit zurückzuzahlen. Wird die 
Vereinbarung auf Grund subjektiver Ur- 
sachen nicht eingehalten, kann die Zins- 
vergünstigung rückwirkend aufgehoben 
werden. 


In begründeten Fällen können Rück- 
zahlungsraten und Zinsen gestundet 
werden. Stehen dem Kreditnehmer die 


“ Eigenmittel für die Finanzierung von In- 


vestitionen nicht wie geplant zur Verfü- 
gung, kann hierfür ein Grundmittelkre- 
dit bereitgestellt werden. Voraussetzung 
ist, daß im Kreditantrag die Ursachen 
aufgezeigt werden und der Kreditneh- 
mer die vertragsgerechte Kreditrückzah- 
lung und die Zahlung der Zinsen sichert. 
Ändert sich dadurch die geplante Finan- 
zierungsstruktur, ist die Tilgungskon- 
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zeption oder der bereits abgeschlossene 
Kreditvertrag zu ändern. 


5.1.4.5. 

Kredite für Umlaufmittel 
Grundsätzliches zur Gewährung 
von Krediten für Umlaufmittel 


in der Landwirtschaft 


Planmäßige Umlaufmittelkredite werden 


für die planmäßige Vorbereitung und 


Durchführung der Produktion und Zir- 
kulation zur Verfügung gestellt. 

Die Umlaufmittel der landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften und ihrer ko- 
operativen Einrichtungen umfassen den 
Produktionsumlauffonds und den Zirku- 
lationsfonds. 


Zum Produktionsumlauffonds zählen: 


- die Produktionsvorräte, 
das sind selbst erzeugte und ge- 
kaufte Vorräte an Saatgut, Pflanzgut, 
Futtermitteln, Düngemitteln, Klein- 
geräten, Reparaturmaterial, Ersatz- 


teilen, Brennstoffen, Treibstoffen; 
—- die unvollendete tierische Produk- 
tion, 


das sind die Tierbestände der Be- 
triebe (alle Tiere werden aus Grün- 
den der Vereinfachung in den Um- 
laufmitteln erfaßt) ; 

— die unvollendete pflanzliche Produk- 
tion, 
das sind die Bodenvorbereitung (ge- 
pflügte Felder), das Bodeninventar 
(bestellte Flächen), ungedroschene, 
unsortierte und noch nicht gelagerte 
oder silierte Vorräte. 


Zum Zirkulationsfonds zählen: 
- unterwegs befindliche Waren, 
— Fertigerzeugnisse 
tierische Fertigerzeugnisse), 
— finanzielle Umlaufmittel, 
Bargeld, Bankguthaben, 


das sind 
Forderun- 
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(pflanzliche und 


gen aus Warenlieferungen und Lei- 
stungen, sonstige Aktiva. 


Der Umlaufmittelbedarf in der Land- 


wirtschaft wird von den Besonderheiten} 
des landwirtschaftlichen Reproduktions- 
prozesses und dem Rentabilitätsniveau 
einer jeden Genossenschaft bestimmt. 
Gegenstand der landwirtschaftlichen 
Produktion sind lebende Organismen. 
Entscheidenden Einfluß auf den Um- 
fang, den Ablauf und die Ergebnisse 
der Produktion haben die biologischen 
Wachstumsgesetze der Pflanzen und 
Tiere. Außerdem ist der Boden als wich- 
tigstes Produktionsmittel territorial be- 
grenzt und nicht in gleicher Weise re- 
produzierbar wie andere Arbeitsmittel. 
Der landwirtschaftliche Reproduktions- 
prozeß dehnt sich zeitlich lange aus. Die 
klimatischen Bedingungen sind sehr dif- 
ferenziert, und die Produktion ist von 
der Witterung abhängig. Außerdem gibt 
es im landwirtschaftlichen Reproduk- 
tionsprozeß einen Unterschied zwischen 
Produktions- und Arbeitszeit; das ist be- 
dingt durch die Vegetationsperiode, das 
natürliche Wachstum und die Reifezei- 
ten, durch die biologischen Vorgänge 
in der Tierproduktion (z. B. Tragezei- 
ten, Aufwuchszeiten) und den Saison- 
charakter in der Pflanzenproduktion. 


Die Produktion in der Landwirtschaft 
ist durch einen relativ hohen Wieder- 
einsatz selbst erzeugter landwirtschaft- 
licher Produkte gekennzeichnet. Etwa 
'' der pflanzlichen Erzeugnisse werden 
für die Tierproduktion verwendet. Die 
gesellschaftliche Arbeitsteilung in der 
Produktion pflanzlicher und tierischer 
Erzeugnisse hat zur Folge, daß Futter- 
mittel und Tiere von den LPG mit Tier- 
produktion bzw. den spezialisierten Be- 
trieben der Pflanzen- und Tierproduk- 
tion in hohem Maße verkauft oder zu- 
gekauft werden. Die Ware-Geld-Bezie- 
hungen haben sich dadurch erweitert. 


Das Geld- und Kreditvolumen im Be- 
reich der Landwirtschaft hat zugenom- 
men. 


Der saisonbedingte Charakter des land- 
wirtschaftlichen Reproduktionsprozesses 
bedingt einen hohen Einsatz an finan- 
ziellen Fonds, die erst nach relativ lan- 
ger Zeit zurückfließen. Aus diesem 
Grunde besteht kein gleichmäßiger Be- 
darf an materiellen und demzufolge auch 
an finanziellen Mitteln. 


Beispiele: 


1. Eine LPG pflügt im August die Flä- 
che für die Winterweizenproduktion. Sie 
kauft im September Winterweizen-Saat- 
gut. Dieses Saatgut bildet bis zur Aus- 
saat einen Bestand: Die Aussaat erfolgt 
im Oktober. Das Saatgut geht in den 
Boden ein umd stellt unvollendete 
pflanzliche Produktion in Form einer be- 
stellten Fläche dar. Diese Umlaufmittel 
sind in dieser Weise bis zur Ernte ge- 
bunden. Zwischenzeitlich wird Arbeit 
aufgewandt, z. B. für Düngung, Pflege 
und Schädlingsbekämpfung. Dabei ent- 
stehen Produktionskosten, die den Wert 
der unvollendeten Produktion erhöhen. 
Die Ernte schließt den Prozeß ab. 


2. Eine kooperative Einrichtung Milch- 
viehhaltung hält 2000 Kühe. Diese Tiere 
benötigen täglich Futter, müssen täg- 
lich gepflegt und gemolken werden. Die 
kooperative Einrichtung liefert auch 
täglich Milch an die Molkerei. 


Bei dieser Art der Produktion tierischer 
Erzeugnisse entstehen täglich Kosten, 
und der Betrieb realisiert täglich Erlöse, 
während bei der pflanzlichen Produk- 
tion die Erlöse erst nach der Ernte rea- 
lisiert werden. 


Die Finanzierung der Umlaufmittel in 
den sozialistischen Genossenschaften 
der Landwirtschaft und ihren koopera- 
tiven Einrichtungen erfolgt: 


- aus eigenen Mitteln (dazu gehören 
der eigene Umlanfmittelfonds, von 
Mitgliedern eingebrachte Inventar- 
beiträge, Mittel von Genossenschaf- 
ten und VEG, die an der Koopera- 
tion beteiligt sind, Verbindlichkei- 
ten), 

— aus Krediten. 


Dazu ist son den Genossenschaften ein 
Plan der Finanzierung des Reproduk- 
tionsprozesses zu erarbeiten, der Gegen- 
stand des Kreditvertrages (Anlage) ist 
und zugleich zur Abrechnung verwendet 
wird. 


Tabelle 5.2. 
Anlage zum Kreditvertrag (vereinfacht) 


Quartal(kumulativ) 
I II II IV 
Erlöse ) 
+ staatliche Mittel ) 300 700 1500 2100 
+ Ergebnis aus Ko- ) 
operationsbe- ) 
ziehungen ) 
— Produktionsver- 
brauch insgesamt 100 300 700 900 


— Kosten für le- 
bendige Arbeit 100 

—- Fondszuführungen 100 
Kreditbedarf bzw. 
Guthaben aus 
Produktion 

— Umlaufmittel- 
bestände einschl. 
Forderungen 

-+- Eigendeckung 
Umlaufmittelfonds) 
Reserve/Rück- 
lagefonds ) 580 580 580 
Verbindlichkeiten ) 
Kreditbedarf 120 170 70 
Guthaben 30 


250 
200 


450 
300 


650 
400 


— —50 4-50 +150 


700 700 700 700 


580 


Der Kredit überbrückt während des Jah- 
res die planmäßige Differenz zwischen 
Einnahmen und Ausgaben und dem Ein- 
satz von Eigenmitteln der landwirt- 
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schaftlichen Betriebe. Er trägt dazu bei, 
die laufende Liquidität sowie den kon- 
tinuierlichen Ablauf der Produktion zu 
sichern. 


Der planmäfige Umlaufmittelkredit 


wird zur Finanzierung der notwendigen ° 


Bestände an materiellen Umlaufmitteln 
einschließlich der Forderungen und der 
Kosten gewährt. Über den Kredit kann 
auch die Vorfinanzierung der geplanten 
Zuführungen zu den betrieblichen Fonds 
erfolgen, wenn die Eigenmittelerwirt- 
schaftung und der Finanzbedarf im 
Laufe des Jahres planmäßig auseinan- 
derfallen. Der Zinssatz für diesen Kre- 
dit beträgt 5 Prozent. 


Planmäßige Umlaufmittelkredite kön- 
nen’ auch für Kosten der künftigen Ab- 
“ rechnungszeiträume (bis zu 5 Jahren) 
zu einem Zinssatz von 5 Prozent ge- 
währt werden. 


Ferner können Kredite zur Finanzierung 
von Maßnahmen, die einen zusätzlichen 
Nutzen bringen oder zur Abwendung 
von Verlusten führen, bereitgestellt wer- 
den. 

Die Bank fördert durch die Bereitstel- 
lung zinsvergünstigter Umlaufmittelkre- 
dite den Übergang zu industriemäßigen 
Produktionsmethoden in der Pflanzen- 
‚und Tierproduktion. 


Umlaufmittelkredite mit einem Zins- 
abschlag von 3 Prozent werden z.B. 


gewährt für 


— die Erstausstattung mit hochwerti- 
gen Tieren in industriemäßigen An- 
lagen (Kreditlaufzeit bis zu 12 Jah- 
ren), 

—- die Aufstockung hochwertiger Tier- 
bestände (Laufzeit des Kredites bis 
zu 5 Jahren), 

—- die Förderung der Mehrproduktion 
von Futter, die Bildung von Futter- 


reserven und des Ankaufs von Stroh 


in hoher Qualität zur Herstellung 
von Pellets, 
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— Düngemittelbestände in zentralen 
“ Düngerlagern der agrochemischen 

Zentren zur umfassenden Versor- 
gung der P£lanzenproduktion, 

- den Neuaufbau oder die Rekonstruk- 
tion von Obstintensivanlagen in ge- 
schlossenen Gebieten. 

In ökonomisch begründeten Fällen kön- 

nen Zinsen für Umlaufmittelkredite und 

Rückzahlungsraten von Umlaufmittel- 

krediten gestundet werden, wenn Ko- 

sten für künftige Abrechnungszeiträume 
finanziert werden. 

Zur Überbrückung von zeitweiligen Li- 

quiditätsschwierigkeiten kann die Bank, 

sofern das ökonomisch vertretbar ist, 

Umlaufmittelkredite bereitstellen und 

je nach Ursache Zinszuschläge bis zu 

3 Prozent festlegen. 


Kreditverhandlungen und Kreditvertrag 


Folgende Aufgaben sind für die Füh- 
rung von Kreditverhandlungen und den 
Abschluß von Kreditverträgen durchzu- 
führen: 

Die Vorbereitung von Kreditverhandlun- 
gen beginnt mit der Erarbeitung von 
Analysen über Schwerpunkte der mate- 
riellen und finanziellen Entwicklung des 
Reproduktionsprozesses, um bei der 
Mitarbeit am Plan den Standpunkt der 
Bank und ihre Anforderungen konkret 
herauszuarbeiten. 

Inhalt solcher Analysen oder Plankon- 
zeptionen sollten z. B. die Leistungs- 
ziele, Effektivitätskriterien, Bestands- 
wirtschaft, Futterökonomie, Arbeitspro- 
duktivität — Durchschnittsvergütung, 
Verhältnis Akkumulation zur Konsum- 
tion usw. sein. 

Dabei ist zu beachten, daß die Beurtei- 
lung der Entwicklung der materiellen 
Umlaufmittel in der Landwirtschaft dif- 
ferenziert erfolgen muß. An die Höhe 
der Bestände ergeben sich deshalb un- 
terschiedliche Anforderungen. 


Während z. B. bei den Tierbeständen 
volkswirtschaftlich auf stabile, leistungs- 
starke Bestände und hohe Futtermittel- 
bestände (Bildung von Futterreserven) 
orientiert wird, werden bei den übrigen 
materiellen Beständen rationeller Ein- 
satz und Erhöhung der Umschlags- 
geschwindigkeit gefördert. 

In den Kreditverhandlungen werden auf 
der Grundlage solcher Analysen die spe- 
zifischen Kreditbedingungen, die diffe- 
renziert angewendet werden, sowie die 
Kredithöhe vereinbart. Die Kredithöhe 
wird in der Landwirtschaft auf Grund 
des Saisoncharakters der landwirtschaft- 
lichen Produktion zu drei Terminen im 
Laufe eines Jahres ermittelt und im Kre- 
ditvertrag vereinbart. 


Diese drei Termine sind: 


- Kredithöhe per 31. 12,, 

- Kredithöhe zur Jahresendabrech- 
nung, 

— Kredithöhe zum Zeitpunkt des höch- 
sten Bedarfs (Höchstkredit im Laufe 
des Jahres). 


Für sozialistische Genossenschaften und 
kooperative Einrichtungen, die auf 
Grund ungenügender Plan- und Finanz- 
disziplin unter verstärkte Kontrolle ge- 
stellt werden, ist die Planung und Ab- 
rechnung des Umlaufmittelkredites quar- 
talsweise oder sogar monatlich im Kre- 
ditvertrag festzulegen. 


Die Kredithöhe per 31. 12. (wie sie er- 
mittelt wird, zeigt die Tabelle 5.2.) ist 
Ausgangspunkt der Deckungsberech- 
nung der Bank für ihre Entscheidung, 
ob und in welcher Höhe die Umlauf- 
mittel anteilig durch Kredite finanziert 
werden sollen. Damit wird gleichzeitig 
bestimmt, welche Mittel für die Jahres- 
endauszahlung an die Mitglieder, für 
Fondszuführungen und andere Ver- 
pflichtungen zur Verfügung stehen müs- 
sen. 

Schließlich wird auch über die Kredit- 


höhe einschließlich der Jahresendab- 
rechnung das Verhältnis von Akkumu- 
lation und Konsumtion festgelegt. 

Der höchste Kreditbedarf im Laufe des 
Jahres besteht in der Landwirtschaft im 
Prinzip vor Beginn der Ernte. 


Kreditverträge sind abzuschließen für 


— planmäßige Kredite für Investitio- 
nen, 

— planmäßige Umlaufmittelkredite, 

— zusätzliche oder zinsvergünstigte 
Umlaufmittelkredite. 

Im Kreditvertrag werden außer dem 

Kreditzweck, der Kredithöhe und den 

Terminen der Inanspruchnahme verein- 

bart: 

- die Höhe der einzusetzenden Eigen- 
mittel, 

— die Kreditlaufzeit und die Rückzah- 
lungsraten, 

-— der Zinssatz, 

-— die Folgen bei Vertragsverletzung 
sowie 

- die Verpflichtung zur Mitteilung von 
Veränderungen, die Einfluß auf die 
Erfüllung des Kreditvertrages haben. 

Bei Verletzung des Kreditvertrages muß 

die Bank die Ursachen, die zur Ver- 

tragsverletzung führten, sorgfältig prü- 

fen und eingehend mit den Kreditneh- 

mern beraten. Sie hat folgende Möglich- 

keiten, auf die Kreditnehmer einzuwir- 

ken: 


— sie kann einen Zinszuschlag bis zu 
3 Prozent berechnen, 

— sie kann den Kredit für den künfti- 
gen Zeitraum nur in verringerter 
Höhe gewähren, 

— sie kann den Kredit vorzeitig zu- 
rückfordern. 


Ist ein Zinszuschlag festgelegt worden, 
so kann die Bank diesen Zuschlag bei 
termingerechter Erfüllung der verein- 
barten Bedingungen ganz oder teilweise 
erstatten. 
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Kredit und Zins müssen in der soziali- 
stischen Landwirtschaft beweglich und 
differenziert entsprechend den jeweili- 
gen Bedingungen eingesetzt werden. 
Kreditverträge können in beiderseitigem 
Einvernehmen geändert oder aufgeho- 
ben werden, wenn andere Bedingungen 
eingetreten sind. 


5.1.4.6. 

Formen und Methoden 
der Bankkontrolle 

in der Landwirtschaft 


Die Bank verbindet mit der Kredit- 
gewährung die Kontrolle über die wirt- 
schaftliche Tätigkeit der Genossenschaf- 
ten und ihrer kooperativen Einrichtun- 
gen. Gesetzlich fixiert wurde die Bank- 
kontrolle in der Kreditanordnung und im 
Statut der Bank. Im Ergebnis der Bank- 
kontrolle unterbreitet die Bank den Be- 
trieben konstruktive Vorschläge zur Er- 
höhung der Effektivität sowie zur Besei- 
tigung von Mängeln. Die Bank arbeitet 
eng mit den Revisionskommissionen der 
LPG zusammen. Bei ihrer Kontrolle geht 
die Bank von folgenden Grundsätzen 
aus: 

1. Umfang und Tiefe der Kontrolle sind 
abhängig von der Effektivität der Nüt- 
zung der materiellen und finanziellen 
Fonds. 

2. Die Kontrolle der Bank muß voraus- 
schauenden Charakter tragen. Die Bank- 
kontrolle darf sich keineswegs auf die 
Feststellung von Planverstößen oder 
Vertragsverletzungen beschränken, son- 
dern muß verbunden werden mit der 
Analyse der Ursachen für die positiven 
oder negativen Abweichungen. Die 
Bank unterbreitet den Genossenschaften 
und kooperativen Einrichtungen Vor- 
schläge zur Verbesserung der Arbeit 
und unterstützt die Kreditnehmer bei 
der Durchführung entsprechender Maß- 
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nahmen zur Ausschöpfung von Effekti- 
vitätsreserven. 


3. Die Kontrollarbeit der Bank muß sich 
auf Schwerpunkte orientieren. Die Bank 
stimmt sich mit folgenden Organen und 
Einrichtungen ab und arbeitet mit ihnen 
zusammen: 


— Revisionsorgan für sozialistische Ge- 
nossenschaften der Landwirtschaft 
bei der Bank für Landwirtschaft und 
Nahrungsgüterwirtschaft. 

— Räte der örtlichen Organe, 

- wirtschaftsleitende Organe, 

— Staatliche Versicherung der DDR, 

— Arbeiter-und-Bauern-Inspektion. 


Neben der Kontrolle über die Konten- 
führung auf der Grundlage des EDV- 
Bankprojektes und des Statistik-Pro- 
grammes sowie der Berichterstattung 
kommt der operativen Kontrolle große 
Bedeutung zu. 


Die operative Kontrolle wird auf der 
Grundlage der Kontoführung und der 
Berichterstattung und unter Berücksich- 
tigung vorangegangener operativer Kon- 
trollen und der Hinweis anderer Or- 
gane gründlich vorbereitet und durch- 
geführt. Die operativen Kontrollen sind 
vor allem auch mit den Werktätigen am 
Arbeitsplatz und in Brigadeversammlun- 
gen auszuwerten. Die Bankökonomen 
müssen die Meinung der Werktätigen, 
die unmittelbar am Produktionsprozeß 
beteiligt sind, kennen und in kollektiven 
Beratungen den Leitungen und den 
Werktätigen die Ergebnisse ihrer Kon- 
trollen und die darauf basierenden Vor- 
schläge erläutern. Nach Auswertung der 
Kontrollergebnisse müssen 


— die notwendigen Schlußfolgerungen 
für die weitere Bankarbeit gegen- 
über dem Betrieb festgelegt werden, 

— dem Kreditnehmer die in der ge- 
meinsamen Auswertung getroffenen 
Festlegungen zur Einhaltung des 


Kreditvertrages schriftlich mitgeteilt 
werden, 
— eventuell Kreditsanktionen duzohue- 
führt werden. 
Durch die Zusammenarbeit mit dem 
- Kreditnehmer soll die Bank dem Betrieb 
helfen, künftig Vertragsverletzungen zu 
vermeiden. Durch Nachkontrollen ist 
auf die termingerechte Realisierung der 
getroffenen Festlegungen Einfluß zu 
nehmen. 


5.1.5. 
Rolle und Bedeutung 
des Kreditplanes 


Die Kredite sind planmäßig so einzu- 
setzen, daß sie mit hoher Wirksamkeit 
die Erfüllung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik fördern. Das setzt eine exakte Pla- 
nung und Bilanzierung der Kreditquel- 
len und Kredite voraus. 

Mit Hilfe der Kreditplanung müssen 
die planmäßige Entwicklung des Geld- 
umlaufs, das Volumen und die Struktur 
der erforderlichen Geldfonds und Kre- 
dite sowie der Umfang der Kreditaus- 
reichungen und -tilgungen im Grund- 
mittelbereich bestimmt werden. Die 
Kreditplanung muß auf die Sicherung 
der geplanten Proportionalität, Effekti- 
vität und Stabilität der Entwicklung der 
Volkswirtschaft einwirken, insbesondere 
auf die Stabilität des Geldumlaufs und 
der Währung. 

Der Staatsbank der DDR obliegen die 
Gesamtplanung und Bilanzierung der 
Geldfonds und Kredite. Dabei arbeitet 
sie eng mit der Staatlichen Plankommis- 
sion, dem Ministerium der Finanzen, 
den wirtschaftsleitenden Organen, den 
Räten der Bezirke sowie mit den ande- 
ren Geld- und Kreditinstituten zusam- 
men. 

Die Staatsbank erarbeitet in Zusammen- 


arbeit mit den für die materielle Pla- 
nung verantwortlichen zentralen Staats- 
organen Vorschläge für staatliche Plan- 
kennziffern zum Krediteinsatz, über die 
der Ministerrat entscheidet. Sie arbeitet 
die Bilanz des Kreditsystems aus, die 
die zu einem bestimmten Zeitpunkt als 
Kreditquelle zur Verfügung stehenden 
Geldfonds und den zum gleichen Zeit- 
punkt zur Finanzierung der geplanten 
materiellen Fonds erforderlichen Kre- 
ditbedarf ausweist. 

Den Kombinaten, Betrieben und Ein- 
richtungen werden differenzierte staat- 
liche Plankennziffern für den Kredit- 
einsatz im Grund- und Umiaufmittel- 
bereich der Wirtschaft, zur Entwick- 
lung des Wohnungswesens, für indivi- 
duelle Bedürfnisse der Bevölkerung, im 
Rahmen der Auslandsbeziehungen so- 
wie für sonstige Zwecke vorgegeben. Sie 
planen den Einsatz von Krediten zur 
Finanzierung von Investitionen, materiel- 
len Umlaufmitteln und Forderungen in 
Übereinstimmung mit ihren anderen ma- 
teriellen und finanziellen Plänen. Die 
Geld- und Kreditinstitute erarbeiten 
Stellungnahmen zu den Planentwürfen 
der Kombinate, Betriebe, wirtschafts- 
leitenden Organe und Ministerien, in 
denen sie Vorschläge unterbreiten, 
welche Reserven erschlossen werden 
können, um die staatlichen Aufgaben zu 
erfüllen und gezielt zu überbieten. 
Auf der Grundlage der bestätigten Bi- 
lanz des Kreditsystems werden den 
Filialen der Staatsbank und den anderen 
Geld- und Kreditinstituten staatliche 
Planauflagen für den Krediteinsatz 
übergeben. Sie bilden den verbindlichen 
Rahmen für die endgültige Kreditpla- 
nung und für den Abschluß der Kredit- 
verträge mit den Kombinaten, Betrieben 
usw. 

Die Filialen der Staatsbank und der 
anderen Kreditinstitute erarbeiten‘ für 
ihren Verantwortungsbereich für Grund- 
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und Umlaufmittelkredite eine Quartals- 
untergliederung des Jahresplanes. 


Die Erfüllung der Kreditverträge wird 
abgerechnet und analysiert, um mit 
Hilfe der daraus gewonnenen Erkennt- 
nisse die Einflußnahme auf die Plan- 
erfüllung der Kombinate und Betriebe, 
auf die planmäßige Gestaltung des 
Geldumlaufs sowie auf den Einsatz und 
die Tilgung der Kredite auf der Grund- 
lage des Volkswirtschaftsplans zu ver- 
stärken. Über wichtige Erkenntnisse und 
Probleme werden die zuständigen Par- 
tei-, Staats- und Wirtschaftsorgane so- 
wie das übergeordnete Bankorgan infor- 
miert. Die Kreditinstitute müssen auch 
eigene Vorschläge zur Sicherung der 
Planerfüllung entwickeln und unterbrei- 
ten. 


Bei der Kreditplandurchführung lassen 
sich die Bankfilialen von folgenden Ge- 
sichtspunkten leiten: 


—- Positive Vorhaben der Kombinate 
und Betriebe sind aktiv durch Kredit 
und Zins zu fördern. Das schließt 
ein, Kredite auch über den bestätig- 
ten Kreditplan hinaus zu gewähren, 
wenn es im voikswirtschaftlichen 
Interesse erforderlich wird (z. B. Ge- 
währung von Zusatzkrediten für eine 
zusätzliche Produktion von Konsum- 
gütern oder Rationalisierungsmit- 
teln, für eine Übererfüllung der Ex- 
portpläne und der Pläne der Zulie- 
ferindustrie). 

— Volkswirtschaftlich negative Pro- 
zesse muß die Bank mittels Kredit 
und Zins so beeinflussen, daß Plan- 
widrigkeiten behoben werden und 
ihr erneutes Entstehen verhindert 


wird. Das erfordert unter Umständen 


auch zusätzliche Kredite, die der Be- 
seitigung von Planwidrigkeiten die- 
nen (z. B. volkswirtschaftliche Ver- 
wertung von Mehrbeständen, Aufho- 
len von Ergebnisrückständen). Diese 
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Kredite müssen mit besonderen Be- 
dingungen und einer verstärkten 
Kontrolle durch die Bank verknüpft 
werden. 


Die Filialen der Kreditinstitute müssen 
bei der Kreditplandurchführung dazu 
beitragen, daß das zentral geplante Ge- 
samtkreditvolumen eingehalten und mit 
hohem volkswirtschaftlichem Nutzen 
eingesetzt wird. 


Aufgaben 


1. Erläutern Sie die volkswirtschaft- 
liche Bedeutung der spezifischen 
Kreditvoraussetzungen für Grund- 
mittelkredite, und stellen Sie an 
einem Beispiel dar, wie die Bank 
darauf einwirkt, daß die Betriebe 
diese Kreditvoraussetzungen er- 
füllen! 

2. Warum kontrolliert die Bank 
außer der gründlichen Vorbereitung 
auch die planmäßige Fertigstellung 
der Investitionen und die Erwirt- 
schaftung des geplanten Nutzens? 
3. Wie wirkt die Bank durch die 
Gewährung planmäßiger Umlauf- 
mittelkredite für Bestände auf eine 
hohe Effektivität der betrieblichen 
Fonds ein? 

4. Erläutern Sie an einem Beispiel, 
welche Besonderheiten für die 
Umlaufmittelfinanzierung in der 
Landwirtschaft gelten! 

5. Erläutern Sie die grundlegenden 
Zusammenhänge zwischen Volks- 
wirtschafts- und Staatshaushalts- 
planung, Betriebs- und Kredit- 
planung! 


5:2; 

Finanzierung des Wohnungs- 
neubaus, des Baus staatlicher 
Einrichtungen, 

der Modernisierung sowie des Um- 
und Ausbaus von Wohnungen 


5.2.1. 

Wohnungsbauprogramm als 
Kernstück 

des sozialpolitischen Programms 
der Partei der Arbeiterklasse 


5.2.1.1. 
Inhalt der sozialistischen 
Wohnungsbaupolitik 


Obwohl der Kapitalismus gewaltige Pro- 
duktivkräfte hervorgebracht hat, konnte 
die Wohnungsfrage der arbeitenden 
Menschen in dieser Gesellschaftsordnung 
in keinem kapitalistischen Land gelöst 
werden. 

Im Kapitalismus wird die Wohnung als 
eine Ware, als ein Objekt der Spekula- 
tion betrachtet. Der monatliche Miet- 
zins ist auf Grund des Profitstrebens 
ständig im Steigen begriffen. Das zeigt 
sich heute mehr denn je in den hoch- 
entwickelten kapitalistischen Industrie- 
staaten und erklärt, weshalb in kapita- 
listischen Ländern viele Menschen in 
Notwohnungen leben müssen, während 
Tausende von Wohnungen wegen eines 
zu hohen Kauf- oder Mietpreises leer- 
stehen. 

Friedrich Engels wies in seiner Schrift 
„Zur Wohnungsfrage” nach, daß die 
Wohnungsfrage eine Klassenfrage ist. 
Er hob hervor: „nicht die Lösung der 
Wohnungsfrage löst zugleich die soziale 
Frage, sondern erst durch die Lösung 
der sozialen Frage, d. h. durch die Ab- 
schaffung der kapitalistischen Produk- 
tionsweise, wird zugleich die Lösung 
der Wohnungsfrage möglich gemacht.”': 
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In der sozialistischen Gesellschaftsord- 
nung ist die immer bessere Befriedigung 
der Wohnbedürfnisse aller Bürger nicht 
nur ein persönliches Anliegen der Men- 
schen, sondern auch ein vorrangiges An- 
liegen des Staates als Interessenvertre- 
ter aller Bürger. Insbesondere geht es 
um eine schnellere Bereitstellung von 
Wohnungen für Arbeiterfamilien und 
kinderreiche Familien sowie für junge 
Ehepaare. Auch die Sicherung der 
standortmäßigen Verteilung der Ar- 
beitskräfte spielt eine wichtige Rolle. In 
der DDR wird den Aufgaben des kom- 
plexen Wohnungsbaus besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet, weil mit dem 
Bau von Wohnungen und den dazuge- 
hörigen gesellschaftlichen Einrichtun- 
gen, mit dem Städtebau und der Gestal- 
tung der Dörfer und Siedlungen Grund- 
fragen der materiellen Basis für die so- 
zialistische Lebensweise entschieden 
werden. 


Heute werden auch höhere Ansprüche 
an die Umweltgestaltung, an die Lage 
der Wohnung und an die Sozialeinrich- 
tungen im Siedlungsnetz gestellt. Des- 
halb müssen in den neuen Wohngebie- 
ten auch die erforderlichen Gesell- 
schaftsbauten, wie  Kinderkrippen, 
Kindergärten, Schulen, Kaufhallen und 
Gaststätten, gebaut, die Freiflächen ge- 
staltet, der Anschluß an das Verkehrs- 
netz gesichert werden. 


Die sozialistische Wohnpolitik ist dar- 
auf gerichtet, durch gute Wohnbedin- 
gungen für alle Bürger wichtige mate- 
rielle Bedingungen für ein hohes Le- 
bensniveau zu schaffen und die Ent- 
wicklung sozialistischer Gemeinschafts- 
beziehungen in den Wohngebieten zu 
fördern. War das Wohnen ursprünglich 
in der Hauptsache eine Bedingung für 
die Reproduktion der Arbeitskraft, so 


12 Marx/Engels: Werke, Bd. 18. Dietz Verlag, Ber- 
lin 1962, S. 243. 
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wird es unter sozialistischen Produk- 
tionsverhältnissen zu einer wesentlichen 
Bedingung für die allseitige Entfaltung 
der Fähigkeiten des Menschen. Ausrei- 
chender und hygienischer Wohnraum 
begünstigt die körperliche und seelische 
Gesunderhaltung der Menschen und ein 
- glückliches harmonisches Familienleben. 


Eine sehr wesentliche Seite sozialisti- 
scher Wohnungspolitik besteht in der 
Sicherung sozialer Mietpreise. Entspre- 
chend den Beschlüssen der Partei der 
Arbeiterklasse zur Gewährleistung eines 
stabilen Preisniveaus für Konsumgüter, 
Mieten und Verkehrsleistungen für die 
Bevölkerung sind die Wohnungsmieten 
in der DDR niedrig, stabil und nach so- 
zialen Gesichtspunkten differenziert. 
Ihr Anteil am Einkommen der Werktäti- 
gen ist verhältnismäßig gering und weist 
eine sinkende Tendenz auf. 

Ein weiteres charakteristisches Kenn- 
zeichen sozialistischer Wohnungspolitik 
ist die Förderung der Initiativen der 
„Bürger zur Verwaltung, Pflege, Erhal- 
tung und Modernisierung der Wohnun- 
gen, zum Bau von Eigenheimen und zur 
Gestaltung der Wohngebiete. 


5.2.1.2, 
Ziele des Wohnungsbauprogramms 
in der DDR 


: Erst unter sozialistischen Bedingungen 
ist es möglich, die Wohnungsfrage der 
werktätigen Menschen endgültig zu lö- 
sen. 

Der Wohnungsfonds in der DDR um- 
faßte Ende 1977 über 6,6 Mill. Wohnun- 
gen.!? Er repräsentiert einen National- 
reichtum von mehr als 140 Md. M. Das 
Durchschnittsalter der Wohnungssub- 
stanz beträgt jedoch bereits 60 Jahre. 
Deshalb hat die Partei der Arbeiter- 
klasse das Wohnungsbauprogramm zum 
Kernstück ihres umfassenden sozial- 
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13, 


politischen Programms erklärt. Dieses 
Programm ist darauf gerichtet, bis 1990 
die Wohnungsfrage zu lösen. Damit 
wird ein altes Ziel der revolutionären 
Arbeiterbewegung verwirklicht. 


Durch den Wohnungsbau wird in wach- 
sendem Maße Einfluß auf eine hohe 
Wohnkultur, eine sinnvolle Freizeit- 
gestaltung und die Entwicklung von Ge- 
meinschaftsbeziehungen genommen. 
Der Wohnungsbau wird verbunden mit 
der Schaffung rationeller Verkehrs-, 
Versorgungs- und Betreuungseinrichtun- 
gen.” 

Das Wohnungsbauprogramm 
folgende Schwerpunkte: 


1. 


umfaßt 


Neubau von Wohnungen zur Erwei- 
terung des Wohnungsbestandes so- 
wie als Ersatz für solche Wohnun- 
gen, deren bauliche Substanz nicht 
mehr erhaltungswürdig ist; 
Modernisierung von Wohnungen zur 
Erhöhung ihres Gebrauchswertes; 
Erhaltung der Wohnungssubstanz 
zur Erreichung der optimalen Nut- 
zungsdauer; 
Neubau, Modernisierung und Erhal- 
tung von Gebäuden und baulichen 
Anlagen für gesellschaftliche Zwecke 
im Wohngebiet. _ 


2, 


4. 


Um dieses Ziel zu erreichen, ist im Zeit- 
raum von 1976 bis 1990 der Neubau, 
die Modernisierung und der Um- und 
Ausbau von 2,8 bis 3,0 Mill. Wohnun- 
gen mit einem Gesamtaufwand von rund 
200 Md. M (einschließlich Erschlie- 
ßungsmaßnahmen und Bauten mit ge- 
sellschaftlicher Zweckbestimmung) vor- 
gesehen. 


Die Realisierung dieser anspruchsvollen 
Ziele erfordert, daß alle Bereiche der 
Volkswirtschaft -— von der Baumaterial- 
\ 

Statistisches Jahrbuch der DDR. Staatsverlag der 
DDR, Berlin 1978, S. 142. 

Programm der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands. Dietz Verlag, Berlin 1976, $. 23. 
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industrie bis zur Möbelindustrie - den 
notwendigen materiellen Beitrag dafür 
planmäßig leisten. 


Aufgabe 


Informieren Sie sich über den 
geplanten Wohnungsbau in Ihrem 
Kreisgebiet! 


5.2.2. 

Leitung und Planung der 
Grundfondsreproduktion im Bereich 
des komplexen Wohnungsbaus®® 


5.2.2.1. 
Langfristige Konzeption 
der Grundfondsreproduktion 


Für die Durchsetzung einer effektiven 
Grundfondsreproduktion auf dem Ge- 
biet des komplexen Wohnungsbaus sind 
die Räte der Bezirke und der Magistrat 
von Berlin, Hauptstadt der DDR, ver- 
antwortlich. Sie erarbeiten und beschlie- 
ßen langfristige Konzeptionen des kom- 
plexen Wohnungsbaus für einen Zeit- 
raum von 15 Jahren. 

Die Ausarbeitung der langfristigen 
Konzeptionen erfordert eine enge Zu- 
sammenarbeit mit den Betrieben der 
Energiewirtschaft und der Wasserwirt- 
schaft, den Bezirksdirektionen der 
Deutschen Post und den Betrieben des 
Verkehrswesens. 

Grundlagen für die langfristige Kon- 
zeption sind die Ergebnisse der lang- 
fristigen Planung der ökonomischen 
Entwicklung des jeweiligen Territo- 
riums, insbesondere der Bevölkerungs- 
entwicklung, der Entwicklung des ge- 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens und 
der Standortverteilung der Produktiv- 
kräfte. Herangezogen werden weiterhin 
zentrale Orientierungen, die General- 
bebauungspläne und Generalverkehrs- 
pläne wichtiger Städte sowie Analysen 


des Wohnungsbestandes einschließlich 

seines baulichen Zustandes. 

Die langfristige Konzeption soll die 

standortbezogene Vorbereitung der 

Maßnahmen auf dem Gebiet des kom- 

plexen Wohnungsbaus ermöglichen. Aus 

diesem Grunde sind folgende Aspekte 
für die Hauptstadt der DDR, für den 

Bezirk, für den Kreis und für ausge- 

wählte Städte zu beachten: 

— Relationen der Erhaltungs-, Moder- 
nisierungs-, Ersatz- und Erweite- 
rungsmaßnahmen für Wohnungen 
und Bauten mit gesellschaftlicher 
Zweckbestimmung im Wohngebiet; 

— Hauptstandorte des Neubaus und 
Schwerpunkte der Modernisierung 
von Wohnungen; 

— Entwicklung der Anlagen und Netze 
für energiewirtschaftliche, wasser- 
wirtschaftliche, postalische, fern- 
meldetechnische und verkehrstech- 
nische Versorgung der Wohngebiete; 

— Schlußfolgerungen für die lang- 
fristige Entwicklung der örtlich ge- 
leiteten Kapazitäten des Bauwesens. 

Auf der Grundlage der Konzeptionen 

der Räte der Bezirke für den Zeitraum 

1976 bis 1990 wurde die langfristige 

zentrale Konzeption der Grundfonds- 

reproduktion erarbeitet. Sie bildete die 

Grundlage für den Beschluß der Füh- 

rung der Partei der Arbeiterklasse, die 

Wohnungsfrage in der DDR als soziales 

Problem bis 1990 zu lösen. 


5.2.2.2, 
Vorbereitung der Investitionen 
des komplexen Wohnungsbaus 


Jede Investition in unserer Volkswirt- 
schaft ist sowohl durch den Auftrag- 


15 Verordnung über die Vorbereitung von Investi- 
tionen vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 251 ff.). 
Durchführungsbestimmung zur Verordnung über 
die Vorbereitung von Investitionen - Vorberel- 
tung der Investitionen des komplexen Wohnungs- 
baus vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 260 ff.). 
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geber als auch durch den Auftragneh- 
mer gründlich vorzubereiten. Jede 
Nachlässigkeit und jedes Versäumnis 
bei der Investitionsvorbereitung führen 
zwangsläufig zu Verlusten und schaden 
vnserer gesellschaftlichen Entwicklung. 
In der Phase der Vorbereitung wird 
über den rationellen Einsatz der für In- 
vestitionen bereitgestellten Teile des 
Nationaleinkommens entschieden. Es 
wird nicht nur der Ablauf der Investi- 
tionsdurchführung festgelegt, es wird 
auch der Nutzeffekt der fertiggestellten 
Investitionen vorausberechnet. Bei 
volkswirtschaftlich wichtigen Vorhaben 
wirkt auch die Bank als Finanzierungs- 
und Kontrollorgan an der Vorbereitung 
mit. 

Für die Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Investitionsvorhaben des kom- 
plexen Wohnungsbaus setzen der Ma- 
gistrat von Berlin, Hauptstadt der DDR, 
die Räte der Bezirke und Kreise Haupt- 
auftraggeber für den komplexen Woh- 
nungsbau ein. 

Auf der Grundlage der. bestätigten 
langfristigen Konzeptionen sowie der 
vorgegebenen staatlichen Plankennzif- 
fern sind für alle Neubaumaßnahmen 
Aufgabenstellungen und Grundsatzent- 
scheidungen zu erarbeiten. 

Grundlage für den Beginn der Vorberei- 
tung der Investitionen des komplexen 
Wohnungsbaus ist die bestätigte Auf- 
gabenstellung (vgl. Abschnitt 5.1.). 

Im Ergebnis der Vorbereitung ist die 
volkswirtschaftlich effektivste Lösung 
in einer Dokumentation zur Grundsatz- 


entscheidung nachzuweisen. Darüber 
hinaus müssen bei Investitionen des 
komplexen Wohnungsbaus folgende 


Unterlagen vorgelegt werden: 
® 


— Bebauungskonzeption, ° 

— Bestätigung der Einordnung und 
materiell-technischen Sicherung der 
Folgeinvestitionen, 


- Grobablaufplan zur kontinuierlichen 
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Durchführung des Vorhabens, 

— Nachweis der Finanzierungsquellen 
entsprechend den Rechtsvorschrif- 
ten. 


Für Vorhaben des komplexen Woh- 
nungsbaus mit mehr als 1000 Wohnun- 
gen sind die Bebauungskonzeptionen 
vor der Grundsatzentscheidung dem 
Ministerium für Bauwesen zur Bestäti- 
gung vorzulegen. Die Bestätigung ist 
Voraussetzung für die Grundsatzent- 
scheidung. Die Grundsatzentscheidun- 
gen sind spätestens bis zum 30. 6. des 
Jahres vor Baubeginn zu treffen. 


Auftraggeber für alle Mäßnahmen des 
komplexen Wohnungsbaus sind grund- 
sätzlich die Rechtsträger für volks- 
eigene Wohngebäude (VEB Gebäude- 
wirtschaft oder Kommunale Wohnungs- 
verwaltung) sowie die Eigentümer an- 
derer Wohngebäude (sozialistische Woh- . 
nungsbaugenossenschaften und Bürger). 
Generalauftragnehmer für den Woh- 
nungsneubau sind die VEB Wohnungs- 
baukombinate; sie sind dem Bezirks- 
bauamt unterstellt. 


Wenn diese Betriebe die Bauleistungen 
nicht selbst erbringen können, stellen 
sie Kooperationsbeziehungen zu ande- 
ren Baubetrieben her.. Der Einsatz eines 
Generalauftragnehmers sichert eine ein- 
heitliche Leitung und Koordinierung 
aller Maßnahmen bei der Baudurch- 
führung. 

Sollen an einem Standort weniger als 
500 Wohnungseinheiten gebaut werden, 
übernehmen die Räte der Kreise die 
Funktion des Hauptauftraggebers. Sie 
können zur Erfüllung dieser Verpflich- 
tung einen Hauptauftraggeber bestim- 
men, der dem Kreisbauamt oder der Ab- 
teilung Wohnungswirtschaft unterstellt 
ist. 

Hauptauftragnehmer für Modernisie- 
rungs- und Werterhaltungsmaßnahmen 
sind die kreislich geleiteten VEB Bau-' 


reparaturen oder die Kreisbaubetriebe. 
Sie stellen die erforderlichen Koopera- 
tionsbeziehungen zu weiteren Baubetrie- 
ben aller Eigentumsformen her. Bei 
Maßnahmen an Einzelstandorten sind 
die jeweiligen Rechtsträger oder Eigen- 
tümer für die Vorbereitung und Durch- 
führung verantwortlich. 


5.2.3. 

Aufgaben der Staatsbank 

bei der Vorbereitung, Durch- 
führung und Finanzierung 
der Investitionen im Bereich 
des Wohnungsneubaus 


5.2.3.1. 

Einflußnahme der Bank 

auf die Investitionsvorbereitung 
und -durchführung 


Die Staatsbank der DDR ist verant- 
wortlich für die Finanzierung und Kon- 
trolle der Auftraggeber für Maßnahmen 
des komplexen Wohnungsneubaus 
(AWG, VEB Gebäudewirtschaft, Kom- 
munale Wohnungsverwaltung) und der 
Auftragnehmer, ihrer Kooperationspart- 
ner und ihrer Zulieferbetriebe. Durch 
diese zentrale Stellung wird es der 
Bank möglich, wirksamen Einfluß auf 
die Erfüllung des Wohnungsbaupro- 
gramms zu nehmen. 


Die Qualität der Investitionsvorberei- 
tung hat große Bedeutung für die effek- 
tive Durchführung und Nutzung der 
Investition. Deshalb muß die Bankkon- 
trolle in diesem Stadium einsetzen. Be- 
reits vor der Grundsatzentscheidung 
muß bei der Bank die Kreditzusage ein- 
geholt werden. 


Ein Bestandteil der Dokumentation für 
die Grundsatzentscheidung ist der Nach- 
weis der Finanzierungsquellen, aus dem 
die einzusetzenden Eigenmittel und 


Kredite hervorgehen. Hier ergeben sich 
insbesondere Ansatzpunkte für die Ein- 
flußnahme der Banken. Zur Durchset- 
zung der sozialistischen Wohnungsbau- 
politik unseres Staates muß die Bank auf 
folgende Schwerpunkte achten: 


1. Anwendung der günstigsten Woh- 
nungsbauserien; 


2. Wahl der günstigsten Standorte zur 
Sicherung eines niedrigen materiel- 
len und finanziellen Erschließungs- 
aufwandes; 


3. Beachtung der Aufwandsnormative 
und sonstiger Richtwerte bei der In- 
vestitionsvorbereitung; 


4. Sicherung der notwendigen Kom- 
plexität zwischen Wohnungsneubau, 
Erschließungsarbeiten und Bauten 
mit gesellschaftlicher Zweckbestim- 
mung; 


5. Beachtung der gesetzlichen Bestim- 
mungen für die Investitionsvorbe- 
reitung durch alle Beteiligten. 


Die Erkenntnisse und Vorschläge der 
Bank müssen dazu beitragen, daß bei 
der Investitionsvorbereitung richtige 
Entscheidungen getroffen werden. 


Der Kreditvertrag mit dem Auftrag- 
geber ist erst nach der Grundsatzent- 
scheidung abzuschließen. Die zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer auf 
der Grundlage der Rechtsnormen ver- 
einbarten Zahlungen (Abschlagszahlun- 
gen, Zahlungen nach der Übergabe und 
Endabrechnung der Investition) sind 
erst nach Erfüllung der festgelegten 
Voraussetzungen durch die Bank zu lei- 
sten. 


Die Bank muß die Investitionsmittel bei 
Verstößen gegen -die gesetzlichen Be- 
stimmungen oder gegen das sozialisti- 
sche Sparsamkeitsprinzip sperren, au- 
Gerdem istin diesem Fall das übergeord- 
nete Organ zu informieren. 
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5.2.3.2. j 
Finanzierungsgrundsätze 


Finanzierung des volkseigenen 
Wohnungsneubaus und der Bauten mit 
gesellschaftlicher Zweckbestimmung 


Investitionen des volkseigenen Woh- 
nungsneubaus werden durch Eigenmit- 
tel und Kredite finanziert, und zwar 
durch Eigenmittel in Höhe von 10 Pro- 
zent und durch Kredite in Höhe von 
90 Prozent des mit der bestätigten 
Grundsatzentscheidung ausgewiesenen 
Investitionsaufwandes. Die Eigenmittel 
werden aus Mitteln des örtlichen Haus- 
halts zur Verfügung gestellt. 

Als Eigenmittel können auch vertraglich 
vereinbarte Mittel von Betrieben und 
gesellschaftlichen Organisationen einge- 
setzt werden, z. B. beim Bau von Kin- 
derbetreuungseinrichtungen. Die da- 
durch nicht benötigten Haushaltsmittel 
verbleiben den örtlichen Räten; sie kön- 
nen zur Erhöhung des. Eigenmittel- 
'anteils eingesetzt werden. Ausgangs- 
punkt für die Berechnung des Kredit- 
einsatzes und des Pflichteigenmittel- 
anteils ist der zulässige Hochbauauf- 
wand It. staatlichem Aufwandsnormativ. 
Beispiel: 

Errichtet werden 200 Wohnungen, das 
staatliche Aufwandsnormativ für den 


Hochbau im Wohnungsneubau beträgt 
30 000,- M. Es ergibt sich ein höchst- 


Tabelle 5.3. 


zulässiger Aufwand von 6 000 000,- M. 
Davon sind durch Eigenmittel 10 Pro- 
zent und durch Kredit 90 Prozent zu 
finanzieren. 


Übersteigt der tatsächliche Aufwand 
für das Investitionsvorhaben den höchst- 
zulässigen Aufwand, so ist der Mehr- 
aufwand zusätzlich aus Eigenmitteln zu 
finanzieren, die der örtliche Rat aus 
eigenen Fonds bereitstellen muß. 

Der Kredit ist mit 4 Prozent zu verzin- 
sen und nach dem Annuitätenprinzip 
mit 1 Prozent zuzüglich der durch die 
jährliche Tilgung eingesparten Zinsen 
zu tilgen. Daraus ergibt sich, daß die 
Jahresleistung (Verzinsung und Til- 
gung) für den Kredit gleichbleibend 
5 Prozent der ursprünglichen Kredit- 


summe beträgt. 


Die Tabelle läßt erkennen: 


- die Jahresleistung bleibt gleich; 

— die Zinsen werden jeweils von der 
restlichen Höhe des Kredits am An- 
fang des Jahres berechnet, sie ver- 
ringern sich von Jahr zu Jahr; 

- der Tilgungsbetrag steigt jeweils in 
Höhe der eingesparten Zinsen. 

Auf der Grundlage des Investitions- 

plans beschließt die örtliche Volksver- 

tretung über die Ermächtigung des 

VEB Gebäudewirtschaft bzw. VEB 

Kommunale Wohnungsverwaltung zur 

Kreditaufnahme bei der Staatsbank. 

Die Bank gewährt außer den Investi- 


Tilgungsplan für einen Kredit in Höhe von 1 600 000,— M (nach dem Annuitätenprinzip) 


Jahr Zahlung Zinsen 
des Kreditnehmers 
M M 
1. Ss0 000, — 64 000, — 
2. 80 000, — 63 360, — 
3. 80 000,— 62 694,40 


Tilgung Kredit am 
Jahresende 

M M 

16 000,— 1 584 000,— 

16 640, — 1567 360,— 

17 305,60 1 550 054,40 
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tionskrediten auch Vorfinanzierungs- 
kredite, z. B. für die Erstausstattung 
staatlicher Einrichtungen. Diese Vor- 
finanzierungskredite fließen nach 
Durchführung des Bauvorhabens in die 
Schlußabrechnung der Investition ein. 
In voller Höhe werden aus dem ört- 
lichen Haushalt finanziert: 


- die Vorbereitung der Investitionen, 

- die Aufschliefungsmaßnahmen, so- 
weit nicht die späteren Rechtsträger 
von Versorgungsleitungen und an- 
deren Anlagen zur Finanzierung aus 
eigenen Mitteln verpflichtet sind, 

- der Erwerb nichtvolkseigener Grund- 
stücke, 

—- die Umsetzung und Verlagerung von 
Grundmitteln, die im Zusammen- 
hang mit dem Neubau von Woh- 
nungen und staatlichen Einrichtun- 
gen erforderlich werden, 

— die Bodennutzungsgebühren. 


Finanzierung der Neubauten der 
Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 


Für die Finanzierung der Wohngebäude 
der Arbeiterwohnungsbaugenossen- 
schaften gilt folgende Regelung: 


Eigenmittelanteil: 15 Prozent der Bau- 
kosten, bezogen auf die 1966 gültigen 
Baupreise bzw. höchstens 60,-— M je 
Quadratmeter Wohnfläche, 

Kredit: Restbetrag der tatsächlichen 
Baukosten nach den zur Zeit gültigen 
Preisen, jedoch höchstens bis zum 
Aufwand laut staatlichem Aufwands- 
normativ. 


Beispiel: 
Errichtet wurden 200 Wohnungen. Das 
staatliche Aufwandsnormativ beträgt 


30000,- M je Wohnung, also insge- 
samt 6 000 000,- M. Der 1966 gültige 
Baupreis macht einen Betrag von 
4400 000,- M aus. 


Tatsächlicher Aufwand 
übereinstimmend 

mit dem Auf- 
wandsnormativ 
Eigenmittelanteil 

(15 ®. von 4 400 000,- M) 660 000,- M 


6 000 000,- M 


Kredit (Restbetrag 
höchstens bis 
zur Höhe des 


Aufwandsnormativs) 5340 000,- M 


Die Tilgung des Kredits erfolgt nach 
dem Annuitätenprinzip mit einem Zins- 
satz von 4 Prozent und einem Tilgungs- 
satz von 1 Prozent zuzüglich der durch 
die jährliche Tilgung eingetretenen 
Zinsverminderung. Die Jahresleistung 
beträgt also gleichbleibend 5 Prozent. 
Die AWG muß sich mit 1 Prozent der 
Jahresleistung an der Tilgung des Kre- 
dits beteiligen, die restlichen 4 Prozent 
stellt der Staat aus dem örtlichen Haus- 
halt zur Verfügung. Damit erhält die 
AWG den Kredit zinslos. 


Da sich der jährliche Zinsbetrag be- 
reits vom 2. Jahr an in wachsendem 
Maße verringert, erwirbt der Staats- 
haushalt in Höhe der „eingesparten“ 
Zinsen Ansprüche an die AWG. Diese 
Ansprüche sind in der Rechnungsfüh- 
rung der AWG als Verbindlichkeiten 
gegenüber dem Staatshaushalt auszu- 
weisen. 


Für den Wohnungsneubau der gemein- 
nützigen Wohnungsbaugenossenschaf- 
ten (GWG) gelten die gleichen Grund- 
sätze wie für die sozialistischen Woh- 
nungsbaugenossenschaften, jedoch sind 
Eigenmittel in Höhe von 25 Prozent der 
Investitionskosten einzusetzen. 


Vereinbarung von Abschlagszahlungen 


Beim Vertragsabschluß zwischen dem 
Hauptauftraggeber und dem Auftrag- 
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nehmer sind Abschlagszahlungen zu 
_ vereinbaren, damit der Baubetrieb sei- 
nen geplanten Eigenmittelanteil zur 
Finanzierung seiner Umlaufmittel er- 
bringen kann. Die Abschlagszahlungen 
werden aus dem Kredit finanziert, den 
die Bank dem Investitionsauftraggeber 
gewährt. Die vorgesehenen Eigenmittel 
sind erst bei der Schlußzahlung einzu- 
setzen. 


Die gesetzlichen Regelungen über Ab- 
schlagszahlungen unterscheiden zwi- 
schen Wohnungsbauten mit einer Bau- 
zeitnorm bis zu 12 Monaten und Bau- 
ten, deren Bauzeitnorm 12 Monate 
übersteigt. 


Bei Wohnungsbauten mit einer Bauzeit- 
norm bis 12 Monate sind zwei Ab- 
schlagszahlungen zu vereinbaren. Die 
erste Abschlagszahlung ist nach Fertig- 
stellung der 1. Baustufe fällig, d. h. 
wenn das Fundament des Bauwerkes 
bis zur Oberkante fertig ist. Die zweite 
Abschlagszahlung erfolgt nach Beendi- 
gung der 2. Baustufe, d. h. wenn die 
Montage des Gebäudes - also der 
Rohbau —- abgeschlossen ist. Die Ab- 
schlagszahlung darf 70 Prozent des an- 
teilig auf die jeweilige Baustufe entfal- 
lenden Preises betragen. 

Bei Bauten mit einer Bauzeitnorm über 
12 Monate ist die erste Abschlagszah- 
lung nach Fertigstellung des bau- und 
montagetechnologischen Projektes fäl- 
lig. Sie beträgt im allgemeinen 2 bis 5 
Prozent des vertraglich vereinbarten 
Preises für die Investition. Weitere Ab- 
schlagszahlungen sind nach Fertigstel- 
lung vereinbarter Leistungsabschnitte 
fällig. Sie sollen 70 Prozent des nach- 
gewiesenen materiellen Leistungsumfan- 
ges nicht übersteigen. 
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5.2.4. 

Aufgaben der Sparkassen 
und der Kreisfilialen der BLN 
beim Eigenheimbau'® 


5.2.4.1. 
Spezifische Regelungen für 
die Vorbereitung des Eigenheimbaus 


Durch den Eigenheimbau sollen in 
Form von materiellen und finanziellen 
Eigenleistungen planmäfjig weitere Re- 
serven zur Verbesserung der Wohnbe- 
dingungen, besonders der Arbeiter, der 
Genossenschaftsbauern und der kinder- 
reichen Familien, erschlossen werden. 
Insbesondere soll der individuelle Woh- 
nungsbau dazu beitragen, die Wohnbe- 
dürfnisse in solchen Kleinstädten und 
Gemeinden zu befriedigen, in denen 
der Bau größerer Wohnkomplexe nicht 
zweckmäßig oder in den nächsten Jah- 
ren nicht vorgesehen ist. 

Die Zustimmung zum Eigenheimbau ist 
in erster Linie Arbeiterfamilien, Fa- 
milien mit mehreren Kindern sowie 
Bürgern, die für kinderreiche Familien 
eine größere Wohnung freistellen, zu 
erteilen. Diesem Personenkreis sind 
Mitglieder landwirtschaftlicher soziafi- 
stischer Produktionsgenossenschaften 
gleichgestellt. Sollte der Bewerber be- 
reits Eigentümer eines Eigenheimes 
sein, so ist die Zustimmung zu ver- 
sagen. 

Wenn die betreffenden Bürger kein ge- 
eignetes Grundstück besitzen, muß 
ihnen ein entsprechendes volkseigenes 
Baugelände zur Verfügung gestellt bzw. 
der Erwerb nichtvolkseigenen Baugelän- 
des genehmigt werden. Die Standorte 


16 Verordnung über den Neubau, die Modernisie- 
rung und Instandsetzung von Eigenheimen -- 
Eigenbeimverordnung - vom 31, August 1978 
(GBl. I Nr. 40 $.425 ff.) und Durchführungs- 
bestimmung zur Eigenheimverordnung vom 
31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 428 ff.). 


für den Eigenheimbau sollen möglichst 
versorgungstechnisch erschlossen sein, 
damit der Aufwand für Stromzufüh- 
rung, Be- und Entwässerung sowie die 
verkehrsmäßige Erschließung gering ge- 
halten werden kann. 


Um den höheren Aufwand, der mit dem 
Eigenheimbau verbunden ist, in volks- 
wirtschaftlich vertretbaren Grenzen zu 
halten, sind Aufwandsnormative fest- 
gelegt. Sie schließen die Eigenleistungen 
ein. Das Aufwandsnormativ ist nach den 
zum Haushalt gehörenden Personen ge- 
staffelt und beträgt bei Haushalten 
bis zu 
mit 
mit 
über 


Eigenheime können als ein- und zwei- 
geschossige Reihen-, Doppel- und Ein- 
zelhäuser errichtet werden. Vorwiegend 
sollen Angebotsprojekte verwendet wer- 
den, um die Projektierungskapazitäten 
zu entlasten. Durch Einsatz von Fertig- 
teilen läßt sich der Bauaufwand wesent- 
lich reduzieren. 


Die örtlichen Staatsorgane sind ver- 
pflichtet, die Baudurchführung ständig 
zu betreuen und zu kontrollieren, 
wv2. ir bist fos. 39E0, — 
in 5 n Ba ee 
5.2.4.2. i A is E00. 
Finanzierüng bs Eigdiheimbagle. 7 
und Gewährung zusätzlicher 
Finanzieller Vergünstigungen 


Die Finanzierung des Eigenheimbaus 
erfolgt durch Eigenleistungen in mate- 
rieller und finanzieller Form und durch 
Kredite. Arbeiter, Angestellte, Angehö- 
rige bewaffneter Organe, Mitglieder so- 
zialistischer Genossenschaften und kin- 
derreiche Familien erhalten darüber hin- 
aus durch den sozialistischen Staat und 
die Betriebe, in denen sie tätig sind, 
vielfältige finanzielle Vergünstigungen. 


Diese Vergünstigungen werden auch an 
Betriebe gewährt, wenn sie Eigenheime 
für ihre Werktätigen errichten, obwohl 
der künftige Eigentümer noch nicht fest- 
steht. 


Ausgangspunkt der Finanzierung ist das 
staatliche - Aufwandsnormativ. Die 
Eigenheimbauer, die zu dem genannten 
Personenkreis gehören, erhalten unver- 
zinsliche und verzinsliche Kredite in 
Höhe der Baukosten (maximal bis zur 
Höhe des Aufwandsnormativs), abzüg- 
lich des Wertes der materiellen und 
finanziellen Eigenleistungen. Der zins- 


4 Personen 65 000,- MFISCE tose Kredit beträgt 60 Prozent des Auf- 
5 Personen 70 000,- M.S45&G-wandsnormativs bei traditioneller Bau- 
6 Personen 75 000,- MEIJELO, Weise und 70 Prozent bei Fertigteilhäu- 


6 Personen 80 000,- MALSEL Fern. Eigenheime, deren Rohbau in in- 


' dustrieller Montagebauweise errichtet 
wird, sind den Fertigteilhäusern gleich- 
zusetzen. 


Darüber hinaus können den Eigenheim- 
bauern verzinsliche Kredite für den 
restlichen Finanzbedarf bis zur Höhe 
des Aufwandsnormativs unter Abzug 
der Eigenleistung gewährt werden. 
Diese Kredite werden mit 4 Prozent 
jährlich verzinst. Die Tilgung für beide 
Kredite beträgt 1 Prozent jährlich. 


Die Kredite sind durch Eintragung einer 
Aufbauhypothek im Grundbuch zu si- 
chern. 


Die finanzielle Belastung ist von der 
Höhe des verzinslichen Kredits, der von 
den Baukosten und der Höhe der Eigen- 
leistungen bestimmt wird, abhängig. 
Beide Kredite werden hinsichtlich der 
Errechnung und Entrichtung der Jah- 
resleistung zusammengefaßt, so daß die 
Jahresleistung stets gleich bleibt und 
die „eingesparten” Zinsen mit zur Til- 
gung herangezogen werden (Annuitä- 
tenprinzip). Ist der verzinsliche Kredit 
getilgt, wird die gesamte Jahresleistung 
für die Rückzahlung des unverzinslichen 
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Tabelle 5.4. > 
Finanzierungsbeispiel beim Eigenheimbau mit unterschiedlichen Eigenleistungen — traditio- 
nelle Bauweise — 


Bezeichnung M M M 


1. Baukosten it. Baugenehmigung 
(entsprechend dem 


Aufwandsnormativ) 65 000 65 000 65 000 
2. Eigenleistungen 20 000 15 000 10 000 
3. a) unverzinslicher Kredit 39 000 39 000 39 000 
b) verzinslicher Kredit 6 000 11.000 16 000 
. insgesamt 45 000 50 000 55 000 
4. Jährliche Zins- und Tilgungsleistung 
des Bürgers 
a) unverzinslicher Kredit 
1% Tilgung 390 390 390 
b) verzinslicher Kredit 
4% Zinsen und 1% Tilgung 300 550 800 
. insgesamt 690 940 1190 
5. Monatliche Leistung des Bürgers rd. 58 rd. 78 rd. 99 


Kredits verwendet. Diese Regelung ge- 
währleistet die Kreditrückzahlung inner- 


halb der Nutzungsdauer des Eigenhei- . 


mes. 


Eine weitere Vergünstigung besteht 
darin, daß der Bürger nach Fertigstel- 
lung des Eigenheimes einen staatlichen 
Tilgungszuschuf in Höhe von 10 Pro- 
zent der erbrachten Eigenleistungen er- 
hält, Dieser Tilgungszuschuß wird zur 
Rückzablung des verzinslichen Kredits 
verwendet. Dadurch reduzieren sich der 
verzinsliche Kredit sowie die jährlichen 
Leistungen :. des Schuldners entspre- 
chend. Die Abhängigkeit des Tilgungs- 
zuschusses von den erbrachten Eigen- 
leistungen soll die Bürger dazu anregen, 
möglichst hohe Eigenleistungen zu er- 
bringen. 


Weitere finanzielle Vergünstigungen er- 
geben sich durch 


— Wegfall des Nutzungsentgeltes für 
die Bebauung volkseigenen Grund 
und Bodens, 
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— unbefristete Grundsteuerfreiheit, 

— Gebührenfreiheit für staatliche Zu- 
stimmungen und Genehmigungen 
zum Bau des Eigenheimes. 


Die genannten Vergünstigungen bleiben 
bestehen, wenn das Eigenheim infolge 
Vererbung auf den Ehegatten, auf den 
Ehegatten und die Kinder (minderjährig 
und volljährig) oder nur auf minder- 
jährige Kinder bzw. durch Verkauf auf 
eine Arbeiterfamilie oder kinderreiche 
Familie übergeht. 


Die monatliche Belastung durch Zins- 
und Tilgungszahlung darf im Prinzip 
nicht höher als die Miete einer ver- 
gleichbaren volkseigenen Wohnung sein. 


Die örtlichen Staatsorgane sind berech- 
tigt, Vergünstigungen in Form von Zins- 
ermäßigungen zu beschließen, wenn die 
soziale Lage des Eigenheimbauers das 
erfordert. Auch betriebliche Unterstüt- 
zungen sind möglich. 

Besondere Vergünstigungen erhalten 
alle Werktätigen in Genossenschaften, 
kooperativen Einrichtungen und Betrie-.. 


. ben. Solche Vergünstigungen sind z.B. 
ein Zuschuß in Höhe von 10000,- M 
nach Abschluß einer Vereinbarung zwi- 
schen dem Betrieb und dem Werktäti- 
gen, in der sich der Werktätige ver- 
pflichtet, noch mindestens 15 Jahre un- 
unterbrochen in der Genossenschaft 
oder im Betrieb tätig zu sein. Dabei 
werden bereits erbrachte materielle Lei- 
stungen des Betriebes oder der Genos- 
senschaft einbezogen. In Höhe dieser 
Zuwendungen braucht der Werktätige 
weniger Kredit aufzunehmen und zu til- 
gen. 


Errichten junge Eheleute, die Anspruch 
auf einen Kredit zur Beschaffung von 
Wohnraum haben, ein Eigenheim, er- 
halten sie 5000,-: M des verzinslichen 
Kredites zinslos. 


Bürger, die entsprechend den gesetz- 
lichen Regelungen nicht zum Personen- 
kreis mit besonderen Vergünstigungen 
gehören, können ebenfalls ein Eigen- 
‚heim bauen. Sie können nach Vorlage 
der Baugenehmigung ebenfalls Kredite 
zur Finanzierung des Bauvorhabens in 
Anspruch nehmen, müssen jedoch min- 
destens 25 Prozent der Baukosten durch 


Eigenmittel finanzieren. Für den Rest 


der Baukosten kann ein Kredit be- 
antragt werden, der mit 4 Prozent zu 
verzinsen und mit 1 Prozent pro Jahr 
zu tilgen ist. Die Jahresleistung umfaßt 
demzufolge 5 Prozent des ursprüng- 
lichen Kreditbetrags. Der Kredit ist 
durch Eintragung einer Aufbauhypo- 
thek zu sichern. Wenn den Bewerbern 
kein volkseigenes Bauland zur Verfü- 
gung gestellt werden kann, können sie 
auch zum Kauf privaten Baulandes Kre- 
dit beantragen. 


Aufgabe 


Warum und wie wird der Eigen- 
heimbau besonders gefördert? 


5.2.4.3. 

Einflußnahme der Sparkassen 

und der Kreisfilialen der BLN 

auf die Vorbereitung und Durchführung 
des Eigenheimbaus 


Grundlage für den Abschluß des Kredit- 

vertrages sind 

- die Baugenehmigung und 

- der Nachweis der Einhaltung des 
Aufwandsnormativs. 


Kreditverträge sind grundsätzlich mit 
beiden Ehepartnern abzuschließen. Zur 
Unterstützung der Bürger und in ihrem 
Auftrag erledigen die Kreditinstitute 
außerdem folgendes: 


- sie beantragen die Eintragung einer 
Aufbauhypothek, 

- sie bezahlen die Rechnungen für 
Baumaterial und Bauleistungen im 
Rahmen der bestätigten Baukosten- 
summe, 

- sie regulieren die Preisausgleiche 
nach den Bestimmungen über die 
Industriepreisänderungen, 

- sie buchen Zins- und Tilgungslei- 
stungen vom Spargirokonto des 
Bürgers ab. 


Außerdem gewähren die örtlichen Räte 
dem Bürger zeitlich befristete zusätz- 
liche finanzielle Vergünstigungen ent- 
sprechend der sozialen Lage. 

Die Kreditinstitute sind verpflichtet, die 
zweckgebundene Verwendung der ein- 
gesetzten finanziellen Mittel zu kontrol- 
lieren, und zwar nach folgenden Schwer- 
punkten: 

1. Vor der ersten Kreditinanspruch- 
nahme müssen die Eigentumsverhält- 
nisse am Baugelände endgültig geklärt, 
und die Aufbauhypothek muß eingetra- 
gen sein. 


2. Verfügungen über die Kreditmittel 
sind nur auf der Grundlage von Rech- 
nungen über Materiallieferungen und 
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Bauleistungen möglich. Soweit Leistun- 
gen im Rahmen der Freundes- und 
Nachbarschaftshilfe aus Kredit finan- 
ziert werden, sind entsprechende Nach- 
weise zu fordern. 


3. Es sind Objektkontrollen durchzu- 
führen, bei denen insbesondere die Re- 
lation zwischen Fertigstellungsgrad und 
Inanspruchnahme der finanziellen Mit- 
tel unter Berücksichtigung der Eigen- 
leistung zu prüfen ist. 


Nach Fertigstellung des Bauvorhabens 
wird das Baufinanzierungskonto in die 
Bestandsverwaltung übernommen. 


Von den örtlichen Organen ist bei Vor- 
liegen der Voraussetzungen der Til- 
gungszuschuß zu bestätigen, der dann 
vom Kreditinstitut als Rückzahlung für 
den verzinslichen Kredit gebucht wird 
und zur Verringerung der Zins- und 
Tilgungsleistungen führt. Der Zuschuß 
wird den Kreditinstituten aus dem 
Staatshaushalt zur Verfügung gestellt. 


5.2.5. 

Aufgaben der Sparkassen 

und der Kreisfilialen der BLN 
bei der Modernisierung 

und Instandsetzung von privaten 
Wohngrundstücken 


5.2.5.1. 
Finanzierungsmöglichkeiten 


Die Erhaltung und Modernisierung der 
Wohnungssubstanz und die Gewinnung 
zusätzlichen Wohnraumes durch Um- 
und Ausbaumaßnahmen sind erstrangige 
soziale Aufgaben. Durch großzügige 
Bereitstellung von Kredit hilft der so- 
zialistische Staat, Finanzierungsschwie- 
rigkeiten zu beseitigen. 


Auch für Modernisierungsmaßnahmen 
an Eigenheimen liegen staatliche Auf- 
wandsnormative vor.!? 
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Bei der Umgestaltung bisher anderwei- 
tig genutzter Gebäude zum Eigenheim 
beträgt das Aufwandsnormativ 70 Pro- 
zent des Normativs für den Neubau von 
Eigenheimen. 

Wird ein Dachgeschoß ausgebaut, be- 
trägt das Normativ 300,- M je m? neu- 
geschaffener Wohnfläche. Bei der Um- 
gestaltung von Nebengebäuden zu 
Wohnzwecken, beim Anbau von Wohn- 
räumen oder eines Bades werden dem 
Aufwandsnormativ 450,- M je m? neu- 
geschaffener Wohnfläche zugrunde ge- 
legt. 

Bei anderen Modernisierungsmaßnah- 
men sind die Aufwandsnormative vom 
Modernisierungsgrad einer Wohnung 
abhängig. Dabei wird nach folgenden 
Kategorien unterschieden: 

— Kategorie I j 
Herstellung eines Wasseranschlusses in 
der Wohnung, Einbau einer Innentoi- 
lette und Herstellung eines Abwasser- 
anschlusses an das öffentliche Netz. Der 
dafür notwendige Aufwand je Wohnung 
soll im Durchschnitt 2000,- M nicht 
übersteigen, und das Gebäude soll eine 
Restnutzungsdauer von mindestens 8 
bis 10 Jahren aufweisen. 

— Kategorie II 

Zu den Leistungen der Kategorie I 
kommt der Einbau einer Dusche oder 
eines Bades hinzu. Dabei kann es sich 
auch um Gemeinschaftseinrichtungen 
handeln. Der Aufwand hierfür soll je 
Wohnung durchschnittlich nicht mehr 
als 6000,- M betragen. Die Restnut- 
zungsdauer des Gebäudes muß minde- 
stens 10 bis 15 Jahre umfassen. 

— Kategorie III 

Sie umfaßt die Ausstattungsgrade I und 
II und zusätzlich den Einbau eines mo- 
dernen Heizungssystems entsprechend 
den örtlichen Bedingungen. Der Auf- 
wand soll je Wohnung 18 000,- M nicht 


17 a.a. 0.8.5. 


. übersteigen. Die Restnutzungsdauer des 
Gebäudes muß mindestens 30 Jahre be- 
tragen. 


Diese Richtwerte schließen nicht die 
Aufwendungen für evtl. notwendige Er- 
schließungsmaßnahmen ein. 


Voraussetzung für die Bereitstellung 
von Krediten zur Finanzierung dieser 
Maßnahmen ist die Einhaltung der ge- 
nannten Aufwandsnormative. 


Für die Finanzierung der Modernisie- 
rung und Instandsetzung von Eigenhei- 
men bestehen folgende Möglichkeiten: 


— Eigentümer von Eigenheimen, die 
zum begünstigten Personenkreis 
zählen, erhalten Kredite, die mit 
1 Prozent jährlich verzinst werden 
und mit 1 Prozent jährlich zu tilgen 
sind. Der Eigenmittelanteil beträgt 
mindestens 10 Prozent der Bau- 
preise. 

— Eigentümer von Eigenheimen, die 
nicht zum begünstigten Personen- 
kreis gehören, müssen für den Kre- 
dit für Instandsetzungen 4", Prozent 
Zinsen jährlich aufbringen, wenn die 
Instandsetzung nicht zur Abwen- 
dung eines Verfalls erforderlich ist. 


Die Kredite werden durch Aufbauhypo- 
theken gesichert, die durch Gesetz die 
erste Rangstelle erhalten, ohne daß es 
dazu der Zustimmung bereits eingetra- 
gener Gläubiger bedarf. Die Tilgung er- 
folgt nach dem Annuitätenprinzip. 


Kredite werden auch zur Finanzierung 
von Modernisierungsmaßnahmen, ein- 
schließlich des Um- und Ausbaus und 
der Durchführung notwendiger Baure- 
paraturen an privaten Mietwohngrund- 
stücken, ausgereicht. An der Finanzie- 
rung solcher Maßnahmen sollen sich die 
Bürger, die nicht zum begünstigten Per- 
sonenkreis zählen, in der Regel mit 25 
Prozent Eigenmitteln beteiligen. Der 
Zinssatz beträgt 4,5 Prozent. 


Wenn Bürger aus eigener Initiative sol- 

che Maßnahmen durchführen, kann der . 

Zinssatz auf 1 Prozent reduziert werden. 

Derartige Kredite sind mit 1,5 Prozent 

jährlich zu tilgen, so daß die Jahreslei- 

stung 2,5 Prozent beträgt. 

Beispiele dafür sind: 

- Gewinnung von Wohnraum durch 
Um- und Ausbau; der Wohnraum 
wird den örtlichen Organen zur Ver- 
fügung gestellt, 


— Modernisierungsmaßnahmen an 
Mietwohngrundstücken sowie 
—- Baureparaturen zur Verhinderung 


eines drohenden Verfalls. 


Die Rückzahlung erfolgt nach dem 
Annuitätenprinzip. Handelt es sich um 
ein unrentables Grundstück, können die 
Zinsen auch gestundet werden. - 
Auch diese Kredite werden durch Ein- 
tragung einer Aufbauhypothek in das 
Grundbuch gesichert. Wenn das Kredit- 
verhältnis nicht länger als 5 Jahre be- 
steht und der Kredit den Betrag von 
3000,- M nicht übersteigt, kann auf eine 
Eintragung ins Grundbuch verzichtet 
werden. In solchen Fällen kann z. B. 
die Verpfändung von Mietforderungen 
als Sicherheit vereinbart werden. 


5.2.5.2. 

Einflußnahme der Sparkassen 

und der Kreisfilialen der BLN 

auf die Vorbereitung und Durchführung 
dieser Maßnahmen 


Für die Leitung und Planung der Mo- 
dernisierungs-, Um- und Ausbaumaß- 
nahmen sowie der Baureparaturen zur 
Erhaltung von Wohnungen sind die ört- 
lichen Räte verantwortlich. 

Die Sparkassen und die Kreisfilialen der 
BLN sind verpflichtet, bei der Planung 
und Vorbereitung der Objekte mitzuwir- 
ken. 
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Zur allseitigen und zielstrebigen Vor- 
bereitung und Durchführung des Bau- 
geschehens müssen durch den örtlichen 
Rat rechtzeitig Objektlisten aufgestellt 
werden. Zu diesen Objektlisten werden 
in der Regel von den zuständigen Kre- 
ditinstituten Stellungnahmen erarbeitet. 
Dabei müssen besonders folgende 
Schwerpunkte berücksichtigt werden: 


1. Ausnutzung der Möglichkeiten für 
Komplexmaßnahmen, um die Arbeits- 
produktivität bei der Durchführung von 
Werterhaltungs- und Modernisierungs- 
maßnahmen zu steigern; 

2. Relation zwischen Komplexmaßnah- 
men, Maßnahmen an Einzelstandorten 
und notwendiger Reserve für unvorher- 
gesehene Maßnahmen; 

3. Vorbereitung der Komplexmaßnah- 
men entsprechend den gesetzlichen Be- 
stimmungen; 

4. Einhaltung der Aufwandsrichtwerte 
bei Modernisierungs-, Um- und Aus- 
baumaßnahmen; 

5. Durchsetzung der Hauptauftrag- 
geber- und Hauptauftragnehmerschaft 
bei Komplexmaßnahmen, um eine ein- 
heitliche und straffe Leitungstätigkeit zu 
sichern. 


Die Realisierung der geplanten Baumaß- 

nahmen ist durch eine zügige und un- 

bürokratische Kreditbearbeitung zu 

unterstützen. Die Kreditkontrolle läßt 

sich in folgende Etappen gliedern: 

1. Kontrolle vor Abschluß des Kredit- 
vertrages, 

2. Kontrolle während der Kreditgewäh- 
‚rung, 

3. Kontrolle im Zusammenhang mit der 
Endabrechnung des Kredits. 


Die Kontrolle vor Vertragsabschluß 


orientiert sich im wesentlichen auf die ' 


volkswirtschaftliche Vertretbarkeit der 
vorgesehenen Baumaßnahmen und auf 
die Beachtung der formellen rechtlichen 
Kreditvoraussetzungen. Erkenntnisse 
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hierzu werden u. a, bei der Prüfung der 
einzureichenden Unterlagen gewonnen. 
Einzureichen sind: 


— Kreditantrag, einschließlich Rentabi- 
litätsübersicht und Finanzierungsplan- 
vorschlag 

Der Kreditantrag gibt Auskunft über 
die Person des Antragstellers und über 
das zu belastende Wohngrundstück. Die 
Rentabilitätsübersicht weist die jähr- 
lichen Mieteinnahmen und die mit dem 
Wohngrundstück verbundenen jähr- 
lichen Ausgaben nach. Zu kontrollieren 
ist dabei insbesondere die Realität der 
angeführten Positionen, damit der Über- 
schuß richtig ausgewiesen wird, denn er 
ist die Grundlage für die Festlegung der 
Zins- und Tilgungsleistungen. 

Im Finanzierungsplan werden Höhe und 
Struktur der Eigenmittel nachgewiesen. 
Eigenmittel können Geldmittel, Mate- 
rial und Arbeitsleistungen sein. 

— Bescheinigung der Organe der Woh- 
nungswirtschaft 

Zur Sicherung geplanter Erhaltungs- 
maßnahmen sollte jeder Antragsteller 
eine Bescheinigung der zuständigen Or- 
gane der Wohnungswirtschaft vorlegen. 
Aus ihr muß ersichtlich sein, daß das 
Bauvorhaben in der Objektliste enthal- 
ten ist oder daß keine’ Materialien und 
Arbeitskräfte in Anspruch genommen 
werden, die für andere Arbeiten geplant 
sind. 

— Grundbuchauszug 


Der Grundbuchauszug gibt Auskunft 
über die Rechtsverhältnisse am Grund- 
stück. Ersichtlich sind die Eigentums- 
und Belastungsverhältnisse. Insbeson- 
dere ist die Kreditberechtigung des An- 
tragstellers zu prüfen, denn das Grund- 
stück darf nur vom Eigentümer belastet 
werden. Aus den Belastungsverhältnis- 
sen können Schlußfolgerungen über die 
Art und Weise der Sicherung des Kre- 
dits gezogen werden. 


- - Kostenüberschlag/Kostenanschlag 


Bei Erhaltungsmaßnahmen muß der An- 
tragsteller einen Kostenüberschlag vor- 
legen. Er enthält die im Zusammenhang 
mit der Reparatur anfallenden Kosten 
je Gewerk. 

Ein Kostenanschlag ist bei der Wohn- 
raumgewinnung durch Um- und Aus- 
bauten notwendig. Die ausgewiesenen 
Kosten müssen durch den beantragten 
Kredit sowie durch die einzusetzenden 
Eigenmittel gedeckt werden. 

- Projekt, Baugenehmigung und Wirt- 
schaftsvertrag 


Die Projektierungsunterlagen sollten 
nur bei Vorhaben mit größerem Auf- 
wand gefordert werden, so bei Kom- 
plexleistungen für die Modernisierung 
sowie bei Um- und Ausbau. 

Die Baugenehmigung ist nach der Bau- 
ordnung stets erforderlich, wenn bau- 
liche Veränderungen an tragenden Wän- 
den und Schornsteinen vorgesehen sind. 
Der Wirtschaftsvertrag enthält die ver- 
traglichen Vereinbarungen zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer. 


Nach Prüfung der Unterlagen ist vom 
Kreditbearbeiter eine Steilungnahme 
zum Kreditantrag zu erarbeiten. Sie ist 
- die Grundlage für die Entscheidungs- 
findung. In dieser Stellungnahme sind 
auch die Vorschläge für den Zins- und 
Tilgungssatz sowie für die Sicherstellung 
des Kredits zu fixieren. 


Durch den Direktor des Kreditinstitutes 
. oder durch Mitarbeiter, die vom Direk- 
tor dazu beauftragt worden sind, ist die 
Entscheidung über die Kreditgewährung 
zu treffen; gleichzeitig sind entspre- 
chende Bedingungen festzulegen. 

Bei der Kontrolle während der Bau- 
durchführung ist davon auszugehen, 
daß der Auftraggeber für alle Prozesse 
verantwortlich ist. Ihm obliegt die 
Rechnungsführung. Die Sparkassen 
überweisen die vom Auftraggeber ge- 


prüften Rechnungen an den Rech- 
nungsaussteller. Der zuständige Kredit- 
sachbearbeiter muß sich vor jeder 
Überweisung vergewissern, daß die an- 
gewiesenen Beträge das Kreditobjekt 
betreffen. 


Die Kontrolle bei der Endabrechnung 
des Kredits dient der Ablösung des 
Baufinanzierungskontos durch die Um- 
stellung des Kredits nach dem Annuitä- 
tenprinzip. Mit dem Ausgleich des Bau- 
finanzierungskontos wird der Kredit in 
die Bestandsverwaltung übernommen. 


Aufgaben 
1. Begründen Sie, warum das 

| Wohnungsbauprogramm der DDR 
das Kernstück des umfassenden 
sozialpolitischen Programms der SED 
ist! 
2. Erläutern Sie die Finanzierungs- 
grundsätze für den volkseigenen 
und genossenschaftlichen Wohnungs- 
neubau an einem Beispiell 
3. Eine Familie mit fünf Kindern 
beabsichtigt, ein Eigenheim zu bauen. 
Die Genehmigung dafür liegt vor. 
Der Finanzbedarf beträgt 80 000,— 
Mark, er entspricht dem Autwands- 
normativ. Es werden 25 Prozent 
Eigenleistungen erbracht. 
a) Errechnen Sie die Höhe des zins- 
losen Kredits und des zu verzinsen- 
den Kredits sowie die gesamte 
Kredithöhe! 
b) Wie hoch ist die jährliche Zins- 
und Tilgungsleistung des Kredit- 
nehmers? 
c) Wieviel M Tilgungszuschuß 
werden aus dem Staatshaushalt 
gezahlt? 
4. Erläutern Sie das Annuitäten- 
prinzip an einem Beispiel des 
volkseigenen Wohnungsbaus! 
5. Beweisen Sie, wie mit Hilfe der 
Kreditpolitik die Erhaltung des 
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privaten Wohnungsfonds unterstützt 
wird! 


3.3. 
Kreditgewährung an die 
Bevölkerung (Konsumtionskredit) 


5.3.1. 
Bedeutung des Konsumtionskredits 


Bei einer Reihe von Bürgern entsteht 
zeitweilig ein Bedarf an finanziellen 
Mitteln, der über die Geldeinnahmen 
einer Einkommensperiode und über vor- 
handene Sparguthäben hinausgeht, z. B. 
bei Eheschließungen und beim Erwerb 
von Wohnungseinrichtungen oder an- 
deren hochwertigen Konsumgütern. In 
Übereinstimmung mit der planmäßigen 
Entwicklüng der Volkswirtschaft be- 
steht die Möglichkeit, in solchen Fäl- 
len einen Konsumtionskredit in An- 
spruch zu nehmen. 

Die Gewährung derartiger Kredite er- 
folgt vor allem durch die Sparkassen. 
Die Inanspruchnahme des Kredits ist an 
bestimmte gesetzlich festgelegte Vor- 
aussetzungen geknüpft. 

Allen Bürgern, die die gesetzlichen 
Voraussetzungen erfüllen, können Kon- 
sumtionskredite gewährt werden, um 
über den Kredit einen Vorgriff auf 
künftige Geldeinnahmen zur Finanzie- 
rung bestimmter größerer Ausgaben 
vornehmen zu können. 

Insbesondere werden solche Personen- 


kreise durch Kredite unterstützt, die auf ' 


„_satz_hochwertiger_Industriewaren un- 


Grund ihrer sozialen Stellung lange 
sparen müßten, um z. B. ihre Wohnbe- 
dingungen verbessern oder langlebige 
Konsumgüter, die die Haushalts- und 
Lebensführung erleichtern, anschaffen 
zu können. Das betrifft z. B. kinder- 
reiche Familien, Rentner, junge Ehe- 
leute und in die DDR zuziehende Per- 


176 


sonen. Sie können Kredite zu günstigen 
Bedingungen erhalten, z. B. kann die 
Laufzeit der Kredite verlängert und der 
Zinssatz herabgesetzt werden, oder es 
kann auf die Eigenmittelbeteiligung ver- 
zichtet werden. 


Da der Konsumtionskredit nicht nur 
wichtige Bedürfnisse der Bevölkerung 
befriedigen hilft, sondern auch den 
planmäßigen Absatz hochwertiger Kon- 
sumgüter unterstützt und den Umschlag 
bestimmter Warenfonds im Handel be- 
schleunigt, ist er auch volkswirtschaft- 
lich bedeutungsvoll. 


5.3.2. 
Besonderheiten 
des Konsumtionskredits 


Im Vergleich zu den Krediten für die 
Produktion und Zirkulation weist der 
Konsumtionskredit einige Besonderhei- 
ten auf: 

1. Er ist vor allem ein Warenbezugskre- 
dit, der dem individuelle 


"gewährt wird. ; 


2. Er erhöht vorübergehend den Kauf-_ 
fonds ölkerung.;_er stärkt damit 

unmittelbar die Kaufkraft. Es können 

bereits produzierte und für den Kredit- 

kauf freigegebene Waren schneller ge- 

nutzt und vorhandene Bedürfnisse eher 

befriedigt werden. 

3. Er trägt unter besonderer Berücksich- 

tigung unterschiedlicher sozialer Be- 


sl 


lange mit dazu bei, daß der Bedarf der _ 


Konsumenten_ „stimuliert und reguliert 
"wird und daß der kontinuierliche_Ab-_ 


terstützt wird. 
4. Als Kreditpartner treten ‚Bürger mit 


individuellen Konsumtionsansprlichen.. 


"aufresrergeben’sich Besonderheiten-bei 


den Kreditsicherheiten.... 
5. Die Tilgung des Kredits ist nicht an 
die Nufzung der Kreditobjekte, sondern 


an das-Einkommen des Kreditnehmers _ 


gebunden. 


6. Der ökonomische Nutzen eines Kon- 
sumtionskredits ist nicht in Mark _meß- 
und abrechenbar-"Die Finanzkontrolle 
bezieht sich auf die verantwortungsbe- 
wußte Entscheidung über die Kreditaus- 
reichung, auf die ordnungsgemäße Til- 
gung des Kredits sowie auf die Einhal- 
tung der geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen. 

Eine Analyse der auf Kredit gekauften 
Waren ermöglicht Rückschlüsse auf Be- 
darf und Absatz der im Warenverzeich- 
nis enthaltenen Waren. 


7. Die Kreditnachfrage wird unter an- 
derem durch "Veränderungen in dem 
vom Ministerıum für Handel und Ver- 
sorgung zentral herausgegebenen Ver- 


‚sen werden, die für den Ort der Arbeits- 
stelle des Kreditnehmers zuständig ist. 


In einem solchen Fall muß die für den 
Wohnort des Kreditnehmers zuständige 
arkasse informiert werden, um Dop- 
pelkreditierungen zu vermeiden. Der 
Teilzahlungskredit kann ausgereicht 
werden an Bürger der DDR, an Staaten- 
lose und an ausländische Bürger, die 
nach dem Devisengesetz der DDR De- 
viseninländer sind. 
Der Abschluß eines Teilzahlungskredit- 
vertrages setzt die volle Handiungs- 
fähigkeit des Kreditnehmers voraus. 
Bei Minderjährigen wird der Vertrag 
mit dem gesetzlichen Vertreter und dem 
Minderjährigen abgeschlossen. 
Wer einen Kreditantrag stellt, muß sich 
legitimieren und Auskunft über sein 
Einkommen geben. Im Normalfall wird 


zeichnis der Waren, die auf Kredit er- jedoch hierfür kein Nachweis verlangt. 


worben werden können, bestimmt. Die 
Planung der Neuausreichung von Kon- 
sumtionskrediten wird deshalb maßgeb- 


lich vom geltenden Warenverzeichnis___renverzeichnis 


beeinflußt. 


5.3.3. 
Formen des Konsumtionskredits 


5.3.3.1. 
Teilzahlungskredit 


Kreditgewährung 


Der Teilzahlungskredit für den Kauf 
von Waren ist die Hauptform des Kon- 
sumtionskredits. Er wird ausschließlich 
von den Sparkassen und Reichsbahn- 
sparkassen gewährt. 


Die Antragstellung, Bearbeitung, Kre- 
ditgewährung und Kreditverwaltung er- 
folgt bei der für den Wohnort des An- 
tragstellers zuständigen Sparkasse. Auf 
Antrag des Kreditnehmers können auch 
Verträge mit der Sparkasse abgeschlos- 


12 Finanzkaufmann 3 


Der Teilzahlungskredit ist immer zweck- 
gebunden. Es können nur solche Waren 
auf Kredit gekauft werden, die im Wa- 
des Ministeriums für 
Handel und Versorgung enthalten sind, 
z. B. bestimmte Möbel und Fernseh- 
geräte, Foto-, Kino-, Optikgeräte. Auch 
Auslandsreisen können mit Teilzah- 
lungskrediten finanziert werden. 


Eigenmittelbeteiligung 


Der Kreditnehmer soll sich mit eigenen 
Mitteln (Anzahlungsbetrag) am Kredit- 
kauf beteiligen‘, Für jede Ware oder 
Warengruppe ist die Höhe des Anzah- 
lungsbetrages im Warenverzeichnis des 
Ministeriums für Handel und Versor- 
gung festgelegt. Bei bestimmten Waren- 
arten wird auch auf den Anzahlungs- 
betrag verzichtet. 

Im allgemeinen beträgt die Anzahlungs- 


18 Anordnung Nr. 4 über die Ausreichung von Teil- 
zahlungskrediten zum Einkauf langlebiger Ge- 
brauchsgüter vom 22. ‚Juni 1964 (GBl. II Nr. 67 
S. 610 ££.). 
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summe 10 bis 25 Prozent des Einzel- ' 


handelsverkaufspreises, in Ausnahme- 
fällen wird sie in Mark ausgedrückt. 
Der Kreditnehmer muß den Anzahlungs- 
betrag in der Verkaufsstelle des Einzel- 
handels bezahlen. 

Für die Eigenmittelbeteiligung sind ver- 
schiedene Gründe maßgeblich: 

1. Durch die variable Festlegung des 


Mindesteigenmittelanteils ist es möJ-. 


lich, die zahlungsfähige Nachfrage nach 
- volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
zu steuern. 

2. Die Eigenmittelbeteiligung vermin- 
dert nicht nur das Kreditvolumen, son- 
dern sie hat für den Kreditgläubiger 
auch eine ‘Sicherungsfunktion. Um die 
Höhe der Eigenmittelbeteiligung wird 
der Kreditanteil am gekauften Objekt 
geringer und damit die Sicherheit grö- 
Ber, 


3. Die Eigenmittelbeteiligung bewirkt 
einen gewissen Schutz der Käufer vor 
übereilten Käufen. 


Kreditsicherung 


Die Kreditsicherung soll gewährleisten, 
daß die zeitweilig überlassenen Geld- 
mittel dem Kreditinstitut nach Ablauf 
der vereinbarten Frist in vollem Um- 
fange wieder zufliefen. Die Kredit- 
sicherheit ist ferner ein Mittel, um be- 
stimmte Kreditnehmer zur Einhaltung 
übernommener Zahlungsverpflichtun- 
gen zu erziehen. Es wird jedoch bei der 
Beurteilung eingetretener Zahlungs- 
rückstände nicht dogmatisch verfahren. 


Die Kreditsicherung erfolgt durch Pfand- 
recht olme Übergabe der Sache. Das 
Plandrecht entsteht durch eine schritt- 
liche Vereinbarung im Kreditvertrag. 


Mit der Übergabe der Ware und der 
Zahlung des Kaufpreises ist der Käufer 


178 


Eigentümer des mit Kredit gekauften 
Gegenstandes. Die Sparkasse hat an 
der Ware ein besitzloses Pfandrecht, 
das mit der vollständigen Rückzahlung 
des Kredits erlischt. 


Das besitzlose Pfandrecht ermöglicht 
der Sparkasse, den auf Kredit gekauf- 
ten Gegenstand zu verkaufen - obwohl 
sie nicht Eigentümer des Gegenstandes 
ist — um in einem gesetzlich geregelten 
Verfahren ihre überfällige Forderung 
einzuziehen. 


Wird der auf Kredit gekaufte Gegen- 
stand ohne Einwilligung der Sparkasse 
weiterveräußert, wird der Erwerber 
zwar Eicentümer, die Verpflichtungen 
aus dem Kreditvertrag muß jedoch der 
Kreditnehmer weiterhin erfüllen. Auch 
das Pfandrecht der Sparkasse an der 
Ware erlischt nicht. 


Willigt die Sparkasse in eine Weiter- 
veräußerung ein, wechselt auch der 
Schuldner. In einem solchen Falle ist 
der Dritte Schuldner; er übernimmt die 
Rechte und Pflichten des Erstkäufers, 


Die Sparkasse schützt sich vor Verlusten 
aus Kreditgewährung durch Abschluß 
einer Ausfallbürgschaftsversicherung 
bei der Staatlichen Versicherung der 
DDR. Die Versicherungsgebühr beträgt 
0,2 Prozent der in Anspruch genom- 
menen Kreditsumme; sie ist durch den 
Kreditnehmer zu tragen. Mit der Aus- 
fallbürgschaftsversicherung ist nur der 
Kredit, nicht' aber der gekaufte Gegen- 
stand versichert. Dem Kreditnehmer 
wird empfohlen, den auf Kredit erwor- 
benen Gegenstand versichern zu lassen. 
Schäden aus dem Verlust des kreditier- 


‘ten Gegenstandes trägt die Sparkasse 


nicht. 


Kreditverzinsung 


Beim Teilzahlungskredit und anderen 
Konsumtionskrediten soll der Zins so- 


zialpolitisch und erzieherisch wirksam 
werden, und zwar 


- durch die differenzierte Anwendung 
einer Zinsvergünstigung oder -be- 
freiung für solche Kreditnehmer, die 
auf Grund ihrer sozialen Lage beson- 
ders unterstützungsbedürftig sind, 

— durch die Belastung mit einem er- 
höhten Zinssatz für Kredite, die 
schuldhaft nicht termingerecht ge- 
tilgt werden. 


Kreditnehmer, die nicht zum Personen- 
kreis mit Anspruch auf Kreditvergün- 
stigungen gehören, müssen 6 Prozent 
. Zinsen zahlen. 


Ist der Kreditnehmer mit einer oder 
mehreren Raten länger als einen Monat 
im Rückstand, erhöht sich der Zinssatz 
für die-Dauer des Verzuges von 6 Pro- 
zent auf 8 Prozent. 


Kredithöchstgrenze und Kreditlaufzeit 


Um den Erwerb von langlebigen Ge- 
brauchsgütern weiter zu erleichtern, 
wurde die individuelle Kreditsummen- 
begrenzung für Teilzahlungskredite auf- 
gehoben. 


Die Kredithöhe ergibt sich aus der Kauf- 
summe der gewünschten Ware abzüglich 
der Eigenmittelbeteiligung. Ausschlag- 
gebend für die Höhe des Kredits sind 
weiterhin das Einkommen und die Rück- 
zahlungsmöglichkeiten des Kreditneh- 
mers. 


Der Antragsteller ist durch die Spar- 
kasse so zu beraten, daß die Kredit- 
höhe und die Höhe der monatlichen Til- 
gungsraten seiner sozialen Lage (Ein- 
kommen, Familiengröße, andere Ver- 
pflichtungen) entsprechen. Dabei muß 
die Dringlichkeit der Anschaffung be- 
rücksichtigt werden, z.B. Einrichtung 
einer Wohnung, Kauf von Haushalt- 
gegenständen. 


Ausgehend von den Kreditwünschen 
des Bürgers, seiner sozialen Lage, der 
Dringlichkeit der Anschaffung und der 
Tilgungsmöglichkeit, werden die Kre- 
ditlaufzeit und die monatliche Tilgung 
während der Beratung des Kunden ver- 
traglich vereinbart. Die Kreditrück- 
zahlung darf zu keiner unzumutbaren 
Belastung des Kreditnehmers führen. 


Kreditvergünstigungen 


Die Grundsätze der Sozialpolitik unse- 
res sozialistischen Staates kommen un- 
ter anderem auch in den Kreditvergün- 
stigungen bei der Gewährung von Kon- 
sumtionskrediten zum Ausdruck. 
Kreditvergünstigungen erhalten insbe- 
sondere kinderreiche Familien und 
Rentner. Rentner brauchen z.B. für 
Kredite zum Kauf eines Fernsehgerätes 
nur 3 Prozent Zinsen zu zahlen. 

Für Familien mit vier und mehr Kin- 
dern sowie für Alleinstehende mit 3 
Kindern gelten Sonderbestimmungen. 
Bei ihnen soll die Höhe der monatlichen 
Tilgungsrate höchstens 5 Prozent des 
monatlichen Nettoeinkommens beider 
Ehegatten betragen. Als Kinder zählen 
in diesem Falle nur diejenigen, für die 
der Kreditnehmer noch unterhalts- 
verpflichtet ist. Der Kredit wird eben- 
falls mit 3 Prozent jährlich verzinst. 
Familien mit sechs und mehr Kindern 
und Alleinstehende mit fünf Kindern 
erhalten den Kredit zinslos. 

Durch das Ministerium für Handel und 
Versorgung wurde das Warenverzeich- 
nis für Teilzahlungskredite speziell für 
kinderreiche Familien erweitert. Sie er- 
halten die Kredite für fast alle in der 
Warenliste des Minsteriums für Han- 
del und Versorgung aufgeführten Wa- 
ren zu vergünstigten Zins- und Til- 
gungsbedingungen. 

Bestimmte Waren, z.B. Autosuper, 
Stereoverstärker, Bildwerfer, Kinoauf- 
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nahme- und Wiedergabegeräte, Spiegel- 
reflexkameras, Zimmerspringbrunnen, 
Motor- und Segelboote, Bootsmotore, 
können zwar auf Teilzahlungskredit er- 
worben werden, jedoch wird dafür der 
Kredit nicht zu vergünstigten Bedin- 
gungen gewährt. 


Kreditinanspruchnahme 


In Höhe des im Teilzahlungskredit- 
vertrag vereinbarten Betrages stellt 
die Sparkasse einen Kreditkaufbrief aus. 
Der Kreditkaufbrief ist ein Namens- 
papier, d.h., er ist auf den Namen des 
Berechtigten ausgestellt und nicht über- 
tragbar. Er berechtigt den-Kreditnehmer 
in Verbindung mit seinem Personal- 
ausweis oder einem gleichgestellten Aus- 
weis zum Einkauf von im Waren- 
verzeichnis aufgeführten Waren in allen 
Geschäften des staatlichen, genossen- 
schaftlichen und privaten Einzelhandels. 
Der Kreditkaufbrief wird drei Monate 
nach der Ausstellung ungültig. Eine 
Verlängerung durch die Sparkasse ist 
möglich. 


Zum Kreditkaufbrief erhält der Kredit- 
nehmer Kreditkaufbriefabschnitte, die 
die Funktion eines bargeldlosen Zah- 
lungsmittels haben. Sie dienen der Ver- 
rechnung zwischen dem Einzelhandels- 
geschäft und der Sparkasse. Dem Kre- 
ditnehmer wird aus dem Kredit kein 
Bargeld zur Verfügung gestellt. Die 
Kredittilgung beginnt einen Monat nach 
der Kreditinanspruchnahme. 


5.3.3.2, 
Kredite an junge Eheleute 


Junge Eheleute können Kredite zu ver- 
günstigten Bedingungen erhalten{® Mit 
diesen Krediten wird jungen Eheleuten 
der Start in die Ehe finanziell erleich- 
tert. Dadurch können ihre materiellen 
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und kulturellen Bedürfnisse schneller 
befriedigt werden, und ihr Lebensniveau 
kann auf diese Weise wesentlich er- 
höht werden, 


Kreditvoraussetzungen 


Es müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein: 


1. Der Antragsteller muß zum Perso- 
nenkreis der Arbeiter, Angestellten, An- 
gehörigen der bewaffneten Organe, Stu- 
denten, Genossenschaftsbauern, Mitglie- 
der gärtnerischer Produktionsgenossen- 
schaften, Produktionsgenossenschaften 
werktätiger Fischer sowie Produktions- 
genossenschaften des Handwerks gehö- 
ren. Die genannte Kreditverordnung 
kann auch dann angewendet werden, 
wenn nur ein Ehepartner diesem Perso- 
nenkreis angehört. 


2. Beide Ehepartner dürfen zum Zeit- 
punkt der Eheschließung nicht älter als 
26 Jahre sein, -und--es-m $-sich-um-eine 
-Erstehe-handeln. wu 2% Zwerfehe 


ol cher 


3; einsame Bruttoei en 
der Ehepartner ; onat der Ehe- 
schli g 1400 M nicht überstei 


Bei der a en 
en Sraussetzungen 
erfü ind. 


Kreditzweck und Kredithöhe 


Junge Eheleute erhalten zweckgebun- 
dene Kredite 


- für die Entrichtung des Genossen- 
schaftsanteils nach Eintritt in eine 
sozialistische Wohnungsbaugenos- 
senschaft, 


- für den Ankauf eines ständig’ be- 
wohnbaren Fertigteilhauses, 


(19) Verordaung_über die Gewährung von Krediten 
zu vergünstigten dingungen_an junge Eheleute 
vom 10. Mai 1972 (GBl. II Nr. 275, TH. 


(Da GÜTE N. zu var 


- für den Bau oder die Erweiterung 
eines Eigenheimes als Hauptwohn- 
sitz, 

- für die Ausstattung der Wohnung. 


Die Kredithöhe beträgt 5000,- M für die 
Wohnraumbeschaffung und bis zu 
5000,- M für die Wohnraumausstattung, ' 
also maximal 10 000,- M. Diese Kredit- 
summe wird zu vergünstigten Bedin- 
gungen gewährt. Darüber hinaus kann 
der Antragsteller weitere Kredite im 
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
in Anspruch nehmen. 


Kreditantrag 


Der Kreditantrag für Wohnraumaus- 
stattung muß innerhalb von drei Jahren 
nach der Eheschließung bei der für den 
Wohnort der Kreditnehmer zuständigen 
Sparkasse gestellt werden. Für die 
Wohnraumbeschaffung muß der Kredit 
binnen 1" Jahren nach der Ehe- 
schließung ‚bei der Sparkasse oder der 
BLN (Wohnraumbeschaffung für Land- 
arbeiter und Genossenschaftsbauern) be- 
antragt werden. 

Der Kreditantrag wird von den Berech- 
tigten gemeinsam gestellt. Nur in Aus- 
nahmefällen kann ihn ein Ehepartner 
allein stellen. Die Antragsteller haben 
die Berechtigung zur Aufnahme vergün- 
stigter Kredite nachzuweisen durch die 
Vorlage 


— des Personalausweises oder eines 
gleichgestellten Ausweises beider 
Ehegatten, 


- der aa DE 
der Ehopariner, 


—- des Studentenausweises bei Studie- 
renden, 


- der Heiratsurkunde. 
Der Kreditvertrag wird auf den Namen 


beider Ehegatten abgeschlossen. Daraus 
(bzw. nach dem Familiengesetzbuch Pa- 


ragraphen 13-16) ergibt sich ein Ge- 
samtschuldnerverhältnis. Beide Ehegat- 
ten haften für die Einhaltung des Kre- 
ditvertrages gleichermaßen. 


Kreditvergünstigungen 


Kredite an junge Eheleute werden zins- 
los gewährt. Die Kreditnehmer werden 
folglich finanziell nur mit der Tilgungs- 
rate belastet. Die Kreditlaufzeit beträgt 
8 Jahre. Auf Grund dieser langen Kre- 
ditlaufzeit ergibt sich eine relativ ge- 
ringe Tilgungsrate, SH, 
Eine weitere Vergünstigung ist die Ge- 
währung eines Krediterlasses. Von den 
zurückzuzahlenden zinslosen Krediten 
werden erlassen: 
— bei der Geburt des 1. Kindes 

'1000,- M 
— bei der Geburt des 2. Kindes 

1500,- M 
- bei der Geburt des 3. Kindes 

weitere 2500,- M. 


Ist die Restsumme des Kredites bei der 
Geburt eines dritten Kindes niedriger 
als die festgelegte Erlaßsumme, wird 
der Differenzbetrag zurückerstattet. 
Das gilt auch, wenn der Kredit bereits 
getilgt ist. Die Geburt eines Kindes ist 
dem Kreditinstitut anhand der Geburts- 
urkunde nachzuweisen. 


die außerehelich geboren 
werden, wird kein Kredi währt. 
Wenn ein Kind vor der Ehe geboren 
wird, weil z. B. die Eheschließung wegen 
Minderjährigkeit eines Ehepartners. 
nicht möglich war, wird bei Aufnahme 
des Kredites nach der Eheschließung 
auch Krediterlaß gewährt. Im Interesse 
der Unterstützung junger Leute, die 
ein Kind oder mehrere Kinder mit in 
die Ehe bringen, werden für die in der 
Ehe geborenen Kinder von der Reihen- 
folge höhere Erlaßsummen zugelassen 
(bis maximal 5000,- M insgesamt). 
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Falls der Ehemann noch seinen Wehr- 3. Weisen Sie an Beispielen nach, 


dienst ableisten Yüf, kann für diese wie der Konsumtionskredit zur 

Zeit die Ratenzahlung ausgesetzt wer- besseren Befriedigirg der materiel- 
den. Die Kreditlaufzeit ist jedoch ein- len und kulturellen Bedürfnisse bei- 
zuhalten. trägt! 


Junge Eheleute werden beim Kredit- 
kauf im Einzelhandel bevorzugt ver- 
sorgt. Nur wenige Waren sind vom Kre- 
ditkauf ausgeschlossen, z. B. Teppiche, 
Meißener Porzellan, Bleikristall und 
Stilmöbel. Beim Kauf der Wohnraum- 
ausstattung brauchen diese Kreditneh- 
mer keine Anzahlung zu leisten. 


Kreditinanspruchnahme 


Bei der Kreditinanspruchnahme wird 
analog dem Teilzahlungskredit verfah- 
ren. Für die Beschaffung der Wohn- 
raumausstattung erhält der Kreditneh- 
mer einen Kreditkaufbrief und die dazu- 
gehörigen Kaufbriefabschnitte, mit de- 
nen er in allen Einzelhandelsgeschäften 
der DDR kaufen kann. Für den Kredit 
muß eine Versicherungsgebühr von 
0,2 Prozent entrichtet werden. 


Handelt es sich um einen Kredit zur 
Wohnraumbeschaffung, so muß der Kre- 

ditnehmer dem Kreditinstitut die ent- 

sprechenden Rechnungen zur Bezahlung 

vorlegen. Bargeld wird aus dem Kredit 

“nicht zur Verfügung gestellt. Die Siche- 

rung dieses Kredits erfolgt entspre- 

chend den Festlegungen für Teilzah- 

lungskredite oder bei Bankkrediten für 

private Wohngrundstücke durch Eintra- 

ung einer Hypothek. ; \f 
ie = ——_ Gransbhuchliche Schwung 
Aufgaben ömes Krecitfes, 


1. Beweisen Sie an Beispielen, wie 
der sozialistische Staat den Konsum- 
tionskredit als ein Mittel zur Ver- 
wirklichung seiner Sozialpolitik 
nutzt! 

2. Erläutern Sie, welche Unterschiede 
bei der Bedürfnisbefriedigung mittels 
Spargeld oder Kredit bestehen! 


182 


Sicherheit 

und Kontrolle 

in den Geld- 

und Kreditinstituten 


6.1. 
Notwendigkeit der Sicherheit 
und Kontrolle 


Alle Geld- und Kreditinstitute verwah- 
ren und verwalten erhebliche Geldfonds 
des Staates, der Wirtschaft und der Be- 
völkerung, und zwar in Form von Konto- 
guthaben, Bargeld (Mark oder Valuten) 
und Wertpapieren. Darüber hinaus füh- 
ren sie den umfangreichen Zahlungs- und 
Verrechnungsverkehr für den Staats- 
haushalt, für Kombinate, Betriebe, Ein- 
richtungen und Bürger durch und rei- 
chen Kredite an volkseigene Kombinate 
und Betriebe, an genossenschaftliche 
und private Betriebe sowie an Bürger 
aus. 


Folglich konzentrieren sich in den Geld- 
und Kreditinstituten sehr viele Daten, 
die Einblick geben in den Verlauf des 
volkswirtschaftlichen Reproduktions- 
prozesses, z. B. Daten über volkswirt- 
schaftlich wichtige Investitionen, die 
Kostenentwicklung, den Export, "die 
Geldakkumulation der Bevölkerung. 


Die Geld- und Kreditinstitute haben die 
Pflicht, die ihnen anvertrauten Werte 
und Daten durch geeignete Maßnahmen 
vor vorsätzlich oder fahrlässig verur- 
sachten Schäden zu bewahren. 


Von jedem Mitarbeiter der Geld- und 
Kreditinstitute wird eine hohe Staats- 
und Arbeitsdisziplin erwartet, damit 
Schäden am gesellschaftlichen Eigentum 


vermieden werden. Alle Mitarbeiter sind 
verpflichtet, wachsam zu sein, die Staats- 
und Dienstgeheimnisse streng zu wah- 
ren und die Rechtsvorschriften über 
Ordnung und Sicherheit einzuhalten.! 
Sie müssen erkennen, daß mit der 
Einhaltung der Rechtsvorschriften nicht 
nur das sozialistische Eigentum ge- 
sichert wird, sondern auch sie selbst 
vor Verlusten geschützt werden, die 
ihnen z. B. durch Regreß- oder Scha- 
denersatzansprüche entstehen könnten. 


In keinem Bereich dürfen mangelnde 
Ordnung, Sicherheit und Wachsamkeit 
geduldet werden. 


Der Beschluß des Ministerrates der 
DDR über die Verbesserung der Rechts- 
arbeit in der Volkswirtschaft vom 13. 
Juni 1974? ist darauf gerichtet, 


— überall im täglichen Leben die be- 
wußte Disziplin zur festen Gewohn- 
heit der Menschen zu entwickeln, 


— allen Erscheinungen entgegenzutre- 
ten, die zu Verletzungen von Rechts- 
vorschriften führen. 


Nach diesem Beschluß sind Rechts- und 
Disziplinverletzungen vor den Werk- 
tätigen auszuwerten, um neuen Rechts- 
verletzungen vorzubeugen. 


1 Verordnung über die Pflichten, die Rechte und 
die Verantwortung der Mitarbeiter in den Staats- 
organen vom 19. Februar 1969 (GBl. II Nr. 26 
S. 163). 

2 GBl.I Nr. 32 $. 313. 
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6.2. 

Sicherheitsmaßnahmen 

und Kontrollorgane 

in den Geld- und Kreditinstituten 


6.2.1. 
Sicherung der Arbeitsprozesse 
(innere Sicherheit)? 


Innere Sicherheit in den Geld- und Kre- 
ditinstituten bedeutet Gestaltung eines 
sicheren Arbeitsprozesses und Über- 
wachung der Ordnungsmäßigkeit des 
Geschäftsablaufs. 


Die speziellen Sicherheitsmaßnahmen 
in dem jeweiligen Geld- und Kredit- 
institut sind von mehreren Faktoren ab- 
hängig, z. B. von der Aufgabe, von der 
Art und vom Umfang der Geschäftsvor- 
fälle und von der Größe des Instituts, 
Mit Hilfe einer exakt vorbereiteten und 
wissenschaftlich begründeten Arbeitsor- 
ganisation lassen sich sowohl die not- 
wendige Effektivität als auch die er- 
forderliche Sicherheit in den jeweiligen 
Arbeitsphasen erreichen. 


Im Zahlungsverkehr und in der Rech- 
nungsführung sind deshalb vielfältige 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich, die 
differenziert eingesetzt werden. 


Das Ziel besteht darin, die Unversehrt- 
heit der Bestände und die sichere, feh- 
lerfreie und schnelle Abwicklung des 
Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs zu 
gewährleisten sowie die Ordnungsmä- 
Bigkeit von Rechnungsführung und Sta- 
tistik zu garantieren. 


Systemimmanente Kontrollen und Si- 
cherheitskontrollen müssen eine um- 
fassende Sicherheit des gesamten Ar- 
beitsprozesses gewährleisten. Grund- 
sätzlich werden folgende Methoden zur 
Gewährleistung der inneren Sicherheit 
angewendet: 
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1. Funktions- und Verantwortungs- 
abgrenzung 


Die Funktionsabgrenzung wird bewußt 
als Sicherungsmittel genutzt, weil die 
Gliederung zusammenhängender Ar- 
beitsgänge in mehrere Teilaufgaben und 
die Übertragung dieser Teilaufgaben auf 
verschiedene Mitarbeiter die Ver- 
fügungsmöglichkeit über die Werte be- 
deutend einschränkt. 


Die Funktionsabgrenzung muß eng mil 
der Verantwortungsabgrenzung ver- 
bunden sein. So ist die Datenvorbe- 
reitung von der Datenverarbeitungs- 
kontrolle getrennt, da sonst betrüge- 
rische Handlungen oder Fehler ver- 
deckt werden könnten. 


2. Gegenkontrollen 


Das Prinzip der Gegenkontrolle hängt 
eng mit der Funktions- und Verant- 
wortungsabgrenzung zusammen. 


Bei der Gegenkontrolle werden die Ar- 
beitsabschnitte so gestaltet, daß’im je- 
weils folgenden Abschnitt die vorange- 
gangenen Arbeitsgänge kontrolliert 
werden. Wenn z. B. bei Kundenaufträ- 
gen die Aufgaben des Kontoführers von 
denen des Datenvorbereiters getrennt 
sind, prüft der Datenvorbereiter, der 
den Sicherungsstempel führt, die Ord- 
nungsmäßigkeit und Vollständigkeit der 
Bearbeitungsvermerke des Kontoführers. 


Wenn solche Kombinationen nicht mög- 
lich sind, müssen zusätzliche Kontroll- 


_ aufgaben bei der Arbeitstechnologie be- 


rücksichtigt werden. Bei der Bearbei- 
tung von Einzahlungen unter Vorbehalt 
der Richtigkeit muß z. B. ein zweiter 
Mitarbeiter zur Feststellung der Rich- 
tigkeit zusätzlich als Kontrolleur einge- 
setzt werden. 


3 Diese Ausführungen bauen auf Lehrmaterial von 
Werner Bahl und Fritz Lukas, Zentrale der Staats- 
bank der DDR, auf. 


3. Doppelte Buchführung 


Ein‘ wirksames Sicherungsmittel ist 
auch die Methode der doppelten Buch- 
führung. Bei diesem Verfahren wird je- 
der ökonomische Vorgang mindestens 
auf zwei Konten, auf einem im Soll und 
auf einem im Haben, also doppelt, er- 
faßt. Die tägliche Summengleichheit 


aller Umsätze und Salden bestätigt die- 


Ordnungsmäßigkeit der Buchungen. 
Fehler in der Finanzrechnung werden 
auf diese Weise schnell erkannt, können 
also rasch korrigiert werden. 

Die doppelte Buchführung ermöglicht 
auch täglich verschiedene Abstimmun- 
gen innerhalb der Rechnungsführung 
sowie zwischen Buch- und Effektivbe- 
ständen. Beispielsweise werden die Ta- 
gesbestände an Bargeld in den Kassen 
und im Tresor mit den Buchbeständen 
abgestimmt. Die Buchbestände werden 
rechnerisch anhand der Buchungen al- 
ler Ein- und Auszahlungen ermittelt. 


4. Inventuren 


In bestimmten Zeitabständen, mindestens 
einmal jährlich zum Stichtag 31. Dezem- 
ber, werden von allen Kreditinstituten 
Bilanzen und Gewinn- und Verlust- 
rechnungen aufgestellt. 

Um einen exakten Nachweis aller finan- 
ziellen und materiellen Bestände und 
ihrer Quellen in der Bilanz gewährlei- 
sten sowie die Unversehrtheit der von 
den Kreditinstituten verwalteten Geld- 
fonds kontrollieren zu können, werden 
Inventuren durchgeführt (Stichtagsin- 
venturen). 

Alle durch Inventuren ermittelten Be- 
stände werden mit den Beständen laut 
Finanzrechnung abgestimmt, so daß eine 
‚vollständige Kontrolle gewährleistet ist. 
Das Inventurprinzip wird außerdem für 
zwischenzeitliche Aufnahmen der Be- 
stände und ihre Abstimmung mit den 
buchmäßigen Nachweisen angewandt 
(permanente Inventuren). 


5. Rekonstruierbarkeit aller Geschäfts- 
vorgänge 


Der lückenlose Nachweis und die Kon- 
trollfähigkeit aller Geschäftsvorgänge 
ist ein wesentlicher Grundsatz der Bank- 
arbeit. Die Kreditinstitute müssen jeder- 
zeit dokumentarisch nachweisen kön- 
nen, wer Bestands- und Wertveränderun- 
gen veranlaßt hat, wer Absender oder 
Empfänger von baren oder bargeldlosen 
Verrechnungen ist, wer von wem welche 
Beträge oder Vordrucke entgegen- 
genommen oder bearbeitet hat. 


Wichtige Voraussetzung, um die Rekon- 
struierbarkeit zu ermöglichen, ist die 
Einhaltung solcher Grundsätze wie 

— keine Buchung ohne Beleg, 

- erst buchen — dann zahlen, 

— lückenloser Nachweis aller Verände- 
rungen in der Verwaltung der Be- 
stände sowie aller Schlüssel, 

- Unverletzlichkeit und zugriffssichere 
Aufbewahrung der Primärdatenträ- 
ger. 


6. Reklamationsbearbeitung und Beleg- 
ablage 


Auch unter EDV-Bedingungen. ist es 
wichtig, die Primärdatenträger gegen 
unbefugten Zugriff zu schützen. Des- 
halb sind die Belegablage und Reklama- 
tionsbearbeitung den innerbetrieblichen 
Kontrollstellen der Kreditinstitute zu- 
geordnet. 

Reklamationen dürfen nur von Mit- 
arbeitern bearbeitet werden, die nicht 
im operativen Zahlungsverkehr (z.B. 
Kasse, Datenvorbereitung) tätig sind. 
Reklamationen sind deshalb ausschließ- 
lich an die Reklamationsbearbeiter zu 
richten. Diese müssen den Verbleib des 
reklamierten Betrages feststellen und 
die Ursachen untersuchen und auswer- 
ten, die ggf. zu einer Fehlleitung ge- 
führt haben. Weiterhin leitet der Rekla- 
mationsbearbeiter die erforderlichen 
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Maßnahmen zur Beseitigung des Fehlers 
ein. 


7. Mitkontrollen 


Mit Hilfe der optisch lesbaren Informa- 
tionsträger (Kontoauszüge, Belege und 
Avise) wird den Kontoinhabern eine 
ständige Mitkontrolle ermöglicht. Bei 
bankinternen Konten kann eine Kunden- 
kontrolle nicht wirksam werden, des- 
halb sind hier zusätzliche Kontrollen er- 
forderlich. 


8. Einsatz von Maschinen 
und technischen Hilfsmitteln 

Die EDV-Anlage ist das wichtigste tech- 

nische Hilfsmittel für die Erfassung und 

Verarbeitung der Zahlungsvorgänge so- 

wie für den Nachweis der Bestände und 

ihrer Veränderungen. 

Bei richtiger Auswahl und zielgerichte- 

tem Einsatz entsprechender EDV-Kon- 

trollprogramme kann durch die EDV- 

Anlage wesentlich wirkungsvoller (als 

das bei herkömmlicher Technik möglich 

war) der Buchungsprozeß als Kontroll- 
instrument genutzt werden. 

Durch die Zusammenarbeit der Kredit- 

institute mit den EDV-Stationen ergeben 

sich weitere spezielle Sicherheitseffekte. 

Schwerpunkt ist die Sicherung der ter- 

mingerechten, unversehrten Erfassung 

und Verarbeitung von Primärdaten und 

Übermittlung ihrer Ergebnisse. Ins- 

gesamt kann durch die EDV-Technolo- 

gie ein höherer Sicherungseffekt er- 
reicht werden, 

- weil die Arbeitsprozesse weitgehend 
automatisiert nach getesteten und 
geprüften Programmen ablaufen, 

- weil die maschineninternen pro- 
grammierten Kontrollen Fehler auto- 
matisch sichtbar machen. 


Als Sicherungsmittel dienen auch Bank- 
schaltermaschinen. Diese Maschinen re- 
gistrieren und quittieren mittels Regi- 
strierdruck den Ein- und Auszahlungs- 
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betrag. Dadurch wird ein sonst notwen- 
diger Gegenbuchführer eingespart. 
Außerdem kann ein Teil der Kassie- 
rungsfehler (z. B. infolge schlecht les- 
barer Zahlen) noch nachträglich erkannt 
werden. Veränderungen der ursprüng- 
lich eingetippten Summen durch den 
Kassierer sind nicht möglich. 


Der Belegzwang und die Vordruck- 
strenge in den Kreditinstituten sind wei- 
tere wichtige Maßnahmen zur Gewähr- 
leistung von Sicherheit und Kontrolle. 
Bereits bei der Gestaltung der Belege 
wurde berücksichtigt, daß es sich um 
Primärdatenträger für die eindeutige Er- 
fassung und Verarbeitung der Umsätze 
und um Dokumente zum Nachweis der 
Bestandsveränderungen auf den Konten 
handelt. 


Der Abdruck des Sicherungsstempels 
bestätigt der empfangenden Stelle, daf 
es sich um einen ordnungsgemäß ge- 
prüften Vorgang handelt (hauptsächlich 
bei noch herkömmlich vorzunehmenden 
Verrechnungen). In bestimmten Fällen 
wird der Sicherungsstempel auch zur 
Erklärung der Erfassungsreife gegen- 
über dem VEB Datenverarbeitung (Be- 
stätigung der Ordnungsmäßigkeit der 
Stammdaten) verwendet. 


Der Sicherungsstempel ist stets zugriffs- 
sicher aufzubewahren, Außerdem ist ein 
Nachweis zu führen, welche Mitarbeiter 
zu welcher Zeit im Besitz des Siche- 
rungsstempels sind. Für die meisten 
Buchungsvorgänge wird die Erfassungs- 
reife durch den Kontrollstempel bestä- 
tigt. Auch der Kontrollstempel wird per- 
sonengebunden genutzt. 


Bei bestimmten Zahlungen — besonders 
hohen Beträgen oder telefonisch bzw. 
telegrafisch weiterzuleitenden Beträ- 
gen - werden Codierungen (Verschlüs- 
selungen) angewendet. Dadurch kann 
das empfangende Kreditinstitut die Ord- 


nungsmäßigkeit der Zahlung überrrü- 
fen. Das Codierungssystem ist nur ein- 
zelnen Mitarbeitern bekannt. 


Im Kassenverkehr werden als weiteres 
Sicherungsmittel Plomben verwendet. 
Anhand der unterschiedlichen Gravie- 
rung der Plomben und durch den perso- 
nengebundenen Einsatz und Nachweis 
der Übernahme kann festgestellt wer- 
den, wer die Geldsäcke und Pakete ver- 
schlossen hat. 


6.2.2. 
Sicherung der Betriebsstätten 
(äußere Sicherheit) 


Die äußere Sicherheit beinhaltet den 
Schutz der Mitarbeiter und der Einrich- 
tungen des Kreditinstituts vor Gefahren 
und Schäden von außen. Sie wird eben- 


Tabelle 6.1. 


Sicherungsmittel und ihre Einsatzmöglichkeiten 


falls durch das Zusammenwirken von 
Mensch und Technik erreicht. 


Zwischen äußerer und innerer Sicher- 
heit besteht ein enger Zusammenhang. 
So ist die Sicherheit in der Bank erst 
dann gewährleistet, wenn die innere und 
äußere Sicherheit komplex durchgesetzt 
werden. 

Bei der äußeren Sicherheit geht es ins- 
besondere um den Schutz der Mitarbei- 
ter, die Sicherung der Objekte, die Si- 
cherung von Geldtransporten sowie den 
Schutz der Staats- und Dienstgeheim- 
nisse bzw. anderer Werte. Sie erstreckt 
sich auf alle Fachgebiete der Bank. 
Einen Überblick über die verschiedenen 
Arten der Sicherungstechnik und ihre 
Einsatzmöglichkeiten zeigt Tabelle 6.1.). 
Welche Art der Sicherungstechnik an- 
gewandt wird, hängt von der Bedeutung 
und vom Umfang der verwahrten Werte 


Arten 


Einsatzmöglichkeiten 


Gebäude, Mauern, Zäune 
umbaute Räume 
Vergitterungen und Metallrollos 


zur allgemeinen Sicherung der Kreditinstitute 
als Tresor- und Nachttresoranlagen 
zur Sicherung von Türen, Fenstern, Zugängen 


Tresortüren "zur Sicherung der 

umbauten Räume für Tresoranlagen 
Panzerschränke zur sicheren Aufbewahrung von Bargeld und 

als Auffangbehälter für Nachttresoranlagen 
Stahlschränke zur sicheren Aufbewahrung von Bargeld und 

vergegenständlichten Dienstgeheimnissen 
Stahlblechschränke zur sicheren Aufbewahrung von Kreditakten und 


Kontounterlagen 

zur sicheren Aufbewahrung von EDV- und Konto- 
unterlagen und Bargeld (Nutzung als Kassetten und 
Transportwagen für Bargeld) 


Stahlblechbehältnisse 


Schließfachanlagen zur Sicherung der Informationen (Post) für Kontoinhaber 

Spezialschlösser für Türen zu Eingängen, Arbeitsräumen, Wertgelassen 
und Behältnissen 

Raumschutzanlagen. zur Überwachung und zur Signalisierung von 
Veränderungen im Sicherheitsbereich, 
wie Annäherung bzw. Bewegung von Personen in 

a Räumen 
Notrufanlägen zur Signalisierung eines Gefahrenzustandes 
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und der vergegenständlichten Dienst- 
geheimnisse ab. Dabei müssen auch die 
örtlichen Verhältnisse und Bedingungen 
in den Dienststellen berücksichtigt wer- 
den. Die verschiedenen Arten von Si- 
cherungsmitteln werden kombiniert ein- 
gesetzt. 
Beispielsweise sind Tresore umbaute 
Räume, deren Wände, Decken und Fuß- 
böden durch eine Kombination von Si- 
cherungsmitteln gesichert sind. Ihre 
Raumordnung wird mehr und mehr von 
der modernen Transporttechnik (Contai- 
ner- und Palettensystem) bestimmt. Je- 
der Tresor ist durch eine Tresortür ge- 
sichert, die feuer- und einbruchsicher 
sein und eine besondere Schließtechnik 
besitzen muß. 
Nachttresoranlagen sind eine besondere 
Art der Tresore. Sie geben den Bank- 
kunden, vor allem den Handelseinrich- 
tungen und Gaststätten, die Möglich- 
keit, auch außerhalb der Kassenstunden 
ihre Erlöse bei den Kreditinstituten ab- 
zuliefern. Die Nachttresoranlagen beste- 
hen aus dem Nachttresoreinwurf mit 
verschließbarer Türplatte und einem mit 
dem Einwurf verbundenen Tresor zum 
Auffangen und sicheren Speichern der 
Geldbehälter. 
Die übrigen Wertgelasse, wie Panzer-, 
Stahl- und Stahlblechschränke, dienen 
der Aufbewahrung von Geld und Gel- 
deswerten sowie von Schriftgut. 
"Es gilt der Grundsatz, daß zur Auf- 
bewahrung das jeweils vorhandene 
Wertgelaß einzusetzen ist, das die 
größte Sicherheit bietet. Wertgelasse 
haben hinsichtlich des Widerstandes 
gegen Feuer und gewaltsames Öffnen 
verschiedene Sicherheitsgrade. Der Si- 
cherheitsgrad wird bestimmt 
— von der Art des verwendeten Mate- 
rials (Panzerstahl oder andere Bau- 
stoffe), 
- von der Art der Wandung (einwan- 
dig, doppel- oder mehrwandig), 
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- von der Art der Türfüllung (vor 
allem Schutzmaterial gegen gewalt- 
sames Öffnen durch mechanische - 
kalte - Werkzeuge sowie gegen An- 
griffe mit Schneid- und Schweiß- 
brennern), 

- von den Türarten (Flügeltüren, 
Schiebetüren und Rolladen), ° 

- von der Art der Schließtechnik. 


In Kreditinstituten können nur Schlös- 
ser mit hohen Sicherheitsgraden verwen- 
det werden. Wertgelasse, in denen Geld 
aufbewahrt wird, müssen z. B. Doppel- 
bzw. Mehrfachverschluß an der Außen- 
tür haben. Zwei Schlösser müssen min- 
destens unabhängig voneinander wir- 
ken. Tresortüren und Türen von Pan- 
zerschränken werden meist mit einem 
Codeschluß (Zahlen- oder Buchstaben- 
kombinationen) ausgestattet. 


Die Schließfachanlagen haben Einfach- 
verschluß und können zusätzlich mit 
Generalschließmöglichkeiten ausgestat- 
tet sein; dadurch können alle Schließ- 
fächer blockiert werden. Sie sind meist 
in Vorräumen zum Kassensaal unter- 
gebracht und können außerhalb der 
Kassenstunden und teilweise außerhalb 
der Dienststunden benutzt werden. 
Schließfachanlagen müssen gegen un- 
berechtigtes Öffnen Widerstand bieten 
und feuerhemmend sein. Sie dienen vor- 
wiegend für die Bereitstellung von 
Kontoauszügen zur Abholung außerhalb 
der Kassenstunden. 


Technische Sicherungsanlagen haben die 
Aufgabe, die Veränderungen im Siche- 
rungsbereich durch Geräusche, Annähe- 
rung, Berührung, Erschütterung, Be- 
schädigung und Zerstörung zu 'signali- 
sieren. Unter Ausnutzung bestimmter 
physikalischer Prinzipien der Elektro- 
technik und der Elektronik wird ein 
Alarmierungssignal ausgelöst. 

Den höchsten Sicherheitsgrad besitzen 
moderne technische Sicherungsanlagen 


elektronischer Art, bei denen die zu 

schützenden Objekte und Räume z. B. 

von unsichtbaren elektromagnetischen 

oder Ultraschallfeldern umgeben sind. 

Solche Anlagen sind auch - dem jewei- 

ligen Zweck entsprechend - mit ande- 

ren elektronischen Sicherungsanlagen 
kombiniert einsetzbar. 

Im Zusammenhang mit dem Einsatz von 

Sicherungstechnik ist die Schlüsselfüh- 

rung und -verwaltung ganz besonders 

wichtig. Sie ist in den Kreditinstituten 
genau geregelt. 

Folgende Grundanforderungen müssen 

beachtet werden: 

- Nur Mitarbeiter, die vom Leiter als 
Schlüsselträger eingesetzt worden 
sind, dürfen Schlüssel zu Räumlich- 
keiten bzw. Wertgelassen besitzen. 
Sie müssen die Schlüssel stets zu- 
griffssicher aufbewahren und dür- 
fen die Verschlüsse nur selbst bedie- 
nen. Für Schäden, die sich aus einer 
mißbräuchlichen Verwendung oder 
aus dem Verlust von Schlüsseln er- 
geben, haftet der Schlüsselträger 
nach den gesetzlichen Bestimmun- 
gen. Gehen Schlüssel verloren, ist 
das Schloß unverzüglich zu ändern. 

- Schlüssel dürfen nur gegen Quittung 
auf den vorgesehenen Nachweisen 
(Schlüsselkarten) übergeben und 
übernommen werden. Dadurch wird 
jederzeit der Überblick gewährlei- 
stet, wer in welcher Zeit im Besitz 
bestimmter Schlüssel gewesen ist. 
Die Verantwortlichkeit läßt sich also 
exakt und ggf. auch nachträglich 
feststellen. 

Schlüssel zu Tresoren, Stahlschrän- 
ken und ähnlichen Behältnissen mit 
zwei oder mehreren Schlössern dür- 
fen grundsätzlich weder gleichzeitig 
noch nacheinander in den Besitz 
eines Mitarbeiters gelangen, weil 
sonst der Sicherungseffekt verloren- 
ginge und unter Umständen ein Mit- 


arbeiter allein Zugriff zu den Wer- 
ten hätte. - 


Aufgabe 
Informieren Sie sich in Ihrem 
Kreditinstitut über die Schlüssel- 
ordnung, und prüten Sie, ob die 
Grundsätze der Schlüsselführung 
und -verwaltung eingehalten werden! 


6.2.3. 
Kontrolle und Kontrollorgane 


Im Sozialismus ist die Kontrolle in allen 
Phasen des Arbeitsprozesses Bestandteil 
der Leitungstätigkeit. In den Kredit- 
instituten wird sie in folgender Weise 
angewendet: 


— Kontrolle als immanenter Bestand- 
teil der Arbeitsorganisation, 

- ‚Kontrolle durch den Leiter oder 
durch Mitarbeiter, die von ihm be- 
auftragt sind, 

— Kontrolle durch besondere Kontroll- 
organe. 


Die Kontrolle als Bestandteil der Ar- 
beitsorganisation und die Kontrolle 
durch den Leiter (einschließlich der Kon- 
trollen durch die innerbetrieblichen 
Kontrollstellen) sind in das Sicherheits- 
system integriert. 


Im Prinzip darf keine Operation unkon- 
trolliert ablaufen. Insbesondere dort, 
wo die Kontrolle nicht systemimmanen- 
ter Bestandteil der Arbeitsorganisation 
ist oder wo die Mitkontrolle des Konto- 
inhabers fehlt, müssen zusätzliche Kon- 
trellen — Sicherheitskontrollen - wirk- 
sam werden. 

Sicherheitskontrollen werden mit folgen- 
dem Ziel durchgeführt: 


— Kontrollen zur Sicherung der Voll- 
ständigkeit und Geschlossenheit des 
Systems der Rechnungsführung, 
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. = Kontrollen zur Sicherung der Durch- 
setzung des sozialistischen Sparsam- 
keitsprinzips, 


- Kontrollen als Ergänzung für feh- 


lende systemimmanente Gegenkon- 
trollen oder fehlende Mitkontrollen 
durch die Kontoinhaber, 

‚_ Kontrolien zur Einhaltung und 
Durchsetzung der gegebenen Wei- 
sungen zur Gewährleistung von Ord- 
nung und Sicherheit. 


Kontrollorgane sind innerbetriebliche 
Kontrollgruppen und zentrale Kontroll- 
organe, die differenzierte Aufgaben 
haben. Sie sind am eigentlichen Arbeits- 
prozeß nicht beteiligt. Sie müssen prü- 
fen, 


- ob das konzipierte Sicherheitssystem 
eingehalten wird und 

- ob die gesetzlichen Bestimmungen 
beachtet werden. 


Die Kontrollorgane führen Revisionen 
durch. Die Revision ist eine besonders 
wirksame Kontrollmethode. Sie wird in 
der Regel überraschend eingesetzt; bei 
dieser Methode wird umfassend, syste- 
matisch und dokumentarisch geprüft. 


In den Geld- und Kreditinstituten wer- . 


den die Staatliche Finanzrevision und 
darüber hinaus innerbetriebliche Revi- 
sionsorgane wirksam, 


Die Staatliche Finanzrevision handelt im 
Auftrage des Ministerrates. Sie hat die 
Aufgabe, zur Sicherung der gesamt- 
staatlichen Interessen in allen Bereichen 
der Volkswirtschaft Aufwand und Nut- 
zen der wirtschaftlichen Tätigkeit zu 
kontrollieren. In den Kreditinstituten 
führt sie regelmäßig dokumentarische 
Finanzrevisionen durch. Die Prüfung 
erstreckt sich u. a. auf folgende Ge- 
biete: 


- Ordnungsmäßigkeit 
schlüsse, 
- Sicherheit im Geldverkehr, 


der Jahresab- 
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— Entwicklung der Differenzen und 
offenen Posten im Buchwerk, 
- Reklamationsbearbeitung. 


Die zentralen innerbetrieblichen Revi- 
sionsorgane, die in zentralgeleiteten 
Kreditinstituten dem Präsidenten oder 
Vizepräsidenten direkt unterstellt sind, 
prüfen die Durchsetzung zentraler Wei- 
sungen und die Einhaltung gesetzlicher 
Bestimmungen. 

In den Kreisdienststellen sind neben den 
(örtlichen) innerbetrieblichen Kontroll- 
gruppen auch ehrenamtliche Sicher- 
heitsaktive eingesetzt, die den staat- 
lichen Leiter bei der Durchsetzung der 
staatlichen Ordnung wirksam unter- 
stützen, 


Aufgaben 


1. Begründen Sie, warum Wachsam- 
keit, Sicherheit und Kontrolle in den 
Geld- und Kreditinstituten notwendig 
sind! 

2. Auf welche Gebiete erstreckt sich 
die Sicherheitskontrolle? Nennen 
Sie praktische Beispiele! 
3. Beweisen Sie anhand von Bei- 
spielen, daß die Revision eine 
besonders wirksame Form der 
Kontrolle ist! 

4. Erläutern Sie das Sicherheits- 
system Ihres Kreditinstituts! 
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